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vrozdem in Ben letzten Jahrzehnten die Geſchichte der politiſchen 
Literatur mit großem Eifer bearbeitet wurde, fehlt es doch an 


einer dem neueſten Stande der Wiſſenſchaft entſprechenden Darſtellung 
der verſchiedenen Staatstheorien, aus welcher ſich auch der Nicht? 


fachmann über die Entwicklung des politiſchen Denkens unterrichten 
kann. Das Buch von Gumplowicz (Geſchichte der Staatstheorien, 
1905) iſt wohl anregend und flüſſig geſchrieben und innerhalb ge⸗ 
wiſſer Grenzen vollſtändig, aber es iſt doch zu einſeitig auf den 
ſoziologiſchen Standpunkt des Verfaſſers eingeſtellt und wahrt im Ton 


nicht immer die wiſſenſchaftliche Würde. Mit um ſo größeren Er⸗ u 


wartungen nimmt man ein kleines Büchlein in die Hand, welches 
Nudolf Stammler unter dem Titel „Rechts⸗ und Staatstheorien 


der Neuzeit. Leitſätze zu Vorleſungen“ im Jahre 1917 veröffentlicht wi: 
hat. Ein Blick in das Inhaltsverzeichnis zeigt, daß hier auf wenigen 


Seiten zahlreiche Theorien beſprochen werden, und der akademiſche 
Lehrer darf hoffen, daß die der Offentlichkeit übergebenen „Leitſätze“ 
nicht bloß für die Stammlerſchen, ſondern auch für die e * 99 


N 1 Die Schriften Stammlers werden, wie folgt, bezeichnet: 
W. R. — Wirtſchaft und Recht nach der materialiſtiſchen Geſchictsauffaſſung. 
3. Aufl. 1914. Wo die 2. Aufl., 1906, gemeint iſt, iſt es ausdrücklich an⸗ 
gegeben. 
RR. — Die Lehre von dem richtigen Rechte, 1902. 3 
Th. R. = Theorie der Rechtswiſſenſchaft, 1911. N * 
b. III, VI, VII = Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 3. Aufl. III. Bd. 
„Eigentum und Beſitz“. VI. Bd. „Materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung“. 
VII. Bd. „Recht“. 
Die Seitenzahlen ohne nähere Angabe beziehen ſich auf e 5 | 
. Staatstheorien der Neuzeit. Leitſätze zu ee 1917. 
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| Tefungen verwendbar fein werben. Dem if nun freilich, wie das 
Studium des Schriftchens zeigt, nicht ſo. Es handelt ſich für 


Stammler weniger um eine Darſtellung als um eine Kritik der 


= einzelnen Lehren, und zwar um eine Vergleichung (man könnte ſagen: 
Konfrontierung) dieſer Lehren mit der Stammlerfchen Rechtsphiloſophie. 
. Das aus zahlreichen Werken bekannte rechtsphiloſophiſche Syſtem 


des Verfaſſers wird auch in dieſer neueſten Arbeit wiederum vor⸗ 
geführt, aber in eigenartiger Form, indem ſeine einzelnen Beſtand⸗ 


teile im Anſchluß an von ihnen abweichende Lehren herausgearbeitet 
werden. Während ſonſt in literaturgeſchichtlichen Werken der Ver⸗ 
faſſer zurücktritt und ſeine Helden ſprechen und handeln läßt, ſteht | 
hier Stammler unausgeſetzt ſelbſt auf der Bühne, der, mag er nun 
von Machiavelli, Rouſſeau, Savigny, Marx oder von wem immer be⸗ 


richten, immer wieder ſeine eigene Theorie vorträgt, um danach die 
Theorien anderer zu beurteilen. Haben wir es nun auch nicht eigent⸗ 


lich mit einem geſchichtlichen Werk zu tun, wie man nach dem 


Titel erwarten ſollte, ſo bietet es doch einen eigenartigen Reiz, den 


kritiſchen Gängen Stammlers zu folgen und auf ſolche Weiſe einen 
neuen Maßſtab zur Beurteilung ſeiner Rechtsphiloſophie zu gewinnen. 


Allerdings iſt das meiſte von dem, was er in dem vorliegenden Buch 
ausführt, zum Teil mit den gleichen Worten, ſchon in feinen 
früheren Schriften enthalten, aber ſeine neueſte Veröffentlichung über⸗ 
hebt uns der Mühe, die zahlreichen kritiſchen Bemerkungen, die ſich 
in ſeinen Werken finden, zuſammenzuſuchen, und indem er ſelbſt 


Zn Beziehungen zwischen den einzelnen. Beſtandteilen ſeiner eigenen Lehre 


eigenartige Belzußtung. 


und anderen Denkern herſtellt, rückt er dieſe Lehre e in eine 
1 


1 Wenn wir ung nun im folgenden mit Stammler als Kritiker 5 


beſchäftigen wollen, ſo müſſen wir noch einen Augenblick beim Titel 
ſeiner 0 verweilen. „Kechts⸗ und Staatstheorien“ will er be- 


handeln, d. h. — fo ſollte man doch meinen — Rechtstheorien und | 


0 Staatstheorien. In Wahrheit unterſcheidet aber der Verfaſſer nicht 


zwei Arten von Theorien, ſondern er arbeitet mit einem einheit⸗ 
lichen Begriff der „Rechts⸗ und Staatstheorie“. Eine Rechts⸗ und 


Staatstheorie hat es „damit zu tun, was ſich von dem Rechte und 


dem Staate allgemeingültig feſtſtellen läßt. Sie muß ... die reinen 
Formen darlegen, in denen wir juriſtiſch denken und gegebenes recht⸗ 
liches Wollen grundſätzlich beurteilen“ (S. 3). Im erſten Satz wird 
noch neben dem Recht der Staat e im zweiten aber bloß vom 
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juriſtiſchen Denken und vom rechtlichen Wollen geſprochen. 


In der Tat kommt der Staat bei Stammler in keiner Weiſe zu 


ſeinem Recht. Alle Theorien, die er vorführt, werden als Rechts⸗ 


theorien behandelt und gewertet (vgl. S. 3 a. E.), auch ſolche, 


welche gar nicht dazu beſtimmt ſind, das Recht zu erklären. Der 
Verfaſſer wirft (S. 7) Machiavelli den Mangel einer Auseinander⸗ 
ſetzung von Recht und Staat vor. Mit Unrecht! Denn Machiavelli 


hat ſich mit der Rechtstheorie überhaupt nicht beſchäftigt. Stammler 
ſelbſt aber hätte, wenn ſchon nicht in der Einleitung, wo man doch 


die begriffliche Grundlegung erwartet, ſo doch an irgendeiner Stelle 


ſeiner Schrift irgend etwas über Begriff, Weſen, Erſcheinung des 


Staates oder, wie immer man ſich das Problem zurechtlegen will, 


ſagen müſſen. Statt deſſen läuft der Staat nur ſo nebenher mit, 
der Nachdruck liegt auf dem Recht. Das geringe Intereſſe, welches 
Stammler am Staate nimmt, kommt in ſeinen großen Werken deut 


lich zum Ausdruck. Es ſtehe jedem frei — heißt es W. R. S. 117 —, 


Wort und Begriff „Staat“ auf irgendwelche Rechtsgemeinſchaft an⸗ 
zuwenden, und niemand ſei dabei gerade an die moderne Vorſtellung 
von einem Staatsweſen unauflöslich gebunden. Aber man könne 


niemals einen Begriff vom Staate geben, ohne denjenigen des Rechts | 


ſchon vorausgeſetzt zu haben. Es fei nicht möglich, von einer 
Staatsgewalt zu reden, es ſei denn, daß man rechtliche Bindung von 


Menſchen dabei in Gedanken hätte. Die Stammlerſche Staats⸗ 


philoſophie ſcheint ſich demnach in dem Satz zu erſchöpfen: Der Staat 
ſetzt das Recht voraus. „In dem Begriffe des Staates ſind allzu⸗ 


viele wechſelnde und veränderliche Elemente enthalten.“ Der moderne 
Staatsbegriff hat, „ebenſo wie die Staatsbegriffe anderer Zeiten und 
Völker, mancherlei nur konventional angenommene Denkweiſen in 
ſich. Hierher zählt vor allem das Merkmal des Staatsgebiets“ 


(Th. R. 396). „Die Erwägung der Eigenart des Staatsbegriffs 
führt auf die reinen Formen des juriſtiſchen Denkens zurück.“ Der 
Staat iſt demnach „eine beſonders geartete Rechtsordnung“ 
(Th. R. S. 397, 424), der Staatsbegriff beſagt „nur einen be⸗ 
ſonderen Inhalt von rechtlichem Wollen“ (Th. R. S. 703). Wenn 
man ſich mit dieſen Feſtſtellungen begnügt, dann braucht man natür⸗ 
lich neben der Rechtstheorie keine Staatstheorie; ja wenn man mit 
Stammler eine Lehre nur dann als „Theorie“ anſieht, wenn ſie all⸗ 
gemeingültig iſt (S. 1), ſo kann es überhaupt keine Staatstheorie 


geben, weil ſich über den Staat als über eine „beſonders geartete 


Rechtsordnung“ mit wechſelnden und veränderlichen Elementen 
ee 
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nichts Mlgemeingültiges ſagen läßt. Iſt doch ſchon die Gehen tung, 


daß das Gebiet ein Staatsmerkmal iſt, nicht allgemeingültig, ſondern 
„modern“ und „konventional“!! Vom Standpunkte Stammlers aus 


iſt es eine bedenkliche Unklarheit und ein Mangel an Folgerichtig⸗ 


keit, daß e er nicht ſchlechtweg von. e ſondern von „Rechts⸗ 


und Staatstheorien“ ſpricht. 
Laſſen wir nun aber auch Staat und Staatstheorien ganz bei⸗ 
ſeite, ſo bleibt noch immer die Frage offen, ob die von Stammler 


behandelten Schriftſteller „Theorien“ in ſeinem Sinne, d. h. Lehren 
aufgeſtellt haben, die allgemeingültig ſind oder es wenigſtens ſein 
wollen. „Die Neuzeit bietet eine ununterbrochene Kette von Verſuchen, 


den bedingenden Einheitsgedanken für alles je vorkommende Recht 


herauszuarbeiten und das letztere nach der Geſetzmäßigkeit unſeres 
Daſeins überhaupt zu verſtehen“ (S. 3). Kann man aber in dieſer 


Weiſe auch nur annähernd jenes Ziel bezeichnen, welchem Machiavelli, 


Spinoza, Rouſſeau, Kant, Savigny, und wie ſie immer heißen mögen, 


in gleicher Weiſe nachgeſtrebt haben? Gehören ſie alle oder gehört 


auch nur die Mehrzahl von ihnen zu den „Rechtstheoretikern“ im 
Stammlerſchen Sinne? Bei unbefangener Prüfung wird man wohl 


nur zu einer verneinenden Antwort gelangen, und ſchon daraus er⸗ 


gibt ſich, daß die Stammlerſche Kritik * ein Verſuch am un · 5 


ee Objekt bleiben muß. 


2. Das zeigt ſich mit aller Deutlichkeit ſchon bei dem erſten 


Schriftsteller, den Stammler behandelt, bei Machiavelli. Für die 


Herſtellung und Durchſetzung eines ſtarken Staats hält Machiavelli 
ſchlechterdings jedes Mittel für erlaubt. Schlechte Geſetze ſind in 


ſeinem Sinne ausſchließlich ſolche, die die Staatsgewalt zu ſchwächen 
geeignet ſind. Inſoweit wird Machiavellis Anſchauung richtig 


wiedergegeben. Aber bedenklich iſt es ſchon, wenn die von Machiavelli 


vertretene „Staatsräſon“ dahin verſtanden wird, daß ſie als oberſten 


Maßſtab für alles menſchliche Wollen das jeweilige Gebot 
des Staates nimmt (S. 7). Denn die Staatsräſon iſt doch nur 


eine Richtſchnur für den Staatsmann, alſo für das Staatsgebot 


ſelbſt und nicht für den einzelnen, der dem Staat unterworfen iſt. 
Die Staatsräſon ſoll den Inhalt des Staatsgebots beſtimmen. Daß 


und warum dieſes verbindlich iſt, iſt eine Frage für ſich, die zu 
unterſuchen Machiavelli ganz fern liegt. Aber vollends verfehlt iſt 
es, ihm die Meinung zuzuſchreiben, daß es außer der Beachtung des 
poſitiven Rechts kein weiteres Bedenken geben könne (S. 8). Lehrt 
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er das irgendwo? Gerade das wird ihm doch immer vorgeworſen, 


N daß er ſich über Sittlichkeit und Recht hinwegſetzt. Den Fürſten 


politiſchen Sinne), der Staatsmann ſolle darum die Möglichkeit aus⸗ 


will er gewiß nicht Befolgung des poſitiven Rechts vorſchreiben, und 


. für die Staatsbürger ſtellt er überhaupt keine Regeln auf. Seine An⸗ 


ſicht, die Menſchen ſeien von Natur ſchlecht, und die Geſetze machten 
ſie gut, darf nicht dahin verſtanden werden, als ob er jedes Geſetz 


für geeignet hielte, die Menſchen gut zu machen, ſo daß der einzelne 


bloß die Geſetze befolgen müßte, um gut zu werden — daß das 


Merkmal des Guten nicht in der Befolgung von Paragraphen des 


ſtaatlichen Nechts beſtehen könne (S 7 f.), braucht einem fo moral⸗ 
freien Mann wie Machiavelli ſicherlich nicht vorgehalten zu werden —, 
vielmehr will er nur ſagen, daß Geſetze den Menſchen gut machen 
können, („gut“ nicht gerade im moraliſchen, ſondern im praktiſch⸗ 


nutzen, auf die Menſchen durch Geſetze im günſtigen Sinne ein⸗ 


zuwirken. Machiavelli iſt nicht der Vorkämpfer des poſitiven Rechts, 
als welchen ihn Stammler hinſtellt, er iſt überhaupt kein Rechts⸗ 


philoſoph, ſondern er iſt ſo ziemlich das genaue Gegenteil von beidem, 
ein ee rückſichtsloſer Realpolitik. | 


3. Einigermaßen überraſchend wirkt es, unter den Rechts⸗ 1185 
Staatstheorien auch die Utopien angeführt zu finden. Die Utopiſten 
ſind doch keine Theoretiker, Staatsromane ſind keine Lehrgebäude. 


„Die Utopien ſind Dichtwerke,“ ſagt Stammler (S. 10) mit Recht, 
„ſie geben Entwürfe für neue rechtliche Einrichtungen und malen die 


hiervon zu erwartenden Folgen aus.“ Was ſollen ſie alſo in der 


Geſellſchaft der Rechts⸗ und Staatsphiloſophen? Stammler be⸗ 
ſchäftigt ſich mit ihnen, weil ſie die von ihnen eingeführten recht⸗ 


lichen Bedingungen des menſchlichen Zuſammenwirkens „als grund- 
ſätzlich- richtig“ behaupten (S. 11). Nun, ob fie es gerade be⸗ 


haupten, mag dahingeſtellt bleiben. Denn der Utopiſt beſchränkt 


ſich doch vielfach auf die bloße Schilderung des Zukunftsſtaates und 
tritt ſelbſt beſcheiden in den Hintergrund. Aber gewiß nimmt er, 


ſoweit er nicht aus Freude am Fabulieren ſeiner dichteriſchen 


Phantaſie freien Lauf läßt, was ja auch in Betracht zu ziehen iſt, 


an, daß er grundſätzlich Richtiges ſchildert. „Ein Beweis,“ meint nun 


Stammler (S. 11), „könnte aber nur aus einer in ſich begründeten. 


Rechtstheorie hergeführt werden. Darum haben die Utopien in ihrer 
dichteriſch darſtellenden Weiſe zwar Wert als Anregung zu kritiſcher 
Beſinnung über. me Recht und Leben, aber keine unmittelbare 
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Bedeutung für die Klarſtellung der rechten Methode einer wiffen- 


ſchaftlichen Behandlung der fozialen Frage.“ Ganz richtig! Aber 
darin liegt nicht eine Kritik der Utopien, ſondern eine Kritik ihrer 
Einbeziehung in. eine Darſtellung der Rechts⸗ und Staatstheorien. 


4. Die Lehren von Grotius, Hobbes !, Pufendorf und Thomaſius 


faßt Stammler unter dem Geſichtspunkt des „Naturrechts“ (im 
engeren Sinne) zuſammen. Seine Kennzeichnung des Naturrechts iſt 


aber ganz unzureichend, die Definition des Naturrechts als eines 


Rechts, das in ſeinem Inhalt der Natur entſpricht (S. 11) oder | 
mit ihr übereinſtimmt (H. VII, 42), kaum mehr als eine Wort⸗ 


erklärung. Das Naturrecht, ſo lehrt er, bedeute den Gedanken von 
einem innerlich begründeten Recht, das den bloß poſitiven Rechten 
gegenübertrete. Als Richtmaß werde die Natur genommen, Natur 


nicht im Sinne von Unkultur, ſondern von „Weſen“. Entweder 
denke man dabei an die Natur des Menſchen (Naturrecht im engeren 


Sinne) oder an die Natur des Rechts (Vernunftrecht). | 

Aus dieſer Darlegung kann wohl niemand die weſentlichen 
Züge des geſchichtlichen Naturrechts entnehmen. Fehlt doch dabei 
der Hinweis auf den Anſpruch des Naturrechts, unmittelbar zu 
gelten. In W. R. (S. 163) meint nun Stammler freilich, das 


Naturrechtsproblem werde durch die Geltungsfrage auf ein Neben⸗ 


geleiſe abgelenkt. Das Gelten gehöre gar nicht zum Begriffe des 
„Rechts“, und es könne auch neben einem geltenden Recht ein anderes 
„Recht“ als Richtmaß und vorbildliches Ziel ſtehen. Das Natur⸗ 
recht brauchte dabei keine andere Rolle zu übernehmen als irgendein 
ausländiſches Geſetz oder die Rechtsordnung eines untergegangenen 
Staates. Stammler iſt es aber offenſichtlich ſelbſt, der hier Haupt⸗ 
und Nebengeleiſe verwechſelt, weil er das Naturrecht eben nur im 
Hinblick auf ſeine eigene Sozialphiloſophie ins Auge faßt. Das. 
Naturrecht glaubte a priori richtige Rechtsſätze zu finden, für 
Stammler iſt das Problem des richtigen Rechts bloß eine Frage der 
Methode, zu richtigem Recht zu gelangen (S. 37), es kommt ihm 


alſo nur auf jene Seite des Naturrechts an, die ſeinen Unter⸗ 


ſuchungen am nächſten liegt. In der zweiten Auflage von W. R. 
(S. 168) ſagt er denn auch ausdrücklich: Der „Entwurf“ eines mit 


der Natur inhaltlich übereinſtimmenden Rechts habe als Anſpruch 


1. Ein ergötzlicher Druckfehler läßt Hohbes für die Unverletzlichkeit der 
„Parlamentarier“ eintreten (S. 15). Gemeint ſind offenbar „Parlamentäre“ 
(pacis mediatores). f 5 ö | 
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ſeiner „Geltung“ zunächſt nur den, ein Ziel für den Geſetzgeber | 


aufzuſtellen, keineswegs aber eine Norm für Richter und Ver⸗ 


waltungsbeamte abzugeben. Sollte dem auch früherhin teilweiſe 


anders, geweſen ſein und würden manche, Naturrechtslehrer den 
| elementar auf der Hand liegenden Unterſchied von poſitivem und 


natürlichem Recht überſehen haben, was könnte uns daran liegen, 


die wir ſyſtematiſch über die Möglichkeit ſozialer Geſetzmäßigkeit in 


das Klare kommen wollen und denen das Streiten mit Irrtümern 


vergangener Zeiten doch nur ein nebenher angewandtes Mittel für 


unſer Ziel zu fein vermag! In einer Darſtellung der „Rechts und 


Staatstheorien“ kommt es aber gerade auf die Irrtümer vergangener 


Zeiten an, hier muß man das Naturrecht darſtellen, wie es war, und 


darf es nicht derart zurechtbiegen, daß es eine Antitheſe der eigenen 


Rechtslehre darſtellt. Und da darf man doch nicht außer acht laſſen, 


daß das Naturrecht nicht im entfernteſten als „Entwurf“ gedacht 
war, der dem Geſetzgeber vorgelegt wurde, ſondern daß es ſich um 


ein Syſtem handelte, das nicht nur neben dem poſitiven Recht 
Geltung heiſchte — daß das Naturrecht den bloß poſitiven Rechten 
„gegenübertritt“ (S. 12), iſt ein viel zu ſchwacher Ausdruck — 
ſondern das geradezu die Grundlage des poſitiven Rechts ſein | 


ſollte. Die Naturrechtslehre war zugleich eine Staatslehre. Der 
Staat ſelbſt wurde mit Hilfe des Naturrechts erklärt. Auf natur⸗ 


rechtlichem Wege iſt der Staat entſtanden, und wenn nun der Staat 


ſelbſt Recht erzeugt, ſo iſt die Geltung dieſes Rechts gleich dem 


rechtlichen Beſtande des Staates naturrechtlich zu erklären. Darum 


iſt das Naturrecht nicht bloß ein Recht, deſſen Inhalt „mit der 


Natur übereinſtimmt, oder „der Natur entſpricht“, ſondern ein Recht, 
das ſeine Geltung und Verbindlichkeit aus der Natur ableitet. Mag 
das Gelten zum Begriff des Rechts gehören oder nicht, zum Begriff 


des Naturrechts gehört es ſicherlich. Die Natur iſt nicht das 
„Richtmaß“ des Naturrechts, ſondern deſſen Quelle (Grotius, Prole⸗ 
gomena, $ 8) und das pofitive Recht wird vom Naturrecht ſanktioniert 


und getragen. Das iſt die überragende Aufgabe, die dem Natur⸗ 


recht geſtellt war und die doch bei der Würdigung dieſer großartigen 
Lehre nicht überſehen werden darf. Nach Grotius Auffaſſung iſt 
das Naturrecht notwendiges Recht im Gegenſatz zum ius volun- 


tarium, das im übrigen ebenſowohl göttliches wie menſchliches Recht 


fein konnte. Das Naturrecht iſt „ſelbſtherrlich“ nicht bloß im 


Stammlerſchen Sinne, indem es unabhängig iſt von der Zuſtimmung 
der Unterſtelten G. 53), ſondern es N über jedem Geſetzgeber 
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im bindet ſelbſt⸗ den göttlichen Geſetzgeber derart, daß er es nicht 
abändern kann. Von dieſer Großzügigkeit der naturrechtlichen Kon⸗ 


ſtruktion, die ſicherlich nicht bei jedem Naturrechtslehrer in gleicher 
Weiſe zum Ausdruck kommt, aber doch für die Beurteilung des 
naturrechtlichen Denkens weſentlich iſt, iſt aus der Darſtellung 


Stammlers nichts zu entnehmen. (Vgl. höchſtens W. R. S. 160.) 
u Wie ſchon gejagt, begnügt er ſich mit einer Erklärung der 


Worte „Naturrecht“ und „Natur“. Indem er die Natur des 
Menſchen und die des Rechts unterſcheidet, ſtellt er dem Naturrecht 


im engeren Sinn das (ſpätere) Vernunftrecht zur Seite. Eine ſolche 


Unterſcheidung hat wohl nur ſehr geringen Wert. Denn von allem 
Anfang an iſt das Naturrecht zugleich als „Vernunftrecht“ aufgefaßt 


worden. Erklärt doch Hugo Grotius ausdrücklich (I. 1, 10, 1): Jus 
naturale est di ctatum rectae rationis indicans actui alicui . 
ex eius convenientia aut disconvenientia cum ipsa natura 

rationali ac sociali inesse moralem turpitudinem uſw. Und 


derſelbe Schriftſteller ſpricht in einem Atem vom jus naturae und von 
der natura iuris (J. 1, 11, 2). Umgekehrt beruft ſich Rouſſeau, von 
dem Stammler (R. R. 97) behauptet, daß er die Frage nach der Grund⸗ 


legung des Naturrechts von der Erörterung der Natur des Menſchen 


ganz und gar ablöſe, ausdrücklich auf la nature de l'homme 
(Contr. soc. I. 4). Wie man ſieht, iſt die von Stammler auf⸗ 
gerichtete Scheidewand tatſächlich nicht vorhanden. 

5. Den Naturrechtslehrern ſtellt Stammler S gegenüber, 
der das Recht „als Teil der Natur“ auffaſſe. Von Natur aus 2 
nach Spinoza jeder einzelne fo viel Recht, als er Macht hat. 


iſt Naturrecht der Fiſche zu ſchwimmen, und der größeren Fiſche, 2 
kleineren zu freſſen. Aber es iſt ſür die Menſchen nützlicher, nach 

den Geſetzen ihrer Vernunft zu leben. Sie können das nur, wenn 
ſie ſich vereinigen und ein Gemeinweſen bilden. Nur darf man ſich 
dabei auf die Treue des Vertragsgenoſſen nicht verlaſſen, weil jeder 
das natürliche Recht hat, den Vertrag zu brechen, ſobald er es im⸗ 


ſtande iſt. „Mithin würde die ſtaatliche Geſellſchaft ganz unmöglich 
und undenkbar ſein, wenn nicht ein jeglicher unter Verzichtleiſtung 


auf ſein natürliches Recht der höchſten Macht zum Behufe der 


bürgerlichen Geſellſchaft in allen Fällen ſich unterwirft“ (S. 21). 
Spinozas Gedankengang wird in dieſem Satz nicht erſchöpfend 


wiedergegeben. Wie kann man wirkſam auf das natürliche Recht 
verzichten? Spinoza fordert nicht bloß eine Verzichtleiſtung auf das 
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natürliche Recht, ſondern eine Entäußerung der Macht (ogl. 
Menzel in Grünhuts Zeitſchrift 34. Bd, S. 454). Der Staat iſt 


eine Machtorganiſation, und nur in der Macht und Stärke 
des Staates liegt die Bürgſchaft für ſeinen Beſtand und ſeine Wirk⸗ 
ſamkeit. Stammlers Kritik beſchränkt ſich nun darauf, Spinoza 


vorzuhalten, daß er, trotzdem er ſelbſt mit Zwecken und Mitteln 
arbeite, doch überſehe, daß die teleologiſche Betrachtungsweiſe von 


der kauſalen verſchieden iſt. Durch die Erwägung von Zwecken und 
- Mitteln werde eine neue, zweite und ſelbſtändige Ordnungsreihe ein⸗ 


geführt, „die von der methodiſchen Erwägung äußerer Erſcheinungen 
zu trennen iſt und in ihrer ſyſtematiſchen Bedeutung unabhängig 
von jener erfaßt ſein will“ (S. 22). 

Trifft dieſer Vorhalt wirklich den Kern der ſpinsziſtiſchen 


im geringſten die Beobachtungen Spinozas erſchüttert? Und iſt es 


· 


das Recht, ſondern im Staat. Spinoza ſagt alſo das Gegenteil 
von dem, was ihn Stammler ſagen läßt. Das (bürgerliche) Recht 


überhaupt wahr, daß Spinoza das Recht „als Teil der Natur“ 


auffaßt? Richtiger hätte Stammler ſagen müſſen, daß Spinoza 
das Naturrecht als Teil der Natur auffaſſe — und das würde 
„ ſchließlich doch nur auf eine Tautologie hinauslaufen. Wenn Spi⸗ 
noza erklärt, daß das große Tier das kleine frißt nach dem Rechte 
der Natur, ſo ſtellt er damit nicht eine eigenartige Naturrechts⸗ 


theorie auf, ſondern er lehnt das Naturrecht ab (vgl. R. R. S. 94). 


Ein Recht, das keine andere Schranke findet als die eigene Macht, 


und das keine andere Grundlage hat als das eigene Intereſſe, iſt 
natürlich kein Recht, und der oft bezogene Satz von dem Recht des 
großen Fiſches, den kleinen zu freſſen, iſt nur der Form nach eine 
juriſtiſche Ausſage. Nicht in der Natur findet man in Wahrheit 


iſt nach Spinozd Menſchenwerk, und feine Durchſetzung hängt ab 
von der Macht der Menſchen, die es handhaben. Darum müſſen 
ſich die Menſchen, die dem Staate unterworfen ſind, ihrer Macht 
‚entäußern. Daß fie auf ihr „natürliches Recht“ verzichten, iſt 
wiederum nur eine juriſtiſche Wendung, die nicht darüber hinweg⸗ 
täuſchen kann, daß es ſich um eine Verſchiebung der Machtverhältniſſe 


und nicht um eine bloße Verzichtserklärung handelt. 


6. Nach der Tragödie das Satyripiel! Nach N ge⸗ 
waltiger Geiſtesarbeit beſpricht Stammler Mandevilles zierlich⸗ 


paradoxe Bienenfabel. Blüte und Gedeihen des Staates, ſo lehrt 


t 


„Rechts⸗ und Staatstheorie“ und werden dadurch auch nur 
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fie, Reben i in 1 umgekehrtem Verhältniſſe zu der Tugendhaftigkeit ſeiner 
Angehörigen. Bei tugendhaftem Leben der Bevölkerung muß das 


Land verarmen, an Volkszahl abnehmen und gegenüber äußeren 


Feinden ſchwach werden. Die Laſter der Bevölkerung führen dagegen 
zur Erwerbung und Anſammlung von Reichtümern und ſomit zu 
einer Verſtärkung der ſtaatlichen Machtſtellung. Will man Mande⸗ 


ville kritiſieren, fo muß man die Beobachtungen, die ihn zu 


ſeiner Aufſtelung geführt haben, bekämpfen, man muß ihre Un⸗ 
richtigkeit nachweiſen oder ſie wenigſtens, wenn man das Körnchen 


Wahrheit, das in ihnen ſteckt, anerkennt, auf ihr richtiges Maß 


zurückführen. Darauf verzichtet aber Stammler. Er läßt vielmehr 


die Schlußfolgerungen Mandevilles gelten („Dieſe Darlegung wäre 


begründet“, S. 23, noch deutlicher Th. R. 467), erhebt aber gegen 
den Ausgangspunkt zwei Einwendungen, nämlich: | 
1. nicht Reichtum und Macht feien die letzten Maßſtäbe für be | 

guten Zuſtand des Staates, N die Idee der Gerech⸗ 
tigkeit; je 
2. Macht und Reichtum ſeien nicht an ſich verwerfliche Zwecke, 
ſondern bloße Mittel, deren Verfolgung nur im Hinblick auf 

die Idee der Gerechtigkeit gerechtfertigt werden könne. 

Auf ſolche Weiſe ſpricht aber Stammler an Mandeville vorbei, 

der doch nur eine Beziehung zwiſchen dem Verhalten des ein⸗ 
zelnen und dem Gedeihen des Staats aufweiſen will, die dem land⸗ 


| läufigen Urteil widerſpricht. Wenn er mit ſeiner Behauptung recht 
hat, daß der Staat zugrunde geht, ſobald ſich die Staatsbürger, 


um es mit Stammler übertrieben auszudrücken, der Askeſe hingeben, 
fo iſt es vollkommen gleichgültig, ob. der Niedergang des Staates 
etwa vom Standpunkt der Gerechtigkeitsidee aus zu begrüßen iſt. 
Nicht darauf kommt es für Mandeville an, ob es gut iſt, daß der 
Staat blüht und gedeiht, ſondern darauf, wovon das Gedeihen und 
Blühen des Staates abhängt. Mandeville ſtellt eben keine Rechts⸗ 
theorie auf und vollends feine ſolche im Stammlerſchen Sinne, und 
darum verfehlt auch Stammlers Kritik ihr Ziel. 

In Th. R. (S. 467) gibt Stammler ſeiner Kritik eine etwas 
andere Wendung: „Nicht der Staat iſt im Blühen und Gedeihen, 
der viel Geld und äußere Stärke in ſich ſammelt, ſondern der, deſſen 
Rechtszuſtände die Eigenſchaft der Richtigkeit aufweiſen.“ Gegen 


dieſe Behauptung iſt an ſich ſchwer anzukämpfen, da ſie eine Gleichung 


mit mindeſtens einer Unbekannten iſt. Verfällt ein Staat, ſo kann 


man, wenn man den Begriff der „Rechtszuſtände“ außerordentlich 
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weit faßt, eben immer Ac daß ſeine Rechtszuſtände nicht 


richtig geweſen ſeien, zumal wenn man den Staat mit Stammler 


für „eine beſonders geartete Rechtsordnung“ hält. Meſſen wird 
aber der Beobachter Blüte und Verfall des Staates ſicher an äußeren 
Umſtänden, wobei es natürlich dahingeſtellt bleibt, ob und inwieweit 
gerade Geld und äußere Stärke in Betracht kommen. Nun ſieht 
aber Stammler die Erhaltung eines gerade beſtehenden Staatsweſens 
nur als eine rn. Aufgabe für das rechtliche Wollen an 
(Th. R. 465), d. h. mit anderen Worten, es kann auch unter Um: 
ſtänden richtiges Recht ſein, einen beſtehenden Staat zu vernichten. 
In dieſem Fall ergibt ſich aber doch eine Kolliſion zwiſchen 
Staat und Recht, die es unmöglich macht, das Blühen und Gedeihen 
des Staates mit der Richtigkeit des Rechts zuſammenfallen zu laſſen. 
Man kann dem Staat nur gerecht werden, wenn man ihn unab⸗ 


hängig vom Recht zu erfaflen imſtande iſt, und hier verſagt die 


Stammlerſche Sozialphiloſophie vollkommen. 


7 Im Gegenſatz zu Mandeville, dem es um das Staatsintereſſe 
zu tun iſt, ſtellt Chriſtian Wolf den Staat in den Dienſt der Be⸗ 
völkerung. Das öffentliche Wohl, das gemeine Beſte ſoll die Regie⸗ 
rung befördern, indem fie für Wohlſtand, Ruhe und Sicherheit 


ſorgt. In dieſem Satze liegt wiederum nicht die Aufſtellung einer 


Rechtsthorie im Stammlerſchen Sinne. Der Staat kann für Wohl⸗ 
ſtand, Ruhe und Sicherheit auch auf anderem Wege ſorgen als 
durch Rechtsſätze. Der Staatszweck fällt nicht notwendig zuſammen 
mit dem (richtig verſtandenen) Rechtszweck. Gerade Wolf, der im 


übrigen zu den Naturrechtslehrern zählt, iſt der Philoſoph des | 
Polizeiſtaats. Es trifft auch den Kern der Wolfſchen Lehre 


keineswegs, wenn Stammler ſittliches und ſoziales Wollen unterſcheidet 


und den Grundſatz der Vollkommenheit unter Berufung auf die 
Bergpredigt (Ev. Matth. 5, 48) auf das ſittliche Wollen beſchränkt, 
für das ſoziale Gebiet aber das Streben nach Gerechtigkeit fordert 
vgl. R. R. S. 199 f.). Denn Wolfs perfectio iſt etwas anderes 


als die Stammlerſche Vollkommenheit, was ſich ſchon daraus ergibt, 
daß Wolf, wie Stammler ſelbſt (S. 23) berichtet, die Vollkommen⸗ 


heit des Menſchen und ſeines Zuſtandes befördern will. Voll⸗ 
kommenheit iſt nach ihm die „Zuſammenſtimmung des Mannig⸗ 


faltigen“ (Vernünftige Gedanken von dem geſellſchaftlichen Leben 


der Menſchen und inſonderheit dem gemeinen Weſen, 6. Aufl. 1747, 
9 224). Es gibt nicht bloß eine Vollkommenheit der Menſchen, 
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ſondern auch der Sachen (zum Beiſpiel einer Uhr. Inst. iur. nat. 
et gentium, 1754, & 9), der Völker und ihres Zuſtandes G 1094), 
der Geſellſchaft ($ 851), des gemeinen Weſens (Vern. Ged. a. a. O.). 
In bezug auf den Menſchen unterſcheidet er wiederum die perfectio 
corporis und animae. Leibniz, deſſen Anſchauungen der Wolfſchen 
Philoſophie zugrunde liegen, verwertet den Begriff der Vollkommen⸗ 
heit auch für die Begriffsbeſtimmung der Gerechtigkeit und des 
Gerechten. Est iustitia perfectio sapientiae conformis quatenus 
persona se habet erga bona malaque aliarum personarum. 
Justum esse quod societatem ratione utentium perficit. Im 
Gegenſatz dazu beſchränkt Stammler, wie geſagt, die Vollkommenheit 
auf das ſittliche Gebiet und ſtellt ihr für das Rechtsgebiet die 
Gerechtigkeit gegenüber. Vollkommenheit bedeute, daß „keine Einzel⸗ 
heit in den Mittelpunkt des Strebens geſtellt“ werde (vgl. auch 
W. R. 680 f.). Dieſe Begriffsbeſtimmung mag richtig oder unrichtig 


ſein, für eine Kritik der Wolfſchen Staatsphiloſophie iſt ſie nicht 


zu verwerten. Eine ſolche Kritik müßte ſich vielmehr mit der Frage 
beſchäftigen, ob überhaupt und unter welchen Vorausſetzungen 
sufficientia vitae, tranquillitas civitatis und securitas tatſächlich 


Staatsaufgaben find. Wenn ſich dabei herausſtellt, daß es ſich nur 


um ein „begrenztes Ziel“ (S. 1) handelt, ſo wird damit nur geleugnet, 
daß eine Rechts⸗ und Staatstheorie im Sinne Stammlers aufgeſtellt 
wird, und das wäre nur dann ein berechtigter Vorwurf, wenn ſich 
Wolf den Stammlerſchen Begriff der Rechts⸗ und Staatstheorie zu 


eigen gemacht und eine ſolche Theorie zu liefern beabſichtigt hätte. u 


8. Haben wir es bisher bloß mit Stammlers Anſchauungen 
zu tun gehabt, ſo müſſen wir etwas weiter ausgreifen, wenn wir 
nunmehr zu Rouſſeaus Contrat social übergehen. Gegen die An⸗ 


ſchauung, daß Rouſſeau den Geſellſchaftsvertrag als geſchichtliche 


Tatſache auffaſſe, iſt in neueſter Zeit immer häufiger Stellung ge⸗ 
nommen worden. Während Liepmann (Die Rechtsphiloſophie des 
J. J. Rouſſeau, S. 11) noch 1898 die hiſtoriſche Auffaſſung des ö 


RNouſſeauſchen Staatsvertrags „zu den foſſil gewordenen Irrtümern 


der Rouſſeaukritik“ zählte, iſt der alte Standpunkt heute vollſtändig 
verlaſſen. Seit Stammlers „Theorie des Anarchismus“ (1894) iſt 
es förmlich Mode geworden, die geſchichtliche Auffaſſung des contrat 
social zu bekämpfen (ſo etwa neueſtens Peretiatkowicz in Grünhuts 
Zeitſchrift, 42. Bd., S. 425 ff.), und es entſpricht darum kaum dem 


heutigen Stande der Literatur, wenn es Stammler (S. 27) immer 
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noch als ein nicht f eltenes Mißverſtändnis bezeichnet, als ob 
Rouſſeau mit dem Aufſtellen ſeines Geſellſchaftsvertrags erzählen ö = 
wollte, wie ſeinerzeit das Recht überhaupt entſtanden ſei. Wenn 
Rouſſeau auch heute noch mißverſtanden zu werden pflegt, ſo liegt 
das Mißverſtändnis gerade in der entgegengeſetzten Richtung. Wie 
es ja zu geſchehen pflegt, iſt man von einem Extrem zum anderen 
übergegangen, und insbeſondere ift es Stammler, der im contrat 
social bloß „eine Formel für den Rechtsgedanken und einen ſyſte⸗ 
matiſchen Maßſtab für Recht und Gerechtigkeit“ finden will (S. 28). 
Was Wunder, wenn ſich dann jemand findet, der nicht bloß den 
Rouſſeauſchen Geſellſchafts⸗, ſondern überhaupt den naturrechtlichen 
Staatsvertrag nicht als „hiſtoriſches Faktum“, ſondern als „regu⸗ 


lative Idee“ auffaßt! „Ein Althuſius, Hobbes, Locke, Spinoza, 
Rouſſeau uſw. wollte im Grunde nichts anderes als Platon und 


Thomas Morus, nämlich ein ethiſch⸗politiſches Ziel aufrichten, dem 


gemäß der freie Wille und die praktiſche Vernunft der Menſchen 


die Wirklichkeit und den Entwicklungsgang des ſittlichen Geſchehens 
umgeſtalten ſollten. Aber freilich, fie haben gar manche Miß; 
verſtändniſſe herbeigeführt, indem ſie die Staatengründung ſchil⸗ 
derten als einen zeitlichen Akt, durch welchen die Menſchheit aus 
dem Naturzuſtand in den rechtlichen 1 überging“ (Falter, 


Staatsideale unſerer Klaſſiker, 1911, S. 10 f. In gleichem Sinne, 
wenn auch vorſichtiger in der Faſſung, Reusner, Gemeinwohl und y 
Abſolutismus, 1904, S. 61 ff. Bezüglich Hobbes vgl. ubrigens 


| auch Stammler S. 14). 


Seltſamerweiſe ſind es bloß drei Zeilen Rouſſeaus, welche der 


nunmehr vorherrſchenden Anſchauung zugrunde liegen. Der Menſch 


wird frei geboren, und überall iſt er in Banden. „Wie iſt dieſe 


Umwandlung vor ſich gegangen? Ich weiß es nicht. Was kann 
ihr Rechtmäßigkeit verleihen? Dieſe Frage glaube ich beantworten 
zu können. „Dieſe Worte finden ſich im Eingangskapitel „Sujet de 


ce premier livre“ des Contrat social. Es handelt ſich alſo um 
eine Feſtſtellung des Inhalts dieſes Buches und, wenn man daraus 


die, Rouſſeauſche Theorie ableitet, ſo iſt es geradeſo, wie wenn man 
über eine Schrift auf Grund des Inhaltsverzeichniſſes abſpricht. Es 


berührt darum eigentümlich, wenn Georg Jellinek, indem er ſich auf 


die angeführte Stelle beruft, feſtſtellen will, was Rouſſeau dem⸗ 


jenigen ſagt, „der ſeinen Contrat social wirklich geleſen hat“ 
(Allg. Staatslehre, 3. Aufl., S. 211). Läßt man ſich durch die Ein⸗ 


gangsſätze nicht beirren, und lieſt man Rouſſeau wirklich, ſo ſieht 
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man, daß es ihm doch auf eine, wenn auch nicht geradezu geſchicht⸗ . 


liche ſo doch, um es möglichſt ſarblos auszudrücken, chronologiſche 
Darſtellung ankommt. Denn ſchon das zweite Kapitel ſpricht von 
den älteſten Geſellſchaften, das fünfte ſtellt feſt, daß man ſtets 


‚auf einen erſten Vertrag zurückgehen (remonter) müſſe (s' il n'y 


avait point de convention antérieure, où serait. . l’obligation .. 

de se soumettre?), und das ſechſte, welches ex profeseo vom Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag handelt, geht von der Annahme aus, die Menſchen 
wären bis zu der Stufe gelangt, wo der Naturzuſtand (l'état 
de nature, état primitif) nicht mehr aufrechterhalten werden kann 
und das Menſchengeſchlecht zugrunde ginge, wenn es nicht die 
Art ſeines Daſeins änderte. In dieſem kritiſchen Zeitpunkt kommt ö 


es zum Abſchluß des Geſellſchaftsvertrags, deſſen Beſtimmungen 


(elauses) durch die Natur des Akts derart zwingend gegeben find, 
daß ſie, auch wenn ſie nicht förmlich zum Ausdruck kommen, doch 
als ſtillſchweigend vereinbart gelten. Die ſo entſtandene Organiſation 
nannte ſich früher cite (in der Doppelbedeutung von „Stadt“ 
und „eivitas“ unüberſetzbar), jetzt aber république oder corps 
Pede Wie man ſieht, iſt das Problem, das ſich Rouſſeau ſetzt, 
unzweifelhaft ein geſchichtliches. Wenn er nun im Eingang 
ſeines Werks geſteht, den geſchichtlichen Hergang nicht zu kennen 
(je ignore), fo will er damit offenbar ſagen, daß ihm die Einzel⸗ 
heiten des geſchichtlichen Verlaufs nicht bekannt ſind, daß er nicht 
die konkreten Ereigniſſe kennt, die da oder dort, in dieſem oder jenem 


Zeitpunkt zum Staat geführt haben, ſondern daß er den Vorgang, 


wie er ſich abgeſpielt haben muß, wenn er als rechtmäßig anerkannt 
werden ſoll, der Spekulation entnimmt. Rouſſeau iſt hier ratio⸗ 


naliſtiſcher Hiſtoriker. So wie die Naturrechtslehrer durch 


Nachdenken das Recht ergründen wollen, ſo ſinnt er der Entſtehung 
des Staates nach und er legt zugleich an die von ihm als möglich 
oder wahrſcheinlich angenommene Entſtehungsart einen kritiſchen 
Maßſtab an, er iſt Geſchichtskritiker. Gewiß iſt ſein Stand— 


pauunkt unklar, und wenn wir an die Aufgabe denken, die wir heute 


dem Geſchichtſchreiber ſtellen, auch unfruchtbar. Aber das darf uns 
nicht dazu verleiten, den geſchichtlichen Geſichtspunkt aus dem Contrat 


social ſchlechthin auszuſcheiden. Wir müſſen Rouſſeau nehmen, wie | 
er war und wie er nach dem Stande der Geſchichtſchreibung, Philo⸗ 


ſophie und Rechtswiſſenſchaft feiner Zeit fein konnte, und es heißt, 


ſeine Lehre fälſchen, wenn man die mit ihr notwendigerweiſe ver⸗ 


bundenen Unklarheiten zu beſeitigen verſucht, was ii) übrigens ia 
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doch als unmögliches Unternehmen herausſtellt (vgl. die richtigen 


Ausführungen bei Feſter, Rouſſeau und die deutſche Geſchichts⸗ 


philoſophie, S. 23 f.). Für einen „unſinnigen Querkopf“ (Haymann, 
J. J. Rouſſeaus Sozialphiloſophie, S. VI) braucht man ihn deshalb 


noch lange nicht zu halten. Schließlich iſt das Verfahren, welches 


er einſchlägt, nicht unähnlich dem Verhalten des Nichters, der auf 


Grund ſeines Nachdenkens feſtſtellt, was die Parteien vernünftiger⸗ 
weiſe, ſei es auch nur ſtillſchweigend, haben vereinbaren müſſen (ſo 
muß es geweſen ſein, darum iſt es ſo geweſen), oder was ſich der 


Geſetzgeber bei irgendeiner Beſtimmung unzweifelhaft gedacht habe! 


Aber auch wenn man mit der nunmehr vorherrſchenden An⸗ 


N ſchauung den Rouſſeauſchen Geſellſchaftsvertrag ausſchließlich 


rational auffaßt oder ihn etwa mit Gierke (Althuſius, 2. Aufl., 


S. 349) als in die Zukunft verlegt denkt (was ſich freilich mit den 


Behauptung nicht verträgt, daß das Menſchengeſchlecht zugrunde 
ginge, wenn nicht im gegebenen Zeitpunkt der Geſellſchaftsvertrag 
— ausdrücklich oder ſtillfſchweigend — zuſtande käme), fo bleibt er 
doch immerhin ein (ſei es fingierter, ſei es poſtulierter) Vertrag, 


und es geht nicht an, ihn in eine „Formel für den Rechtsgedanken“ 


oder in einen „ſyſtematiſchen Maßſtab für Recht und Gerechtigkeit“ 
umzudeuten, wie es Stammler tut. Es iſt nicht wahr, daß Rouſſeau 
ſeine Grundregel contrat social nannte, „d. h. ein Prinzip, bei 


jedem Geſetz zu fragen: Entſpricht ſein Inhalt auch dem Gedanken 


einer vertragsmäßigen Übereinkunft der Rechtsgenoſſen?“ (H. VII, 


u S. 43). Auf ſolche Weiſe wird der contrat social aus dem „Contrat 
social“ hinwegfingiert und Rouſſeau zugemutet, daß er das, was er 


eigentlich ſagen wollte, in ganz unverſtändlicher Weiſe verſchleiert 


habe. Wiederum ſucht Stammler nur das Gegenſtück zu ſeiner 
eigenen Lehre vom richtigen Recht. Er biegt Rouſſeaus Ausführungen 


ſo zurecht, daß ſie ſich ſeiner eigenen Frageſtellung möglichſt annähern. 


„Rouſſeau war’ der Hauptſache nach Staatsphiloſoph. Stammler 
macht aber aus ihm einen Rechtstheoretiker und bekämpft, wie ſchon 


erwähnt, das Mißverſtändnis, als wollte Rouſſeau erzählen, „wie 
ſeinerzeit das Recht überhaupt entſtanden ſei.“ So iſt Rouſſeau 
ſicherlich nicht mißverſtanden worden. Nicht wie das Recht, ſondern 


wie der Staat entſtanden iſt, ſteht für ihn in Frage. Das Recht 
war ja als Naturrecht ſchon vor dem Staate da, ſonſt könnte doch 
die Legitimität des Staates (rendre légitime) nicht geprüft 


werden! Zugunſten des Staates gibt jeder einzelne Vertragsgenoſſe 


alle ſeine Rechte auf (tous ses droits), und wenn der Geſellſchafts⸗ 


/ 


16 000009000000 Rubiwig Spiegel 116 


vertrag verletzt wird, To tritt jeder wiederum in feine urſprüngliche - 
Rechtsſtellung (dans ses premiers droits I, 6) zurück (Haymann 
a. a. O., S. 62 f.). Das changement, deſſen Verlauf Rouſſeau nicht 
aus der Geſchichte kennt, das er aber zum Gegenſtand ſeines Nach⸗ = 
denkens macht, iſt eben (vgl. I, 8) der Übergang vom Zuſtand des 
Naturrechts zum Zuſtand der ſtaatlichen Ordnung (ordre civil un 
droit sacr qui sert de base & tous les autres. „Ce droit 15 | 
vient point de la nature; il est done fondé sur des conventions. 
I. Buch, Einleitung und 1. Kapitel). Die anterieure convention, 5 
das pacte social, der contrat social werden gemeſſen an dem vor 
ihnen und unabhängig von ihnen bereits geltenden Naturrecht. | 
Nach Stammler will nun aber Rouſſeau nicht nur nicht er⸗ 
zählen, wie ſeinerzeit das Recht überhaupt entſtanden iſt, ſondern 
„nach Rouſſeaus Grundauffaſſung hat es ſeither in der Geſchichte 
überhaupt noch kein Recht gegeben. Es war alles nur Willkür, weil 
die ſtaatlichen Ordnungen nicht im Sinne der volonté générale im 
contrat social beſtellt und durchgeführt waren“ (S. 31. Th. R. 
S. 128). Auch wenn dieſe Behauptung Stammlers nach dem 
u dahin eingeſchränkt wird, daß Rouſſeau ein Natur 
recht anerkennt, aber in der Geſchichte bisher noch kein poſitives 
Recht in ſeinem Sinne gefunden hat, ſtellt fie ſich als eine maßloſe 
Übertreibung und Zuſpitzung Rouſſeauſcher Formulierungen dar, die 
mehr geeignet iſt, den „Contrat social“ ad absurdum zu führen, 
als ihn zu erklären. Man kann äußerſtenfalls ſagen, daß der Ge⸗ 
danke des Buches, logiſch zu Ende gedacht, zu der Erkenntnis führt, 
daß es bisher noch kein Recht gegeben habe. Daß es ſich aber dabei 
nicht um die „Giundauffaſſung“, d. h. alſo um den Ausgangspunkt 
des Genfer Philoſophen handelt, zeigen doch die ſtolzen Worte, die den 
einleitenden Sätzen des erſten Kapitels, auf die Stammler Gewicht | 
legt, unmittelbar vorausgehen: NE citoyen d'un état libre et 
membre du souverain, quelque faible influence que puisse avoir 
ma voix dans les affaires publiques, le droit d'y voter suffit 
pour m' imposer le devoir de m’en instruire: heureux, toutes 
les fois que je médite sur les gouvernements, de trouver toujours 
dans mes recherches de nouvelles raisons d' aimer celui de 
mon pays! Die Begriffe eitoyen, état libre, souverain, droit 
werden alſo nicht in die Zukunft verlegt, ſondern der unmittelbaren 
Gegenwart entnommen. Und kann man etwa ernſtlich annehmen, 
Rouſſeau habe, indem er etwa Beſitz und Eigentum einander gegen⸗ 
überftellte da posseasion qui n’est que l’effet de la forge ou le 


droit‘ du premier occupant — la propriéts qui ne peut etre 
fondée que sur un titre positif, I, 8), ein Zukunftsbild liefern 
und: zeigen wollen, wie er ſich eine künftige Rechtsordnung vorftelle? 


* 


im Sperrdruck) bei Stammler unmittelbar nach dem oben (©. 16) 
wiebergegebenen Satze? „Rouſſeau beſtimmt alſo den Begriff Recht 


=. r a — 


Sei's aber darum! Stellen wir uns einmal auf den Stand⸗ 


im Sinne der volonté générale im contrat social beſtellt und 


durchgeführt worden“, darum habe es bisher (d. h. mindeſtens bis zu 
Rouſſeaus Zeiten) noch kein Recht gegeben! Was folgt daraus für, f 
ſeine Rechtsauffaſſung? Doch nichts anderes, als daß er ſich die 
Entſtehung des Rechts unlösbar verknüpft denkt mit einer beſtimmten 
Organiſation der. Menſchen. Stammler ſelbſt führt im Sperr⸗ 
druck als Rouſſeaus Anſicht an: „Jedes Geſetz, welches das Volk 
0 nicht in eigner Perſon genehmigt hat, iſt nichtig“ S. 29). Eine 
kegle d’administration légitime et säre (Einleitung zum Contrat 
social), une forme-d’association will er finden. Tel est le pro- 
bleme fondamental dont le contrat social donne la solution 
(, 6). Das Rechtsproblem wird alſo aufgefaßt als Organiſations⸗ | 
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punkt, „die ſtaatlichen Ordnungen ſeien (nach Rouſſeau) noch nicht 


problem, als formales Problem. Was aber leſen wir (wiederum 


nach dem Inhalte gewiſſer befehlender Regeln“ (gl. auch R. R. 


S. 112 f.) Alſo genau das Gegenteil von dem, was man eigentlich 
erwarten würde. Wozu denn dann die weitwendigen Erörterungen 
über die Organiſation des Staates, die ja auch Stammler auszugs⸗ 
weiſe wiedergibt, wenn ſchließlich der Inhalt der Regel darüber 
.. entjcheidet, ob Recht im wahren Sinne vorliegt oder nicht? Und 
ferner: Kann Rouſſeau irgendeinen Rechts inhalt vorſchlagen oder 
1 namhaft machen, der bis zu ſeiner Zeit niemals und nirgends In⸗ 
halt t einer befehlenden Regel geweſen wäre? Wenn aber inhaltlich 
ſchon alles dageweſen war, wie konnte er glauben, es habe in der 
Geſchichte bis zu ſeiner Schrift „überhaupt noch kein Recht ge⸗ | 
geben“? Und iſt etwa der Gegenſatz von Recht und Willkür ein 
Gegenſatz des Inhalts? Bedarf Rouſſeau, der doch die ein⸗ 


ſchlägigen Fragen in den erſten Kapiteln ſeiner Schrift behandelt 


hat, wirklich der Belehrung Stammlers, daß es zwiſchen rechtlichem 
Wollen und willkürlicher Gewalt einen Unterſchied von formaler 
Bedeutung gebe? (S. 32.) Gerade das Formgefühl, wenn wir es 
ſo ausdrücken dürfen, iſt bei Rouſſeau außerordentlich ſtark, ent⸗ 


wickelt. Und was hat nun Stammler an der Rouſſeauſchen Lehre 
auszuſetzen? Nichts anderes, als N der Inhalt eines en: 


| Sämeilers Jahrbuch XIII 1: 
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= ee Rechts zwar 1 von der Idee des Rechts, nämlich der 

der Idee der, Gerechtigkeit geleitet ſein müſſe, aber trotzdem dem 
Begrif fe des Rechts reſtlos entſpreche, es gebe auch unrichtiges 
Recht! „Mit der Klarſtellung dieſer Unterſcheidung zwiſchen dem 
Begriff und zwiſchen der Idee des Rechts“ — ſo ſchließt Stammler 


wortwörtlich ſeine Rouſſeau⸗Kritik ab — „fällt die Lehre 
Rouſſeaus als unhaltbar dahin.“ In der Tat: Parturiunt 
montes, nascetur ridiculus mus! Rouſſeau hat nicht gewußt, daß 


es unrichtiges Recht geben könne, d. h. er hat das, was in Wahr⸗ 
heit unrichtiges Recht iſt, (nach Stammler) überhaupt nicht als 
Recht angeſehen. Hätte er es „Recht“ genannt und nur geſagt, 


daß es der Idee des Rechts nicht entſpreche, dann wäre alles gut 
geweſen, und er hätte den Tadel Stammlers vermieden, ſein Contrat 


social aber hätte durch eine ſolche Berichtigung e eine weſent⸗ 
liche Anderung erfahren. | 


Der Rouſſeauſche Begriff der volonté EAN ‚bie das Wohl 
aller Menſchen überhaupt zur Richtſchnur nimmt“ (S. 28), die 


| immer auf das allgemeine Beſte gerichtet iſt und nicht irren kann 


(S. 30), iſt es, der Stammler zu ſeiner Auffaſſung geführt hat. 


Nun gehören aber gerade die hierauf bezüglichen Stellen zu den 5 
diunkelſten des ſonſt jo klaren Rouſſeauſchen Werkes, und es iſt wohl 
1 kcum gerechtfertigt, gerade fie zur Grundlage der Auslegung zu nehmen. 


Inſofern aber Rouſſeau tatſächlich auf den Inhalt des Rechts 


Gewicht legt und Recht beſtimmten Inhalts zurückweiſt, tut er es 
von ſeinem naturrechtlichen Standpunkt aus. Er bekämpft 
nicht Rechtsſätze und Einrichtungen, die dem Begriff oder der Idee 
des Rechts nicht entſprechen, ſondern ſolche, die dem Naturrecht 
widerſprechen. Es handelt ſich alſo um das Verhältnis zweier ver⸗ 
ſchiedener Rechtsordnungen zueinander, des poſitiven und des Natur⸗ 


rechts, des von den Menſchen ſelbſt geſchaffenen und des für die 
Menſchen ganz unabhängig von ihrem Willen verbindlichen und 
wirkſamen Rechts. Dieſes Verhältnis kommt aber bei Stammler 


nicht zu ſeinem Recht, und es zeigt ſich hier deutlich, daß er ſelbſt, 


wie ſchon oben geſagt, vom „Hauptgeleiſe“ abſchwenkt, indem er 


die Eigentümlichkeit des Naturrechts darin ſehen will, daß es „mit 


en Natur übereinftimmt“ oder „Der Natur ac | 


9. Gute kritiſche Bemerkungen widmet Stammler der h 5 
Benthamſchen Formel von der größten Glückſeligkeit der größten 
Zahl. Aber wiederum e man fragen, ob biefe a DES... 


E 
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Er m eine Abſicht unter, die in a Sinn und Bedeutung keines⸗ 
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eine Rech ts theorie zum Ausdruck bringt. Der Sachverhalt iſt 


ähnlich wie bei Wolf (oben S. 11 f.). Es handelt ſich um einen 
Grundſatz, der für die Sittlichkeit ebenſo aufgeſtellt werden kann 
wie für das Recht, und der Staat kann, um das größtmögliche 
Glück der größtmöglichen Zahl zu erzielen, auch andere Mittel ver- 


wenden als die Aufſtellung von Rechtsſätzen. Verlangt man von 


einer Rechtstheorie, daß ſie irgend etwas dem Rechte Eigentüm⸗ 


i liches ausſage, fo ift der „Soziale Eudämonismus“ keine Rechts⸗ 
theorie. Ebenſowenig iſt er natürlich eine Staatstheorie. Denn er 
gibt uns keinen Aufſchluß und will uns keinen Aufſchluß darüber 


geben, was der Staat iſt und wie ſich 1 R voll⸗ 
N | 


10. Wie ſchon geſagt, felt Sammler dem Naturrecht im 


engeren Sinne das Vernunftrecht gegenüber, welches nicht von der 


Natur des Menſchen, ſondern von der Natur (d. h. dem Weſen) 
des Rechts ausgehe. Dieſem Vernunftrecht, als deſſen Vertreter 
er Kant und Fichte nennt, widmet er nun eine beſondere Erörterung, 
und hier nimmt er Anlaß, die im Abſchnitt über das Naturrecht 


vernachläſſigte Frage nach dem Gegenſatz zum poſitiven Recht zu 


behandeln. Der Gegenſatz dürfe nicht auf die Herkunft des Inhalts 


beider bezogen werden, als ob die Vernunft als eine magiſche Kraft 


das Vernunftrecht frei ſchaffen würde, das poſitive Recht aber inner⸗ 


halb der geſchichtlichen Erfahrung entſtände. Der Herkunft nach 


ſeien beide gleich, der Stoff ſei immer der Erfahrung entlehnt. 
Vernunft heiße vielmehr das Vermögen des Menſchen, den geſchichtlich 
bedingten Stoff nach Prinzipien zu bearbeiten, d. h. unter zwei ſich 


bietenden Möglichkeiten die richtige Wahl zu treffen, und das ſo ge⸗ 


fundene Recht wolle nicht unabhängig von geſetzter Autorität Zwangs⸗ 
geltung für ſich N RN ſondern nur ein ideales Vorbild ſein 


| (©. 36 f.). 


Faſt möchte man im Zweifel fein, ob ſich Stammlers Be⸗ 
merkungen gegen die Anhänger oder gegen die Leugner des Vernunft 


rechts richten. Seine großen Schriften belehren uns, daß wirklich 


gegen die Leugner angekämpft wird. In R. R. (S. 100 f.) ſagt 
der Verfaſſer, die Auffaſſung des Naturrechts (hier ſpricht er 


alſo nicht bloß vom Vernunftrecht) als eines in ſeinem Inhalt durch 
die Vernunft außerhalb aller Erfahrung geſchaffenen Rechts ſei ganz 


verkehrt. Sie tue dem Naturrecht durchaus Unrecht und ſchiebe 
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wegs weſentlich enthalten ſei. Es ſei ein kritiſcher Fehler, eine 
Unterſcheidung nach der Entſtehung von natürlichem und geſetztem 
Recht anzunehmen, ein methodiſcher Fehler, deſſen ſich manche 
Gegner des Naturrechts ſchuldig gemacht hätten. Man dürfe das 
Naturrecht nicht genetiſch auffaſſen, ſondern müſſe es in ſeiner ſyſte⸗ 
matiſchen Eigenart einſehen, wenn man das fachlich zutreffende Ver⸗ 
hältnis zu dem poſitiven Recht haben wolle. Und an anderer Stelle 
(Th. R. S. 124) meint Stammler: daß der Inhalt des Natur⸗ 
rechts unabhängig von der Erfahrung geſchaffen werde und Offen⸗ 
barung der reinen Vernunft ſei, ſei „ſelbſt im Vorwurf“ 
nicht klar auszudenken. 

Dieſe kritiſchen Bemerkungen ſtehen in ſo auffallendem Wider⸗ 
ſpruch mit dem geſchichtlichen Tatbeſtand, daß man in der Tat 
ſchwer begreifen kann, daß ein ſo ernſter und gewiſſenhafter Forſcher 
wie Stammler ſie überhaupt vorbringen konnte. Die Erklärung iſt 
offenbar darin zu ſuchen, daß er auf dem Wege zu ſeiner eigenen 
Lehre auf das Problem des Naturrechts geſtoßen iſt und dieſes nun 
— nicht geſchichtlich, ſondern „ſyſtematiſch“ — löſen mußte. Es 
war ihm nicht fo ſehr darum zu tun, was das Naturrecht in der 
Geſchichte der Rechtsphiloſophie tatſächlich war, als vielmehr darum, 
was es hätte ſein können und noch immer ſein kann, und ſo hat 
er ſich ein ideales Natur⸗ und Vernunftrecht zurechtgelegt, über deſſen 
Verhältnis zu ſeiner Lehre er ſich dann Rechenſchaft gegeben hat. 
Der Nachdruck liegt offenbar auf dem in einer der bezogenen Stellen 
befindlichen unſcheinbaren Wörtchen „weſentlich“. Dem Naturrecht 
tut man unrecht, wenn man als weſentlich anſieht, was nicht zu 
feinem Weſen gehört (vgl. W. R. S. 163). Die Anſicht von der 
beſonderen Herkunft des Naturrechts iſt für dieſes nach Stammler 
eben nicht weſentlich. | | 
u Wie verhält es ſich nun aber in Wahrheit? Stammler führt 

ſelbſt Kants Metaphyſik der Sitten (1. Teil: Metaphyſiſche Anfangs⸗ 
gründe der Rechtslehre, 1797) an, wir dürfen uns alſo an dieſe 
Schrift halten, obwohl ſie ſchon dem abſterbenden Naturrecht an⸗ 
gehört. Das ältere Naturrecht war begreiflicherweiſe weit kühner 
und zuverſichtlicher als der bedächtige Philoſoph des Kritizismus. 
Kant unterſcheidet das Naturrecht „das auf lauter Prinzipien a priori 
beruht“, „das a priori durch jedes Menſchen Vernunft erkennbare 
Recht“ von dem poſitiven oder ſtatutariſchen Recht, welches aus dem 
Willen eines Geſetzgebers hervorgeht (S. 44, 139). Natürliche Ge⸗ 
ſetze ſind jene, zu denen die Verbindlichkeit auch ohne äußere 
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Geſetzgebung a priori durch die Vernunft erkannt werden kann, poſitive 
jene, die ohne wirkliche äußere Geſetzgebung gar nicht verbinden, alſo 
ohne die letztere nicht Geſetze ſein würden. Es kann eine äußere 
Geſetzgebung gedacht werden, die lauter natürliche Geſetze enthielte; 
alsdann müßte aber doch ein natürliches Geſetz vorausgehen, welches 
die Autorität des Geſetzgebers begründete (S. 24). Das Naturrecht 
im Zuſtande einer bürgerlichen Verfaſſung (das iſt dasjenige, was 
für die letztere aus Prinzipien a priori abgeleitet werden kann) kann 
durch ſtatutariſche Geſetze der letzteren nicht Abbruch leiden (S. 74). 
Das Naturrecht zerfällt in das natürliche und in das bürgerliche 
Recht. Jenes iſt das Privatrecht, dieſes das öffentliche Recht (S. 52). 
Das Privatrecht umfaßt diejenigen Geſetze, die keiner äußeren Be⸗ 
kanntmachung bedürfen, die Geſetze des öffentlichen Rechts bedürfen 
einer öffentlichen Bekanntmachung (S. XI f.). Der Inbegriff der 
Geſetze, die einer allgemeinen Bekanntmachung bedürfen, um einen 
rechtlichen Zuſtand hervorzubringen, iſt eben das öffentliche Recht 
(S. 161). Es iſt nicht etwa die Erfahrung, durch die wir von der 
Maxime der Gewalttätigkeit der Menſchen belehrt werden und ihrer 
Bösartigkeit, ſich, ehe eine äußere machthabende Geſetzgebung er⸗ 
ſcheint, einander zu befehden, alſo nicht etwa ein Faktum, welches 
den öffentlichen geſetzlichen Zwang notwendig macht, ſondern ſie 
mögen auch ſo gutartig und rechtliebend gedacht werden, wie man 
will, ſo liegt es doch a priori in der Vernunftidee eines ſolchen (nicht 
rechtlichen) Zuſtands, daß vereinzelte Menſchen, Völker und Staaten 
niemals vor Gewalttätigkeiten gegeneinander ſicher ſein können. 
Daraus ergibt ſich der Grundſatz, man müſſe aus dem Naturzuſtand 
herausgehen und ſich mit allen anderen dahin vereinigen, ſich einem 
öffentlichen, geſetzlichen, äußeren Zwang zu unterwerfen (S. 162 f.). 
Der Form nach enthalten die Geſetze über das Mein und Dein im 
Naturzuſtand ebendasſelbe, was die im bürgerlichen verſchreiben, ſo⸗ 
fern dieſer bloß nach reinen Vernunftsbegriffen gedacht wird, nur 
daß im letzteren die Bedingungen angegeben werden, unter denen 
jene zur Ausübung (der diſtributiven Gerechtigkeit gemäß) gelangen 
(S. 164). Die Frage, was an ſich recht iſt, iſt zu unterſcheiden 
von der Frage, was vor einem Gerichtshof recht, d. h. was „rechtens“ 
iſt (S. 140). Damit iſt nicht etwa an den Gegenſatz von Natur⸗ 
recht und poſitivem Recht gedacht. Denn auch die diſtributive Ge⸗ 
rechtigkeit gehört zum Naturrecht (S. 140) und wird von dieſem nach 
einem reinen Prinzip a priori behandelt (S. 150). Der Richter 
weicht von der „Privatvernunft“ (S. 145) nicht deshalb ab, weil 
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es ihm ein poſitives Geſetz vorſchreibt, ſondern weil ihm ſonſt das 
Rechtſprechen unendlich erſchwert oder gar unmöglich würde (S. 142) 
oder weil er ſich nicht auf Präſumtionen, was der eine oder andere 
Teil gedacht haben mag, einlaſſen kann (S. 145). N 

Die vorſtehenden Sätze, welche die einſchlägigen Lehren Kants 
wörtlich wiedergeben, laſſen keinen Zweifel daran, daß es ſich bei dem 
Königsberger Philoſophen — und wie geſagt, gilt das für das vor⸗ 
kantiſche Naturrecht noch in erhöhtem Maße — keineswegs darum 
handelte, „geſchichtlich bedingten Stoff“ nach Prinzipien zu 
bearbeiten, ſondern daß er im Gegenteil ſorgfältig von der Ge⸗ 


8 ſchichte zu abſtrahieren beſtrebt war. Gerade er war ſich deſſen be⸗ 
wußt, daß der Naturzuſtand und der Übergang zum bürgerlichen 


Zuſtand geſchichtlich nicht erforſchbar iſt. Der Geſchichtsurkunde 
des ſtaatlichen Mechanismus nachzuſpüren, ſagt er (S. 210), iſt 
vergeblich, „das iſt, man kann zum Zeitpunkt des Anfangs der 
bürgerlichen Geſellſchaft nicht herauslangen (denn die Wilden er⸗ 
richten kein Inſtrument ihrer Unterwerfung unter das Geſetz) “. 
A priori und nicht nach „empirischen Prinzipien“ (Kant S. 140) wird 
das Naturrecht mit Hilfe der menſchlichen Vernunft erkannt. Noch 
ſchärfer als bei Kant tritt dieſer aprioriſche Standpunkt bei dem von 
Stammler an zweiter Stelle genannten Fichte hervor, welcher in 
ſeiner „Grundlage des Naturrechts nach Prinzipien der Wiſſen⸗ 
ſchaftslehre“ (1796) nicht vom Menſchen, ſondern vom „endlichen 
Vernunftweſen“ (= Perſon, S. 55) ausgeht und ſogar den „Leib eines 
Vernunftweſens“ dem menſchlichen Leib gegenüberſtellt (S. 1455. 
Den Satz, daß, wenn überhaupt Menſchen ſein ſollen, mehrere 

Menſchen ſein müſſen, ſtellt Fichte auf nicht als „eine willkürlich 
angenommene, auf die bisherige Erfahrung oder auf andere 
Wahrſcheinlichkeitsgründe aufgeſtellte Meinung“, ſondern als „eine 
aus dem Begriff des Menſchen ftreng zu erweiſende Wahrheit“ 
(S. 31). Kein endliches vernünftiges Weſen iſt möglich, in welchem 
der Rechtsbegriff nicht vorkommt, „keineswegs zufolge der Erfahrung, 


ſondern zufolge feiner vernünftigen Natur“ (S. 50, vgl. auch S. 65). 


Die Lehre von den Urrechten entſteht durch bloße Analyſe des Be⸗ 
griffs der Perſönlichkeit (S. 107). Stammlers Einwand, daß die 
Vernunft keine magiſche Kraft iſt, mit der man aus einem X⸗Gebiet 
etwas in die Welt der Erfahrung hineinzaubern kann (R. R. S. 102), 
und daß der Stoff von rechtlichen Sätzen ausnahmslos der Er⸗ 
fahrung entſtammt (ebd. S. 103, ähnlich ThR. 124), trifft gewiß 
zu, nur trifft er nicht die Gegner, ſondern die Anhänger des 


* 


! 
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Naturrechts. Denn diese waren ſich über den wahren Sachverhalt | 


nicht klar, fie glaubten auf ſpekulativem Wege ergründet zu haben, 


was ihnen tatſächlich die Erfahrung vermittelt hatte. So erklärt 
Fichte (S. 208) mit erfriſchender Naivität, er habe das Ephorat 


Haus reiner Vernunft deduziert“, und er vergleicht nun dieſes ver⸗ 


I 


meintlich erſonnene Ephorat mit dem ſpartaniſchen Ephorat und 


ähnlichen Erſcheinungen in Venedig und Rom. Im angewandten 


Naturrecht (1797, S. 64 f.) „deduziert“ Fichte ſogar auf ſtreng 
logifch⸗ dialektiſchem Wege — das Geld! Wenn man über dieſe Ver⸗ 
irrungen der Naturrechtslehrer hinweggeht und ihnen die Einſicht 
in die Abhängigkeit alles Rechtsinhalts von der Erfahrung zumutet, 
ihren modernen Gegnern aber unklar gedachte Vorwürfe zur Laſt 
legt, jo iſt das ein ähnlicher Anachronismus, wie wenn man der 
Auffaäſfung Nouſſeaus vom contrat social den heutigen Stand der 
Geſchichtsforſchung zugrunde legt. 

Nicht weſentlich anders verhält es ch mit Stammlers Be⸗ 


hauptung, daß das Naturrecht nicht unabhängig von geſetzter ö | 


Autorität. Zwangsgeltung für ſich ſchon haben, ſondern nur ein 

ideales Vorbild ſein wollte. Ob dem Naturrecht geradezu Zwangs⸗ 
geltung beigelegt wurde, mag dahingeſtellt bleiben, aber ſicherlich war 
es, wie ſchon oben (S. 7) bemerkt wurde, nicht als Vorlage für den 


Geſetzgeber gedacht. Wenn Kant das Naturrecht als das nicht | 1 
ſtatutariſche (S. 139) bezeichnet, wenn er den Unterſchied zwiſchen . 
natürlichen und poſitiven Geſetzen darin erblickt, daß die Verbindlich⸗ ö 


keit der erſteren auch ohne äußere Geſetzgebung erkannt werden kann, 


während die letzteren ohne wirkliche, äußere Geſetzgebung gar nicht 


verbinden, ſo geht daraus doch klar hervor, daß für ihn das Natur⸗ 
recht nicht ein Rechtsentwurf iſt, den der Geſetzgeber annehmen oder 
verwerfen oder vielleicht auch abändern kann, ſondern daß die 
Geltung des Naturrechts eine durchaus ſelbſtändige iſt. Das ſtatuta⸗ 


riſche Recht tritt bei Kant dem Naturrecht gegenüber in den Hinter⸗ = 


grund, es hat mehr die Aufgabe, das Naturrecht zu ergänzen, als 
ihm etwa durch die Autorität des Geſetzgebers zur Geltung zu ver⸗ 
helfen. Zwei Beiſpiele mögen das Verhältnis des poſitiven Rechts 
zum Kantiſchen Naturrecht veranſchaulichen. Das Recht „in An⸗ 
ſehung einer Sache“ hat das Gericht ſeinen Ausſprüchen nicht, 
wie, es an ſich ift, ſondern wie es am leichteſten und ſicherſten ab⸗ 
eürteilt werden kann, aber „doch nach einem reinen Prinzip a priori“ 
. zu legen. Auf dieſem Prinzip „gründen ſich nun 


nachher verſchiedene ſtatutariſche Geſetze (Verordnungen), die vor⸗ 
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züglich zur Abſicht haben, die 8 denen allein eine 


„ Erwerbungsart rechtskräftig fein ſoll, ſo zu ſtellen, daß der Richter 


das Seine einem jeden am leichteſten und unbedenklichſten zuerkennen 
könne, zum Beiſpiel in dem Satze: Kauf bricht Miete uſw.“ 

(S. 150). Wie man ſieht, iſt hier dem ſtatutariſchen Recht eine 
ähnliche Aufgabe zugedacht wie etwa einer Durchführungsverordnuug 
im Verhältnis zum Geſetz. Das poſitive Recht hat dem Naturrecht 
gegenüber eine dienende Funktion. Das zweite Beiſpiel betrifft das 
Erbrecht. Eine Inteſtaterbfolge gibt es im Naturzuſtand nicht 


(S. 134), wohl aber ſind die Teſtamente auch nach dem bloßen | 
Naturrecht gültig, „welche Behauptung aber fo zu verſtehen iſt, daß⸗ 


ſie fähig und würdig ſeien, im bürgerlichen Zuſtand, wenn dieſer 
dereinſt eintritt, eingeführt und ſanktioniert zu werden. Denn nur 
dieſer (der allgemeine Wille in demſelben) bewahrt den Beſitz der 
Verlaſſenſchaft währenddeſſen, daß dieſe zwiſchen der Annahme und 
der Verwerfung ſchwebt. und eigentlich keinem angehört (S. 136). Nach 
Stammler müßte man vermuten, daß die Teſtamente deshalb fähig 
und würdig ſeien, im bürgerlichen Zuſtand eingeführt und ſanktioniert 
zu werden, weil das gleiche vom Naturrecht überhaupt gilt, 
weil das Naturrecht nur ein Vorbild, als ſolches aber ein ideales 
Vorbild für die ſtaatliche Geſetzgebung iſt. Kant aber ſindet die 
Notwendigkeit einer poſitiv⸗ rechtlichen Regelung darin, daß der Staat 
allein der ruhenden Verlaſſenſchaft den Beſitz ſichern kann. Es 
handelt ſich hier alſo um eine Schwierigkeit, die gerade nur die 
Erbfolge betrifft, das grundſätzliche Verhältnis zwiſchen Naturrecht 
und poſitivem Recht aber nicht berührt. (Vgl. überhaupt Kant 
S. 130 f.) | 

Ä Wenn nun, Saler an dem (geſchichtlichen) Vernunftrecht 
(und das gleiche gilt übrigens vom geſamten Naturrecht) die Art 
der Ausführung bemängelt, weil es ein ausgeführtes Rechts⸗ 
buch mit einem unwandelbaren Inhalt entwerfen wollte, während 
es doch keinen einzigen Rechtsſatz gebe, der ſeinem poſitiven Inhalt 
nach unbedingt („a priori“ W. R. 173, Th. R. 17) feſtſtünde (S. 37), 
ſo liegt darin, wenn wir von der Einſchränkung „ſeinem poſitiven 
Inhalte nach“ vorläufig abſehen, eine — ſicherlich berechtigte — 


Ablehnung des Naturrechts überhaupt. Denn die Erkenntnis von 


Rechtsſätzen war die unmittelbare Aufgabe, die ſich das Natur⸗ 
recht ſetzte, und nicht etwa bloß ein verfehltes Mittel zur Erreichung 
eines auf irgend etwas anderes gerichteten Ziels. Im Gegenſatz 
dazu beſteht die Aufgabe nach Stammler darin, eine allgemeingültige 
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formale Methode zu finden, in der man den notwendig wechſelnden 
Stoff geſchichtlich bedingten Rechts dahin richten und leiten mag, 
daß er die Eigenſchaft des objektiv Richtigen erhält (S. 37). Das 
itt aber eben die Stammlerſche Lehre und nicht die des Natur⸗ oder 
. Vernunftrechts. Gemeinſam iſt beiden zunächſt nichts anderes, als 
= daß fie auf ſpekulativem Wege gewonnen werden. 
Dazu kommt aber allerdings noch ein zweites, das in den 9550 
hin .ausgefchiedenen Worten „feinem poſitiven Inhalt nach“ 
(Th. R. S. 17 „feinem ſtofflich bedingten Inhalt nach“. Dagegen 
wiederum die andere Wendung Th. R. S. 549) verborgen iſt. Stammler 
\ lehnt nämlich allgemeingültige Rechtsſätze nur ab, fofern fie pofitiven, 
: nicht auch, ſofern fie negativen Inhalt haben (WR. S. 647), es 
gibt nach ihm zwar nicht abſolut richtiges, wohl aber abſolut 
unrichtiges Recht. Hierher zählt er namentlich „die Rechtseinrichtung 
der Sklaverei“ (Th. R. S. 549). Nun iſt es vielfach nur eine Frage 
der Ausdrucksweiſe, ob ein Rechtsſatz poſitiv oder negativ gefaßt 
wird. Die Sklaverei iſt, wie Stammler ſelbſt ſagt, eine Rechts⸗ 
einrichtung, folglich etwas Poſitives. Sagt man ſtatt Sklaverei 
Unfreiheit, ſo liegt in der Ablehnung der Unfreiheit eine doppelte 
„ Verneinung, alſo eine Bejahung, der Rechtsſatz lautet dann: Alle 
Menſchen find frei“ (Kantorowicz, Zur Lehre vom richtigen Recht. 
„1909, S. 32). Daran wird nichts geändert, wenn man ſtatt 
negativ — pofitiv, „Form — Stoff“ ſetzt, mag auch Stammler auf 
die Auseinanderhaltung von Form und Stoff großes Gewicht legen 
(Th. R. S. 6 ff.). Die Verwerfung der Sklaverei bedeutet nicht nur 
das Feſtſtellen einer „formalen Schranke“ (Th. R. S. 549), denn 
die Sklaverei hat genau ſo ſtofflichen Inhalt wie jede andere Rechts⸗ 
ceeinrtichtung zumal es ſich bei ihr, wie Stammler an anderer Stelle 
(R. R. S. 231 f.) richtig ſagt, nicht bloß um das Verhältnis des 
a Herrn zum Sklaven, ſondern um ein Verhältnis des Herrn zu allen 
übrigen Rechtsſubjekten handelt. Trotz der — ohnedies ſehr matten — 
Bekämpfung des Naturrechts iſt die Stammlerſche Rechtsphiloſophie 
f zum großen Teile unverfälſchtes Naturrecht (Kantorowicz, a: a. O.), 
und es bewährt ſich hier wieder einmal die alte Erfahrung: 
oo 1 ius naturae 
e l furca tamen aan recurret!, 


11. Von der wohlwollenden Haltung, welche Stammler dem 
Naturrecht gegenüber einnimmt, hebt ſich ſeine Beurteilung oder 
richtiger Vennteilung der hiſtoriſchen Rechtsſchule auffallend ab. 
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Während er von den Kritikern des Naturrechts verlangt, daß ſie den 
naach ſeiner Meinung richtigen Kern der naturrechtlichen Frageſtellung 
herausholen und über die „Irrtümer vergangener Zeiten“ nachſichtig 
hinweggehen, führt er ſelbſt als Rechtsphiloſophie der hiſtoriſchen 
Schule ausſchließlich das myſtiſch⸗romantiſche Beiwerk des 
Volksgeiſtes oder vielmehr, wie er ſich — grobſchlächtiger — aus⸗ 
drückt, der „Volksſeele“ an. Warum ſich dieſe Schule hiſtoriſch 
nannte, geht aus ſeiner Darſtellung gar nicht hervor. Nur als 
„praktiſche Folgerung“ aus ihren Anſchauungen führt er (S. 41) 
in Klammern an „beſondere Betonung der geſchichtlichen Erforſchung 
des Waltens der Volksſeele“. Wie für die. Rouſſeau⸗Kritik find 
Stammlers Schriften ſeit langem auch für die Kritik der hiſtoriſchen 
Schule, mit der er ſich ſchon 1888 in einer Feſtgabe für Windſcheid 
beſchäftigt hat, von maßgebendem Einfluß. Immer wieder wird die 
Frage erörtert, was ſich Savigny und Puchta unter dem Volksgeiſt 
gedacht haben, als ob gerade hierin die ungeheure Wirkung ihrer 
Lehre zu ſuchen wäre. Tatſächlich aber iſt der Kernſatz der hifto- 
riſchen Schule der, daß das Recht nicht gemacht wird, ſondern 
geworden iſt, daß der Geſetzgeber das Recht nicht erfindet, ſondern 
vorfindet und verbrieft, daß alſo das Recht nicht eine künſtliche, 
ſondern eine geſchichtliche Schöpfung iſt (vgl. Bergbohm, Juris⸗ 
prudenz und Rechtsphiloſophie, S. 143 f.). Die Zurückführung des 
Rechts auf Volksgeiſt und Volksſeele iſt für die hiſtoriſche Schule 
ſo wenig weſentlich, daß dieſe Ausdrücke in Savignys „Beruf“, der 
doch bereits die Anſchauungen der Schule in klaſſiſcher Form zum 
Ausdruck bringt, überhaupt nicht vorkommen. Nach Stammler müßte 
man meinen, daß der Gegenſatz, den die Hiſtoriker aufgeſtellt haben, 
der zwiſchen Geſetz und Rechtsüberzeugung des Volkes ſei. In 
Wahrheit handelt es ſich aber um den Gegenſatz von Geſetz und 
Gewohnheitsrecht. Erſt bei der Unterſuchung des Gewohnheits⸗ 
rechts ftößt die Schule auf das „Rechtsbewußtſein“ des Volkes, und 
wenn da nun unterſucht wird, öb das Gewohnheitsrecht aus dem 
Volksbewußtſein erwächſt oder ob das Rechtsbewußtſein des Volkes 
ſchon das Recht ſelbſt iſt, welches durch die gewohnheitsmäßige 
Übung bloß in die Erſcheinung tritt (Stammler führt S. 41 bloß 
die zweite Möglichkeit als Meinung der Hiftorifer an), jo handelt 
es ſich dabei um Konſtruktions⸗ oder Erklärungsverſuche, die das 


Verhältnis von Gewohnheitsrecht und Geſetzesrecht und ſomit den 


Kern der Lehre nicht berühren. Man kann Volksſeele, Volksgeiſt, 
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Volksbewußtſein ablehnen und noch immer ein überzeugte Anhänger 
der geſchichtlichen Rechtsſchule fein. | | 
Für den Ausdruck „Volksgeiſt“ find 5 Hiſtoriker nicht ver⸗ 
antwortlich zu machen. Denn ſie haben ihn vorgefunden, er lag 
gewiſſermaßen in der Luft, und in dem Schriftenwechſel zwiſchen 
Thibaut und Savigny wurde er von dem Nichthiſtoriker ver⸗ 
wendet (Moeller, Die Entſtehung des Dogma von dem Urſprung 
des Rechts aus dem Volksgeiſt. Mitteilungen des Inſtituts für 
bſterreichiſche Geſchichtsforſchung, 30. Bd., S. 45; Kantorowicz, 


2 es und hiſtoriſche Rechtsſchule, Hiſtor. Zeitſchrift, 108. Bd., 


2 i ee 


St. 301). Es kann ſich alſo nur darum handeln, welchen Sinn die 
2 Hiſtoriker dem Volksgeiſt beigelegt haben. Gerade darüber bieten 
aber ihre Schriften keine ſichere Auskunft. Brie (Der Volksgeiſt 
bei Hegel und in der hiſtoriſchen Rechtsſchule, 1909, S. 32 f.) kommt 
nach ſorgfältiger Unterſuchung zu dem Schluß, daß das Wort Volks⸗ 
geiſt überwiegend nur als zuſammenfaſſender Ausdruck für die 
Gemeinſamkeit der geiſtigen Beſchaffenheit der Volksglieder erſcheint. 
Aber wenn der Volksgeiſt als Subjekt der Rechtsentſtehung bezeichnet, 
wenn ihm eine produktive Tätigkeit zugeſprochen wird, fo ſei es 
ſchwer möglich, darin nur eine bildliche Ausdrucksweiſe und nicht 
die Vorſtellung einer realen pſychiſchen Exiſtenz zu finden. Doch 
ſei die Annahme eines das Recht hervorbringenden Volksgeiſtes in 
der Hegelſchen Bedeutung insbeſondere bei Puchta eine Inkonſequenz. 
Nach Kantorowicz (a. a. O. S. 324) gibt es dagegen keine Stelle, 
die zu der Annahme des Glaubens an ein bypoftafiertes- Lebeweſen 
mit eigenem Selbſtbewußtſein als „Subjekt“ der Rechtsbildung 
nötigte, wohl aber viele Stellen, die eine ſolche Auffaſſung aus⸗ 

ſchließen. Brie mache daher der entgegengeſetzten Anſicht noch 
zu viele Zugeſtändniſſe, wenn er die myſtiſche Auffaſſung als eine 
tatſächliche, wenn auch nur ain Inkonſequenz Puchtas be⸗ 


Für Stammler gibt es in dieſer Hinſicht kein Problem. So 
wie bei Rouſſeau und beim Naturrecht beſeitigt er alle Unklarheiten, 
hier aber allerdings zuungunſten der bekämpften Lehre. Er 
weiß ganz genau, es ſei die letzte maßgebliche Auffaſſung der hiſto⸗ 
ridſchen Schule, „daß wie der Menſch ein beſeeltes Weſen ſei, das 
Volk als Ganzes noch einmal eine eigene Seele habe, ein pſychiſches 
Geſamtphänomen, das zwar für ſich ſelbſt wiſſenſchaftlich nicht er⸗ 
forſchlich ſei, das aber ſeine Realität innerhalb der Welt der Er⸗ 
fahrung darin erweiſe, daß es in den Gliedern des Volkes gewiſſe 
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gemeinfame Überzeugungen über mancherlei Fragen wecke⸗ (S. 41). 


Immerhin läßt er eine Alternative zu: die menſchlichen Verbände 


ſind nach der hiſtoriſchen Schule entweder nur geiſtige oder ſogar 


leiblich⸗geiſtige Einheiten (Th. R. S. 389). Die Vorſtellung des 


Volkes als eines leiblichen Organismus erklärt er für unhaltbar. 
Es müßte ſonſt als ein Körper im Raum beſtehen. Die rechtliche 
Vereinigung von Menſchen habe aber keine „Ausdehnung nach drei 
Dimenſionen“. Aber auch die (bloß) beſeelten Völkerindividuen lehnt 
er ab, weil es nicht angehe, die Vorſtellung von dem eigenen Be⸗ 
wußtſein auf das Volk zu übertragen. Die Vorſtellung des Volkes 
beſtehe als ein Inbegriff rechtlich verbundener Menſchen in reſtlos 
beſtimmter Weiſe, ohne daß es notwendig wäre, hier das rätſelhafte 


Urding einer eigenen Pſyche als bedingendes Merkmal einzuſetzen. 


Soll ferner der Volksgeiſt das Recht verurſachen, ſo müſſe er ſelbſt 
wieder die Wirkung einer anderen Urſache ſein, er müßte ein be⸗ 
grenztes Naturding, eine erkennbare Naturerſcheinung darſtellen, was 
er nach der hiſtoriſchen Schule gerade nicht ſein ſoll (S. 42). 

- Diefe Ausführungen find jo — Tagen wir: ſeltſam, daß es 
wirklich ſchwer fällt, ihnen gegenüber den ruhigen Ton einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Auseinanderſetzung beizubehalten. Moeller ſagt mit 
Recht, Stammler meſſe der hiſtoriſchen Schule zum Zweck fröhlicher 


und ſiegreicher Bekämpfung eine Lehre vom Volksgeiſt bei, „die nur 


dann richtig bleibt, wenn man aus dem Begriffsgehäuſe Hiſtoriſche 
Schule zunächſt alle vernünftigen Leute, die ihr in ſtattlicher Zahl 

angehört haben, ausſperrt“ (a. a. O. S. 4). Über die Trivialitäſt 
von den dreidimenſionalen Körpern im Raume iſt kein Wort 
weiter zu verlieren. Was aber die Volksſeele als ſolche betrifft, ſo iſt 
zunächſt zu beachten, daß die Hiſtoriker Juriſten waren, für welche 


die Frage nach der Rechtsentſtehung erledigt war, ſobald ſie das 


Recht auf den Volksgeiſt zurückgeführt hatten. Den Volksgeiſt weiter 


zu unterſuchen, ihn nicht bloß als Urſache, ſondern auch als Wirkung 


ins Auge zu faſſen, ſich über ſeine Wandelbarkeit Gedanken zu 


machen uſw., hatten ſie keine Veranlaſſung. Wenn Savigny trotzdem 
Beruf, S. 8) erklärt, die Frage, wie die eigentümlichen Funktionen 
der Völker, wodurch ſie ſelbſt erſt zu Individuen werden, entſtanden 


ſind, ſei auf geſchichtlichem Wege nicht zu beantworten, ſo behauptet 


. nn 


er damit keineswegs (wie nach Stammler anzunehmen wäre), daß 


der (von ihm damals noch nicht als ſolcher bezeichnete) Volksgeiſt 


keine Urſache habe — ſonſt könnte er ja nicht von Werden und 
Entſtehen ſprechen —, ſondern nur, daß die Geſchichtswiſſenſchaft 
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* nicht in der Lage ſei, die an ſich berechtigte Frage zu beantworten, 
eine Behauptung, die, mag ſie nun richtig oder unrichtig ſein, keines⸗ 
wegs widerſinnig iſt. (Vgl. auch Manigk, Savigny und der Moder⸗ 


nismus im, Recht, ©. 66). Nicht die hiſtoriſche Schule, wohl aber 


s Völkerpſychologie und "Soziologie auf der einen und die organiſche 
Staatslehre auf der anderen Seite müſſen ſich mit der Frage der 
Völkerindividuen ex professo beſchäftigen, und mit dieſen hätte ſich 
Stammler darum auseinanderſetzen ſollen. Es iſt gewiß höchſt auf- 
fallend — oder vielmehr, es wäre auffallend, wüßte man nicht, welch 

geringe Rolle der Staat bei Stammler ſpielt —, daß eine Schrift 
über die Rechts⸗ und Staatstheorien der Neuzeit die organiſche 
Staatslehre mit keinem Wort erwähnt. Nicht die Hiſtoriker, ſondern 
die Organiker haben in dem Streit, den Stammler führt, die Paſſiv⸗ 
legitimation. Hätte Stammler etwa die Gierkeſchen Schriften heran⸗ 
gezogen, ſo hätte er ſich mit ſo flachen Hieben, wie er ſie gegen 
Savigny und Puchta führt, nicht begnügen dürfen. 

Übrigens macht Stammler der hiſtoriſchen Schule ein immerhin 
weitgehendes Zugeſtändnis, indem er nationale Eigentümlichkeiten 
zugibt, die man als verhältnismäßig übereinſtimmende⸗Eigenſchaften 
der Menſchen gewiſſer Kreiſe beobachten könne. Obwohl er erklärt, 
daß dieſe Eigentümlichkeiten mit der Volksſeele nicht verwechſelt 

werden dürfen, liegt doch die Gleichſtellung ziemlich nahe, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, daß Stammler die Nationalität als den Zu⸗ 
ſammenhang bezeichnet, der aus geſchichtlichen Schicksalen her „von 
unten aus ſich in dem Wollen der Zuſammengehörigkeit aufbaut“ 
(Th. R. S. 393). Wodurch unterſcheidet ſich denn dieſe Auffaſſung 
von jener Puchtas, der den Volksgeiſt anſieht als „das Bewußtſein, 
welches die Glieder eines Volkes als ein gemeinſames durchdringt, 
das mit ihnen geboren iſt und ſie geiſtig zu Gliedern dieſes Volkes 
macht“? Nicht in der Gegenüberſtellung von nationalen Eigentüm⸗ 
lichkeiten und Volksſeele liegt die Kluft, die Stammler von der 
hiſtoriſchen Schule trennt, und auch nicht darin, daß er dieſe Eigen⸗ 
tümlichkeiten als im Laufe der Zeit wandelbar, anfieht, oder darin, 
daß er fie nicht als abſoluten Maßſtab für die grundſätzliche Richtig⸗ 
keit rechtlicher Maßnahmen gelten laſſen will (S. 43) — beides 
könnte auch die hiſtoriſche Schule ohne weiters zugeben —, ſondern 
darin, daß er in den nationalen Eigentümlichkeiten Bloß „ein 
nicht verächtliches Material“, erblickt, „das ein jeder Geſetzgeber 
wohl berückſichtigen ſoll“. Gibt es nationale Eigentümlichkeiten, 
dann iſt ihnen der Geſetzgeber ebenſo unterworfen wie das 
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Volk. Denn er gehört ja mit zum Volk, bewußt oder unbewußt 
ſteht ler im Banne der Anſchauungen feines Volkes. Der naturrechtlichen 
Denkweiſe entſpricht es, ſich ihn als ſouverän zu denken, ſo daß er 
den Rechtsſtoff bloß nach ſeiner Vernunft knetet und verarbeitet, 
während die geſchichtliche Schule dem Geſetzgeber eine viel be⸗ 
ſchränktere Aufgabe zuweiſt. Stammler tritt auch hier in die Fuß⸗ 
ſtapfen der Naturrechtslehrer. 5 


12. Zwei voneinander ſehr verſchiedene Staatslehren, nämlich ng 
die von Haller und von Gumplowicz, bringt Stammler auf einen ge⸗ 
meinſamen Nenner, indem er ſie auf die Annahme eines Rechts des 
Stärkeren zurückführt. Was kann dieſes Recht bedeuten? In den 
Zuſammenſetzungen, die uns bisher begegnet ſind — Rechtstheorie, 
Natur⸗, Vernunftrecht, Rechtsſchule — war „Recht“ immer im 
Sinne von objektivem Recht zu verſtehen. Wenn Stammler die Frage 
aufwirft, ob ein geſchichtlich auftretendes Recht die Eigenſchaft 
der Richtigkeit beſitze (S. 3), ſo handelt es ſich immer um das ganze 
Rechtsſyſtem oder doch wenigſtens um beſtimmte Rechts ſätze. Das 
Recht des Stärkeren würde ſomit beſagen, daß die Rechtsordnung 
ihre Quelle oder die Grundlage ihrer Verbindlichkeit findet in der 
ſtärkeren Perſönlichkeit oder in der ſtärkeren Gruppe, daß ſie auf 
den Stärkeren zurückgeht und ihm zur Verfügung ſteht. In dieſem 
Sinne kann man in der Tat von einem Recht des Stärkeren bei 
Gumplowicz ſprechen (vgl. etwa Soziologiſche Staatsidee, 2. Aufl., 
S. 126 f. Von dem von Stammler aufgeführten Grundriß der 
Soziologie iſt 1905 eine 2. Auflage erſchienen), für den übrigens 
das Recht ebenſo hinter den Staat zurücktritt wie für Stammler 
der Staat hinter das Recht. Das gleiche gilt aber keineswegs auch 
für Haller. Denn dieſer ſtellt den Stärkeren oder Mächtigeren nicht 
über, ſondern unter das (objektive) Recht. Stammler verweiſt 
ſelbſt (S. 45) darauf, daß nach Haller für die Ausübung der größeren 
Macht ein natürliches Pflichtgeſetz gelte, welches die Gerechtigkeit 
und die Liebe umfaßt, und daß die Untertanen beim Mißbrauch der 
Herrſchergewalt ein Widerſtandsrecht haben. Das Recht des 
Stärkeren iſt, inſoweit man überhaupt von einem ſolchen Recht 
ſprechen kann — Haller ſtellt ja als Tatſache, als Naturgeſetz feſt, 
daß der Mächtigere herrſche —, nicht eine Rechtsordnung, die der 
Stärkere nach ſeinem Belieben ins Leben ruft, ſondern ein ſubjektives 
Recht auf Herrſchaft, welches ſelbſt ſeine Grundlage findet in 
einer natürlichen Rechtsordnung. „Nur eine nützliche Macht (potentia) 
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herrſcht rechtmäßig unt nicht eine ſchädliche Gewalt. Weit ent⸗ 


fernt, daß dem Mächtigeren alles gehöre, ſo gehört ihm nichts, als 
was er eigen beſitzt, und Pflichten hat er ſo gut wie jeder andere.“ 


„Macht und Pllichtgeſetz find einander wechſelſeitig notwendig. Die 


Macht handhabt das Geſetz, das Geſetz ſchützt und leitet die Macht“ | 


Reſtauration der Staatswiſſenſchaft, 2. Aufl., I, S. 390 f. Vgl. 


auch ebd. S. 510 ff.). In Hallers Lehre ſind naturrechtliche An⸗ 
ſchauungen und ſolche der hiſtoriſchen Schule eigenartig miteinander 
verſchmolzen. Naturrechtlich iſt die Auffaſſung, daß es ohne menſch⸗ 
liches Zutun bereits Recht gebe, nämlich angeborene, allgemeine, 
notwendige, ewige, unabänderliche, evidente natürliche Pflichtgeſetze, 
deren Verbindlichkeit in letzter Linie auf den göttlichen Willen zurück⸗ 


geht (a. a. O. I, S. 400 ff.), der hiſtariſchen Schule kommt die 


Überzeugung nahe, daß Recht und Staat aus der Natur heraus⸗ 


wachſen, daß die Staatswiſſenſchaft nichts anderes iſt als eine 


„Theorie des natürlich⸗geſelligen Zuſtands“, wie ſchon auf dem 
Titelblatt des Hallerſchen Hauptwerks zu leſen iſt. Als Vertreter 
der patriarchalich⸗patrimonialen Staatsauffaſſung iſt Haller geradezu 


ein Gegner der Machttheorie (vgl. Gumplowicz, a. a. O., S. 86 f.), 


und es iſt vollſtändig verfehlt, ihm den Satz zuzuſchreiben: dem 


Rechte müſſe man gehorchen, weil und ſoweit damit Gewalt ver⸗ 


bunden iſt! (H. VII, S. 36.) Patrimoniale und patriarchaliſche 
Staatsauffaſſung werden freilich bei Stammler ebenſowenig behandelt 
. die organiſche Staatslehre. | 

Nach Stammler will nun Haller dem Rechte des Stärkeren den 
815 Maßſtab für die innere Güte von Staatseinrichtungen 


entnehmen (S. 44). Demgegenüber iſt neuerlich darauf zu verweiſen, 
daß für Haller die Herrſchaft des Stärkeren eine Tatſache iſt und 
nicht erſt der poſitiv⸗ rechtlichen Einführung bedarf. Wenn alſo die 


Staatseinrichtungen die Herrſchaft des Stärkeren nicht zur Geltung 


bringen, ſo ſind ſie nicht nur nicht gut und entſprechen nicht nur 


nicht dem idealen Maßſtab, ſondern ſie können ſich einfach nicht 
behaupten. So ſagt Haller von dem Werk der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution, das Syſtem hätte, genau genommen, „nur auf dem Papier, 


in der Wirklichkeit aber keinen Augenblick beſtanden. Die Allgewalt der 
Natur ſetzte ſich ihm beſtändig entgegen, und ſeine Unmöglichkeit ward 


durch den e we der Revolution ſelbſt bewieſen“ (I, S. 260 f.). 
Die Realiſierung es revolutionären Syſtems „iſt mißlungen, weil 


ſie mißlingen mußte, weil das Syſtem ſelbſt falſch, unmöglich, ver⸗ 
nunftwidrig iſt und die Allgewalt der Natur ſich ſeiner Ausführung 


entgegengeieht" (J, S. 288). 
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Laſſen wir nun Haller beiſeite und faſſen wir die Kritik ins 
Auge, die Stammler an dem Recht des Stärkeren überhaupt übt. 
Er wendet dagegen ein, daß der Stärkere in dieſem Zuſammenhang 
nicht der phyſiſch, ſondern der ſozial Stärkere ſei. Die ſoziale Macht 
beſage aber nichts anderes als eine gewiſſe Art der verbindenden 
Regelung, fie ſei eine Folge dieſer letzteren unter bedingten Ver⸗ 
häliniſſen und könne darum nicht ihr unbedingter Maßſtab ſein 
(S. 46). Stammler meint alſo, das Recht könne nicht auf den 
Stärkeren zurückgeführt werden, weil dieſer ſeine Eigenſchaft, der 
Stärkere zu fein, ſelbſt vom Recht ableitet. In W. R. S. 660 ſagt 
er denn auch, das Recht des Stärkeren müſſe genauer heißen: das 
Recht des ſozial Stärkeren oder geradezu das Recht des rechtlich 
Stärkeren. Es liegt auf der Hand, daß Stammlers Einwand nicht 
zutrifft. Eine größere Macht innerhalb der menſchlichen Geſellſchaft, 
meint er (W. R. S. 316), fee auch ſchon den Begriff einer regelnden 
Ordnung voraus. Dagegen wird man nichts vorbringen können, 
wenn man mit Stammler dieſe „regelnde Ordnung“ ſchon annimmt, 
ſobald Menſchen überhaupt miteinander in Berührung kommen, 
ſei es auch nur in der Weiſe, wie Robinſon mit Freitag (W. R. 
S. 102) oder wie ein überſeeiſcher Reiſender mit einem Wilden, dem 
er Glasperlen und Flitter tauſchweiſe gegen Gold und Elfenbein 
überläßt (W R. S. 99). Aber was folgt daraus? Doch nicht, daß 
damit die Frage nach dem Verhältnis des Rechts zum Stärkeren 
erledigt, daß die Annahme, der Stärkere erlange, beſitze oder 
verdiene eine bevorzugte Rechtsſtellung, aus logiſchen Gründen un⸗ 
berechtigt oder wiederſinnig iſt? Es fällt doch niemand ein, zu be⸗ 
haupten, daß ſich das Recht im. luftleeren Raum entwickle. Daß 
ſoziale Beziehungen die Grundlagen des Rechts bilden, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich und allgemein anerkannt. Aber wie ſich aus dieſen 
ſozialen Beziehungen heraus die Rechtsverhältniſſe geſtalten und ver⸗ 
dichten, wie die Rechtsgüter verteilt werden, das iſt eben das Problem, 
und eine der Löſungen — ob die richtige oder nicht, ſteht hier nicht 
in Frage — iſt die Verwertung der Kraft-, Macht⸗, Stärkeverhält⸗ 

niſſe der Beteiligten. Zwiſchen dem körperlich und dem rechtlich 
Stärkeren liegt eine ungeheuere Kluft, welche Stammler vollkommen 
vernachläſſigt. Überlegenheit, Stärke, Kraft uſw. können ſich vor 
allem in pſychiſcher Einwirkung äußern, und Stemmler wird doch 
nicht behaupten wollen, daß der Erfolg der pſychſſchen Einwirkung 
abhänge von dem Maß von Recht, das demjenigen zukommt, von 
deim die Einwirkung ausgeht. Auch den Hauptmann einer Räuber⸗ 
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bande behandelt Stammler (W. R. S. 316) als den ſozial 
Stärkeren. Woher kommt ihm aber dieſe ſoziale Stärke? Er ver⸗ 


dankt ſeine Stellung in der Bande entweder ſeinen perſönlichen 


Eigenſchaften oder den äußeren Mitteln, über die er verfügt, oder 


ſeoonſt irgendwelchen Umſtänden, die gerade ihm zuſtatten kommen, 


und man bewegt ſich keineswegs im Zirkel, wenn man in ſolcher 


; Weiſe den Urſachen feiner Stellung nachſpürt. Aber felbſt wenn 
Stammler mit ſeiner Behauptung recht hätte, daß für unſere Frage 


nicht der phyſiſch, ſondern der ſozial Stärkere in Betracht komme, 


ſo wäre damit noch immer nicht das geringſte gegen das Recht des 


Stärkeren bewieſen. Denn die „äußere Regelung“, welche nach 


Stammler das formale Element innerhalb des Begriffs vom ſozialen 


Leben der Menſchen bildet, iſt eine Regelung nicht bloß durch recht⸗ = 


"lie Satzungen, ſondern auch durch „Konventionalregeln“, und hier⸗ 
her gehört — wiederum nach Stammler — das unermeßliche Ge⸗ 
biet von Anſtand und Sitte, Erikette, geſelligem Verkehr, Mode, 


3 äußeren Gebräuchen uſw. (W. R. S. 116). Eine Rechtstheorie wäre 


alſo immer noch brauchbar und dankenswert, wenn es ihr gelingt, 
das Recht aus „Brauch und Sitte“ (S. 32) abzuleiten. Daß ſie ſich 


dabei ganz und gar auf ſozialem Boden im Sinne Stammlers be⸗ 


wegen würde, tut nichts zur Sache. Stammler zieht in ſeiner Dar⸗ | 


ſtellung das Recht „repräſentativ“ als Form des ſozialen Lebens in 


Betracht (W. R. S. 125). Dadurch, meint er, könne der Vorzug 
einer größeren Einfachheit in Gedanken und Ausdruck erzielt werden. 
In Wahrheit wird aber dadurch eine Unklarheit hervorgerufen, da 


man nie wiſſen kann, ob er, wenn er vom Recht ſpricht, bloß dieſes 
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oder auch die Konventionalregeln meint. Gerade beim Recht des 
Stärkeren macht ſich dieſe Unklarheit in peinlicher Weiſe bemerkbar. 
(Die Begründung, die Stammler in H. VII, S. 38 für die „repräſen⸗ 
tatiwe“ Verwendung des Rechts gibt, die rechtliche Regelung ſei ge 
ſchichtlich die einzige, die uns bis jetzt bekannt geworden ſei, iſt 
nicht ganz einleuchtend. Wenn damit, wie aus W. R. S. 125 hervor⸗ 


geht, gemeint iſt, daß es bisher keine ſoziale Ordnung gegeben habe, 


in der das Recht gefehlt hat, ſo iſt es doch ebenſo ſicher, daß auch 


Brauch und Sitte uſw. niemals gefehlt haben. Darum kann man 


es nicht umgehen, Recht und Sitte ſcharf auseinanderzuhalten. 
Daß Brauch und Sitte ſtets nur eine nebenſächliche und geduldete 
Rolle geſpielt e oder ſpielen [ebenda], mu Bra beitritten 
werden.) 5 

Sonolters Jahrbuch XIIII I. | 3 


Nun haben wir 5 doch noch Stammlers letztes Wort nicht 


gewürdigt. Die ſoziale Macht, als eine Art der verbindenden 


Regelung, iſt nach ihm eine Folge dieſer letzteren unter bedingten 


Verhältniſſen und kann darum nicht ihr unbedingter Maßſtab 


ſein. Wir ſehen nun, daß Stammler das Recht des Stärkeren 


| | eigentlich gar nicht bekämpft! Er lehnt es nur als unbedingten 
Maßſtab ab und läßt. es alſo offenbar unter bedingten Verhältniſſen 


gelten. Sagt er doch W. R. S. 446 geradezu: „Das Recht und 
mit ihm die beſondere Art eines ſozialen Lebens iſt in Wirklichkeit 


bis jetzt immer als Machtergebnis aufgetreten, und es iſt wenig Be⸗ 
fugnis verliehen, etwas anderes für die kommenden Perioden zu 
prophezeien.“ Nicht gegen das Recht des Stärkeren richtet ſich alſo 
ſein Angriff, ſondern gegen die Bedeutung und Tragweite dieſes 
Rechts. Durch ſeine Kritik würden demnach jene Schriftſteller, die 
das Recht des Stärkeren vertreten, nur dann getroffen werden, wenn 
ſie es als unbedingten Maßſtab in ſeinem Sinne ausgäben. Daß 
das der Fall iſt, wird ſich ſchwer beweiſen laſſen. Man ſtelle ſich nur 

| Gumplowicz in jener Höhenluft der Abſtraktion vor, die Stammler 
mit Vorliebe atmet! Hätte Stammler gleich von vornherein erklärt, 
die Lehre vom Recht des Stärkeren ſei keine Theorie in ſeinem 


Finne, keine allgemeingültige Lehre, ſie lege nicht die reinen Formen 
dar, in denen wir juriſtiſch denken und gegebenes rechtliches Wollen 


BE grundſätzlich beurteilen, ſo wäre jedes weitere Wort überflüſſig ge⸗ 
weſen. Die Frage, ob es ein Recht des Stärkeren wirklich gibt, 


wäre aber auch dann offen geblieben, ſo wie wir ſie ne offen laſſen 


6 müſſen. 


13. Gegen die cheokratiſche Auffaſſung, welche Recht und Staat 
ur eine unmittelbare göttliche Ermächtigung oder Anordnung zurüd- 


führt, wendet Stammler (S. 48) ein, daß einer geläuterten religiöſen 
Anſchauung nur die Annahme einer göttlich geſetzten Aufgabe ent⸗ 


ſprechen könne, wonach die Menſchen ihr rechtliches Wollen, das ſie 


ſelbſt zu verantworten haben, leiten und bewähren ſollen. Damit: 


verläßt er aber den Boden einer wiſſenſchaftlichen und vor allem 


‚einer rechtsphiloſophiſchen Unterſuchung. Werturteile über religiöſe 
Anſchauungen kann der Rechtsphiloſoph als ſolcher nicht abgeben. 
Auf ſolche Art erledigt ſich in der Hauptſache auch die Erörterung 
der Anſichten Stahls. Die Tragweite des Spruchs: Seid untertan 


der Obrigkeit, die Gewalt über euch hat (H. VII, S. 36), ‚it eine 


Frage der Exegeſe und nicht der Sozialphiloſophie. Und wenn 
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Stammler erklärt, die Behauptung Stahls, daß auch ſchlechtes Recht 
die göttliche Weltordnung unterſtütze, ſchwebe in der Luft, ſo iſt 
dem gegenüber zu bemerken, daß es ſich hier von vornherein um ein 
Gebiet des Glaubens und nicht des Wiſſens handelt. 
| Anders verhält es ſich freilich mit dem Vorwurf des Wider⸗ 
= ſpruchs, den Stammler (S. 50) gegen Stahl erhebt. Es bleibe un⸗ 
deutlich, wie mit der Auffaſſung der Rechtsphiloſophie als der 
Witſſenſchaft des Gerechten die von Stahl behauptete bedingungsloſe 
Unabänderlichkeit einer einmal von den Menſchen gewählten Rechts⸗ 
verfaſſung zu vereinigen ſei. Es ſei nicht einzuſehen, weshalb bei 
einer Anderung und bei neuen Möglichkeiten des Zuſammenwirkens 
nicht auch andere Rechtsbeſtimmungen erforderlich werden. Allein 
hier handelt es ſich offenbar um ein Mißverſtändnis. Daß die ein⸗ 
mal von den Menſchen gewählte Rechtsverfaſſung unabänderlich 
ſei, behauptet Stahl keineswegs. Er ſagt an der von Stammler 
bezogenen Stelle (Philoſophie des Rechts, 4. Aufl. II, 2, S. 178), 
daß die Menſchen, ſobald eine Verfaſſung feſtgeſetzt iſt, dieſe nicht 
ändern dürfen, außer nach ihren eigenen Geſetzen. Er lehrt 
alſo nicht Unabänderlichkeit, ſondern Unverbrüchlichkeit des Rechts, 
er bekämpft nicht die Rechtsänderung, ſondern die Revolution, und 
mit dieſer Anſchauung, die ja auch von Rechtsphiloſophen anderer 
Richtung geteilt wird, ſteht es nicht im Widerſpruch, daß er die 
Rechtsphiloſophie als die Wiſſenſchaft des Gerechten auffaßt und in 


* Werk näher darlegt, was er für das Gerechte bält. 


14. Gegen die einander widerſtreitenden Lehren der Freihandels⸗ | 
ſchule und des Kathederſozialismus nimmt Stammler in gleicher 
Weiſe Stellung. Die ökonomiſche Freiheitslehre überſehe, daß es 


für die ſoziale Betrachtung eine unbedingte Freiheit gar nicht geben 


könne. Die Forderung wiederum, der Staat ſolle in das freie Ge- 
triebe der Volkswirtſchaft „eingreifen“, laſſe außer Betracht, daß 
Volkswirtſchaft nur als Ausführung einer beſtimmten Rechtsordnung 
denkbar ſei. Die Einheitswirtſchaft von Zentralpunkten aus und 
die Überlaſſung der ſozialen Beiträge an die Entſchließung der ein⸗ 
zelnen ſeien nur zwei logiſch einander gleichſtehende Mittel und 
Wege, deren ſich die rechtliche Regelung des Zuſammenwirkens be⸗ 
dienen mag (©. 52 f., vgl. RR. S. 246 ff.). 

Es iſt ein ganz unnützer Windmühlenkampf, den Stammler 
‘hier führt. Unb edingte Freiheit haben Freihändler und Mancheſter⸗ 
leute nicht gefordert. Nach ſeinem eigenen we (©. 51) 1 


u 
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ſie der ſtaatlichen Geſetzgebung die Aufgabe geſetzt, die veralteten 


Hinderniſſe des freien Wettbewerbs wegzuräumen und den Bruch 


des Rechts zu verhüten. Staat und Recht wurden von ihnen alſo 


nicht geleugnet, ſondern eben nur auf ein unerläßliches Mindeſtmaß 


zurückgedrängt. Auf der anderen Seite haben aber auch ihre Gegner, 
wenn ſie ein Eingreifen des Staates in die Volkswirtſchaft forderten, 
ganz gut gewußt, daß fie damit verlangen, der Staat ſolle der Volks 


wirtſchaft mehr zuwenden als das bloße Exiſtenzminimum, er ſolle 


den einzelnen Wirtſchaftsſubjekten weiter gehende Beſchränkungen 
auferlegen, als ſie geſchichtlich überkommen ſind. Stammler iſt 
vollkommen im Recht, wenn er die verſchiedenen Wirtſchaftsordnungen 
einander logiſch gleichſtellt. Aber handelt es ſich denn bei dem 


Problem: Freihandel oder ſtaatliches Eingreifen um Fragen der 


Logik? Oder haben vielleicht die Volkswirte der einen oder anderen 
Richtung geglaubt oder vorgegeben, logiſche Lehren aufzuſtellen? 
Dem juriſtiſch⸗politiſchen Individualismus Wilhelm v. Humboldts 


gegenüber nimmt Stammler begreiflicherweiſe den gleichen Stand⸗ 


punkt ein wie gegenüber dem wirtſchaftlichen Individualismus der 
Freihandelsſchule. Die Zwangsregelung, welche für das Recht 
weſentlich iſt, beizubehalten und ihr doch zugleich die unbedingte 
Freiheit der rechtlich Verbundenen zum Inhalt zu geben, heiße 


einen unlösbaren Widerſpruch ſetzen. Abſolute Freiheit der Rechts⸗ 
genoſſen könne nicht angeſtrebt werden, weil ſonſt jeder in ſeinem 
Wirken nach perſönlichem Willensinhalt vorgehen könnte (S. 53 f.; 
R. R. S. 189 f.). Hierzu iſt wiederum nur zu bemerken, daß Hum⸗ 


boldt weder unbedingte noch abſolute Freiheit fordert, ſondern ſtaat⸗ 
liche und rechtliche Beſchränkung gelten läßt, dieſe aber freilich auf 
das unerläßliche Mindeſtmaß herabgeſetzt wiſſen will. 

Dieſen allgemein bekannten Standpunkt Humboldts faßt übrigens 


Stammler ſelbſt hypothetiſch ins Auge. „Wollte man aber die 


Lehre Humboldts ſo verſtehen“ — ſoll das vielleicht gar irreal ge— 


dacht ſein? —, daß das Recht die Verbundenen nicht unnötig 


einengen, ſondern ihnen, ſoweit nur tunlich, Freiheit gewähren 
ſollte, dann wäre eine ſolche Freiheit von nur verhältnismäßiger 
und von ſchwankender Bedeutung bloß ein bedingtes Mittel und 
über deſſen Art und Anwendung erſt noch in beſonderem Falle zu 
befinden. Dagegen iſt nun natürlich nichts einzuwenden und ſomit 
alles wieder in ſchönſter Ordnung. Allerdings bleibt aber die Frage, 
ob und inwieweit Humboldt von ſeinen Vorausſetzungen aus, für 
ſeine Zeit oder für unſere Zeit uſw. recht hat, nicht nur un⸗ 
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entſchieden, ſondern überhaupt unerörtert (Gieräber einige gute Be⸗ 
merkungen RR. S. 249 ff.). | 


15. Von Vtammlers Schriften iſt ſeine feilclpöüloſopbilche 
Unterſuchung „Wirtſchaft und Recht nach der materialiſtiſchen Ge⸗ 
ſchichtsauffaſſung“, die nunmehr bereits in dritter Auflage vorliegt, 
am erfolgreichſten geweſen. Die Eigentümlichkeiten ſeines Denkens 
— im Aufbau der eigenen Lehren wie bei der Würdigung fremder 


Anſichten — kommen hier am ſchärfſten und anziehendſten zur Gel⸗ 


tung, und es iſt begreiflich, daß ſich die Kritik vorzugsweiſe mit 


dieſem Werk beſchäftigt hat. Aber es handelt ſich dabei doch nur 
um eine Einzelarbeit, und wer Stammlers wiſſenſchaftliche Phyſio⸗ 


gnomie kennen lernen will, muß ſich auch mit ſeinen übrigen Schriften 
beſchäftigen. Hier, wo wir ſeine Beziehungen zu ſo vielen anderen 
Lehrmeinungen bereits kennen gelernt haben, werden wir auch den 
Standpunkt, den er der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung gegen⸗ 
über einnimmt, leichter zu würdigen vermögen. Die merkwürdige 
Art, wie er die Marxſche Lehre zurechtbiegt und modelt, bis ſie in 
das gewünſchte Verhältnis zu ſeiner eigenen Problemſtellung ge⸗ 
langt, entſpricht durchaus dem Verfahren, das er bei allen anderen 


Syſtemen und Anſchauungen, denen er begegnet, zur Anwendung 


bringt. 
Der Abſchnitt über die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 


nimmt in den „Rechts⸗ und Staatstheorien der Neuzeit“ den breite⸗ 
ſten Raum ein. Es iſt das allerdings nicht fo ſehr auf die Be⸗ 
deutung zurückzuführen, die Stammler gerade dieſer Theorie beilegt, 
als vielmehr darauf, daß in dieſem Abſchnitt — gewiſſermaßen in 


Parentheſe — die Hegelſche Philoſophie behandelt wird, weil Marx 


bei dem Entwerfen ſeiner Lehre von Hegel ausgegangen“ ſei (S. 56). 
An anderer Stelle (H. VI, S. 625) hat Stammler dieſen Satz 


dahin erläutert, daß Marx zwar urſprünglich Anhänger der von 


Hegel geübten philoſophiſchen Methode geweſen ſei, ſich aber in 
ſtarker Arbeit und mit ſelbſtändigem Denken davon frei gemacht und 


eine eigene grundlegende Sozialphiloſophie ſchöpferiſch gebildet habe. 
Wenn er dabei Hegelſche Terminologie verwendete, ſo ſei das nur 


die Erinnerung an eine Welt geweſen, in der er nicht mehr lebte. 


Iſt dem ſo, was hier nicht zu unterſuchen iſt, dann liegt kein Grund 
vor, die Erörterung über die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 


durch ein längeres Einſchiebſel zu unterbrechen und zu zerreißen, 
welches ſich mit den Lehren Hegels beſchäftigt. Bei dieſem Ver⸗ 
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fahren tut aber Stammler nicht nur Marx unrecht, der dabei als 
Hegelianer erſcheint, er tut in noch größerem Maße Hegel ſelbſt 
unrecht. Denn dieſer Denker hat doch ſo viele, die nach ihm ge⸗ 
kommen ſind, und zwar nach den allerverſchiedenartigſten Richtungen 
hin befruchtet und beeinflußt, ſeines Geiſtes iſt auch heute noch an 
ſo vielen Orten ein Hauch zu verſpüren, daß es nicht angeht, ihn 
bloß als Vorläufer von Marx zu behandeln. Sofern er überhaupt 
als Rechts⸗ und Staatstheoretiker vorgeführt wird, verdient er einen 
beſonderen Abſchnitt. Im übrigen braucht hier auf Stammlers 
Ausführungen über Hegel deshalb nicht eingegangen zu werden, weil 
ſie ſich mehr mit der Hegelſchen Philoſophie überhaupt als mit 
ſeiner Rechts⸗ und Staatsphiloſophie beſchäftigen. 

Gegen die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung erhebt San e 7 
die doppelte Einwendung, ſie ſei unfertig und nicht ausgedacht 
(S. 63; W. R. S. 71, 425). Es iſt nicht recht zu verſtehen, wo⸗ 
durch ſich dieſe beiden Bemängelungen voneinander unterſcheiden 
ſollen. Eine Theorie iſt doch gerade dann unfertig, wenn ſie nicht 
ausgedacht, d. h. zu Ende gedacht iſt, ſo wie ein Roman unfertig 
iſt, der nicht zu Ende geſchrieben, oder ein Kleidungsſtück, das nicht 
zu Ende genäht iſt. Wenn mir der Schneider den Rock, den er 
mir aus dem ihm übergebenen Stoff herſtellen ſoll, nicht rechtzeitig 
liefert, weil er „unfertig“ ſei, ſo nehme ich an, daß er nicht fertig⸗ 
geſtellt, nicht zu Ende genäht iſt. Erſt wenn ich über Gebühr hin⸗ 
gehalten werde, ſteigt der Verdacht in mir auf, daß der Rock nicht 
bloß unfertig iſt, ſondern daß der Stoff „im Zuſchnitt“ verdorben 
wurde. In die ſem Sinne iſt nach Stammlers Anſchauung die 
materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung unfertig. Sie verwendet, meint 
er, ihre grundlegenden Begriffe, wie Geſellſchaft, ökonomiſche Phä⸗ 
nomene, ſoziale Produktionsweiſe uſw., ohne ſie klarzuſtellen (S. 63). 
Wenn aber der Ausgangspunkt einer Lehre unklar iſt, wenn ihre 
grundlegenden Begriffe nicht klargeſtellt ſind, dann iſt ſie im Zuſchnitt 
verdorben, d. h. verfehlt. Denn wie kann man von falſchen oder 
unſicheren Prämiſſen aus zu richtigen Ergebniſſen gelangen? Erſetzt 
aber der Kritiker die Prämiſſen durch andere, dann trägt er eben 
eine andere Theorie vor und ſtellt nicht etwa die bekämpfte Theorie 
bloß fertig. So verhält es ſich denn auch in unſerem Falle. 
Stammlers Aufſtellungen, Wirtſchaft und Recht verhielten ſich zu⸗ 
einander nicht wie Untergrund und Überbau, jeder ökonomiſche Be⸗ 
griff ſetze gewiſſe rechtliche Einrichtungen voraus, nicht aber um⸗ 
gekehrt, das Recht ſei die Form, die Wirtſchaft der Stoff in der 


Ze er 
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Vorstellung des geſellſchaftlichen Daſeins der Menſchen, die ökono⸗ * 
miſchen Phänomene ſeien gleichheitliche Maſſenerſcheinungen in recht⸗ 


lich geordneten Beziehungen und riefen Beſtrebungen auf Anderung ö 


der Rechtsordnung hervor, unter dem ſo etwa entſtandenen neuen 


Recht fänden ſich dann wieder andere wirtſchaftliche Erſcheinungen, 


alle dieſe Aufſtellungen bedeuten nicht eine Korrektur der mate⸗ 


rialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung (fo W. R. S. 19, 327), ſondern 


eine von ihr durchaus verſchiedene e eben 25 Stammlerſche 


| | I Sozialphiloſophie. 


Und was heißt nun, die materialiſtiſche ee ſei | | 


(oder habe, H. VI, S. 633) nicht ausgedacht? Offenbar, fo follte . 
man meinen, ſie ſei zwar den richtigen Weg gegangen, habe aber 

an einem beſtimmten Punkt zu früh haltgemacht, ſie habe das letzte 
Wort noch. nicht geſprochen, die letzte Folgerung nicht gezogen, man 
miüſſe dort, wo fie aufgehört hat, anknüpfen, den Weg zu Ende 
gehen, den Gedankengang zum Abſchluß bringen. Damit ſtimm. 
denn auch überein, daß Stammler der materialiſtiſchen Geſchicht⸗ 
auffaſſung vorhält, ſie habe den Gedanken der Geſetzmäßigkeit des 
ſozialen Lebens nicht folgerichtig ausgebaut (S. 64). Das kann 
wiederum nur heißen, der hiſtoriſche Materialismus habe zwar die 
Geſetzmäßigkeit des ſozialen Lebens richtig erkannt, aber nicht alle 


Folgerungen daraus gezogen. In Wahrheit verhält es ſich aber 


ganz anders. Das, was Stammler die Geſetzmäßigkeit des ſozialen 


Lebens nennt, iſt dem Marxismus vollkommen fremd. Stammler 


geht hier ſeine eigenen Wege, und man möchte beinahe, wenn er | 


mit Marx ſtreitet, dasſelbe jagen, was er ſelbſt nach dem hübſchen 


Dialog, den er den Bürger mit dem Sozialiften führen läßt, ſagt: 


„Man ſieht, ſie verſtehen ſich nicht! Der erſte ſpricht von einem 


Staat, der gemacht werden ſoll, der andere von einer Art des 


menſchlichen Geſellſchaftslebens, das notwendig kommen wird, auf 


deſſen geſetzmäßiges Eintreffen man ſich für jetzt nur einzurichten 


hat“ (W. R. S. 55). Der Gegenfatz läßt ſich, ſoweit die Geſetz⸗ 
mäßigkeit in Frage kommt, in der Tat darauf zurückführen, daß 


Marx an kauſale Geſetzmäßigkeit denkt (Urſache — Wirkung), 3 


Stammler aber an teleologiſche Geſetzmäßigkeit (Zweck — Mittel). 
Das ſind nun allerdings ganz verſchiedene Vetrachtungsweiſen, und 
man kann nicht durch folgerichtigen Ausbau der einen zur anderen 
ö gelangen. Von feinem Standpunkk aus entwickelt Stammler (S. 65 ff. 
eine Geſchichtsauffaſſung, die ſich weder als Berichtigung noch als 


Fortbildung ber. marxiſtiſchen bezeichnen läßt, ſondern mit ihr: 
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| ſchlechterdings nichts zu tun hat, außer daß ſie von ihr angeregt 
wurde (W. R. S. 17, 326), alſo genetiſch auf die Beſchäftigung mit 
Marx zurückzuführen iſt. Sie hier zu erörtern, liegt kein Anlaß 
vor, da wir uns bloß mit Stammler als Kritiker beſchäftigen. 

Wohl aber iſt die Frage aufzuwerfen, wie Stammler über⸗ 
haupt dazu kommen konnte, die materialiſtiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſung als unfertig und unausgedacht zu bezeichnen und ſeine 
eigene Lehre an fie „anzuknüpfen“ (W. R. S. 19). Die Antwort 
0 läßt ſich kurz dahin geben: Stammler iſt es weniger um die mate⸗ 
rialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung ſelbſt zu tun’ als um die Sozial⸗ 
philoſophie, die er in ſie hinein⸗ oder ihr zugrunde legt. Er ver⸗ 


wieiſt ſelbſt darauf, daß Marx niemals eine genügende Ausführung 


ſeiner Sozialphiloſophie veröffentlicht und überhaupt keine ſyſte⸗ 
matiſche Darlegung und kritiſche Begründung der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung geliefert habe. Sie trete bei ihm immer nur 


innerhalb anderer Unterſuchungen hervor und trage auch innerlich 


ſtets den Charakter des gelegentlich Hingeworfenen (W. R. S. 35). 
Unter ſolchen Umſiänden iſt es immerhin ſchwierig, den Gedanken⸗ 
gang ſeiner Lehre mit voller Sicherheit feſtzuſtellen. Stammler 
unternimmt es aber nicht bloß, die Grundſätze der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung in apodiktiſcher Form vorzutragen, ſondern er 
führt dieſe Auffaſſung auch noch nach rückwärts weiter, indem er ſie 
aus dem Beſtreben erwachſen läßt, die Art der Geſetzmäßigkeit, des 
einheitlichen Prinzips und methodiſchen Geſichtspunkts aufzuzeigen, 
unter welchem überall geſchichtlich auftretendes ſoziales Leben der 
Menſchen zu betrachten und erforſchend zu erwägen ſei (W. R. 
S. 17). Im Prinzip der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung als 
einer Sozialphilbſophie liege der notwendige Gedanke von 
einer durchgängigen Geſetzmäßigkeit und einem unbedingt einheit- 
lichen Verfahren bei der Auffaſſung ſozialgeſchichtlicher Ereigniſſe 
(5. VI, S. 625), ihr „letzter Wunſch“ ſei es, für die ſoziale Wiſſen⸗ 
ſchaft eine gleich exakte Anſchauung zu erhalten, wie der Natur- 
wiſſenſchaft zu Gebote ſteht (W. R. S. 327). Dieſe von ihm unter⸗ 
ſtellte Grundlage der marxiſtiſchen Lehre ſtimmt mit Stammlers 


neokantiſchen Anſchauungen vollſtändig überein: Kritizismus und 


Marxismus haben nach ihm das gleiche Ziel vor Augen: Bezwingung 

der Frage, was denn eigentlich „Geſetzmäßigkeit“ ſei (H. VI, S. 625). 
Auf ſolche Weiſe gewinnt es nun den Anſchein, als ob Stammler 
die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung „korrigiere“ oder „ausbaue“, 
während er in Wahrheit ganz andere Wege geht als dieſe. 
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Naun könnte man ja darüber hinweggehen, daß der Beweis dafür, 
daß Marx oder ſeine Jünger wirklich die Erforſchung der „Geſetz⸗ 


mäßigkeit“ im Stammlerſchen Sinne angeſtrebt haben, nicht angetreten, 
geſchweige denn erbracht wird — denn was liegt ſchließlich daran, 


ob man in Marxens Theorie mehr oder weniger hineingeheimniſt? —, 
wenn es Stammler nur dabei bewenden ließe. Tatſächlich aber kehrt 


er alsbald den Sachverhalt um, er ſtempelt das, was Marx nicht 


geſagt, aber nach Stammler angeſtrebt hat, zur Hauptſache, und das, 
was er geſagt hat und was alle Welt, Freund und Feind, für ſeine 


Anſicht hält, zur Nebenſache. Anſchließend an eine der vorhin an⸗ 
gegebenen Stellen („.... ſozialgeſchichtlicher Ereigniſſe“) fährt 
Stammler fort: „Dieſes Streben nach Einheit, die Richtung auf das 
Ganze einer ſozialwiſſenſchaftlichen Erkenntnis überhaupt war es, 


das die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung auszeichnete, mit nichten 


aber der Hinweis darauf, daß wirtſchaftliche Momente von ziemlich 
großem Einfluſſe in der Geſchichte geweſen zu ſein ſchienen.“ So 
wird alſo durch einen dialektiſchen Kunſtgriff die materialiſtiſche Ge⸗ 


ſchichtsauffaſſung ſelbſt als das Unweſentliche der Marxſchen Lehre 


hingeſtellt, ähnlich wie der contrat social aus dem „Contrat social“ 


oder wie die aprioriſtiſche Herkunft des Naturrechts aus der Natur⸗ 


rechtslehre oder der geſchichtliche Standpunkt aus der hiſtoriſchen 
Rechtsſchule ausgeſchieden wurde. Und ſo wie der contrat social 
bloß ein Maßſtab fein fol für Recht und Gerechtigkeit (S. 28), 
ſo iſt nach Stammler die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung bloß 
eine Frage, die Marx an das in der Geſchichte ſich abrollende 


ſoziale Leben der Menſchen richtet, eine grundlegende Methode, 
unter deren Wahrung überhaupt erſt eine wiſſenſchaftliche Betrachtung 


der Sozialgeſchichte möglich fein ſoll (9. a. a. O.), ein grundlegendes 
Formalprinzip der ſozialen Forſchung (W. R. S. 68). Die 


materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung ſagt nach Stammler: „Gehe in 


der Reihe der Urſachen und Wirkungen von ſozialen Veränderungen 


tunlichſt weit zurück; kläre das urſächliche Werden derfelben ſo voll⸗ 
ſtändig wie möglich auf; damit biſt du in dem grundlegenden Ver⸗ 
fahren geſetzmäßiger Erforſchung des geſellſchaftlichen Daſeins der 


Menſchen befangen. Gelingt es, ſo wird ſolche wiſſenſchaſtliche Ein⸗ 


ſicht notwendig bis zu den letzten Quellen des Geſellſchaftslebens 
zurückführen, zu der ſozialen Wirtſchaft, zu den ökonomiſchen Lebens⸗ 
bedingungen der Geſellſchaft und wiederum zu der geſetzmäßigen 


Entwicklung der betreffenden wirtſchaftlichen Erſcheinungen“ (W. R. 
S. 70). - Daraus ergibt ſich nun von ſelbſt der Standpunkt, den 
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der grititer u. Stammlers Meinung: der materialiſtiſ chen Ge⸗ 


ſchichtsauffaſſung gegenüber einzunehmen hat. Er hat nur zu 
fragen: „Was iſt und heißt überhaupt Geſetzmäßigkeit des ſozialen 


Lebens der Menſchen? Bietet danach die materialiſtiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſung die rechte formale Methode für die geſetzmäßige 


Einſicht in konkretes geſellſchaftliches Daſein dar?“ (W. R. S. 68). 


Dagegen iſt es ein unnützer Scharmützelkrieg, der das Geſamtſchickſal 
des Kampfes nicht entſcheiden kann, wenn verſucht wird, an Einzel⸗ 
beiſpielen nachzuweiſen, daß beſtimmte ſoziale Vorkommniſſe und 1 
einzelne konkrete Lebensäußerungen der menſchlichen Geſellſchaft mit 


dem ökonomiſchen Element dieſer unmittelbar nichts zu tun haben, 


daß für jene eine gewiſſe Selbſtändigkeit beſtehe und daß die Wirt - . 


ſchaft keineswegs in allen Fällen als ausſchließlich zureichende Ur⸗ 
ſache erkannt werden könne (W. R. S. 62 f.). Es iſt verkehrt, einen 
Beweis gegen die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung durch Erwägung 


geſchichtlicher Einzelheiten antreten zu wollen. Denn ob die An- 


wendung der Methode, als welche ſich ja die materialiſtiſche Ge⸗ 
ſchichtsauffaſſung darſtellt, im beſonderen Falle gelingt, iſt unentſcheidend 


für die Frage nach der prinzipiell rechten Art ihrer ſelbſt (W. R. S. 68). 


Verſuchen wir uns nun in dieſer von Stammler mit ſo großer 
Beredſamkeit und unermüdlichem Eifer geführten Streitſache zurecht⸗ 
zufinden! Es handelt ſich da vor allem darum, ob es wahr iſt, 
daß die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung bloß eine Frage, eine 


Methode, ein Formalprinzip bedeutet. Marx hat doch eine poſitive 


Behauptung aufgeſtellt, indem er lehrte, daß Wirtſchaft und Recht 
(wenn wir dieſe Gegenüberſtellung Stammlers trotz ihrer noch feſt⸗ 
zuſtellenden Anfechtbarkeit zunächſt aufnehmen wollen) in einem be⸗ 


ſtimmten Verhältnis zueinander ſtehen, daß die Wirtſchaft beſtimmend 
iſt für das Recht, das Recht abhängig von der Wirtſchaft. Die 
einzige Frage, die damit aufgeworfen wurde, geht dahin, ob dieſe 


Behauptung richtig iſt oder nicht. Sie ſelbſt bedeutet aber keine 
Frageſtellung, ſie iſt keine Frage an das ſoziale Leben, ſondern eine 


Antwort, die der Geſchichte entnommen wird, ein Urteil über 


das ſoziale Leben. Marx will nicht etwa das philoſophiſche Rüſt⸗ 
zeug gewinnen, um an die Geſchichtsforſchung oder die Geſchichts⸗ 


würdigung heranzutreten, ſondern gerade umgekehrt das geſchicht⸗ 
liche Rüſtzeug, um den ſozialen Problemen zu Leibe zu rücken. 
Seine Lehre iſt aus der Geſchichte abgeleitet und nicht ſelbſt wieder 
dazu beſtimmt, die Geſchichte zu verſtehen. Sie iſt eben darum auch 
keine Methode für die wiſſenſchaftliche Betrachtung der Sozial⸗ 
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geſchichte. Eine Methode kann ja das Ergebnis der Forſchung nicht | 


vorwegnehmen und vollends nicht mit dieſem zuſammenfallen. Es 
gibt nur folgende drei Möglichkeiten: Entweder ich weiß bereits, daß 


se Wirtſchaft und Recht in dem behaupteten Verhältnis zueinander 
ſtehen, dann brauche ich keine Methode mehr, um mir dieſes Willen 
zu verſchaffen. Oder ich weiß es nicht, ſondern vermute es bloß, 


dann handelt es ſich, ſoweit eine Beweisführung möglich iſt, um ein 


. heuriſtiſches Prinzip, ſofern ſie nicht möglich iſt, um eine mehr oder 
minder gut begründete Hypotheſe (Max Weber im Archiv für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, 24. Bd., S. 108), aber die Methode für die Beweis⸗ 


führung oder für die Verteidigung der Hypotheſe muß ich ander⸗ 
weitig herholen. Oder endlich, ich trete an die Frage, wie ſich 
Wirtſchaft und Recht zueinander verhalten, vorausſetzungslos heran, 


5 ich weiß weder noch vermute ich ein beſtimmtes Ergebnis, dann muß 


ich mittelſt irgendeiner Methode, die aber mit der An twort 


auf die Frage gar nichts zu tun hat, die Forſchung in An⸗ 


ſpruch nehmen. Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung iſt aber 


auch kein Formalprinzip für die ſoziale Forſchung, weil ſie bereits 
ſachliche Aufſchlüſſe über die ſoziale aan geben zu können 
vermeint (Weber a. a. O.). 


So muß denn in der Tat, wer ſie bekämpft, jenen Weg gehen, 


N Stammler für den unrichtigen erklärt, d. h. er muß ihre ſach⸗ 


lichen Aufſtellungen angreifen, indem er entweder dartut, daß der 
an der Händ der Geſchichte geführte Beweis mißlungen tft, oder in⸗ 


dem er ſogar an der Hand der Geſchichte den Gegenbeweis führt, 
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ſei es auch nur in dem Sinne, daß er an einzelnen Beiſpielen die u 


Unrichtigkeit der bekämpften Anſchauung aufzeigt. Wenn Stammler 
in einem ſolchen Verfahren keine Widerlegung der marxiſtiſchen Be⸗ 
hauptung erblickt, weil daraus bloß hervorgehe, daß es nur „nicht 
gelungen“ ſei (W. R. S. 69), das von Marx behauptete Verhältnis 


feſtzuſtellen, fo iſt dagegen ein Doppeltes zu bemerken: Zunächſt, daß 


die Beweislaſt für die Richtigkeit einer Behauptung demjenigen ob⸗ 


liegt, der ſie aufgeſtellt hat, und daß der Beweis, den er führt, durch 
den Hinweis auf: Fälle, in welchen die Behauptung nicht zutrifft ß 


jedenfalls erſchüttert wird. Eine Behauptung kann als unbeachtlich 
beiſeite geſchoben werden, wenn ſie nicht bewieſen iſt, nicht aber iſt 


ſie deshalb richtig, weil fie nicht widerlegt iſt. Unwiderleglich ſind 
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Glaubensſätze, religiöſe Überzeugungen, und ſofern fi die Marxiſten 
damit begnügen, daß man ſie nicht widerlegen könne, ſind ſie eben 
Dogmengläubige. Sodann aber iſt Stammlers Anſchauung mit der 


U 


A 
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Auffaſſung des geſchichtlichen Materialismus als einer bloßen 
Methode nicht verträglich. Denn eine Methode iſt nicht wahr oder 
unwahr, ſondern brauchbar oder unbrauchbar. Wenn die Methode 
„in ſoundſo vielen Fällen“ (W. R. S. 68) verſagt, dann iſt fie. 


eben unbrauchbar, und es geht nicht an, die Schuld ohne weiteres 


auf denjenigen zu ſchieben, der ſie anwendet, und zu behaupten, 
es ſei ihm mit Unterſuchung und Erkenntnis überhaupt nicht recht 
Ernſt (W. R. S. 69). Für die Brauchbarkeit und Tauglichkeit einer 


Methode ſpricht ja nicht von vornherein eine Vermutung, ſondern 


die Methode muß ſich im tatſächlichen Gebrauch bewähren. 

Nun fehlt aber noch die Probe auf das Exempel. Iſt ſoeben gezeigt 
worden, daß dasjenige Verfahren richtig iſt, welches Stammler verwirft, 
ſo iſt nunmehr noch zu zeigen, daß ſein eigenes Verfahren nicht zum 


Ziele führt. Er glaubt, die materialiſtiſche Geſchichtsauſfaſſung widerlegt 


zu haben, wenn er die ihr angeblich zugrunde liegende Sozialphiloſophie 
widerlegt hat. Allein angenommen, daß Stammler in beiden Hinſichten 
recht hat, ſowohl mit der Ergründuug dieſer Sozialphiloſophie wie 


mit ihrer Widerlegung, ſo iſt damit die materialiſtiſche Geſchichts⸗ 


auffaſſung als ſolche nicht aus der Welt geſchafft, ſondern ſie wird 
nur genötigt, „ſich umzugruppieren“, d. h. ihre Aufſtellungen in ein 
anderes Gewand zu kleiden. Marx hat ja an ein ganz beſtimmtes 
Verhältnis zwiſchen Wirtſchaft und Recht gedacht. Für ihn ſtand 
es feſt, daß ökonomiſche Veränderungen mit der Zeit rechtliche Ver⸗ 


änderungen nach ſich ziehen. Post hoc, meinte er, ergo propter hoc. 


Trifft das propter hoc nicht zu, ſo bleibt das post hoc immer 
noch aufrecht. Deutlicher geſprochen: Wenn ſich der Prozeß, den 
Marx im Auge hatte, nicht kauſal vollzieht, ſo kann er ſich noch 
immer final vollziehen, d. h. durch Vermittlung von erfolgreichen 
„Beſtrebungen“, die den ökonomiſchen Phänomenen „entſtammen“, 
wie das Stammler (S. 64) ſelbſt ausdrückt. Materialiſtiſch iſt 
eine Geſchichtsauffaſſung auch dann, wenn ſie das ſoziale Geſchehen 
nicht auf ökonomiſche Urſachen, ſondern auf ökonomiſche Beweggründe 
zurückführt. (Vgl. hierzu W. R. S. 415 ff. „Teleologie in der 
smaterialiftiihen Geſchichtsauffaſſung“.) . 

Nicht hierin liegt aber, ſo ſehr es auch nach den Stammler⸗ 
ſchen Schriften ſo zu ſein ſcheint, der unüberbrückbare Gegenſatz von 
Stammler und Marx, ſondern in der weiten Ausdehnung, welche 
den Begriffen Wirtſchaft und Recht von Stammler gegeben wird. 
Recht und Wirtſchaft erſcheinen ihm als Form und Stoff in der 


Vorſtellung des geſellſchaftlichen Daſeins der Menſchen (S. 63). 
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Das Recht iſt die Regel, die Wirtſchaft das Geregelte (W. R. 
S. 211 ff.), die Wirtſchaft iſt das auf die Bedürfnisbefriedigung 


gerichtete menſchliche Zuſammenwirken (W. R. S. 127, 129), ohne 


daß dabei zwiſchen höheren und niederen (W. R. S. 131 ff.) oder 
zwiſchen wirtſchaftlichen und nicht⸗wirtſchaftlichen Bedürfniſſen (W. R. 
S. 147) unterſchieden werden könnte. Umgekehrt iſt jede Regelung 
des auf Bedürfnisbefriedigung gerichteten menſchlichen Zuſammen⸗ 
wirkens „Recht“, ſei es, daß darunter wirkliches Recht verſtanden 
oder „repräſentativ“ (oben S. 33) auch an Konventionalregeln, vor 
allem alſo an Brauch und Sitte gedacht wird. Faßt man einmal 
Wirtſchaft und Recht in dieſer Weiſe auf, dann iſt der Sachverhalt ebenſo 
klar wie einfach. Selbſtverſtändlich muß die Form dem Stoff angepaßt 
ſein, und ſelbſtverſtändlich wird der Stoff durch die Formgebung beein⸗ 


flußt. So ſtehen denn Wirtſchaft und Recht in engſter Wechſelbeziehung. 


Volkswirtſchaft iſt nur denkbar als Ausführung einer beſtimmten 


Rechtsordnung (S. 52 f.). Dabei entſtehen ökonomiſche Phänomene. 


Dieſen entſtammen Beſtrebungen auf Anderung der Rechtsordnung. 
Unter dem auf Grund ſolcher Beſtrebungen entſtehenden neuen Recht 
bilden ſich neue ökonomiſche Phänomene uſw. Für eine materiali⸗ 


ſtiſche Geſchichtsauffaſſung gibt es, wenn Wirtſchaft und Recht auf 


eine ſo einfache Formel gebracht werden, ſelbſtverſtändlich keinen Raum. 

Nun kann es aber natürlich keiner Erkenntniskritik und keiner 
Sozialpyiloſophie gelingen, das Problem, welches die materiali⸗ 
ſtiſche Geſchichtsauffaſſung zu löſen verſucht, verſchwinden zu machen. 
Wenn dieſes Problem in ihrer Begriffswelt nicht auffindbar iſt, 
dann muß die Schuld an der Begriffsbildung ſelbſt liegen, und das 
iſt nun auch tatſächlich hier der Fall. Geradezu mit Händen zu 
greifen iſt die Unklarheit, die durch die repräſentative Verwendung 
des Wortes Recht herbeigeführt wird. Wenn es neben dem Recht 
auch noch („vor allem“ S. 32. Die Möglichkeiten find alſo nicht 
erſchöpft) Brauch und Sitte gibt, dann iſt ſchon die Auffaſſung 


der Volkswirtſchaft als Ausführung einer beſtimmten Rechts⸗ 


ordnung und der ökonomiſchen Phänomene als gleichheitlicher 
Maſſenerſcheinungen in rechtlich geordneten Beziehungen nicht 
richtig. Denn dann kann es auch durch bloßen Brauch geregelte 
Wirtſchaft und wirtſchaftliche Erſcheinungen in konventional geord⸗ 
neten Beziehungen geben, und die Wiſſenſchaft kann ſich ſicherlich 
die Frage vorlegen, wie aus dieſer noch nicht rechtlich geregelten 
Wirtſchaft heraus das Recht entſteht. Wenn Stammler „regelnde 
Ordnung“ ſchon annimmt, ſobald Europäer mit Wilden Tauſch⸗ 


| 
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geſchäfte zu 1 beginnen (oben S. 32), ſo genügt er damit 


un in 


wohl ſeinem erkenntnistheoretiſchen Drang, fördert aber die Frage 


nach der Beziehung von Wirtſchaft und Recht nicht um Haaresbreite. 


Denn daß ſich die Tauſchenden auf irgendeine Weiſe, durch Zeichen, 


Gebärden uſw. verſtändigen müſſen, daß ſie alſo ſelbſt in dieſem 


Stadium nicht vereinzelte Menſchen ſind, ſondern zur Bedürfnis⸗ 
befriedigung zuſammenwirken, daran hat doch ohnedies niemand ge⸗ 
zweifelt. Wird nun ſelbſt von Stammlers eigenem Standpunkt 
aus die Wirtſchaft nicht bloß durch das Recht (im eigentlichen und 
nicht⸗repräſentativen Wortſinne) geregelt, jo iſt anderſeits aber auch 
nicht alles, durch das Recht Geregelte Wirtſchaft. Stammler 
leugnet den Unterſchied zwiſchen höheren und niederen, wirtſchaft⸗ 
lichen und nicht⸗wirtſchaftlichen, materiellen und idealen Bedürfniſſen, 
ökonomiſchen und politiſchen Intereſſen, und er ſucht durch Beiſpiele 
darzutun, wie wenig berechtigt eine ſolche Unterſcheidung iſt. Aber 


dieſe Beiſpiele ſind auffallend ſchlecht gewählt. Die Arbeiterfrage, 
meint er (H. VII, S. 39; W. R. S. 132 f.), ſei überall dieſelbe, 


gleichviel, ob es ſich um Beſchaffung von Lebensmitteln oder um 
die Herſtellung von Gotteshäuſern oder von Tempeln der Kunſt und 


Wiſſenſchaft handelt, und eine Leinwandfabrik, welche Kartoffelſäcke 


herſtellt, ſtehe der Bereitung von Leinwand für Olbilder ſozialwirt⸗ 


ſchaftlich ganz gleich. Sicher! Aber auch das hat noch niemand 


bezweifelt. Handelt es ſich doch in allen dieſen Fällen zweifellos 
um Befriedigung materieller Bedürfniſſe, um Beſchaffung von Sach- 


gütern. Kirche, Wiſſenſchaft, Kunſt verfolgen zwar ideale Zwecke, 


benötigen aber dazu materieller Güter, und Gotteshaus, Schul⸗ 
gebäude, Malleinwand ſind ſolche materielle Güter. Zum Kern der 
Frage gelangt man erſt, wenn man etwa den Kirchenbau mit dem 
Gottesdienſt, den Schulbau mit dem Unterricht, die Verfertigung 
der Leinwand mit dem Malen vergleicht, und nur pedantiſcher For⸗ 


malismus könnte in Abrede ſtellen, daß hier jedesmal ein niederes 


oder materielles Bedürfnis einem höheren oder idealen Bedürfnis 


| gegenübergeſtellt wird. Inſofern religiöſe Betätigung oder Unterricht 
geſetzlich geregelt werden, handelt es ſich nicht um wirtſchaftliche, 
ſondern um Kultus⸗ oder Unterrichtsgeſetzgebung. Wir zählen Kultus 


und Unterricht, aber auch gerichtliches Verfahren, Militärweſen und 


marches andere nicht zur Wirtſchaft. Stammler vermißt hier nun 


allerdings ein Merkmal von formaler Allgemeingültigkeit (W. R. 


St. 136; vgl. auch W. R. S. 132). Aber es iſt nur ſein eigenes 
| erkenntniskritiſches Bedürfnis, welches ein ſolches Merkmal braucht, 
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z Volkswirtſchaftslehre und Rechtswiſſenſchaft müſſen ſich auch mit 


flüffigen Grenzen beſcheiden, wenn fie ohne dieſe Unterſcheidung nicht 


auskommen können. Daß die Unterſcheidung „nach konkreten Auf⸗ 


gaben“ möglich iſt, gibt übrigens Stammler ſelbſt zu (W. R. S. 149), 


und er verhehlt ſich auch nicht, daß eine ganze Stufenleiter der 
menſchlichen Bedürfniſſe, vom Eſſen und Trinken angefangen bis zur 


Erkenntnis des Wahren, Guten und Schönen beſteht (W. R. S. 148. 
Warum alſo dann die Leugnung von niederen und höheren Bebürf- 
niſſen ?), aber er zieht daraus keine Folgerungen, weil er das ſoziale 
Leben der Menſchen als Einheit auffaßt (W. R. S. 149). Nun if 


aber das eine mit dem anderen verträglich. Man kann die Einheit 
des menſchlichen Zuſammenlebens noch ſo ſicher erkennen und noch 


ſo lebhaft empfinden und trotzdem ſeine verſchiedenen Seiten, wo es 


nottut oder zweckmäßig erſcheint, getrennt erfaſſen. Und es iſt | 
wiederum nur ſchulmeiſterliche Pedanterie, wenn Stammler (W. R. 
S. 10) erklärt, es ſei „übel getan“, von einem wirtſchaftlichen Leben 


als einem eigenen und an ſich unabhängigen Ding zu reden, das 
nun mit anderen Außerungen des menſchlichen Kulturlebens in Be⸗ 
ziehung ſtände, von dieſen ſich Eingriffe gefallen laſſen müßte und 
wiederum von ſeiner Art aus beſtimmende Einflüſſe zurückgebe. Dieſe 


ganze Vorſtellungs⸗ und Ausdrucksweiſe läßt ſich nun einmal nicht 


beſeitigen, wenn man nicht jede weitere Forſchung einſtellen will. 


Alle Achtung vor Erkenntniskritik und Philoſophie als der Blüte 
und dem Höhepunkt menſchlichen Denkens und der vornehmſten Be⸗ 


ſchäftigung erleſener Geiſter! Aber eine Zwangsjacke darf ſie nicht 
ſein wollen, die den übrigen Wiſſenſchaften die geiſtige Bewegungs⸗ 


freiheit verkümmert. Die menſchliche Sprache iſt nicht reich genug, 
um ohne Bilder auskommen zu können, und auch Stammler ſpricht 
eine Bilderſprache, wenn er etwa das Recht „ſelbſtherrlich“ auf⸗ 


treten läßt und ihm Unverletzlichkeit zuerkennt. Und ſo iſt es denn 


8 5 auch ein ebenſo unausrottbares wie unſchädliches Bild, wenn man 


vom wirtſchaftlichen Leben ſpricht oder wenn man etwa Sprache, 


Kunſt, Wiſſenſchaft, Recht als „beſondere Gebiete des geiſtigen 
Lebens eines Volkes bezeichnet (W. R. S. 621). | 
Damit find wir nun wieder bei der 3 Geſchichts⸗ 


auffaſſung angelangt. Mit dem Stammlerſchen Wirtſchaftsbegriff, 


der ſich unterſchiedslos auf die Befriedigung aller ſozialen Bedürf⸗ 
niſſe erſtreckt, hat ſie nicht das geringſte zu tun. Sie hat nur dann 


einen Sinn, wenn man den von der Nationalökonomie mehr oder 


minder ſcharf herausgearbeiteten Wirtſchaftsbegriff zugrunde legt 
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und der Wirtſchaft in dieſem Sinne die übrigen Zweige und Ge- 
biete der menſchlichen Betätigung gegenüberſtellt (ogl. Weber, a. a. O. 
S. 116 f.). Dann ergeben ſich eben zwiſchen dieſen verſchiedenen 
„Gebieten“ Beziehungen, die der Marxiſt ſo auffaßt, daß, mag es 
ſich um welches Gebiet immer handeln, jedesmal die wirtſchaftlichen 


Geſichtspunkte maßgebend find. Ein hierher gehöriger Sonderfall 


iſt die Beziehung zwiſchen Wirtſchaft (in dem gedachten techniſchen 
Sinne) und Recht, was aber nicht bedeutet zwiſchen Geregeltem 


und Regel, ſondern zwiſchen Geregeltem und Geregeltem, oder, wenn 


man will, auch zwiſchen Regel und Regel. Daß wirtſchaftliche 
Geſichtspunkte maßgebend find für die Wirtſchaftsgeſetzgebung, 
daß alſo zum Beiſpiel das moderne Arbeiterrecht zurückzuführen iſt 
auf Erſcheinungen in der Organiſation der Volkswirtſchaft, verſteht 
ſich ja von ſelbſt. Aber anders verhält es ſich, wenn wir unter 
„Recht“ nicht die Rechtsregel, ſondern das rechtlich Geregelte auf 
dem Gebiete des „Rechtslebens“ verſtehen wie etwa den Zivilprozeß. 
Die Regel iſt im Geſetzbuch, das Geregelte im Gerichtsſaal zu finden. 
Wenn wir Beziehungen zwiſchen Wirtſchaft und Recht feſtſtellen, 
ſo können wir auf beiden Seiten die Regeln vergleichen (Gewerbe— 
ordnung — Zivilprozeßordnung) oder auch auf beiden Seiten das 


Geregelte (Organiſation des Gewerbes — Geſtaltung des Zivil- 


prozeſſes). Darum iſt hier der Gegenſatz von Regel und Geregeltem 
bedeutungslos. Knüpfen wir an dieſes Beiſpiel an! Der Zivilprozeß 
hat im Laufe der Zeit verſchiedene Anderungen durchgemacht, und 
die marxiſtiſche Meinung iſt es nun, daß die Grundſätze, die ſich 
zur Geltung gebracht haben, Öffentlichkeit, Mündlichkeit, freie Beweis⸗ 


würdigung, Verminderung der Inſtanzen uſw. im letzten Grunde 


nicht zurückzuführen ſind auf techniſche Momente, wie etwa auf 
raſche und verläßliche Tatbeſtandserhebung, Ergründung der mate- 
riellen Wahrheit, Sicherung der richterlichen Unparteilichkeit, ſondern 
auf volkswirtſchaftliche Erwägungen und Beſtrebungen. Es handelt 
ſich hier ſicherlich um eine wiſſenſchaftlich berechtigte Frage. Zu 
ihrer Löſung vermag aber die . Senn ph DIOpDIE nicht 
das mindeſte beizutragen. 


16. Stammlers Begriffsformalismus erreicht ſeinen Höhepunkt 
bei der Behandlung des Anarchismus. Iſt in den „reinen Formen“ 
des juriſtiſchen Denkens für den Begriff des Staates kein Platz, 
weil ſich über ihn nichts Allgemeingültiges ſagen läßt als höchſtens, 
daß er eine beſonders geartete Rechtsordnung ſei, ſo ſollte man das⸗ 
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ſelbe 6 vom Anarchismus annehmen, deſſen Weſen darin beſteht, 

daß er den Staat verneint. Tatſächlich gibt aber Stammler eine 
haarſcharfe, rein formale Begriffsbeſtimmung des Anarchismus, indem 
er ihn als die Vorſtellung von einem ſozialen Leben bezeichnet, das 
anders als durch rechtliches Wollen geregelt iſt (S. 67). An anderer 
Stelle (H. VII, S. 35) drückt er den gleichen Gedanken in der Weiſe 


aus, daß er den Theoretikern des Anarchismus die Behauptung in 


den Mund legt, die einzig richtige Form des menſchlichen Geſellſchafts⸗ 
lebens ſei die Vereinigung unter Konventionalregeln. Allerdings fügt 
er ſofort die Einſchränkung bei: „Sie formulieren zwar ſelbſt dieſen 
letztgenannten Begriff nicht, aber fie. müßten (!) ihn nach der eben 
gegebenen Klärung übernehmen, wenn anders ihre Lehre Schärfe 
und Geſchloſſenheit zeigen ſoll.“ Hier ſehen wir deutlich, wie ſich 
Stammler als Kritiker nicht damit begnügt, eine fremde Lehre als ſolche 
hinzunehmen, ſondern wie er ſie derart wandelt und modelt, man 
möchte ſagen, raffiniert, daß ſie in den Gedankenkreis ſeiner Sozial⸗ 
philoſophie hineinpaßt. Wie ſchon geſagt, iſt das, was allen 
anarchiſtiſchen Syſtemen gemeinſam iſt, die Gegnerſchaft gegen den 
Staat, gegen die organiſierte Herrſchaft. Ihr Verhältnis zu Recht 
und Rechtszwang iſt dagegen keineswegs ſo klar, wie Stammler an⸗ 
nimmt. Denn man darf nicht überſehen, wie eng anarchiſtiſche und 
naturrechtliche Vorſtellungen miteinander verknüpft zu ſein pflegen. 
Soll das menſchliche Gemeinſchaftsleben auf Verträgen aufgebaut 
werden, ſo wird dabei doch an eine rechtliche Grundlage gedacht. 
Der naturrechtliche Satz Pacta sunt servanda iſt die Stütze dieſes 
Aufbaus. Durch den Vertrag wird eine Bindung geſchaffen, und 
dieſe kann doch keine andere ſein als eine rechtliche Bindung, die ſich 
von den Stammlerſchen Konventionalregeln, wie Brauch, Sitte, Mode, 
Etikette uſw. weſentlich unterſcheidet. Und was den Rechtszwang 

betrifft, ſo iſt dieſer Ausdruck doppeldeutig. Man kann darunter 
den Zwang verſtehen, der im Recht ſelbſt gelegen iſt, nämlich die 
durch das Recht herbeigeführte Gebundenheit, die Gebundenheit an 
das Recht, das rechtliche Gezwungenſein, aber auch den Zwang, der 
hinter dem Recht ſteht, die zwangsweiſe Durchſetzung des Rechts. 
Wenn Stammler den Anarchismus als „Anzweiflung des Rechts⸗ 
zwangs“ bezeichnet (S. 71; H. VII, S. 35), ſo denkt er dabei an 
den Rechtszwang im erſten Sinne, während es ſich den Anarchiſten 
gewiß hauptſächlich um den Rechtszwang im zweiten Sinne handelt. 
Mit dem Staat lehnen ſie auch die ſtaatliche Zwangsgewalt ab, 
die der Durchſetzung des Rechts gilt. Selbſt dem Stirnerſchen 
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Anarchismus ift damit gedient, daß der Egoiſt tatſächlich zur Er⸗ 
füllung irgendwelcher Rechtspflicht, zum Beiſpiel zu vertragsmäßigem 
Verhalten, nicht gezwungen werden kann. Ob eine ſolche Verpflichtung 
wirklich beſteht, iſt ihm offenbar gleichgültig. Anderen gegenüber 
macht aber der Egoiſt von den Rechten, die ihm der Vertrag ein⸗ 
räumt, Gebrauch. 

Stammler ſtellt den vom Anarchismus angeſtreb ten Zuſtand 
zwiſchen den Zuſtand der rechtlichen Regelung und den Naturzuſtand 
in die Mitte. Rechtliche und konventionale Regelung gehören beide 
zum verbindenden Wollen (Die „Willkür“, die gleichfalls zum ver⸗ 


bindenden Wollen gehört — S. 32, 71 —, kann hier noch außer 


Betracht bleiben), der Naturzuſtand kennt nur ein getrenntes oder 


vereinzeltes Wollen der Menſchen (S. 25 f.; Th. R. S. 452). „Die 


Vorſtellung der Möglichkeit von nur vereinzeltem menſchlichen Wollen 


heißt der Naturzuſtand“ (Th. R. S. 84). Gegen die bisherige 
Literatur erhebt nun Stammler den Vorwurf, daß fie vielfach Natur- 
zuſtand und rechtliche Ordnung einander gegenüberſtelle und die 
rechtliche Regelung als repräſentativ für das ſoziale Leben über⸗ 
haupt nehme (W. R. S. 524). Diefe Bemängelung ift gewiß höchſt 


eigentümlich. Zunächſt fällt es auf, daß hier Stammler anderen 


gerade das zum Vorwurf macht, was er ſelbſt tut. Wem außer 
ihm iſt es denn ſchon eingefallen, „bei der Analyſe des ſozialen 
Lebens“ das Recht allein repräſentativ in Betracht zu ziehen? Oder 


ſind Brauch und Sitte nicht ſtets mit zum ſozialen Leben gerechnet 


worden? Ebenſowenig findet ſich aber in der Literatur die Gegen⸗ 
überſtellung von Naturzuſtand und „rechtlicher Ordnung“. Der Ge— 
danke des Naturzuſtands ſtammt aus dem Naturrecht, und dieſes hat 
auch für den Naturzuſtand die Geltung des Rechts angenommen. 
In statu naturali homines reguntur solo iure naturae ſagt Wolf 
(Inst. iur. nat. $ 96). Dem Naturzuſtand wurde nicht der recht- 
liche, ſondern der ſtaatliche, bürgerliche Zuſtand, der status civilis, 
gegenübergeſtellt. Seine Ausſchaltung des Staatsbegriffs verhindert 
Stammler hier an der Aufſtellung des richtigen Gegenſatzes. Iſt 
nun der ſtaatliche Zuſtand nicht gleich der „rechtlichen Regelung“, 
ſo iſt auch der Naturzuſtand des Naturrechts nicht gleich dem 
Stammlerſchen Naturzuſtand. Für jo „wild! hat man auch die 
Menſchen des Naturzuſtands nicht gehalten, daß ſie nicht wenigſtens 
„konventional“ miteinander verkehren, daß ſich nicht Brauch und 
Sitte unter ihnen entwickeln. Und wenn Rouſſeau meint, daß das 
Wencengeſchlect ohne contrat social zugrunde ginge; jo 
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nb auch ein Fortleben unter Stammlerſchen Kenwentionalregeln 


nicht für möglich (vgl. gegen Stammler Haymann, Rouſſeaus Sozial⸗ 


philoſophie, S. 46 ff.). Der Sprung vom Naturzuſtand in den ſtaat⸗ 
lichen, den das Naturrecht annahm, war ſchon kühn genug, der 


Sprung aus dem vereinzelten in das rechtliche Wollen wäre ein 


wahrer Salto mortale geweſen. Im beſonderen richtet ſich Stammlers 


Vorwurf gegen Proudhon, weil dieſer für das Zuſammenleben der 
er Menſchen eine „natürliche Ordnung“ annehme „Dieſe Lehre wider⸗ 


legt ſich durch die Klarſtellung des Begriffs Sozialwirtſchaft, die nur 
die Ausführung einer ſozialen Ordnung zu ſein vermag und ohne 


die bedingende Unterlage eines verbindenden Wollens gar nicht ge- 
dacht werden kann“ (S. 68). Stammler will alſo durch eine Defi⸗ 
nition den Proudhonſchen Anarchismus widerlegen und überſieht 
dabei, daß das, was für Proudhon natürliche Ordnung iſt, nicht mit 
dem zuſammenfällt, was er ſelbſt als Naturzuſtand bezeichnet, und 


daß umgekehrt das, was er (Stammler) ſoziale Ordnung nennt, 


Proudhons natürliche Ordnung ſelbſtverſtändlich mitumfaßt. 


Einen anderen Weg ſchlägt Stammler bei der Beurteilung 


Stirners ein. Dieſer, meint er, ſei in einem Widerſpruch befangen, 


indem er das ſubjektiv Gültige als das objektiv Richtige behaupte. 


Er verzichte nicht auf die grundſätzliche Rechtfertigung eines gegebenen 
Beſtrebens, denn alsdann würde überhaupt keine Erwägung und Er⸗ 
örterung über berechtigte Zielſetzung mehr möglich fein, aber er ſehe 
jene in der Zufälligkeit, wie fie die beſonderen Eigenſchaften dieſes 
oder jenes Menſchen allein bieten können (S. 69; W. R. S. 358. 
Ahnlich wie bei Marx geht Stammler auch hier auf die von ihm 


vermuteten Abſichten Stirners ein, und da ftellt. ſich nun ſeltſamer⸗ 


weiſe heraus, daß Stirner den gleichen Zweck verfolgt wie Marx. Er j | 
verzichtet nämlich nicht „auf Klarheit über die theoretiſch auf⸗ 5 


zuhellende Geſetzmäßigkeit des ſozialen Lebens“ (W. R. 


S. 540). In Stammlerſcher Ausdrucksweiſe würde der Geſichts⸗ 


punkt Stirners lauten: Die ſoziale Vereinigung von Menſchen kann 
berechtigterweiſe nur von der Art ſein, daß jedem irgendwelchen Ich 


die vollkommen freie Entwicklung ſeiner ſelbſt, die Erlangung ſeiner 


Eigenheit geſichert iſt (ebenda). Allein nicht die Abſicht Stirners 
ſteht mit ſeiner Lehre im Widerſpruch, ſondern die Annahme, daß 
er dieſe Abſicht gehabt habe. Sein Werk iſt das Hohelied des 
* Egoismus, er bezeichnet ſich ſelbſt als Egoiſten und will einen Verein 
von Egoiſten gründen. Das Wohl der Geſellſchaft iſt ihm, wie er 


N ſagt, aleihgütig Was daraus für den anderen entſteht, wenn 
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fein Egoismus mit dem eines anderen in Widerſpruch gerät, ficht ihn 


nicht an. Er verfolgt wirklich nur ſubjektive Ziele. Darum kann 
man ihn nicht in der Weiſe bekämpfen, daß man die Identität des 
ſubjektiv Gültigen mit dem objektiv Richtigen beſtreitet, ſondern nur, 
indem man ſeine Gleichgültigkeit gegen das objektiv Richtige 


angreift, mit anderen Worten, indem man gegen den ihn beherrſchenden 
Egoismus auftritt, mag das nun vom ſittlichen oder vom bloß prak⸗ 
tiſchen Geſichtspunkt aus geſchehen. 

Das liegt nun aber freilich weitab von der Art und Weiſe, 
wie ſich Stammler mit dem Anarchismus auseinanderſetzt. Er faßt 


die Frage, ob Rechtsverband oder Konventionalgemeinſchaft (W. R. 
S. 524) rein formal auf und ſucht darum auch nur auf formalen 


Gebiet die Antwort. Übrigens führt er gegen den Anarchismus, den 


er mit der Konventionalgemeinſchaft zuſammenfallen läßt, keinen An⸗ 


griffs⸗, ſondern einen Verteidigungskrieg. Denn ſeiner Meinung nach 


hätte an ſich die Konventionalgemeinſchaft, die auf den freien Willen 
jedes einzelnen gegründet wird, den Vorzug, während die Berechtigung 


des Rechtszwangs — oder wie ſich Stammler einigermaßen paradox 


ausdrückt „das Recht des Rechts“ (vgl. dagegen Bergbohm, Juris⸗ . 


prudenz und Rechtsphiloſophie, S. 145 f.) —, erſt nachgewieſen 
werden muß. „Die Beweislaſt trägt hierbei die rechtliche Ord⸗ 
nung. Die Konventionalgemeinſchaft it in ſich einleuchtend“ (W. R. 
S. 525). „Das Recht des Rechts“ iſt nur dann nachgewieſen, wenn 


es gelingt, ein Mehr an Berechtigung über die Einrichtung von 


Konventionalgemeinſchaften hinaus darzutun (ebenda). Die Präſumtion 


ppricht gegen das Recht (W. R. S. 527). Nach solchen Präludien 


kann man nun in der Tat auf das „löſende Wort“ (W. R. S. 532) 
geſpannt ſein, welches ſich Stammler endlich zu nennen anſchickt. 


Hat man freilich dieſes Wort vernommen, ſo iſt man einigermaßen 


verblüfft. Eine ſolche Verteidigung gegenüber der Konventional- 

gemeinſchaft dürfte ſich das Recht, wenn es wirklich einen günſtigen 

Erfolg erzielen will, ebenſo höflich wie entſchieden verbitten. Auch 

hier möchte man, wie bei der eee ausrufen: Parturiunt 
montes! ' 


Zwei Gründe find es, die S Stammler für die Notwendigkeit des 


| Rechtszwangs anführt. Zunächſt, daß bei bloßen Konventionalregeln 
(den Fall der Willkür laſſen wir auch hier noch beiſeite) alles in 


das ſubjektive Belieben der Verbundenen gelegt wäre. Dieſe Regeln 


bieten darum keine geeignete Grundlage für ein objektives Aus— 


geſtalten der menſchlichen Geſellſchaft. Sie greifen nur von Fall zu 
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Fall ein; es iſt bei ihnen der Beſtand des ſozialen Lebens als ſolcher 
nicht in einer allgemeingültigen, dem bloß perſönlichen Ermeſſen 
entzogenen Weiſe ſichergeſtellt (S. 71; W. R. S. 533). Woran 
Stammler hier denkt, dürfte dem Leſer nicht ſofort klar ſein Man 


wäre verſucht, Stammler dahin zu verſtehen, daß er nicht den eien 


dem Belieben des anderen ausliefern wolle. Davon iſt aber nicht die 
Rede. Vielmehr meint er, es könnte die Konventionalgemeinſchaft 


durch die „Verbundenen“ erſatzlos aufgelaſſen werden, und dann ä 


hätte das ſoziale Leben ein Ende, es iſt in das ſubjektive Belieben 
der Verbundenen geſtellt, „ob überhaupt ein ſoziales Zu⸗ 


ſammenwirken ſtatthaben ſoll oder nicht“ (W. R. S. 533). = 


Drücken wir es noch deutlicher aus, ſo entſcheidet bei bloßer Kon- 
ventionalgemeinſchaft das Belieben der Beteiligten darüber, ob 
ſoziales Leben weiterbeſtehen oder der Naturzuſtand eintreten ſoll! 
Haben wir uns beim Aufſtieg zu den „reinen Formen“ des juriſti⸗ 
ſchen Denkens ſo hoch verſtiegen, ſo müſſen wir uns alle Mühe 
geben, uns des Schwindels zu erwehren. Stellen wir uns doch nur 


die Möglichkeit der Auflaſſung des ſozialen Lebens vor! Nicht nur 


Brauch und Sitte, auch die Sprache gehört mit zu den Konventional⸗ 
regeln (W. R. S. 94 f.). Und da ſoll es in das Belieben der ein⸗ 
zelnen geſtellt ſein, die Konventionalgemeinſchaft aufzugeben, alſo 
das Verſtändigungsmittel der Sprache fallen zu laſſen? Die 
millionenfachen Verknüpfungen und Verkettungen zwiſchen den ein⸗ 
zelnen ſollen in ihrem Fortbeſtand abhängig ſein von ihrem bloß 
perſönlichen Ermeſſen? Hat es wirklich einen Sinn, ſei es auch 
nur theoretiſch, die Möglichkeit ins Auge zu faſſen, daß die Menſchen 


nach Belieben ihre gegenſeitigen Beziehungen löſen, weil ſie nicht 


mehr miteinander verkehren wollen? Nehmen wir aber einmal 
dieſe Möglichkeit an! Wie ſoll einem ſolchen Entſchluß gegenüber 
der Rechtszwang helfen? Denn das iſt doch Stammlers Meinung, 
daß das ſelbſtherrliche und unverletzliche Recht (im Gegen- 
ſatz zu Konventionalregeln und Willkür) den Beſtand des ſozialen 
Lebens ſicherſtellt. Wenn aber die Menſchen etwc aufhören, mit⸗ 
einander zu ſprechen, dann iſt jeder Rechtszwang v ſelbſt hinfällig 
geworden. Dann mag das Recht auch weiterhin „ſelbſtherrlich“ und 
„ unverletzlich“ bleiben, ſolange es ihm beliebt, ein die Menſchen 
„verbindendes Wollen“ iſt es nicht mehr! Wer ſich nicht in 
den Irrgängen der Stammlerſchen Sozialphiloſophie verloren hat, 
wird gerade umgekehrt ſagen: Der Beſtand des Rechts iſt abhängig 
von der Fortdauer des ſozialen Lebens. Das Recht iſt in Brauch 
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und Sitte und allen anderen Kalle h en weh mehr 
verankert als dieſe Kulturzuſammenhänge in ihm. Wären die Men⸗ 
ſchen bloß rechtlich miteinander verbunden, dann wäre ihre Ver⸗ 
bindung wahrlich nicht ſichergeſtellt. „Selbſtherrlichkeit“ und „Un⸗ 
verletzlichkeit“ ſind ja nur interne Eigenſchaften des Rechts. Das 
Recht iſt rechtlich ſelbſtherrlich und rechtlich unverletzbar, d. h. 
vom Rechts ſtandpunkte aus kommt es nicht darauf an, ob Unter⸗ 
tanen und Machthaber die Geltung des Rechts anerkennen. Aber 
für die Fortdauer des ſozialen Lebens find nicht die ſe Eigenſchaften 


des Rechts entſcheidend, ſondern die tatſächliche Macht des Rechts, i 


die von niht-redhtlidhen Umſtänden abhängt. 

Indeſſen begnügt ſich Stammler nicht mit der Berufung auf 
die Notwendigkeit des Rechts zur Aufrechthaltung des ſozialen Lebens 
überhaupt. Er ſetzt den Fall, „daß das ſoziale Leben unter kon⸗ 
ventionaler Regelung tatſächlich ſich befände und dieſes in einer 
ausſchließlichen Weiſe geſchehen wäre“ (W. R. S. 534). Selbſt dann, 
meint er, wäre der anarchiſtiſche Vorſchlag verfehlt, weil er die 
zufällige Befähigung zu freier Konvention bei einzelnen Menſchen 
vorausſetzt und ſich nicht für die Regelung jedes denkbaren menſchlichen 
Zuſammenlebens in gleicher Weiſe eignet, während auf der anderen 
Seite das Recht jede denkbare Verknüpfung der Zwecke aller mög⸗ 
lichen Menſchen aufzunehmen vermag (S. 72). Von anderer Seite 
— von ſeinem Schüler Liepmann (Die Rechtsphiloſophie des 
J. J. Rouſſeau, S. 98) und von ſeinem Kritiker Kantorowicz (Lehre 
v. richt. R., S. 13) — wurde diffe Meinung auf die Formel gebracht: 
Das Recht ſei notwendig für Kinder und Narren. Weil ſich 
dieſe nicht aus freien Stücken der Konventionalregel unterwerfen 
können, jo müſſen fie dem ſelbſtherrlich auftretenden Recht unter- 
worfen werden. Fürwahr eine merkwürdige Rechtfertigung des 


Rechts! Braucht etwa der Säugling oder braucht man für den 


Säugling ein Recht? Können Kinder nur aufgezogen werden auf 
Grund einer Rechtsordnung? Man ſollte eher das Umgekehrte erwarten. 
In der Kinderſtube herrſcht nicht das Recht, ſondern die Autorität: 
der Mutter, des Vaters oder überhaupt desjenigen, der ſich um das 
Kind kümmert. Wächſt das Kind heran, ſo wächſt es zugleich in 
„Brauch und Sitte“ hinein, es lernt ſprechen (nach Stammlers 
„Konventionalregeln“, die aber durchaus nicht „einladend“ auftreten 
und kein si voluerim gelten laſſen), aber es erfüllt keine rechtlichen 
Verpflichtungen. Stammler ſcheint hier ganz zu vergeſſen, daß er 
zum verbindenden Wollen nicht bloß Recht und Konventionalregeln | 
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zählt, ſondern auch — was wir bisher vernachläſſigt haben — 


Willkür. Willkür in dieſem Sinne hat keinerlei abfällige Neben⸗ 
bedeutung, ſondern ſteht gleich dem einſeitigen Ermeſſen des Ge⸗ 
bietenden und kann ſo gerecht, milde, wohltätig auftreten wie nur 
möglich. Dieſer „Willkür“ unterſteht das Kind und ebenſo der 


Geiſteskranke. Das Recht kommt hier zunächſt nicht in Frage. Wer 
ſich pſychiſcher Mängel wegen einer Regel nicht freiwillig unter⸗ 


werfen kann, kann auch nicht zu ihrer Befolgung verpflichtet werden 


(Liepmann, a. a. O.: „Kinder und Narren können wohl zum Ge 


horſam gezwungen, aber nicht verpflichtet werden“). Wohl 
verfügt aber das Recht, wem die Verfügungsgewalt über Kinder 
und Geiſteskranke zuſtehen ſoll und welche Grenzen ſie hat. Das 
könnte aber natürlich ebenſo auch die Konventionalregel tun. 

Die von Stammler angenommene Schwierigkeit iſt alſo nicht 


vorhanden. Wäre ſie es aber auch, ſo würde daraus doch höchſtens 


die Notwendigkeit des Rechts für Unreife oder Unzurechnungsfähige 


folgen, nicht auch für Zurechnungsfähige. In der Annahme, daß 
in ſolcher Weiſe Konventionalgemeinſchaft und Rechtsordnung neben⸗ 
einander beſtehen könnten, erblickt indeſſen Stammler (W. R. S. 542; 
H. VII, S. 37) eine „klägliche Inkonſequenz“ und läßt ſich darin 
durch kritiſche Gegenſtimmen nicht beirren. So ſagt Kantorowicz 


(a. a. O. S. 14): „Es mag eine Inkonſequenz fein, wenn der 


Rechtszwang für einen Teil der Genoſſen beſeitigt, für einen anderen 
Teil aber aufrechterhalten wird, — aber kläglich kann dieſe In⸗ 
konſequenz doch nur der nennen, der in verſtiegenem Scholaſtizismus 
das höchſte Intereſſe der Menſchheit in der ſauberen Einheitlichkeit 
eines rechtsphiloſophiſchen Syſtems erblickt.“ So ſehr Kantorowicz 
in der Sache recht hat, ſo iſt doch feſtzuſtellen, daß Stammler die 


höchſten Intereſſen der Menſchheit nicht preisgibt, weil es ſich ihm 


von vornherein nur um eine formale Frage handelt. Für ihn iſt 


eben ein Zuſtand, in welchem ein Teil der Menſchen unter Rechts⸗ 
zwang ſteht, ein anderer unter Konventionalregeln, ein rechtlich 
geregelter Zuſtand, weil das Recht ſeine Grenzen „ſelbſtherrlich“ 
beſtimmt und ſomit darüber entſcheidet, wer ihm unterworfen iſt, 
und weil infolgedeſſen auch die Freiheit der übrigen, nach Konventional⸗ 
regeln zu leben, auf eine Geſtattung des Rechts zurückgeht. Für 
Stammler handelt es ſich alſo nicht um irgendeine praktiſche 
Frage, ſondern er will den angenommenen Zuſtand bloß theoretiſch 
würdigen. Das ſteht ihm natürlich, frei, aber mit dem Problem 
des Anarchismus hat ſeine Auffaſſung nicht das allermindeſte zu tun. 


— 
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Denn die Anarchiſten würden ihr Ideal vollſtändig verwirklicht 
finden, auch wenn nur alle körperlich und geiſtig reifen Menſchen 
voin Rechtszwang befreit wären und auch wenn dieſe Befreiung die 
Wirkung eines Rechtsſatzes wäre. Und deshalb können wir 
Kantorowicz nunmehr uneingeſchränkt zuſtimmen, wenn er (S. 14) 
ſagt, daß zur Widerlegung des Anarchismus formaliſtiſche Dialektik 
ebenſo ungenügend wie überflüſſig iſt, ebenſo notwendig aber wie 
ausreichend der empiriſch⸗pſychologiſche Nachweis wäre, daß der 
Rechtszwang auch für die Beherrſchung vertragsreifer Menſchen im 
Intereſſe des Kulturlebens unentbehrlich iſt. 


17. Stammler iſt nun freilich ein Gegner des Empirismus, 
dem er in einem eigenen Abſchnitt entgegentritt. Als Vertreter des 
juriſtiſchen Empirismus nennt er Montesquieu und Merkel. Über 
dieſen macht er aber keine näheren Bemerkungen, an die hier an⸗ 
geknüpft werden könnte, und was Montes quieu betrifft, jo beſtreitet 
Stammler bloß, daß Unternehmungen, wie ſie der Franzoſe in An⸗ 
griff genommen hat, über begrenzte Aufſtellungen hinauskommen. 
„Sie vermögen keine Einſicht von unbedingter Gültigkeit für 
das Recht überhaupt zu liefern. Man kann durch das Vergleichen 
der Beſonderheiten mehrerer Rechte gerade die Einzelheiten beſſer 
verſtehen lernen; aber die Einſicht in die Geſetzmäßigkeit, unter der 
alles denkbare Recht ſteht, wird dadurch nicht erlangt“ (S. 75). 
Montesquieu wird durch dieſe Kritik nicht getroffen, weil er keine 
Rechtstheorie aufſtellen, ſondern nur Abhängigkeiten, Beziehungen 
feſtſtellen wollte. Mag ihm das gelungen ſein oder nicht: mit der 
Stammlerſchen Sozialphiloſophie hat ſeine Aufgabe kaum irgend⸗ 
welche Berührungspunkte. 

So iſt denn Stammlers Verwerfung des juriſtiſchen Empirismus 
ohne Anlehnung an einen Vertreter dieſer Richtung zu würdigen. 
Zunächſt meint er, daß der Begriff des Rechts nicht aus einer 
Reihe von rechtlichen Tatſachen hergeleitet werden könne, denn bei 
jeder einzelnen von ihnen liege bereits eine Beſtimmtheit durch den 
Rechtsbegriff vor (S. 75 f.). Nun kann man ja gegen dieſe Be⸗ 
hauptung verſchiedenes vorbringen. Eine ungefähre Vorſtellung 
vom Recht muß man ſicherlich haben, wenn man rechtliche Tatſachen 
nebeneinanderſtellen will. Aber die richtige Abgrenzung des Rechts⸗ 
begriffs gewinnt man doch erſt, ſobald man einen Überblick über 
die rechtlichen Tatſachen überhaupt gewinnt und fie mit anders ge⸗ 
arteten Tatſachen des geſellſchaftlichen Lebens vergleicht. Die Zu⸗ 
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ſammenfaſſung der rechtlichen Tatſachen zu einer Gruppe und ihre | 
Abſonderung von anderen Gruppen geht mit der Gewinnung des 
Rechtsbegriffs Hand in Hand. So wird alſo der Rechtsbegriff 


ſchließlich doch empiriſch erarbeitet. Aber laſſen wir dieſe Frage 


auf ſich beruhen oder räumen wir ſogar für einen Augenblick bereit⸗ 


willig ein, daß Stammler den richtigen Rechtsbegriff bereits gefunden 


habe, daß alſo das Recht gleich ſei dem ſelbſtherrlichen, unverletzbaren, | 
verbindenden menschlichen Wollen! Nun dann ſtellt eben der Rechts⸗ 


begriff kein Problem mehr dar, dieſe Seite der Forſchung iſt damit 


abgeſchloſſen, aber der juriſtiſche Empirismus iſt damit noch nicht 


erledigt. Denn dieſer will doch eine Methode ſein für die Rechts⸗ 


wiſſenſchaft überhaupt, alſo für eine Arbeit, die mit der Feſtſtellung des ; 


Rechtsbegriffs kaum in Angriff genommen, geſchweige denn beendet iſt. 


Stammler ſelbſt greift an dieſer Stelle aus den Aufgaben der 


Rechtswiſſenſchaft bloß die Prüfung eines beſtimmten Rechtsinhalts 
auf ſeine grundſätzliche Richtigkeit heraus. „Zu dem hierbei nötigen 
Maßſtab taugt kein begrenztes Ziel, das in einer beſonderen Rechts⸗ 


aufſtellung verfolgt wird. Das unbedingt einheitliche Richtmaß kann 
nur eine formale Methode ſein, in der man den mannig⸗ 
flaltigen Stoff, der in der Geſchichte gegeben wird, gleichmäßig be- 
urteilt“ (S. 76). Er glaubt alſo, daß eine formale Methode (und 


nur ſie) überhaupt geeignet ſein könne, den Maßſtab für die Be⸗ 
wertung eines beſtimmten Rechts abzugeben. Gerade das iſt aber 
entſchieden zu beſtreiten. Eine formale Methode und ein beſtimmter 


Reechtsinhalt find miteinander inkommenſurabel. Darum kann der 
Rechtsinhalt nicht an einer Methode gemeſſen werden. Wenn ich 
die Länge eines Gegenſtandes meſſe, ſo vergleiche ich ſie mit der 
Länge eines anderen Gegenſtandes; wenn ich das Gewicht eines 


Körpers feſtſtelle, ſo nehme ich wiederum einen Körper zu Hilfe, der 
ſelbſt Gewicht hat; wenn ich die Körperwärme meſſen will, ſo ermittle 
ich die Wärme einer Queckſilbermenge, die ich mit dem Körper in 
Verbindung bringe uſw. So kann ich auch zum Maßſtab für Rechts⸗ 
einrichtungen wiederum nur (wirkliche oder vorgeſtellte) Rechts⸗ 


einrichtungen verwenden. Auch der Ausdruck „Richtmaß“ ändert 
daran nichts. Denn das Richtmaß zeigt mir den Weg zu einem 


beſtimmten Ziel, aber das Ziel ſelbſt kann ich nicht mit Hilfe des 


Richtmaßes auswählen. „Wenn ein Urteil richtig ſein ſoll,“ ſagt 


Stammler (S. 76), „ſo muß es nach einer kritiſch geſicherten Me⸗ 
thode gefällt ſein, deren Beobachtung allein eine Gewähr für die 
ſachliche Begründetheit jenes Urteils liefern kann.“ Allein die formale 


a 
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Methode, die mir die Logik für die Urteilsfällung an die Hand 
gibt, lehrt mich nur, wie ich aus gegebenen Prämiſſen einen Schluß 
ziehe, aber welche Prämiſſen ich heranziehen ſoll, das muß ich ander- 


weitig wiſſen. Die Methode ſelbſt ſchafft mir überhaupt kein Urteil, 
weder ein logiſches noch ein richterliches Urteil. Man mag die Sache 
wenden wie man will: aus der Form kann niemals ein Stoff werden. 

Deshalb ſind denn auch alle Bemühungen Stammlers, eine 
brauchbare Methode für die Ermittlung des richtigen Rechts zu 


finden, ergebnislos geblieben. Wenn er als den oberſten Blickpunkt 


für die Aufgabe des Staatsmanns und des Geſetzgebers das ſtete 
Berichtigen und Beſſern des Rechts nach der Idee der Gerechtigkeit 
hinſtellt (S. 8), die Gerechtigkeit wiederum definiert als das Richten 
eines beſonderen rechtlichen Wollens nach der Idee der Gemeinſchaft 
(S. 40), die Gemeinſchaft frei wollender Menſchen aber darin er⸗ 
blickt, daß die Verbundenen der Idee nach aus dem Mittelmechanis⸗ 
mus gehoben werden und jeder dem anderen nur als Selbſtzweck 
verknüpft bleibt (S. 38), und wenn er ſchließlich daraus je zwei 


Grundſätze des Achtens und des Teilnehmens ableitet (es darf nicht 
der Inhalt eines Wollens der Willkür eines anderen anheimfallen, 


jede rechtliche Anforderung darf nur in dem Sinne geſchehen, daß 
der Verpflichtete ſich noch der Nächſte ſein kann, es darf nicht ein 
rechtlich Verbundener nach Willkür von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen 
ſein, jede rechtlich verliehene Verfügungsmacht darf nur in dem Sinne 


ausſchließend fein, daß der Ausgeſchloſſene ſich noch der Nächſte fein 


kann. H. VII, S. 45 f.; R R. S. 208 ff.), ſo liegt in dieſer Ge⸗ 
dankenkette nicht eine forkſchreitende Klärung, ſondern im Gegenteil: 
jeder ſpätere Satz iſt weniger klar als die vorausgegangenen, und 


man gelangt auf ſolche Weiſe in ein Labyrinth, aus dem kein 


Ariadnefaden mehr heraushilft. Ich glaube ein ziemlich ſicheres 
Gefühl für Gerechtigkeit zu beſitzen, und wenn ich einen Rechtsfall, 
der eine ſolche Entſcheidung überhaupt zuläßt, im Sinne 
der Gerechtigkeit entſcheiden ſoll, ſo dürfte mir das nicht allzuſchwer 
fallen. Aber wenn ich mein Urteil davon abhängig machen müßte, 
ob der Verbundene oder Ausgeſchloſſene „ſich noch der Nächſte ſein 


kann“, ſo käme ich in die tödlichſte Verlegenheit. Denn damit wüßte 


ich in der Tat nichts anzufangen. Und wenn Stammler glaubt, 
daß er die von ihm gefundenen Antworten mit Hilfe ſeiner Grund— 
ſätze des richtigen Rechts entdeckt hat, ſo liegt darin ſicherlich nichts 
anderes als eine Selbſttäuſchung. Während er ſeine Formeln zu 
verwenden meint, fließen ihm offenbar die Antworten aus augczählten 

anderen Quellen zu (gl. Kantorowicz, a. a. O., S. 36). | 
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Trotzdem Stammler ſelbſt eine formale Methode für not⸗ 
wendig erklärt, verwahrt er ſich doch gegen den Vorwurf, daß der 
Gedanke einer ſolchen Methode inhaltsleer ſei. Inhaltsleere Ge⸗ 
danken gebe es nicht, es liege eine Verwechſlung des Inhalts mit 


den ſtofflich bedingten Beſtandteilen vor, es gebe auch Gedanken, die 
voh den letzteren frei ſind, und das ſei ja gerade bei dem Forſchen 
nach einem allgemeingültig meſſenden Verfahren gewollt (S. 76 f.). 
Aber damit gibt er doch den Vorwurf als ſolchen zu. Denn die 


Erſetzung des Wortes „inhaltsleer“ durch „ſtoffleer“ bedeutet ja nur 
eine Anderung des Wortlauts. Die Sache ſelbſt bleibt nach wie vor 
die gleiche, und es handelt ſich immer nur darum, ob man von ſtoff⸗ 
leeren, alſo formalen Gedanken aus zu ſachlichen Urteilen gelangen 
kann, und das iſt es, was Stammlers Kritiker beſtreiten. 

Und ebenſo iſt es zu beſtreiten, daß es — außer den Denk⸗ 


regeln, die für alle Menſchen und für alle Wiſſenſchaften die gleichen 
ſind — reine Formen des Begreifens und Urteilens gibt, die für 
den Juriſten unabänderlich feſtſtehen und den ſtets wechſelnden 
Stoff menſchlichen Begehrens aufzunehmen haben, damit er als recht⸗ 


lich und richtig geordnet vorliege (S. 77). Denn auch an der Be⸗ 


griffsbildung wird unausgeſetzt gearbeitet, und die Begriffe müſſen 
ſich in ihrer Brauchbarkeit an dem ſtets wechſelnden Stoff immer 
aufs neue erproben. Sie ſtellen ja nur Hilfsmittel dar zur Be⸗ 


meiſterung des Stoffs, dürfen aber nicht zu Zwangsjacken werden, 
in die die rechtlichen Erſcheinungen hineingepreßt werden. Greifen 
wir etwa den Begriff des Eigentums heraus, ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß dieſer Begriff ſelbſt Wandlungen durchgemacht hat, daß 


‚unfer heutiger Eigentumsbegriff weder mit dem des römiſchen noch 


mit dem des alten deutſchen Rechts vollkommen übereinſtimmt, und 


wir wiſſen nicht, wie das Eigentum der Zukunft geſtaltet ſein wird. 
Stammler glaubt nun aber einen allgemeingültigen Eigen⸗ 


tumsbegriff ſuchen zu müſſen, und er faßt zu dieſem Zwecke — wie 
er das ja ähnlich hinſichtlich der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 


getan hat — das Eigentum als eine Frage auf! „In dieſem 
Sinne, als einer Frage, die in notwendiger Allgemeinheit bei jedem 
Rechiszuſtand ſich erhebt, wird auch das Eigentum ein Begriff von 


allgemeingültiger Bedeutung ſein. Die Antwort aber auf die Frage 


Kiſt geſchichtlich wechſelnd und verſchieden. Hiernach bedeutet Feſt⸗ 
ſtellung des allgemeinen Begriffs von dem Eigentum dasſelbe wie 


Klarlegung des näheren Sinnes der allgemeingültigen Frage, 


welche in der hier geſuchten Richtung unbedingt in jeder rechtlichen 
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Ordnung Pen muß“ (H. III, S. 608 . ). Mit anderen Worten: 
Stammler ſucht nicht eine Antwort auf die Frage, die angeblich im 
Eigentumsbegriff gelegen iſt, ſondern er will erſt ermitteln, wie die Frage, 
als welche er den Eigentumsbegriff auffaßt, überhaupt lautet. Die 


Unterſuchung, die er zu dieſem Zwecke vornimmt, iſt höchſt intereſſant 


und jedenfalls geeignet, den Leſer, der daran teilnimmt, in große 
Spannung zu verſetzen. Hat man bisher geglaubt, daß dem Eigen⸗ 
tum unter den anderen Rechten eine überlegene und vornehme 
Stellung zukomme, daß das Eigentum die Sache allſeitig oder in 
der Geſamtheit ihrer Beziehungen beherrſche, daß die ſchrankenloſe 
Verfügungsgewalt das Weſen des Eigentums ausmache, daß der 
Eigentümer mehr ſagen dürfe, energiſcher zu verfügen habe, größeren 
rechtlichen Vorteil von der Sache ziehe als andere, ſo lehnt Stammler 
alle dieſe Löſungen und damit allerdings zugleich ein inhaltliches 
(nach feiner Terminologie müßte er eigentlich ſagen „ſtoffliches“) 
Merkmal des Eigentumsbegriffs ab. Dieſer Begriff wird zu einem 
reinen Formalbegriff, und Eigentümer iſt hiernach „die Perſon, 
deren rechtliches Ermeſſen für die Sache in letzter Linie nach dem 
Spruche des Geſetzes maßgebend iſt“ (H. III, S. 610). Das Eigen⸗ 
tum iſt „die Frage nach der in letzter Linie möglichen Beſtimmung 
von Rechtsobjekten. Eigentum beſagt alſo ein rechtliches Wollen, 
dem es weſentlich iſt, das letzte Wort über ein Rechtsobjekt anzugeben“ 
(Th. R. S. 253). 

Nun wiſſen wir alſo endlich, was das Eigentum iſt und auch 
inwiefern es eine Frage bedeutet. Die Frage geht dahin, wem das 
letzte Wort. zuſteht. Nur daß freilich der Eigentumsbegriff dadurch, 
daß er in dieſe Frage verwandelt wird, keineswegs klarer geworden 
iſt. Das „letzte Wort“ iſt doch nur ein bildlicher Ausdruck geradeſo 
wie die Wendung, jeder ſolle ſich ſelbſt „der Nächſte“ bleiben. Und 
iſt es denn überhaupt richtig, daß Eigentümer derjenige iſt, dem 
das letzte Wort zuſteht? Wer entſcheidet denn in letzter Linie, wie 
eine Sache verwendet werden ſoll, der Eigentümer oder der Nutz⸗ 
nießer? Doch offenbar dieſer! Folglich muß man die Begriffs- 


beſtimmung dahin berichtigen, daß es ſich um das letzte Wort bei 


der Veräußerung der Sache handelt. Aber da erhebt ſich wiederum 
die Frage, wer denn bei der Enteignung das letzte Wort hat. 
Sicher nicht der Eigentümer, ſondern die Verwaltungsbehörde. 
Stammler weiſt (H. III, S. 611) dieſen Einwand mit der Be⸗ 
gründung zurück, daß ſich das letzte Wort „ſelbſtverſtändlich“ nur 
auf das Verhältnis zu anderen an der Sache berechtigten Perſonen, 


t 
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nicht aber auf das Verhältnis der berechtigten Perſon z u der 
Rechtsordnung ſelbſt beziehe. Warum das ſelbſtverſtändlich 


ſein ſoll, iſt nicht recht einzuſehen, zumal Stammler zwei Seiten 


früher (S. 609) die Bindung des Eigentümers dem Gemeinweſen 
gegenüber der Bindung dem Nachbar gegenüber gleichgeſtellt hat. 
Aber nehmen wir die einſchränkende Auslegung zur Kenntnis, ſo iſt 
doch das Verhältnis des Eigentümers zur Verwaltungsbehörde 
nicht ein Verhältnis zur Rechtsordnung ſelbſt. Es iſt doch ein 
Unterſchied, ob das Eigentum durch das Geſetz entzogen wird 
(Geſetz und Rechtsordnung kann man hier für gleichbedeutend nehmen) 


oder auf Grund des Geſetzes durch die Verwaltungsbehörde. 


Und auch der Fall iſt ja denkbar, daß eine Verfügung über das 
Eigentum erſt wirkſam wird durch einen, Genehmigungsakt der Be⸗ 
hörde, ſo daß dieſe das letzte Wort zu ſprechen hat. Und wie, 
wenn das Geſetz überhaupt eine Veräußerung verbietet? Dann gibt 
es niemand, der das letzte Wort ſprechen kann. Wer iſt der Eigen⸗ 
tümer eines Fideikommißguts? Ferner regen ſich Zweifel an der 
| Allgemeingültigkeit der Definition. Wie will man etwa das geteilte 
Eigentum des deutſchen Rechts erklären, welches zwei Eigentümer 
kennt? Will man da wieder in die alte Geſchmackloſigkeit verfallen, 
das geteilte Eigentum für unmöglich zu erklären, weil es mit 
irgendeiner vorgefaßten Meinung nicht übereinſtimmt? Stammler 


ſchrickt davor in der Tat- nicht zurück. Er hält (H. III, S. 613) 


das Untereigentum für kein wirkliches Eigentum. Zum mindeſten 
für die letzte Zeit des geteilten Eigentums könnte man wohl eher 
die entgegengeſetzte Anſicht vertreten. Sonſt wäre es nicht zu er⸗ 
klären, daß ſich das Nutzungs⸗ und nicht das Obereigentum in Voll⸗ 


eigentum verwandelt hat. Und wie verträgt ſich die von vielen 


Rechten zugelaſſene Möglichkeit, Eigentum vom Nich teigentümer zu 
erwerben (zum Beiſpiel öſterreichiſches ABGB. § 367), mit dem 
legten Wort“ des Eigentümers? Oder das etwaige Recht eines 

Pfandgläubigers, ſich durch Verkauf des Pfandes ſelbſt bezahlt zu . 


machen? Sehen wir aber von allen dieſen ſchwerwiegenden Fragen 


ab! Aus Stammlers eigenen Worten iſt herauszuleſen, daß er 
„ſelbſtverſtändlich“ nicht das Eigentum ſelbſt zu erklären, ſondern 
nur den Unterſchied zwiſchen dem Eigentum und anderen Rechten an 
derſelben Sache aufzuzeigen verfuht. Dann muß man weiter nach 
dem allgemeingültigen Begriffe der Dienſtbarkeit oder des Pfand⸗ 
rechts fragen. Das lehnt aber Stammler ab. „Die Begriffe der 
Servitut oder der Hypothek ſind keine reinen Rechtsbegriffe; denn 
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fie find nicht unmittelbar aus den eigenartigen Gedankenrichtungen 
des Rechtsbegriffes ſelbſt abgeleitet, wie es die Frage nach dem 
letzten Wort im Recht tut“ (Th. R. S. 255). Das iſt nun ſicher⸗ 
lich die reinſte Scholaſtik. Bei unbefangener Würdigung der Sach— 
lage wird man Servitut, Hypothek und Eigentum in gleicher Weiſe 
für Ausgeſtaltungen einer poſitiven Rechtsordnung halten. Kann 
man einen allgemeingültigen Dienſtbarkeits⸗ und Pfandrechts⸗ 
begriff entbehren und gleichwohl verſchiedene Rechte daraufhin 
prüfen, ob ihnen ſolche Begriffe geläufig ſind, ſo kann man auch 
einen allgemeingültigen Eigentumsbegriff entbehren, zumal wenn 
dieſer nichts anderes enthält als eine Abgrenzung gegenüber 
Servitut und Hypothek. Eine allgemeingültige Grenze zwiſchen zwei 
Begriffen kann man doch nur ziehen, wenn beide Begriffe allgemein⸗ 
gültig ſind. Stammlers Eigentumsbegriff iſt tatſächlich ohne allen 
theoretiſchen oder praktiſchen Wert. Weit entfernt davon, eine Frage 
zu ſein, mit welcher man an die verſchiedenen Rechtsordnungen 
herantritt, iſt er eine Antwort, die Stammler auf empiriſchem Wege 
den ihm bekannten Rechten entnimmt. In ſeinem Streben nach 
Allgemeingültigkeit hat er dabei nicht bloß auf die normalen Fälle 
geachtet, ſondern auch auf Sonderbarkeiten wie das nudum ius, 
ohne doch alle Irregularitäten erſchöpfen zu können, wie das nicht 
nur der Hinweis auf das geteilte Eigentum oder etwa auf die Ge— 
ſamthandverhältniſſe des deutſchen Rechts beweiſt, ſondern auch 
Stammlers Verhalten gegenüber dem Bergwerkseigentum, dem 
geiſtigen Eigentum uſw., welche Erſcheinungen ſich „im ganzen“ auch 
dem Stammlerſchen Eigentumsbegriff unterſtellen laſſen, was aber 
„von keinem methodiſchen Werte“ wäre (H. III, S. 611 f.). Statt 
vom Volleigentum auszugehen und es zu erklären, warum Geſetz— 
gebung, Wiſſenſchaft oder Praxis auch Abweichungen von dieſem 
Falle noch immer als Eigentum gelten laſſen, treibt er aus dem 
Eigentumsbegriff Kraft und Saft vollſtändig heraus und gelangt ſo 
zu einem ſchemenhaften Begriff, der für weitere Forſchungen ganz 
unverwendbar iſt. Er verfährt geradeſo, wie wenn etwa jemand, 
um auch die Krüppel einzubeziehen, vom Menſchen ausſagte, er habe 
entweder zwei Beine oder ein Bein oder kein Bein, während doch 
jeder, der von des Gedankens Bläſſe nicht angekränkelt iſt, un⸗ 
bedenklich und mit Recht ſagen wird, der Menſch habe zwei Beine. 
Iſt Stammlers Eigentumsbegriff unbrauchbar, ſo iſt ſein 
Rechtsbegriff geradezu nichtsſagend. In der zweiten Auflage von 
W. R. (S. 488) definierte er das Recht noch als die ihrem Sinne 
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nach unverletzbar geltende Zwangsregelung menſchlichen Zuſammen⸗ 
lebens, und das war immerhin auch für diejenigen noch verſtändlich, 
die ſeine Schriften nicht kannten. Später aber (Th. R. S. 113; 
W. R. S. 483) erklärte er: „Recht iſt das unverletzbar ſelbſtherr⸗ 
liche verbindende Wollen“, eine Faſſung, deren Formalismus in der 
Tat nicht mehr überboten werden kann. Unverletzbarkeit und Selbſt⸗ 
herrlichkeit bedeuten — was nur der Leſer Stammlers wiſſen kann —, 
daß das Recht unabhängig iſt von dem „Belieben der Verbundenen 


und des Verbindenden“ (S. 71). Das ſoll alſo das einzige fein, 


was ſich vom Recht allgemeingültig ausſagen läßt! Tatſächlich gilt 
das aber von jeder Regel, auch von der Sprachregel, die Stammler 
mit zu den Konventionalregeln zählt. Die Regel lautet zum Bei⸗ 
ſpiel, daß „Recht“ ſächlichen Geſchlechts iſt. Dieſe Regel iſt ſelbſt⸗ 
herrlich, weil weder Stammler noch ich noch irgend jemand, der 
Deutſch ſpricht oder ſchreibt, „der Recht“ ſagen darf — tut er 
es doch, ſo ſchlägt er nicht eine Einladung aus, ſondern er vergeht 
ſich gegen eine Regel ganz ſo wie derjenige, der eine fremde Sache 
boshaft beſchädigt —, und ſie iſt unverletzbar, denn Caesar ne 
supra grammaticos und die grammatici find wohl Erforſcher, Ver⸗ 
künder, Lehrer, aber nicht Schöpfer der Sprachregeln. Somit paßt 
die Stammlerſche Definition auf die Konventionalregel genau ſo 
wie auf das Recht. Das, was das Recht vor allen anderen Regeln 
menſchlichen Zuſammenlebens auszeichnet, iſt weder in dieſer noch 
in der älteren Definition Stammlers ausgeſprochen. Der Mißerfolg 
der Stammlerſchen Definitionsverſuche iſt damit wohl erwieſen. | 


18. Vom menſchlichen Standpunkte aus kann man es Stammler 
ſicherlich nicht verübeln, wenn er, nachdem er ſo viel gegneriſche 
Meinungen beſprochen hat, des trockenen Tons nun endlich ſatt iſt 
Hund in dem der freirechtlichen Bewegung gewidmeten letzten Abſchnitt 
ſeiner Schrift aus den abſtrakten Höhen ſeiner Sozialphiloſophie 
in die Niederungen praktiſcher Geſichtspunkte herabſteigt. Die prak⸗ 
tiſche Forderung, daß keine techniſch geformte Beſtimmung unſerer 
Geſetze einen zwingenden Charakter haben ſolle (S. 78), und die 
Meinung, daß richtiges Recht dadurch zu gewinnen ſei, daß man 
den Urteiler das Recht frei finden laſſe (S. 80), beſpricht er nicht 
bloß vom rein theoretiſchen Standpunkt aus, ſondern er begibt ſich 
hier ohne Bedenken auf empiriſches Gebiet. Seine theoretiſchen 
Einwendungen können ohne weiteres zugegeben werden. Es iſt 
richtig, aber allerdings von nur formaler Bedeutung, daß der Richter 
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nicht über das Geſetz geſtellt wird, ſobald ihn das Geſetz ſelbſt 
verpflichtet, von der geſetzlichen Beſtimmung abzugehen, wenn dieſe 
nicht zur richtigen Entſcheidung führt (S. 79; Th. R. S. 729), und 
es iſt ebenſo richtig, daß der Hinweis auf das freie Rechtsempfinden 
nicht genügt, weil man auf ſolche Weiſe zu Entſcheidungen von 
bloß ſubjektivem Wert gelangt (S. 80). Wertvoller als dieſe Vor⸗ 
behalte find aber die Bemerkungen, die Stammler zur Sache ſelbſt 
macht. „Aus unſeren heutigen Zuſtänden“, „zurzeit“, „für die 
heutigen Verhältniſſe“ (S. 79 f.; vgl. Th. R. S. 731), alſo unter 
Verzicht auf Allgemeingültigkeit, nimmt er zu den freirechtlichen 
Forderungen Stellung, und er macht ihnen dabei ſei es ausdrücklich 
ſei es wenigſtens a contrario eine ganze Reihe koſtbarer Zugeſtänd⸗ 
niſſe. Es find eigentlich nur die Auswüchſe der ſogenannten frei- 
rechtlichen Bewegung oder ihre äußerſte Überſpannung, die er be⸗ 
kämpft, „den wahren Kern“ (Th. R. S. 736) läßt er gelten, und auf 
ſolche Weiſe bringt er ſeine Schrift denn Don zu einem verſöhnenden 
Abſchluß. 


Wir aber wollen noch den richtigen Standpunkt; zu gewinnen 
ſuchen, von welchem aus Stammlers kritiſches Verfahren zuſammen⸗ 
faſſend gewürdigt werden kann. Die Geſchichte der Rechts⸗ und 
Staatsphiloſophie zeigt uns eine überwältigende Fülle von For⸗ 
ſchungen, die ſich von den verſchiedenſten Ausgangspunkten aus, auf 
den verſchiedenſten Wegen mit mehr oder weniger Glück und Ge— 
ſchick um die juriſtiſchen und politiſchen Grundfragen bemühen und 
ſie zu beantworten trachten. Ein getreues Bild dieſer geiſtigen Be— 
wegung, welche niemals zum Abſchluß kommt, aber auch keinen Still— 
ſtand kennt, zu liefern, iſt ein ebenſo reizvolles wie ſchwieriges 
Unternehmen. Die Schwierigkeit liegt nicht erſt und nicht ſo ſehr 
in der Beurteilung als ſchon in der Darſtellung der verſchiedenen 


Lehren. Denn man muß ſich zu dieſem, Zwecke in fremde Subjek⸗ 


tipitäten verſenken und einfühlen, um durch die oft mangelhafte 
oder täuſchende Schale hindurch zum Kern der behandelten Lehren 

zu gelangen. Ganz reſtlos wird ſich dieſes Problem ja niemals 
bewältigen laſſen, weil das eigene Ich immer mitſpricht und die 
fremden Gedanken in einer, beftimmten Färbung aufnimmt. Aber 
durch mancherlei Hilfen und Kontrollen und insbeſondere durch ge— 
wiſſenhafte Selbſtbeobachtung kann die Fehlerquelle, wenn auch nicht 
verſtopft, ſo doch auf ein erträgliches Mindeſtmaß eingeſchränkt 
werden. Zum Verſtändnis und zur Würdigung der Rechts- und 


65] —Stammlers Kritik der Rechts- und Staatstheorien der Neuzeit 65 


Staatstheorien wird die Überzeugung weſentlich beitragen, die ſelbſt = 
wieder aus der Beſchäftigung mit ihnen gewonnen werden kann, daß 


es ſich um problematiſche Fragen handelt, daß die Wahrheit 

noch nicht gefunden iſt, und daß in den verſchiedenen Löſungen, die 
die Literatur darbietet, ſo ſehr ſie einander auch widerſprechen mögen, 
Wahrheitskörnchen enthalten ſind, deren ſorgfältige Sammlung ge⸗ 
eignet iſt, uns dem erſehnten Ziel näher zu bringen. Das Streben, 
die Wahrheit zu ergründen, iſt das geiſtige Band, welches den Be⸗ 
richterſtatter mit den Forſchern verbindet, die er behandelt, und dieſes 


muß ſtark genug ſein, um die Gegenſätze der Weltanſchauung, der = 


perſönlichen Erfahrungen und Erlebniſſe, der Methoden uſw. zu über⸗ 
winden. Wer dagegen in der glücklichen Lage zu ſein glaubt, die 
Wahrheit ſchon zu beſitzen und die philoſophiſchen Probleme, um 
die es ſich handelt, ergründet zu haben, wird zum verläßlichen Be⸗ 
richterſtatter über fremdes Forſchen am allerwenigſten geeignet ſein. 
Er gleicht einem Mathematiklehrer, der mit der Löſung der Rechen⸗ 
aufgaben in der Hand die Schulhefte durchſieht und feſtſtellt, wieviel 
Aufgaben jeder Schüler richtig und wieviel er falſch gelöſt hat. 
Es gibt hier nur ein Entweder — Oder, und die Subjektivität von Lehrer 


und Schüler ſpielt dabei keine Rolle. Damit iſt in der Tat das 


Verfahren Stammlers gekennzeichnet. Mit einem halben Dutzend 
Formeln ausgerüſtet, kritiſiert er unbarmherzig die „Rechts⸗ und 
Staatstheorien der Neuzeit“. Stimmt eine Theorie zu ſeinen 
Formeln, ſo iſt ſie richtig, wenn nicht, ſo iſt ſie falſch. Ein ſolches 
Ergebnis läßt ſich nur erzielen, wenn jede Theorie feld wieder auf 
eine möglichſt kurze Formel gebracht wird, ſo daß ſie mit den 
Stammlerſchen Lehrſätzen verglichen werden kann, und darum iſt 


Stammler bemüht, ſolche kurze Formeln herauszuarbeiten. Damit 


genügt er nun zwar ſeinem theoretiſchen Bedürfnis, aber er ver⸗ 
gewaltigt, wie die vorſtehenden Blätter zur Genüge dargetan haben 
dürften, die geſchichtliche Wahrheit. Die Rechts⸗ und Staatstheorien 
werden in dem Prokruſtesbett, das er für ſie eingerichtet hat, je nach 


Bedarf geſtreckt oder verkürzt. Wirkliche oder vermeintliche Unklar⸗ 


heiten werden ausgemerzt, bald zugunſten, bald zu ungunſten des be⸗ 
treffenden Theoretikers, d. h. die Theorie gewinnt oder verliert durch 
die „Klarſtellung“ an Richtigkeit und Verwendbarkeit je nach dem 
Intereſſe, das ihr Stammler entgegenbringt. So wird das Natur⸗ 
recht von ſeinen Schlacken gereinigt, die Auffaſſung der geſchicht⸗ 
lichen Rechtsſchule aber bis zum handgreiflichen Unſinn vergröbert. 


Es zeigt ſich hier, daß nicht nur das ſcheinbar ſo objektive m 
Schmollers Jahrbuch XIII 1. 
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temperamentloſe Urteil Stammlers, ſondern ſein ganzes Verhalten 
gegenüber den einzelnen Theorien eine ſtarke ſubjektive Färbung auf⸗ 
weiſt. Weil er ſelbſt kein wiſſenſchaftliches Verhältnis zum Staate 
hat, verwandelt er die Staatsphiloſophie in Rechtsphiloſophie, be- 


handelt er Rouſſeau ausſchließlich als Rechtsphiloſophen, erblickt er 
im Anarchismus bloß die Gegnerſchaft gegen den Rechtszwang. 
Weil er ſelbſt nach der „Geſetzmäßigkeit“ des ſozialen Lebens forſcht, 

ſchiebt er Marx und Stirner das gleiche Beſtreben unter und be- 
Lurteilt ausſchließlich auf Grund dieſer Annahme ihre Lehren. Weil 


es ihm um die Gewinnung von formalen Begriffen zu tun iſt, glaubt 
er Rouſſeau und Proudhon durch Definitionen widerlegen zu können. 

Gegen ein ſolches Vorgehen Verwahrung einzulegen iſt ein 
Hauptzweck dieſer Arbeit. Würde es ſich nur um Stammler ſelbſt 


handeln, ſo wäre ja eine ausführliche Widerlegung ſeiner kritiſchen 


Ausführungen weniger wichtig. In der Galerie der Rechts⸗ 
philoſophen möchte man ſeinen Charakterkopf gewiß nicht gern 
miſſen, und als eine beſondere Eigentümlichkeit könnte man denn auch 
die Kritik mit in Kauf nehmen, die er an anderen Forſchern übt. 


Allein wie ſchon bei verſchiedenen Gelegenheiten angedeutet wurde, 


macht nicht nur fein kritiſches Verfahren Schule (vgl. zum Beiſpiel 
die Schrift von Haymann, J. J. Rouſſeaus Sozialphiloſophie), 


ſondern es werden auch ſeine kritiſchen Urteile gar zu leicht un- 


geprüft entgegengenommen und verbreitet. Auf ſolche Weiſe droht 
aber der Geſchichte der Rechts⸗ und Staatslehre die Gefahr, entſtellt 


zu werden und zu verkümmern. Unſere Aufgabe muß es ſein, das 


geiſtige Erbe, das in dieſer Geſchichte aufgeſpeichert iſt, zu wahren 
und das Andenken an ihre Helden dadurch zu ehren, daß die Züge 
ihrer Lehren möglichſt unverfälſcht erhalten werden. Jede einzelne 
Lehre muß in ihrer Eigentümlichkeit erfaßt, dargeſtellt und gewertet 
werden, damit die nachwachſenden Geſchlechter eine richtige Vor⸗ 
ſtellung von der Fülle der Geſichte und von der Verſchiedenartigkeit 
der Anſchauungsweiſen, Standpunkte und Methoden erhalten. Es 
ſtände ſchlimm um unſer rechts⸗ und ſtaatsphiloſophiſches Denken, 
wenn wir uns in dem Streben nach „Allgemeingültigkeit“ auf einige 
wenige allgemeine Fragen zurückziehen wollten, um dieſe von irgend- 
einem orthodoxen Standpunkt aus einförmig und endgültig zu er⸗ 
ledigen. Auch von dieſem Gebiet geiſtiger Tätigkeit gilt, was 
Ludwig Uhland vom deutſchen Dichterwald ausruft: Das iſt 
Freude, das iſt Leben, wenn's von allen Zweigen ſchallt! 


— 
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Die neue Verfaſſung und die Ent- 
wicklung des Parlamentarismus 
in Dänemark 


Von Dr. Anton Heinrich Hollmann 
Profeſſor der Betriebslehre an der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin 
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änderungen von 1855, 1863 und 1866 S. 67—70. Die Reaktion und die 
Stellung der Parteien S. 70—72. Die politiſche Entwicklung nach 1870 und 
der Beginn des Verfaſſungskampfes S. 73—74. Die Obſtruktion der Linken 
und der Verfaſſungsbruch durch das Miniſterium Eſtrup S. 74. Die Nieder⸗ 
lage der Rechten und die Einführung des parlamentariſchen Syſtems im 
Jahre 1891 S. 75. Die Entwicklung der politiſchen Parteien und die ver⸗ 
änderte Stellung der regierenden Linken zur Verfaſſungsreform S. 75— 77. 
Die Erſtarkung des Nationalismus und die Annäherung zwiſchen der regie⸗ 
renden Linken und der Rechten der Erſten Kammer S. 77—79. Die Ent⸗ 
wicklung und Durchführung der Verfaſſungsreform durch das radikale Mini⸗ 
ſterium Zahle S. 79—82. Die weſentlichen Anderungen der neuen Ver⸗ 
faſſung S. 83. Der Parlamentarismus S. 88-84. — II. Das neue 
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Wahlen vom 22. April bzw. 11. Mai 1918 S. 90—92. Die Bedeutung des 
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I 


m 5. Juni 1915 — fern vom Lärm der Schlachten und der 

düſteren Tragödie der Völkerſchickſale — ſchuf ſich das däniſche 
Volk eine neue Verfaſſung und ein neues Wahlgeſetz, das ſoeben“, 
in den Wahlen vom 22. April und 11. Mai d. J., die politiſche 
Taufe empfangen hat. Dieſe Verfaſſung, die während eines 
Menſchenalters das Ziel der politiſchen Kämpfe und der weſentliche 
Inhalt der däniſchen Politik geweſen iſt, bildet den Schlußſtein der 
Demokratie und die Krönung der politiſchen Reife eines Volkes, 
und wenn es ſich auch nur um ein kleines Volk von knapp drei Millionen 
handelt, ſo wird das Ereignis darum doch nicht geringer für den, 


ı Der Aufſatz iſt Ende Mai 1918 geſchrieben. 
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der liebevoll dem Schritt der Kultur folgt und nicht ausſchließlich 
in dem äußeren Macht⸗ und Maſſenaufgebot der Völker den Maß⸗ 
ſtab der Geſchichte erblickt. Das Kulturleben einer kleinen Nation 
iſt nicht minder entwicklungsfähig und manchmal reicher als das der 
großen Nationen. Im übrigen mißt Dänemark ohne Island, Grön- 
und Faeröer 39 033 qkm, iſt alſo etwas größer als Belgien und 
etwas kleiner als Afrika; es iſt ein europäiſcher Kulturſtaat mit 


drei Millionen politiſch mündigen Staatsbürgern, von denen der letzte 


und geringſte morgen von einem däniſchen Schiff irgendwo an Land 
gehen kann, in Kapſtadt, Singapur, Schanghai, Yokohama, Neu: 


orleans, im Bewußtſein dieſer politiſchen Mündigkeit, die eine 


kulturelle Überlegenheit in ſich ſchließt und die weder in der Tropen⸗ 
ſonne noch im elektriſchen Bogenlicht der europäiſchen Großſtädte 
verblaßt. Ein Kulturvolk ſoll man nicht nach der Breite, ſondern 
an ſeiner Höhe meſſen. — 

Freilich kann die politiſche Entwicklung einer kleinen Nation 
niemals Muſterbeiſpiel für eine große Nation ſein, ſchon aus dem 
Grunde, weil unerwünſchte Folgeerſcheinungen irgendeines politiſchen 


Syſtems, die in kleinen Verhältniſſen harmlos und leicht abſtellbar 


erſcheinen, in einem großen und ſozial anders zuſammengeſetzten 
Staatsweſen potenziert zum Ausdruck kommen. Deshalb bezweckt 
auch dieſer Aufſatz keineswegs, ein Muſterbeiſpiel, ſondern höchſtens 


ein Schulbeiſpiel zu den aktuellen politiſchen Fragen zu geben. Im 


übrigen ſehe ich in erſter Linie meine Aufgabe darin, die innere 
politiſche Entwicklung eines Nachbarſtaates darzuſtellen, indem ich 


davon ausgehe, daß die Führung der auswärtigen Politik eine 
gründliche Kenntnis der inneren politiſchen Verhält⸗ 


niſſe der fremden Staaten vorausſetzt — ein Grundſatz, der trotz. 
ſeiner offenbaren Selbſtverſtändlichkeit von unſerer auswärtigen Politik 
nicht genügend beachtet wird und deſſen Nichtachtung zu den mancherlei 
Trugſchlüſſen und Mißerfolgen geführt hat, die uns in dieſem Kriege 
überraſcht haben. 

Dänemark erhielt ſeine erſte Verfaſſung am 5. Juni 1849, die 
ſogenannte „Juniverfaſſung“, welche die zweihundertjährige Periode 
eines faßt uneingeſchränkten Abſolutismus durch das allgemeine 
Wahlrecht ablöſte. Jeder dreißigjährige Mann erhielt das Wahlrecht 
zum Folkething (Zweite Kammer) ſowohl wie zum Landsthing 
(Erſte Kammer) der Unterſchied der beiden Kammern beſtand haupt— 
ſächlich in der Wählbarkeit; während jeder fünfundzwanzigjährige 
Mann ins Folgething gewählt werden konnte, ſetzte die Wählbarkeit 
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zum Landsthing ein Alter von 40 Jahren und ein gewiſſes Ein⸗ 


kommen voraus. Die Wahl zum Folkething war direkt, während 


die Wahl zum Landsthing indirekt und auf Grundlage des Pro⸗ 
portional ſyſtems erfolgte. 


Außerdem wurden von den 66 Landsthingsmitgliedern 12 vom 


Könige auf Lebenszeit ernannt. 


Dieſe ſehr demokratiſche Verfaſſung war gleichwohl kein Er⸗ | 


gebnis demokratiſcher Entwicklung, ſondern eine Folge der konſtitu⸗ 


tionellen Zeitſtrömung in Europa und der nationalen Erſtarkung, die 


der erfolgreiche Krieg mit Schleswig⸗Holſtein hervorgebracht hatte. 
Ihre Träger waren die Nationalliberalen, deren Kerntruppen die 
akademiſchen Kreiſe, das Beamtentum und das aufgeklärte Bürger⸗ 
tum bildeten, und die die allgemeine nationale Bewegung ebenſo wie 
die aus der Zeit der Bauernbefreiung ſtammende ſoziale Bauern⸗ 
bewegung in den Dienſt ihrer konſtitutionellen Beſtrebungen ſtellten. 
Wenn dieſe nach Bildung und ſozialer Stellung konſervativen 
Elemente es unterließen, ſich in der Verfaſſung konſervative Garan⸗ 


tien zu ſchaffen, fo hatte das feinen Grund zum Teil in praktiſchen 


Schwierigkeiten; die großen Grundbeſitzer wollte man nicht bevor⸗ 
zugen, denn ihnen galt ja der Kampf; die übrige Wählermaſſe aber 
ließ ſich unmöglich in Klaſſen abſtufen aus dem einfachen Grunde, 
weil eine wirkliche Abſtufung des Beſitzes mit der Möglichkeit einer 
praktiſchen Abgrenzung von Klaſſen damals in Dänemark nicht vor⸗ 
handen war. Es gab praktiſch nur den Gegenſatz zwiſchen Abſolutis⸗ 


mus und Grundariſtokratie einerſeits und dem bürgerlichen Liberalis⸗ 


mus anderſeits. Dieſes Verhältnis änderte ſich erſt ſpäter, als die 
Bauern ihre eigene Wege gingen und radikale Abſpaltungen der 
Linken ſowie politiſche Neubildungen auf ſozialer Grundlage ent⸗ 
ſtanden. Es war vorauszuſehen, daß der Sprung von einem faſt 


uneingeſchränkten Abſolutismus in eine faſt ebenſo uneingeſchränkte 
Demokratie ſich nicht ſo glatt vollziehen würde, wie es ſich die 


liberalen Brauſeköpfe vorgeſtellt hatten. Das Merkwürdige aber war, 
daß die Reaktion nicht nur — wie billig — von der konſervativen 


Grundariſtokratie, ſondern von eben demſelben nationalliberalen - 


Bürgertum genährt wurde, das dieſe Verfaſſung erkämpft hatte. 
Ein Anlaß zu einer Verfaſſungsänderung bot ſich bald, und 
inſofern, als dieſer äußere Anlaß von ſüdwärts kam, von deutſcher 
und ſchleswig-holſteiniſcher Seite — ſo ſagt der däniſche Geſchicht⸗ 
ſchreiber —, „bekräftigte ſich von neuem das alte Wort, daß all 


unſer Verdruß deutſch iſt“. — Da die deutſchen Mächte auf Sum, 
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des Friedens zu Berlin vom Jahre 1850 eine gemeinſame Verfaſſung 
für das Königreich und die Herzogtümer verlangten und die politi⸗ 
ſchen Vorausſetzungen in den Herzogtümern den demokratiſchen Grund⸗ 
ſätzen der Juniverfaſſung nicht entſprachen, wurde dieſer Anlaß von 
der Reaktion benützt, das breite demokratifche Wahlrecht der Juni⸗— 
verfaſſung nach Möglichkeit einzuſchränken. Die Einſchränkungen der 
Verfaſſungsänderungen von 1855, 1863 und 1866 beſtanden im 
weſentlichen in der Einführung eines Sonderwahlrechts (privilegierten 
Wahlrechts) für die Erſte Kammer an Stelle des allgemeinen, gleichen 
Wahlrechts der Juniverfaſſung. 

Dieſes Landsthingswahlrecht, das alſo bis jetzt in Kraft war, 
wurde folgendermaßen gehandhabt: Das Land war in größere 
Kreiſe eingeteilt, von denen jeder eine gewiſſe Anzahl Landsthings⸗ 
mitglieder durch mittelbare Wahlen wählte. Auf dem Lande wählte 
die allgemeine Wählerklaſſe einen Wahlmann für jede Kommune; 
dazu kam eine ebenſogroße Anzahl der größten Steuerzahler als 
„geborene“ Wahlmänner (unmittelbare Wähler). In den Städten 
wurde erſt eine gewiſſe Anzahl Wahlmänner, je nach der Größe der 
Städte, von den ſämtlichen Wählern gewählt und ſodann eine 
ebenſo große Anzahl von den Höchſtbeſteuerten allein. Die Wahl⸗ 
männer (darunter die unmittelbaren Wähler) nahmen darauf die 
endliche Wahl vor auf Grundlage des Proportionalſyſtems. Auf 
dieſe Weiſe ergaben ſich 54 Landsthingsmitglieder, von denen die 
allgemeine Wählerklaſſe 27 und die Höchſtbeſteuerten ebenfalls 27 
gewählt hatten. Dieſe 54 Mitglieder waren auf 8 Jahre gewählt. 
Endlich ernannte der König 12 Mitglieder auf Lebenszeit. 


Als ſachliche Grundlage dieſer erheblichen Einſchränkung der 
demokratiſchen Grundſätze der Juniverfaſſung wurde vorgegeben, daß 
die däniſche Demokratie in dem unglücklichen Ausgang des Krieges 
von 1864 ihre Unfähigkeit gegenüber der nationalen Aufgabe dar⸗ 
getan habe. Das war unrichtig, nicht die „unmittelbare Demokratie“, 
nicht die Bauernpartei trug die Schuld am Ausbruch und Verlauf 
des Krieges — fie hatte ſtets vor einer dummdreiſten Abenteuer- 
politik gewarnt —, ſondern eben die Nationalliberalen, die jetzt die 
reaktionäre Strömung ausnutzten, um die wilden Schößlinge der 
Demokratie zu kappen. Die Sachlage war die, daß ein großer Teil 
des nationlliberalen Bürgertums ſeine Vaterſchaft an der demo⸗ 
kratiſchen Juniverfaſſung zu bereuen begann, nachdem es ſich heraus⸗ 
ſtellte, daß die Bauern nicht der nationalliberalen Partei, ſondern 
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den demokratiſchen „Bauernfreunden“ folgten. Die Nationalliberale 

waren unbedingt konſtitutionell, haßten den Abſolutismus und waren 

geiſtig freiſinniger als die anderen Parteien; aber ihre Führer waren 
Stadt⸗ und Stubenmenſchen („Profeſſorenpartei“), die nicht von 

s einem gewiffen intellektuellen Dünkel frei waren und deshalb der 
Bauernpartei, die im Folkething ſehr bald der entfcheidende | 
Faktor geworden war, Mißtrauen, und Geringſchätzung N 5 
brachten. 

Als die Nationalliberalen ſahen, daß die Demokratie ein weſent⸗ 
lich anderes Geſicht annahm, als ſie es ſich im Freiheitsrauſch der 
vs Achtundvierziger geträumt hatten, verſuchten ſie, ſich bei der Ver⸗ 
flaſſungsänderung die konſervativen Garantien zu verſchaffen, die ſie 

ſeinerzeit verpaßt hatten. Vor allem richteten ſie ihr Beſtreben auf 
eine Abänderung des verfaſſungsmäßigen Charakters und der Zu⸗ 
ſammenſetzung der Erſten Kammer, verſteiften ſich auf die Gleich⸗ 
berechtigung der Kammern und wünſchten eine Zuſammenſetzung der 

Erſten Kammer, die die Machtſtellung der Bildung und Wohlhaben⸗ 
heit garantieren könnte. Sie verfochten hartnäckig die Gleich- 

berechtigung der Erſten Kammer, auch in der Bewilligung der 

Finanzvorlagen, und verlangten eine Zuſammenſetzung der Erſten 

Kammer, die genau auf ihr Wählerkorps, das Beamtentum, die 
Leeibgarde der nationalliberalen Partei, zugeſ chnitten war. N 

Inzwiſchen ward es den Nationalliberalen nicht beſchieden, die | 

Berfaffungsänderung durchzuführen. Es war eine ſozialpolitiſche 

N Neubildung, die das Geſchäft beſorgte, die 1 „Allianz 


zwiſchen den großen und den kleinen Bauern“, d. h. zwiſchen den 


Grutsbeſitzern und der Bauernpartei. Was dieſe unverſöhnlichſten 
Gegner zuſammenführte, iſt nicht leicht zu ſagen; vielleicht war es 
der gemeinſame Unwille gegen die „Profeſſorenpartei“, die natürliche 
Feindſeligkeit des nüchternen Realismus gegen den Idealismus, der 
zum Romantis mus wird in dem Augenblick, wo der Erfolg aus: 
bleibt. 


prend der Verfaſſungsänderung von 1866 zuſtande. | 
Die Bauernpartei hatte ſelbſtverſtändlich ihr Beſtes getan, um 
die demokratiſchen Grundlagen der Juniverfaſſung zu retten; aber 
Kompromiß bleibt Kompromiß, und es iſt nicht zu beſtreiten, daß 
ein großer Teil der Wählermaſſe der Bauernpartei dieſe „Ver⸗ 
ſtändigung“ als einen ordinären Kuhhandel auffaßte; denn die 
Bauernpartei war, wenn auch ſozialen Wwe; N doch damals 


4 


Genug, ſie fanden ſich in dieſem Punkte und brachten das Kom- 
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on im weſentlichen von idealiſtiſchen demokratiſchen Strömungen ge- 
tragen und vertrat das „moraliſche Recht des Volkes auf die Juni⸗ 


verfaſſung“. Als obendrein das neugebildete Miniſterium der kon⸗ 


ſervativen Großgrundbeſitzerpartei keine Vertreter der Bauern auf⸗ 


nahm, dämmerte den Bauern mehr und mehr ein unbehagliches Ge⸗ 


fühl, daß ſie bei dieſem Kuhhandel übertölpelt worden waren. So 
trat die abgeänderte Verfaſſung von 1866 ins Leben, unter dem 


Gefühl der Scham, des Unwillens und des Proteſtes der ideal ge⸗ 
ſinnten Perſönlichkeiten der Bauernpartei. 

Dieſe Vorgeſchichte iſt die Vorausſetzung für das Verſtändnis der 
inneren wie der äußeren Politik Dänemarks und des dreißigjährigen 
Verfaſſungskampfes, deſſen letztes Ergebnis die gegenwärtige Ver⸗ 
faſſung iſt. Ein Menſchenalter hindurch hat ein Volk gerungen um 


Br bie demokratiſche Verfaſſung, um den Prometheusfunken, den die 
liberalen Brauſeköpfe von 1848 dem damals politiſch noch unreifen 


Volk in die Hände legen wollten — bis ſie merkten, daß ſie ſich 


ſelber dabei die. Finger verbrannt hatten und ſchleunigſt zu löſchen 


begannen. Aber dieſe 30 Jahre politiſchen Kampfes, der trotz feiner 


| Schattenſeiten kulturell ungemein befruchtend gewirkt hat, haben alſo 
ausgereicht, dieſes Volk zur politiſchen Reife zu erziehen. Denn die 


Verfaſſung, die das däniſche Volk jetzt erhalten hat und die im 


weſentlichen nichts anderes als eine Wiederherſtellung der Juni⸗ 
verfaſſung von 1849 darſtellt, iſt ein reines Ergebnis der demokrati⸗ 


ſchen Entwicklung des Volkes. Sie iſt nicht ertrotzt, ſondern von 
allen Parteien, praktiſch geſprochen, ohne ernſthaften Widerſtand an⸗ 


® genommen worden; ſie iſt gekommen wie eine reife Frucht, die fallen 
muß, wenn ihre Zeit erfüllt iſt. 


Die Verfaſſung von 1866 war eine konſervative Einſchränkung 
der Juniverfaſſung; gleichwohl beruhte ſie ebenſo wie dieſe auf 


der Vorausſetzung des Übergewichts des Folkethings. Die kon⸗ 


ſervativen Gutsbeſitzer hegten auch damals keine weitergehenden 


a Wünſche. Sie wünſchten lediglich ein Landsthing, das den 


Grundbeſitz gegen Übergriffe eines demokratiſchen Folkethings 


ſchützen könnte. Die politiſchen Köpfe unter ihnen ſahen klar, 
daß das Folkething nach der Zuſanmmenſetzung der Wähler⸗ 
maſſe infolge der bereits zurückgelegten politiſchen Entwicklung, 
namentlich aber durch die für Dänemark eigentümliche Finanzgeſetz⸗ 


behandlung ein Übergewicht erhalten hatte, gegen das ein Kampf 


ausſichtslos war. Den ſichtbaren Ausdruck dieſer Auffaſſung erhielt 
die Verfaſſung in den Regeln über die Behandlung der Finanz⸗ 
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geſetze, in denen das Vorrecht des Folkethings hinſichtlich aller Be⸗ 
willigungsgeſetze gewahrt blieb. Ein Verſuch der Nationalliberalen, 


die Gleichberechtigung der Kammern durch Einrichtung eines ge⸗ 5 


meinſchaftlichen Ausſchuſſes als entſcheidender Inſtanz über die 
Finanzvorlagen zu retten, wurde aufgegeben und dem Folkething 
das Vorrecht auf dieſem Gebiete als eine ausdrückliche „Einräumung 
an die Volksſouveränität“ belaſſen. f 

In den erſten Jahren nach 1866 wurde die Regierung des 
Landes in dieſen Geleiſen geführt unter dem konſervativen Mini⸗ 
ſterium des Grafen Frijs, deſſen Politik die Einigung der 
„großen und der kleinen Bauern“ (d. h. der Gutsbeſitzerpartei und 
der Bauernpartei) war, und es wurde auch auf dieſer Grundlage ö 
eine anſehnliche Geſetzgebungsarbeit geleiftet. Aber die Politik des 
Grafen Frijs ſchlug nicht durch; die Konflikte mit dem Folkething 
häuften ſich, und nach fünfjähriger Regierung fühlte il das Mini⸗ 
ſterium Frijs müde und trat zurück. 

Mit den ſiebziger Jahren begann eine neue Zeit im politiſchen, 
ſozialen und geiſtigen Leben Dänemarks. Die Hoffnungen, die der 
Nationallismus auf Frankreich geſetzt hatte, ſchlugen fehl, und es 
begann eine Zeit der nationalen Ernüchterung; der große Verfaſſungs⸗ 
kampf zwiſchen dem Folkething und der Landsthingsmehrheit nahm 


ſeinen Anfang; die ſozialdemokratiſche Bewegung hielt ihren Einzug - 


in Dänemark; und in der Hauptſtadt gelangte eine radikale Be⸗ 
wegung auf literariſchem Gebiet zum Durchbruch, deren Träger 
Georg Brandes war und die in der Folge auf das geſamte Geiſtes⸗ 
leben übergriff und den größten und beſten Teil der bisher vor⸗ 
wiegend nationalliberal geſinnten Intelligenz der Oppoſition zu⸗ 
führte. | 

Als das Miniſterium Frijs 1870 zurücktrat, hatte man in der | 
Linken des Folkethings auf ein einigermaßen parlamentariſches 
Miniſterium gehofft, in das Vertreter der Folkethingsmehrheit auf⸗ 
genommen würden. Statt deſſen wurden drei Nationalliberale auf⸗ 
genommen und damit der Grund für die Verſchmelzung der Kon⸗ 
ſervativen und Nationalliberalen zu einer Partei, der „Rechten“, 
gelegt. Die Antwort war der Zuſammenſchluß der verſchiedenen 
Richtungen der Linken zur Partei der „Vereinigten Linken“. Damit 
war die Politik der „großen und kleinen Bauern“ verlaſſen, und es 
begann der Verfaſſungskampf, der von nun an bis zum Jahre 1901 
im Vordergrunde der däniſchen Politik ſteht. Gegenſtand des 
Kampfes war von ſeiten der Rechten die Behauptung der völligen 
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. Gleichberechtigung des Landsthings, von der gegneriſchen Seite, der 


vereinigten Linken, die Behauptung des Folkethingsparlamentarismus, 
und dieſer Kampf wurde in der Behandlung der Finanzgeſetzvorlagen 
zum Austrag gebracht, indem das Folkething das Budget verweigerte 


oder deſſen Durchbringung verſchleppte. Das war die Epoche der 
ſogenannten „Verwelkungspolitik“ mit Begräbnisausſchüſſen, hin 
ſchleppenden Tagesordnungen, Adreſſen an den König uſw. 


Dieſe alljährlich wiederkehrenden parlamentariſchen Scharmützel 


nahmen eine ernſte Wendung mit dem Verfaſſungsbruch durch die 
konſervative Regierung im Jahre 1885. Als am 1. April 1885 


kein ordnungsgemäß bewilligtes Budget vorlag, erließ der damalige 
Präſident des konſervativen Miniſteriums, Eſtrup, ein proviſoriſches 
Finanzgeſetz und geriet damit auf das gefährliche Geleiſe des Ver⸗ 
faſſungsbruchs. 

Formell ſiegte Eſtrup, die Taktik der Verwelkungspolitik war 
lahmgelegt; aber draußen im Volk bereitete er durch den Verfaſſungs⸗ 
bruch den Boden für die entfcheidende Niederlage der Rechten. m 

Neun Jahre währte dieſe Epoche der proviſoriſchen Finanzgeſetze, 


des fortgeſetzten offenen Verfaſſungsbruchs, mit dem der Oppoſition 
ein ungeheuer wirkungsvoller Agitationsſtoff in die Hand gegeben 
war und in der Folge die Wählermaſſen der Rechten allmählich 

dezimiert wurden. | 


Die Politik der Rechten war negativ; ſie gal lediglich der Be⸗ 


wahrung ihrer Machtſtellung; da man aber des Scheines halber 


poſitive Ziele vertreten mußte, wurde unter kräftiger nationaliſtiſcher 
Agitation die Landesverteidigungsftage, namentlich die Frage der 


Landbefeſtigung von Kopenhagen, in den Vordergrund gerückt. 


Damit gleitete die Landesverteidigungsfrage als eiſernes Inventar in 


die wäniſche Politik und bildet fortan den Zankapfel der Parteien. 
Das Folkething bewilligt alle Finanzen mit Ausnahme der außer⸗ 


ordentlichen militäriſchen Aufwendungen zum Bau der Land⸗ 
befeſtigungen von Kopenhagen, die dann regelmäßig am 1. April 
durch ein Finanzproviſorium aufoktroyiert werden. 
Die Eſtrupſche Periode der Finanzproviſorien endete 1894 mit 
einem Vergleich zwiſchen der Rechten. und einem Teil der Linken; 
aber die Linke erhielt nicht den zugeſicherten Anteil an der Regierung, 
was in der Folge als politiſcher Verrat gebrandmarkt wurde. 

Erſt nach der entſcheidenden Niederlage der Rechten in den 
Wahlen im Jahre 1900 entſchloß ſich der König zur Annahme 
einer nnn. Regierung, die aus der Mehrheitspartei des 


75 Berfofung u. enwwialung des Elan in Dänemark 25 


Folkethings, der „Linken Reformpartei“, gebildet ar. Somit hatte | 
der dreißigjährige Krieg mit dem endgültigen Sieg des Folkethings⸗ 

parlamentarismus ſeinen Abſchluß Anger Ä | | 
| Der Verfaſſungskampf mit feinen abwechſelnden Phaſen der 
Obſtruktion und der Vergleiche hat eine weſentliche Umgruppierung 
und Umbildung der Parteien herbeigeführt, auf die auch die erſtarkende 
nationaliſtiſche Strömung nicht ohne Einfluß geblieben iſt. Die 


Entwicklung der Parteien iſt faſt ausſchließlich unter dieſem rein 


politiſchen Geſichtspunkte erfolgt. Nur die ſozialdemokratiſche Partei 
fußte auf ſozialer Grundlage, und erſt in neueſter Zeit hat auch die 
radikale Partei die wirtſchaftlichen und ſozialen Gegenſätze zwiſchen 
Kleinbauern (Husmaend) und Bauern politiſch ausgenutzt. 
Die „Vereinigte Linke“ hatte ſich 1870 geſammelt in dem Pro⸗ 
gramm: „Die Juniverfaſſung iſt das moraliſche Recht des Volkes“. 
Die unter dem Grafen Frijs verſuchte „Allianz zwiſchen den großen 
und den kleinen Bauern“ war geſprengt und die Verſchmelzung der 
„großen Bauern“, d. h. der Gutsbeſitzerpartei, und der National⸗ 
liberalen zu einer Partei, der Rechten, vollzogen. 

Die Rechte bleibt in der Folge, unter Führung der konſervativen 
Gutsbeſitzer, bei ihrer Politik der Negation ohne eigentliche poſitive 
politiſche Ziele zu entwickeln. Ein Anlauf zur Bildung einer agrari⸗ 
ſchen Schutzzollßartei verlief im Sande. Nationaliſtiſch iſt die Partei 
teils aus Tradition und Überzeugung, teils aus politiſcher Be⸗ 
rechnung, und da der Nationalismus in Dänemark nur eine Front 
kennt und ſtets nur dieſe eine Front gekannt hat, erklärt ſich damit 
die Haltung der konſervativen und der altnationalliberalen daniſchen 
Preſſe gegen Deutſchland, deren Ton übrigens im Kriege nicht auf⸗ 
fälliger, ſondern in den großen Organen dieſer Richtung eher zurück⸗ 
haltender und vorſichtiger geworden iſt. 

Während die Rechte wie ein alter, knorriger Baumſtamm immer 
noch in demſelben Erdreich wurzelt, freilich mit manchen dürren 
Aſten und ſpärlich grünender Krone, vollzieht ſich ringsum ein 
Grünen und Sprießen politiſcher Neubildungen und Umgruppierungen, 
die zwar einen einzigen demokratiſchen Wald bilden, in dem ſich 
aber Bäume und Schläge verſchiedener Art und Gattung finden. 
1884 zeigten ſich die erſten zwei Vertreter der Sozialdemokratie 
im Folkething mit 7000 Stimmen; 1913 war die Sozialdemokratie 
mit 107000 Stimmen und 33 Mandaten die ſtärkſte Partei des 
Folkethings, und in den jetzt vollzogenen Wahlen erhielt ſie 265 000 
- Stimmen und 39 Mandate für das Folkething und 201000 


* 
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Stimmen für daß Landsthing, womit ſie alſo auch die der Stimmen⸗ 
zahl nach ſtärkſte Partei im Landsthing geworden iſt. 

Die Linke, die ſich 1870 als „Vereinigte Linke“ geſammelt hatte, 
iſt im Laufe der Zeit wieder in ihre verſchiedenen Gruppen zer⸗ 
fallen unter weſentlicher Umbildung des politiſchen Charakters der 
einzelnen Gruppen. Im Verfaſſungskampf ſtand die Linke geeint 
als eine Partei mit ausgeprägt politiſchem Charakter im Dienſt des 
großen ſtaatspolitiſchen Zieles. Sie umfaßte damals eine gemäßigte, 
eine nationale und eine demokratiſche Gruppe, und ihre Kerntruppen 
bildeten die Bauern. Anfangs der ſiebziger Jahre brach in der 
Hauptſtadt eine radikale Strömung ſich Bahn, eine politiſche, unter 
Führung von Berg und Hörup, und eine literariſche, die den ge- 
ſamten Inhalt des Kulturlebens revolutionierte und deren Träger 
die Brüder Georg und Eduard Brandes waren. Die literariſche 
radikale Richtung ſchloß ſich unter Führung von Eduard Brandes 
mit der politiſchen radikalen Richtung unter Berg und Hörup zu— 
ſammen. Die Verbindung dauerte jedoch nur ein paar Jahre. 
Brandes und Berg trennten ſich 1884, und bald darauf trennten ſich 
Berg und Hörup. Berg begründete die „däniſche Linke“ mit 48 
Reichstagmandaten, und Hörup wurde der Führer der „Europäer“ mit 
24 radikalen Vertretern. Das Motiv der Trennung war weſentlich 
religiöſer, zum Teil duch nationaler Art. Berg war grundtrigianiſch 
religiös und national, während die politiſche Agitation in der Folge 
die „Europäer“ als irreligiöſe und unnationale Freidenker ſtempelt, 
„die mit ihren klammen Händen das Licht in der Hütte des kleinen 
Mannes auslöſchen wollen“ — In demſelben Jahre wurde die 
Tageszeitung „Politiken“ als Hauptorgan der „Europäer“ gegründet. 
Das iſt der Urſprung der erſt ſpäter, im Jahre 1905, unter dieſer 
Bezeichnung begründeten „radikalen Partei“, die gegenwärtig die 
Regierung in Händen hat. 

Der großpolitiſche Vergleich von 1894, der die Eſtrupſche 
Periode der Finanzproviſorien zum Abſchluß brachte, führte zu einer 
Spaltung der Linken. Bei den Wahlen, die 1895 dieſem Vergleich 
folgten, fielen 62 Kreiſe (115 000 Stimmen) auf die Gegner des 
Vergleichs, von denen acht auf die Sozialdemokraten kamen. Die 
Parteien, die den Vergleich eingegangen waren, erhielten nur 
52 Kreiſe (107000 Stimmen), und zwar die Rechte 25, und die ge⸗ 
. mäßigte Linke 27 Kreiſe. 

Unmittelbar darauf ſammelten ſich die vergleichsfeindlichen Mit⸗ 
glieder der Linken, insgeſamt 54, zu einer neuen Partei, der „Linken 
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Reformpartei“, zuerſt unter Führung Högsbros, und von 1896. an 
unter Führung von J. C. Chriſtenſen, dem Dorfſchullehrer aus 
Hee bei Ringsköbing, der, eine eminente politiſche Begabung, durch 
und durch im Bauerntum wurzelnd, der ausgeprägte Vertreter der 
däniſchen Bauerndemokratie iſt. Von dieſem Zeitpunkte an iſt die 


Linke Reformpartei die führende Partei in der däniſchen Politik und 


J. C. Chriſtenſen ihre zentrale Perſönlichkeit. Sie iſt es, die 1901 
den „Syſtemwechſel“ erzwingt, und ihre Führer übernehmen als 
erſtes parlamentariſches Miniſterium die Regierung, anfangs unter 
Profeſſor Deuntzer, und von 1905 ab unter N C. Chriſtenſen als 
Miniſterpräſidenten. 

Bei der Zuſammenſetzung des Miniſteriums J. C. Chriſtenſen 
war der radikale Flügel der Partei, die „Rebellen“, nicht berückſichtigt 
worden. Das gab die Veranlaſſung, daß 12 Mitglieder ſich ab⸗ 
ſpalteten und im Mai 1905 eine neue Partei bildeten, die „Radikale 
Linke“, unter Führung von . dem gegenwärtigen Miniſter⸗ 
präſidenten. 

Die Linke Reformpartei war durch den Verfaſſungskampf zur 
Macht gelangt und hatte tatſächlich ein Hauptziel dieſes Kampfes, 
das parlamentariſche Regierungsſyſtem, erreicht; aber nachdem die 
Partei ſich erſt in den Miniſterſeſſeln zurechtgeſetzt hatte, zeigte ſie 
keine beſondere Eile, die eigentliche Verfaſſungsfrage anzuſchneiden 
und einer weiteren Demokratiſierung die Hand zu bieten. Sie befaßte 
ſich zunächſt mit mehr materiellen — übrigens ſehr wichtigen — Auf⸗ 
gaben, vorwiegend im Intereſſe ihres bäuerlichen Wählerheeres. Der 
Grund dieſes Zögerns lag einmal darin, daß die Partei. im Laufe 
der Zeit eine weſentliche Umbildung erfahren hatte — ſie war aus 
einer unmittelbaren demokratiſchen Partei zu einer ländlichen Mittel⸗ 
ſtandspartei mit ausgeprägtem Oberklaſſengefühl geworden — und 
anderſeits darin, daß fie aus der negativen Rolle einer Oppoſitions⸗ 
partei zur poſitiven Stellung einer Regierungspartei übergegangen 
war. Sie fand ſich in vielen Fragen mit der Rechten herzenseinig, 


Rin denen ſie bisher aus taktiſchen Gründen opponiert hatte; nament⸗ 


lich zeigte ſie ſich mehr und mehr geneigt, dem Standpunkte der 
Rechten in der Landesverteidigungsfrage Einräumungen zu machen. 
Konſervativ war ſie geworden durch die ſoziale Entwicklung ihres 
Wählerkorps, und national war ſie ſtets geweſen trotz der Oppoſition 
in der nationalen Kardinalfrage der Landesverteidigung. 

Der Nationalismus ſpielt in der däniſchen Politik eine be⸗ 
ſondere Rolle. National ſind alle Dänen; alle blicken ſie auf Nord⸗ 


0 


78 | | | Anton Heinrich Hollmann 5 [78 | 


ſchleswig und Deutschland mit demſelben Gefühl, das eine Grund⸗ 


ſtimmung der däniſchen Volksſeele iſt; aber die verſchiedenen poli⸗ 


tiſchen Parteien ſehen die Sache ſehr verſchieden an. Die Rechte 


betrachtete das ſtarke Nationalgefühl des Volkes ſtets als ein Element 
der Politik; fie ſuchte die Landesverteidigungsfrage und die nord- 
ſchleswigſche Frage für ihre politiſche Agitation auszumünzen, und 
durch dieſe Agitation wurde das Nationalgefühl in Nationalismus, 


bisweilen in Chauvinismus hinübergetrieben, der natürlich ſtets eine 


Spitze gegen Deutſchland haben mußte. Die Linke bekämpfte dieſe 


politiſche Ausnützung des Nationalgefühls; ſie mußte gegen den 


Nationalismus opponieren, ohne doch dem Nationalgefühl etwas 


vergeben zu wollen und zu können. Das iſt die Wurzel ihrer Un- 


ſicherheit und Zwieſpältigkeit in den nationalen Fragen. Die Linke 


hat ſtets das Ziel verfolgt, dieſe Fragen, namentlich die nord— 


ſchleswigſche Frage, der Rechten aus den Händen zu reißen, ſie zu 
einer Frage der Demokratie zu machen und ihr die äußerpolitiſche 

Spitze abzubrechen; nach ihrer Abſicht ſollte die Landesverteidigungs⸗ f 
frage im Sinne der Neutralität des däniſchen Volkes gelöſt und 
die nordſchleswigſche Frage auf das rein kulturelle Gebiet ohne jede 


Nebenwirkung auf die äußere Politik beſchränkt werden. Sie hatte 
damit jedoch wenig Erfolg; der Nationalismus flackerte immer wieder 


auf, um ſo mehr, als die nationaliſtiſche Agitation aus der preußi⸗ 
ſchen Dänenpolitik immer neuen Anlaß nahm. Die Erörterung der 
nordſchleswigſchen Frage iſt ein weſentlicher Faktor der Neubelebung 
des Nationalismus in Dänemark geweſen, der gegenwärtig durch 


Kirche und Schule und Jugendbewegung Seuchenherde in allen 


Schichten der Bevölkerung ſpeiſt und auch einen großen Teil der 


ehemals antinationaliſtiſchen Linken beherrſcht. Die Grenze zwiſchen 
neutralem Nationalgefühl und völkerverhetzendem Nationalismus iſt 
ſchwer zu beſtimmen; aber man kann heute in Dänemark mit Sicher⸗ 
heit nur die Sozialdemokratie und die radikale Partei vom Natio⸗ 


nalismus freiſprechen. Ein großer Teil der Bauernpartei iſt jeden⸗ 


falls geneigt, und die Partei als ſolche genötigt, dem Nationalismus 
Konzeſſionen zu machen. Dieſe Stimmung fand ihren Ausdruck in 


dem politiſchen Vergleich vom Jahre 1909, in dem ſich die Rechte 


und die Linke Reformpartei in der Landesverteidigungsfrage auf der 
Baſis der alten Forderungen der Rechten einigten, wodurch ander- 


ſeits die Kluft zwiſchen der Linken und dem abgeſprengten radikalen 


2 


Flügel vertieft wurde. Die radikale Partei hat auf dieſem wie auf 
anderen Gebieten die alten Traditionen der Linken fortgeführt und 
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praktiſiert ſie im politiſchen Bündnis mit der Sozialdemokratie. Es 


iſt die Stellung zum Nationalismus, der die große Scheidelinie der 


politiſchen Parteien markiert: Rechte und Linke auf der einen Seite, 
Radikale und Sozialdemokratie auf der anderen Seite. Dieſe Scheide⸗ 
linie fällt mit der ſozialen Scheidelinie zuſammen. Bürger und 
Bauern auf der einen Seite, Arbeiter und Kleinbauern (Husmaend) 
auf der anderen Seite, wobei der Umſtand von weſentlicher Be⸗ 
deutung iſt, daß die jungen, aufſtrebenden Kräfte der akademiſchen 
Intelligenz — deren politiſche Bedeutung in Dänemark weit größer 
iſt als beiſpielsweiſe in Deutſchland — auf Seite der letzteren 
ſtehen. | 


bieten die Gegenſätze zwiſchen der regierenden Linken und der Rechten, 
„die ihre Stütze im Landthing hatte, geringer geworden. Das Lands⸗ 
thing hatte ſich nämlich auch ſelbſt im Laufe der Zeit nicht un⸗ 
weſentlich gewandelt, namentlich infolge der Einführung der Ein⸗ 
kommenſteuer im Jahre 1903. Die Geſellſchaft konſervativer Guts⸗ 
beſitzer, Patrizier und Akademiker, die aus Tradition am Macht⸗ 


prinzip des Landsthings feſthielt, ſah ſich in ſteigendem Maße 


untermiſcht mit Elementen, die auf der Stufe der Einkommenſteuer 
ſozuſagen automatiſch zu den ehrwürdigen Seſſeln des Things 
emporgeklettert waren und ſich mit allen Symptomen der Herz⸗ 
verfettung lähmend in den Reihen breiteten. Aus der Verſammlung 


Wie in den alen Fragen waren auch auf anderen Ge⸗ 


unbeugſamer Ariſtokraten war nach und nach eine friedfertige Ge⸗ 


| ſellſchaft geworden, die dem Miniſterium keinen Anlaß gab, einen 
Streit vom Zaune zu brechen. Im Gegenteil war dieſes Lands⸗ 


oppofitionell - Be Vergangenheit nicht gut widerſetzen 
konnte. | 

Es iſt deshalb begreiflich, daß die regierende Linke keinen Eifer 
zeigte, die Verfaſſungsfrage anzuſchneiden. Wenn das Land trotzdem 
die neue Verfaſſung erhielt, ſo iſt das ein Ergebnis der inneren 
Entwicklung, die ſich in fortſchreitender Demokratiſierung des Volkes 
bewegt. Indeſſen ſpielten eine Reihe von äußeren Umſtänden eine 
Rolle, die einen Schritt nach dem anderen auslöſten. 

Die Entwicklung beginnt in der Reichstagsſeſſion 19041905 
mit einer Forderung der Sozialdemokraten, die Reform der Wahl⸗ 
kreiseinteilung auf die Tagesordnung zu ſetzen. J. C. Chriſtenſen, 
dem die Aufrollung der Sache unbequem war, ſah ſich gleichwohl 
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= things ſehr gut zu gebrauchen, um demokratiſche Forderungen zu 
Fall zu bringen, denen ſich das Miniſterium wegen ſeiner eigenen 
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infolge feiner politifchen Vergangenheit genötigt, etwas zu tun. Er 
legte eine ſogenannte „kleine Verfaſſungsänderung“ vor, die aber an 


der Frage der Auflösbarkeit der vom König berufenen Landsthings⸗ 


mitglieder ſcheiterte. 


Das Miniſterium J. C. Chriſtenſen. ſtürzte bekanntlich durch 


u Kataſtrop;he, die auf Jahre hinaus ihre Spuren in der 


däniſchen Politik zurückließ. Am 12. September 1908 meldete 


ſich der Juſtizminiſter Alberti der Polizei und geſtand, daß er 5 
mehrere Jahre hindurch Unterſchlagungen und Fälſchungen gegen 


die von ihm geleitete ſeeländiſche Bauernſparkaſſe und die Butter⸗ 
exportvereinigung begangen habe, alles in allem zu einem Betrag 
von etwa 14 Mill. Kronen. 

Die folgenden kurzlebigen Miniſterien Neergaard und Graf 
Holſtein⸗Ledreborg beſchäftigten ſich mit der Landesverteidigungs⸗ 
frage, die durch den Vergleich zwiſchen der Linken und Rechten 1909 


zu einem vorläufigen Abſchluß gebracht wurde. Im Herbſte 1909 


rückte mit Stütze der Sozialdemokraten die radikale Partei in die 

Regierung, und der, erſte Schritt des Miniſteriums Zahle war die 
Vorlage einer umfaſſenden Verfaſſungsreform im Anſchluß an die 
Wünſche der Sozialdemokraten. J. C. Chriſtenſen trat mit einem 


Gegenvorſchlag auf den Plan, der ſich den Anſchein gab, die Reform 


zu fördern, ſie aber in Wirklichkeit verſchleppte. Die Vorlage wurde 
im Folkething nicht angenommen und gelangte nicht zur Behandlung 


im Landsthing, da der Reichstag heimgeſchickt N und die Seſſion 


im Frühjahr 1910 ſchloß. 

In den neuen Wahlen verſuchte die cabitale Regierung eine 
Mehrheit für ihre Vorlage zu gewinnen, aber J. C Chriſtenſen 
hatie ſich die Unterſtützung der Rechten geſichert, und die Wahl brachte 
denn auch eine Niederlage der Regierung und der radikal⸗ 20 ozialiſtiſchen 
Allianz. 

Darauf folgte die Regierung der „Gemäzigten Linken“ unter 
dem Miniſterium Klaus Berntſen. Dieſer gemäßigte, grundtvigianiſche 


Flügel der Linken, der 1894 den großpolitifchen Vergleich mit der 
Rechten geſchloſſen hatte, nachher aber um die Früchte des Vergleichs 
betrogen ward, repräſentiert die idealiſtiſch nationalen Kreiſen der 


ländlichen Volkshochſchulen, die breiteſte Fühlung mit den ländlichen 
Mittelſtandsſchichten haben, aber ſich an pslitiſcher Gewandtheit 
bei weitem nicht mit der Linken Reformpartei unter der Führung 
J. C. Chriſtenſens meſſen können. Sie ſind die Gemütsmenſchen 
der AN, find nationalkſtiſch aus Überzeugung und demokratiſch 
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aus Idealismus, während man von J. C. Chriſtenſen rs daß er 


beides aus politiſcher Berechnung ſei; auf jeden Fall verſchmäht 


er es nicht, dieſe Stimmungen praktiſch für ſeine politiſchen Ziele 


auszunützen. 


| Das Minifterium Klaus Berntſen ſaß mit dem Mandat, die 
Durchführung der Landesverteidigung gemäß dem Vergleich non 1909 
zu wahren. In dieſem Punkte genoß es das Vertrauen aller landes⸗ 
verteidigungsfreundlichen Kreiſe und wurde deshalb namentlich auch 
von der Rechten geſtützt. Nachdem aber dieſes Programm durch⸗ 


geführt war, trat das Miniſterium in der Seſſion 1912 — 13 ganz 


unerwartet und zum großen Entſetzen der Rechten mit einer Ver⸗ 
faſſungsreform hervor, die ebenſo weit ging wie der radikale Vor⸗ 
ſchlag von 1909 und auf die Demokratiſierung des Folkethings R 
wohl wie des Landsthings hinauslief. 


Der Vorſchlag war eine vollkommene Uberraſchung für die 


Rechte, die das Miniſterium wahrlich nicht zu dieſem Zwecke ge⸗ 
ſtützt hatte. Er iſt auch bis heute in ſeinen Motiven nicht völlig 


aufgeklärt; vielleicht war es lediglich politiſche Taktik nach Glad⸗ 


ſtones Vorbild: nachdem das Miniſterium ſein Programm erledigt 
hatte, brauchte es eine neue politiſche Aufgabe, um ſeine Lebens⸗ 
kraft zu bewahren, und da gab es natürlich nichts Größeres als die 


Durchführung einer Verfaſſungsreform im Sinne der hiſtoriſchen 


Forderung der Linken. Wahrſcheinlich aber iſt das reine Idealitäts⸗ 
moment ausſchlaggebend geweſen. Bei dieſen gemäßigten Grund: 
tvigianern lebt noch die heimliche Liebe zu den Idealen der Jugend; 
drei Generationen des Landvolks waren in den Traditionen der 
alten Forderung der Linken erzogen worden, und als endlich die 
Partei an die Regierung kam, entſchloß ſie ſich, das Verſprechen der 
Väter einzulöſen, allen politiſchen Berechnungen zum Trotz. Bei der 


Rechten rief der Vorſchlag Entſetzen und Verwirrung hervor. Sie ö 


konnte in den eigenen Reihen keine Einigung erreichen außer in dem 5 
rein negativen, die Vorlage zu Fall zu bringen. | 

J. C. Chriſtenſen (Linke Reformpartei) opponierte taktiſch ſehr 
geſchickt in der Abſicht, ſelbſt wieder an die Regierung zu gelangen | 
und feinen eigenen Verfaſſungsreformvorſchlag zur Verhandlung zu 
bringen. Dagegen fand die Vorlage die Zuſtimmung der Radikalen 
und der Sozialdemokraten. 

Indeſſen fiel das Miniſterium Berntſen in den Wahlen 1915, 
und da die nunmehr ſtärkſte Partei, die Sozialdemokraten, ſich⸗ 


weigerten, die Regierung au N rückte mit Stütze der . 
Schmollers Jahrbuch XIII I 6 
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demökraten abermals das radikale Miniſterium Zahle in die Regie⸗ 


rung, obwohl die radikale Partei nur über eine Minderheit im 
Folkething verfügte. Das radikale Miniſterium betrachtete es als 


ſein politiſches Mandat, die Verfaſſungsreform durchzuführen und 
fand inſoweit auch Stütze bei der Gemäßigten Linken. 

Das Miniſterium hat ſehr geſchickt operiert. Die neue Ver⸗ 
. -faffung kam durch ein Kompromiß zuſtande. Die Sozialdemokraten 
zeigten ein verſtändiges Entgegenkommen und auch der verhandlungs⸗ 
freundliche Teil der Rechten hat ſich mit Reſignation in das Un⸗ 


vermeidliche gefügt, fo daß die neue Verfaſſung ſchließlich von allen. 


politiſchen Parteien, praktiſch geſprochen, ohne Widerſtand an⸗ 
genommen wurde. 

Die weſentliche Anderung gegenüber 5 Verfaſſung von 1866 
beſteht in der Erweiterung des aktiven und des paſſiven Wahlrechts 
zu beiden Kammern und der Aufhebung alter Privilegien und 
Standesunterſchiede unter den Wählern. 

Das Wahlrecht zum Folkething erfährt eine koloſſale Erweite⸗ 


rung zunächſt durch die Verleihung des aktiven und paſſiven Wahl⸗ 
Bi rechts an die Frauen in Gleichſtellung mit den Männern; ferner 
durch Verleihung des Wahlrechts an das Geſinde und ſodann durch 


die Beſeitigung der Beſtimmung, daß der Wähler das letzte Jahr 


vor der Wahl feſten Wohnſitz in dem betreffenden Wahlkreiſe oder 


in der betreffenden Stadt haben müſſe und endlich durch die Herab- 
ſetzung des Wahlalters auf 25 Jahre. Dieſe Herabſetzung des 
Wahlalters von 30 auf 25 Jahre wird jedoch nur gradweiſe in 
b treten, indem oa vierte Jahr ein neuer Jahrgang hinzu⸗ 
kommt. a 

Bei den Wahlen zum Landsthing fällt das l erte Wahl⸗ 
recht fort. Von den 72 Mitgliedern werden 54 von den Kg 
Folkethingswählern, die das 35. Lebensjahr überſchritten haben, 
indirekter Wahl gewählt. Die übrigen 18 Mitglieder, die bisher 


vom König ernannt wurden, werden jetzt vom Landsthing ſelbſt ge- 


wählt. Die Wahlperiode für das Folkething iſt vier Jahre, für das 
Landsthing acht Jahre. 
Wenn ſich das Landsthing einer im Folkething angenommenen 
Geſetzesvorlage widerſetzt, auch nachdem dieſe nach Ablauf der 
regulären Wahlperiode von einem neu gewählten Folkething aber- 
mals angenommen iſt, kann das Landsthing aufgelöſt werden. 
Das Wahlrecht der Frauen iſt unauffällig und geräuſchlos mit 
in die neue Verfaſſung n. Bereits im Jahre 1908 


} 
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hatten die Frauen in Dänemark das Wahlrecht und die Wählbarkeit 

zu den kommunalen Wahlen erhalten. Man ſah damals den Wahlen 
mit ziemlicher Spannung entgegen; es zeigte ſich indeſſen, daß die Frauen 
ſich im großen und ganzen nach den beſtehenden Parteiverhältniſſen 
‚teilten. Auch die Wahlbeteiligung war verhältnismäßig gut; in 
Kopenhagen ſtimmten 80% der männlichen und 69,4% der weib⸗ 
lichen Wähler; in den Provinzſtädten 76 %% bzw. 50% und in den 
ländlichen Kommunen 72% bzw. 38%. Im Jahre 1913 war die 


. Wahlbeteiligung der Frauen auf 56% geftiegen. Die Frauen 


waren bis zu einem gewiſſen Grade politiſch geſchult, und die Wahl⸗ 
beteiligung bei den gegenwärtigen politiſchen Wahlen hat nicht in⸗ 
folge der Beteiligung der Frauen abgenommen, wie man erwartet 
hatte. | 

Faßt man den weſentlichen Inhalt der Anderungen e 

fo ergibt fi die Bewahrung des Zweikammerſyſtems gleichzeitig mit 
der Aufhebung aller Privilegien und Standesunterſchiede unter 
Wählern. Hierbei wird die Erſte Kammer durch das um 10 Jahre 
ältere Wählerkorps, durch die indirekte Wahl, durch die längere 
Funktionsdauer in Verbindung mit der ziemlich ſtarken Sicherung 
gegen Auflöſung, namentlich aber durch die 18 von ihr ſelbſt ge⸗ 
wählten Mitglieder zweifellos den beſonnenen Charakter einer 
Kammer der Erwägung und Überlegung erhalten, den ihr der 
Wille der Verfaſſung gegenüber der Zweiten Kammer zugedacht hat. 
Das Ergebnis iſt alſo Folkethingsparlamentarismus in Verbindung 

mit einem Senat, der geeignet iſt, eine abwägende, retartierde 
Wirkung gegen unreife Geſetzmacherei auszuüben, ohne doch auf die 
Dauer imſtande zu ſein, eine innerlich berechtigte, große Reform⸗ 
geſetzgebung zu verhindern. Die Tatſache des Parlamentarismus 
wird in der Verfaſſung nicht erwähnt, ebenſowenig wie in anderen 

Lindern, beiſpielsweiſe in England, Regeln darüber beſtehen, wie 


der Monarch die Miniſter wählt. Aber ſeit dem „Syſtemwechſel“ 


1901 iſt die Tatfache anerkannt, daß das Miniſterium aus der | 
Mehrheit des Folkethings genommen wird. | 
Die Frage der Auffaſſung und der Inhalt des Rechts des 
Staatsoberhaupts, das Miniſterium zu wählen, iſt ja ſtets der 
zentrale Punkt politiſchen Streits in den verſchiedenen Ländern ge⸗ 
weſen. In England, wo ſich der Parlamentarismus zuerſt ent⸗ 
wickelte, hat ſich durch mehrere Jahrhunderte die Praxis gefeſtigt, 
daß der König die Miniſter aus der Mehrheitspartei des Unterhauſes 
wählt, und in den letzten 2—3 Generationen hat kein Zweifel mehr 
„ 6 


| | 
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darüber beſtanden, daß dieſe Praxis bindend geworden iſt, und daß 
ein engliſches Miniſterium, das nicht länger in Übereinſtimmung 
mit‘ der Mehrheit im Unterhauſe iſt, abgehen muß. Auch die Ver⸗ 
faſſung der parlamentariſch regierten Staaten des Kontinents ent⸗ 
halten in der Regel keine Beſtimmung darüber, daß die Regierung 
parlamentariſch ſein ſoll. Eine Ausnahme bildet die franzöſiſche 
Verfaſſung, die beſtimmt, daß die Miniſter den Kammern für die 
allgemeine Politik der Regierung verantwortlich ſind. Da ausdrück⸗ 
lich von „den Kammern“ und nicht von der „Deputiertenkammer“ 


die Rede iſt, muß das Miniſterium fin Frankreich auch bei einem 


Mißtrauensvotum des Senats abgehen. In Schweden werden die 
Miniſter in der Regel aus der Partei gewählt, die bei Abſtimmungen 


über Konfliktsſachen die Mehrheit in beiden Kammern zuſammen 


beſitzt. In Norwegen, wo die geſetzgebende Verſammlung in Wirk⸗ 
lichkeit eine Einzelkammer (Storthing) darſtellt, muß die parla⸗ 
mentariſche Regierung als eine Selbſtverſtändlichkeit gelten, um ſo 
mehr, als der König das Storthing nicht auflöſen kann. Auch hat 
der König in Norwegen nur ein „ſuspenſives Veto“, d. h. wenn ein 
Geſetz von drei Storthingen nacheinander angenommen iſt, tritt es in 


Kraft, trotz des Vetos des Königs; nicht einmal für Verfaſſungs⸗ 


änderungen iſt eine ausdrückliche Zuſtimmung des Königs erforder⸗ 
lich. Im Gegenſatz hierzu reſerviert die däniſche Verfaſſung dem 
König ein „abſolutes Veto“. Die Beſtätigung eines Geſetzes durch 


den König erfordert die Mitzeichnung eines oder mehrerer Miniſter. 


Der König ſelbſt iſt unverantwortlich; die Miniſter ſind verantwort⸗ 
lich für die Führung der Regierung. Ein Miniſter kann für ſeine 
Amtsführung zur Verantwortung gezogen werden, und die Anklage 
kann entweder vom König oder vom Folkething (nicht aber vom 
Landsthing) erhoben werden. 
N | 

I 
Die Wahlregeln des mit der Verfaſſung verbundenen neuen 
Wahlgeſetzes ſind ziemlich kompliziert, wie das bei einem demo⸗ 
kratiſchen Wahlrecht, das dem Prinzip der Gerechtigkeit Rechnung 
tragen will und dabei durch Kompromiß zuſtande gekommen iſt, nicht 
anders ſein kann. Für die Wahl zum Folkething iſt die bisherige 
Pluralwahl aufgegeben und durch einen komplizierten Wahlmechanismus 
erſetzt, der eine Konzeſſion an die Minderheiten, d. h. an die Rechte, iſt. 
Das Prinzip iſt, den politiſchen Parteien eine Vertretung nach 


— 
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ihrem Stärkeverhältnis zu verſchaffen, teils durch die reine Proportional⸗ 
wahl, teils durch Proportionalwahl in Verbindung mit der Wahl 
in Einzelmannskreiſen. Die erſtere Methode iſt eingeführt für 
Kopenhagen⸗Frederiksberg, das als ein zuſammengelegter Kreis gilt, 
in dem 24 Folkethingsabgeordnete nach dem Proportionalſyſtem ge⸗ 

wählt werden; für das übrige Land werden 93 Abgeordnete in Einzel⸗ 
kreiſen gewählt, wobei der Kandidat, der mehr Stimmen als irgendein 


anderer auf ſich vereint hat, als gewählt gilt; es iſt alſo nun 


die relative, nicht abſolute Mehrheit erforderlich. Sodann werden 
23 Zulagemandate den Parteien nach dem Verhältnis der im ganzen 
Lande für ihre Kandidaten abgegebenen Stimmen zugeteilt. ö 

Das Folkething erhält alſo 140 Mitglieder ſtatt der bisherigen 
114. Von dieſen wählen die Färöer 1 Mitglied wie bisher, womit 
die Wahl für ſie erledigt iſt; für das übrige Dänemark aber wird 
die Wahl ein ziemlich komplizierter Prozeß. Das angewandte 
Proportionalſyſtem verlangt als Suplement die Möglichkeit des 
Liſtenverbandes zwiſchen verſchiedenen Parteien, ſo daß dieſe ver⸗ 
bundenen Liſten im Vergleich zu anderen Parteien als eine Partei 
gerechnet werden und Mandate als eine Partei erhalten; die auf 
den Verband entfallenden Mandate werden ſodann nach der Stimmen⸗ 
zahl der einzelnen Verbündeten verteilt. | 

Ohne dieſe Möglichkeit des Liſtenverbandes würden die 1 
Liſten unverhältnismäßig günſtiger geſtellt ſein als die kleinen, von 
denen ein weit größerer Prozentſatz zerſplittern würde. ö 

Für Liſten, die ſich an eine der beſtehenden Parteien anſchließen, 
ſpielt der Liſtenverband indeſſen eine geringere Rolle, indem Stimmen, 
die in Kopenhagen zerſplittert ſind, der Partei bei der Verteilung 
der Zulagemandate zugute kommen können. 

Auf Grundlage des Wahlergebniſſes in dem Kopenhagener 
24⸗Männer⸗Kreiſe und in den 93 Einzelmannskreiſen im übrigen 
Lande wird dann die Verteilung der 23 Ergänzungsmandate auf 
die einzelnen Parteien vorgenommen. Die Bedingung für die Be⸗ 
rückſichtigung bei dieſer Verteilung iſt, daß die Partei vor der 
Wahl mindeſtens einen Vertreter im Folkething gehabt hat oder 
14 Tage vor der Wahl von 10 000 Wählern als neue Partei an⸗ 
gemeldet worden iſt, und daß ſie bei den Kreiswahlen in und 
außerhalb Kopenhagens mindeſtens einen Kanbipgen aht ber 
kommen hat. 

Die Ergänzungsmandate werden in zwei Beitfolgen verteilt. 5 
Man hat geſucht, die größtmögliche Gerechtigkeit zu erzielen, indem 


nm 
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man zuerſt 11 Mandate auf Jütland und 9 Mandate auf die 


Inſeln mit Ausnahme von Kopenhagen verteilt; darauf werden 


3 Mandate auf das ganze Land verteilt, ſo daß auch die Partei⸗ 
de in Kopenhagen in dem Ergebnis zum Ausdruck kommt. 
Der Verteilungsmodus läßt ſich am beſten an einem Beiſpiele ver⸗ 
anſchaulichen, für das Jütland zugrunde gelegt werden möge: 


Rechte 836 2 9 7 
Linte 124 30 381 1 
Radikale 36 7 9 2 


Sozialdemokraten. 52 12 3 1 


Die erſte Reihe bedeutet die Anzahl der Stimmen für ſämtliche 
51 jütländiſche Kreiſe in Tauſenden. Die zweite Reihe die Anzahl 
der gewählten Folkethingsmitglieder. Die geſamte Stimmenzahl für 
Jütland iſt alſo 248 000, wobei jedoch die auf parteiloſe Kandidaten 
abgegebenen Stimmen nicht mit gerechnet ſind. Dieſe Zahl wird 
dividiert durch die Anzahl der jütländiſchen Kreismandate (die bereits 
von Parteiloſen beſetzten Mandate werden mitgerechnet), zuzüglich 
der 11 Zulagemandate für Jütland, alſo durch 51 ＋ 11 = 62. 
Dadurch ergibt ſich die „Wahlzahl“: 248 000: 62 — 400. Dieſe 
Wahlzahl wird nun in die Stimmenzahl der einzelnen Parteien 
dividiert. Das Ergebnis iſt die dritte Reihe des obigen Schemas, 
die zeigt, auf wie viele von den 62 Mandaten jede Partei Anſpruch 
hat. Die Verteilung der Ergänzungsmandate erfolgt dementſprechend, 


wie in Reihe 4 berechnet. Das Ergebnis ift. jomit in dieſem ge- 


wählten Beiſpiel eine vollkommen gerechte Verteilung der Mandate 
nach dem Stärkeverhältnis der Parteien. So einfach liegen die 


Dinge indeſſen nicht immer in der Praxis, wie durch folgendes 


Beiſpiel gezeigt werden ſoll: 


Rechte 63 240 3 12 8 
Linlke 12640 28 25 —d 
Radikale . 50592 8 10 2 
1 


Sozialdemokraten. 75 888 12 15 


Als Wahlzahl ergibt ſich in dieſem Beiſpiel 316 200 :62 = 5100. 
Wenn man dieſe Wahlzahl in die Stimmenzahl der einzelnen Parteien 


dividiert, ſo haben die Parteien an Kreismandaten und ugs 
mandaten zu bekommen: 


Rechte 12,4 
Linke 24,8 
Radikale 9,92 


Sozialdemokraten . 14,88 
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Die Brüche werden erhöht, bis die Mandatzaht 62 erreicht ift, = 


ſonſt vernachläſſigt; dann ergibt. ſich in Reihe 3 die Zahl der 
Mandate, auf welche jede Partei Anſpruch hätte. Die Rechte, die 
Radikalen und die Sozialdemokraten hätten hiernach Anſpruch auf 
zuſammen 37 Mandate; inzwiſchen hat aber die Linke bereits eine 
ſo große Zahl Kreismandate erhalten, daß ſie nicht nur keinen 
Anteil an Zulagemandaten erhalten kann, ſondern ſogar den übrigen 


Parteien die Möglichkeit, eine volle Vertretung zu erhalten, einengt. 


Es ſind für ſie nur 34 Mandate übrig. Um die Verteilung zu 
finden, dividiert man die Summe der Stimmenzahl der 1 
Parteien (189 720) mit der Zahl der für ſie übrig gebliebenen Man⸗ 


date (34). Damit erhält man eine neue Verhältnis zahl (5580). 


Der Anſpruch der drei Parteien ergibt ſich ſodann vermittelſt Diwiſon 5 f 


ihrer Stimmenzahl durch dieſe Verhältniszahl, alſo Rechte 63 240: 


5580 — 11186%580; Radikale 50592 : 5580 — 992/580 und Sozial⸗ 


nachläſſigt oder erhöht werden, ergibt ſich, daß von den 34 Mandaten 


auf die Rechte 11, auf die Radikalen 9 und auf die Sozialdemokraten Be 
14 entfallen. Da die drei Parteien in den Kreiſen 2 bzw. 8 und 


12 Mandate gewählt erhalten haben, bekommen ſie 8, 1 und 2 
Zulagemandate (Reihe 4). . 


Nachdem man auf dieſe Weife herausgefunden hat, wie bie 
11 jütländiſchen Zulagemandate und gleicherweiſe die 9 der Inſeln⸗ ö 
(Fünen, Seeland mit Ausnahme von Kopenhagen, Laaland⸗ Falſter 
und Bornholm), auf die Parteien zu verteilen ſind, bleibt noch 
feſtzuſtellen, wie die drei letzten Zulagemandate zu verteilen ſind. 


Für dieſe Verteilung werden die Stimmen der Parteien im ganzen 


Lande, Kopenhagen mit einbegriffen, zuſammengezählt und dieſe Zahl 
durch die Geſamtzahl der Mandate ausſchließlich des einen Färber 


Mandates, alſo durch 139 dividiert, wodurch No die „Wahlkahl' 
ergibt. Folgendes Schema zeigt den Vorgang: | 


Rechte. . . 145 24 298 2 
Linke. . 200 43 4,2 — 1 
Radikale... 120 30 24,7 — 
Sozialdemokraten. 210 39 43,3 1 


Reihe 1 bedeutet die Stimmenzahl in Tauſenden. Die geſamte re N | 


Stimmenzahl beträgt alfo 675 000. Die Wahlzahl iſt 675 000: 


demokraten 75 888: 5580 13384/5580. Wenn die Brüche ver⸗ 


139 = 4857. Reihe 2 zeigt die Anzahl der erworbenen Mandate. | 


Reihe 3 zeigt den Anspruch der einzelnen Parteien. Hier haben 


alſo die Linke und die Radikalen zuviel und die Rechte zu wenig 
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erhalten. Von den 3. Zulagemandaten erhält ſomit die Rechte 2 
und die Sozialdemokraten 1. Das Endreſultat iſt hiernach: Rechte 26, 
Linke 43, Radikale 30, Sozialdemokraten 40 Mandate, zuſammen 
139 Mandate, wozu das eine Mandat der Färöer kommt. 

Nachdem auf dieſe Weiſe jede Partei die Zulagemandate er⸗ 
halten hat, auf die ſie Anſpruch hatte, werden dieſe auf die Amter 
verteilt, wo die betreffende Partei die verhältnismäßig größte An⸗ 
zahl „unvertretener“ Stimmen hat, und ſie fallen dort den Kandi⸗ 
daten der Partei zu, die, ohne gewählt zu ſein, die meiſten Stimmen 
erreicht haben. „Unvertreten“ ſind die Stimmen, welche übrig 
bleiben, wenn man von der geſamten Stimmenzahl in einem Amt 

die mit der Zahl der direkt kreisgewählten Kandidaten innerhalb 
des Amtes multiplizierte Wahlzahl abzieht. Wenn die Stimmen 
in einem Amt fo gefallen find: Er 


Stimmen 8 Mandate 


I 


Rechte. 6779 0 
Linke 14 751 3 
Radikale 8817 1 
Sozialdemokraten SE 12 815 2 


und die Wahlzahl 5100 iſt, dann hat die Rechte 6779, die Linke 0, 
die Radikalen 3717 und die Sozialdemokraten 2615 unvertretene 
Stimmen. 


Die Chancen einer Partei, in einem beftimmten Amt Zulage⸗ 


mandate zu erhalten, find alſo unabhängig davon, ob ihre Kandi⸗ 
daten in mehreren Kreiſen des Amtes aufgeſtellt werden oder ob 
jeder nur feinen Kreis zu bearbeiten hat. Dagegen find die Chancen 
eines Kandidaten, das Zulagemandat ſeiner Partei in dem Amt, 
wo er aufgeſtellt iſt, zu erhalten, um ſo günſtiger, in je mehr 
Kreiſen des Amtes er aufgeſtellt iſt. Mandatjäger ſind daher be⸗ 
ſtrebt, ſich in möglichſt vielen Kreiſen aufſtellen zu laſſen. 

Wie erwähnt, werden die Zulagemandate innerhalb der Amter 
verteilt. Kopenhagen wird nicht zu den Amtern gerechnet. Selbſt 
eine bedeutende Anzahl „unvertretener Stimmen“ in Kopenhagen⸗ 
Frederiksberg kann kein Zulagemandat erzielen, ſondern nur inſofern 
Vorteil von diefer Einrichtung erreichen, indem ſie ausſchlaggebend 
dafür ſein kann, welcher Partei ein Zulagemandat zufallen ſoll. 
Der Empfänger dieſes Mandates darf aber nicht in Kopenhagen 
aufgeſtellt geweſen ſein. Das iſt eine der gemäßigten Fineſſen des 
Wahlgeſetzes. Stimmen, die in der Hauptſtadt abgegeben ſind, 
werden erſt mitgerechnet bei der Verteilung der drei letzten Zulage⸗ 
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mandate, und der Empfänger muß ein außerhalb der Heuptſtadt auf⸗ 


geſtelter Kandidat ſein. 
Das Landsthing, die Kammer der Überlegung und Erwägung, 
beſteht aus, 72 Mitgliedern. Von dieſen werden 18 jedes achte Jahr 


durch Proportinalwahl von dem ſitzenden Landsthing gewählt. Zu⸗ 
folge dieſer Beſtimmung hat das bis jetzt ſitzende Landsthing 18 von 


ſeinen Mitgliedern als „thinggewählte“ beſtimmt, und auf dieſe Weiſe 


| gewählt: in der Hauptſtadt 10, auf Seeland und Laaland⸗Falſter 12, 


| ſchleppt ſich das privilegierte Wahlrecht der Verfaſſung von 1866 mit 
in die neue Ara hinüber, freilich an Krücken, die morſch ſind und 
5 mit jeder neuen Wahl weiter abbröckeln. 


Die übrigen 54 Landsthingsmitglieder werden in 7 großen Kreiſen 


auf Bornholm 1, auf Fünen 6, in Südjütland 12, in Nordjütland 12 


Einwohner eines Folkethingskreiſes wird ein Wahlmann gewählt. Das 


Wahrrechtsalter zum Landsthing iſt 35 Jahre im Gegenſatz zum Folke⸗ 
thingswahlrecht, das — gradweiſe — auf 25 Jahre erniedrigt wird. 
Wenn im Jahre 1934 die fünfundzwanzigjährigen zum erſten Male 
als Folkethingswähler zur Wahlurne ſchreiten, dann wird das Wähler⸗ 
heer des Folkethings ungefähr 50 % ftärker fein als das des Lands⸗ 


things. Es ſind ſomit Vorkehrungen getroffen für einen hinreichenden 
politiſchen Unterſchied zwiſchen der Kammer der unternehmungsluſtigen 


und verwegenen Jugend und der Kammer der reifen Beſonnenheit 


8 und der zurückhaltenden Erwägungen. 


und auf Fördern 1. Die Wahl erfolgt durch Wahlmänner, die in | 
den Folkethingskreiſen gewählt werden. Für jedes angefangene Taufend 


Die Wahlmännerwahlen finden in den Folkethingskreiſen (in 


Kopenhagen Abſtimmungskreiſen) ſtatt und erfolgen nach dem 


Proportionalſyſtem in derſelben Weiſe wie die Folkethingswahlen in 


Kopenhagen. Jedoch gilt für die Hauptſtadt die beſondere Regel, 


daß Parteien einen Liſtenverband eingehen können. Dieſes not⸗ 


wendige Supplement des Proportionalſyſtems iſt indeffen dem 


übrigen Lande nicht gegeben worden, weshalb kleine Wählergruppen 
auf dem Lande bei Stimmenzerſpflitterung weſntlich. ungünſtiger ge⸗ 


ſeellt ſind. | 
z Die endliche Landsthingswahl erfolgt in derſelben Weiſe wie 
bisher nach der alten Verfaſſung durch Verhältniswahl nach der 
„Methode des ausreichenden Quotienten“. Nehmen wir als Beiſpiel 
Fliünen, das 6 Landsthingsmitglieder zu wählen hat. Es werden dort 
320 Wahlmänner gewählt. Der „ausreichende Quotient“ iſt die 
Anzahl der Wahlmänner, dividiert durch die Anzahl der Landsthings⸗ 


. 


, 
7 


mitglieder ＋ 1, alſo 7, und den Bruch erhöht auf die folgende ganze 
Zahl: 320:7 = 45%, zu erhöhen auf 46. Der Kandidat, der 46 Stimmen 
erhalten hat, iſt ſicher gewählt; denn wie auch die übrigen 274 ſich 
verteilen, können ſie nicht mehr als 5 Kandidaten durchbringen. Mit 
3 x 46 oder 138 Stimmen kann alſo eine Partei oder Partei⸗ 
gruppierung die Hälfte der fünenſchen Mandate nehmen, ebenſoviele 
wie die übrigen 182 Stimmen. Die erſtere Partei oder Parteigruppe 
erhält 3 Mandate mit je 46 Stimmen, die übrigen Parteien er⸗ 
reichen mit ihren 182 Stimmen ebenfalls nur 3 Mandate mit je 
46 Stimmen, während ein vierter Kandidat höchſtens 44 Stimmen 
erhält, alſo nicht gewählt iſe. 

Sämtliche Mitglieder des Landsthings find hiernach entweder vom 
Volk oder vom Landsthing ſelbſt gewählt, und das däniſche Wahl⸗ 
recht für die Erſte Kammer iſt ſomit weit demokratiſcher als in den 
meiſten anderen Ländern mit Zweikammerſyſtem. Das engliſche 


Oberhaus zum Beiſpiel beſteht aus den Prinzen des Königshauſes, 
den älteſten und vornehmſten Biſchöfen, den Oberhäuptern der 


engliſchen adligen Geſchlechtern (Lords oder Peers), den Re⸗ 
präſentanten der ſchottiſchen und iriſchen Peers und den ſo— 
genannten Richterlords, die vom König auf Lebenszeit zu Oberhaus— 
mitgliedern ernannt werden. Der Peerſitz iſt erblich, und der König 
kann zu jeder Zeit neue Peers ins Oberhaus ſchicken (Peers⸗ 
ſchub). 
| Die Länder, in denen die Erſte Kammer vom Volk gewählt iſt, 
ſind Belgien, Holland, Schweden, die Schweiz und Frankreich. In 
den drei erſtgenannten Ländern beſteht jedoch entweder Zenſus (Belgien 
und Holland) oder ungleiches Wahlrecht (Schweden); nur in der 
Schweiz und in Frankreich geht die Erſte Kammer aus dem all⸗ 
gemeinen und gleichen Stimmrecht . wie in Dänemark durch 
indirekte Wahl. 5 

Am 22. April dieſes Jahres fanden zum Pre Male auf Grund: 
lage der neuen Verfaſſung und der neuen Wahlregeln die Folkethings⸗ 
wahlen und am 30. April beziehungsweiſe 11. Mai die Landsthings⸗ 
wahlen ſtatt. — Von den Beſtätigungswahlen von 1915 kann ab⸗ 
geſehen werden, da ſie lediglich eine Formalität darſtellen, bei der 
keine Gegenkandidaten aufgeſtellt waren und überall die alten Ver⸗ 
treter der Kreiſe wiedergewählt wurden —. 
„Bei der Folkethingswahl am 22. April wurden von etwa 
1215000 Wählern 915387 Stimmen abgegeben. Das Abſtimmungs⸗ 
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prozent betrug alſo 75,3 und war höher wie bei e früheren 
Wahl: 


Jahr Wähler davon ſtimmten Abſtimmungsprozent 
1895 378 700 216 105 J 59,9 
1898 401 036 215075 g 59,7 
1901 404 271 228 576 61,1 
1903 416 748 239 698 63,9 
1906 438 341 305686 69,7 
1909 460 553 327 384 71,1 
1910 470 392 351 878 74,8 
1913 491 422 366 415 75,0 
1918 1215600 915387 75,3 


Die Beteiligung der Frauen hat alſo keinen Rückgang der 
Wahlbeteiligung bewirkt, wie manche erwartet hatten. Das Wahl⸗ 
ergebnis zeigt, als Ganzes betrachtet, zunächſt eine radikal⸗ſozial⸗ 
demokratiſche Mehrheit unter den Wählern. Für die Radikalen 
und Sozialdemokraten ſtimmten 457 734 und für die anderen 
Parteien 457653 Wähler. Die radikale Regierung, die ein Wahl⸗ 
bündnis mit den Sozialdemokraten hatte, ſitzt demnach mit der 
knappen Mehrheit von 81 Stimmen. Die Stimmen verteilten ſich 
wie folgt: 5 5 


Radikale . . 192 411 Stimmen 
Sozialdemokraten. . 265 323 . . 
Sine 468977 = 
Konfervative -. -» » » » . 167671 . 


Neue Rechte 4673 


Das Ergebnis an Mandaten war: 


i Se ee er ee 22 (8) 
R a re ae 45 (40) 
Radikale . 32 (82) 
Sozialdemokraten 39 (81) 

138 (111) 


Die in Klammern beigefügten Zählen bezeichnen die Partei- 
ſtellung vor der Wahl; 3 Mandate, von denen 2 der Linken und 1 
den Sozialdemokraten gehört hatten, waren unbeſetzt. 

Die Wahl vom 22. April brachte alſo den Parteien 138 Mandate; 
die zwei übrigen Mandate entfielen auf Kandidaten außerhalb der 
Parteien. 

Auf 1 Mandat entfielen bei den verſchiedenen Parteien folgende 
Anzahl RUE: 


ı 


\ 
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Nh re 7621 
Linne. 5927 
Nadika le eo 6090 
Sozialdemokraten 6804 


Nach ihrem Stärkoerhältnis hätten bie Panne folgende Mandate 
erhalten müſſen: 


Neche ee 26 
Linke N 41 
Radikale. cc. 30 
Sozialdemokraten 41 


Der komplizierte Wahlmechanismus, der für Kopenhagen die 
Verhältniswahl einführte und ſie dem übrigen Lande vorenthielt, hat 
alſo bewirkt, daß die Radikalen 2 Stimmen zuviel, die Sozial⸗ 
demokraten 2 zu wenig und die Linke 4 en zuviel auf Koſten 
der Rechten erhalten hat. 


Die Wahlen der Wahlmänner des Landsthings fanden am 
30. April ſtatt. Die Wahlbeteiligung war weſentlich ſchwächer als 
bei den Folkethingswahlen. In der Hauptſtadt ſtimmten 65,5 /ù der 
Wähler; jm übrigen Lande war die Wahlbeteiligung noch geringer, 
in einzelnen Kreiſen ſogar unter 50% ꝶ . 

Durchweg war die Wahlbeteiligung in den Städten ſtärker als 
auf dem Lande — ganz im Gegenſatz zu den Folkethingswahlen —, 


wodurch ſich die Tatſache erklärt, daß die Sozialdemokraten in den 


Wahlmännerwahlen die ſtärkſte Partei des Landes geworden ſind. 
Auf die vier großen Parteien entfielen folgende Anzahl 


Stimmen: 
Rechte 136 000 
Linke 193 000 
Radikale 116 000 
Sozialdemokraten 201 000 
Die endgültige Wahl der Landsthingsmitglieder fand am 
11. Mai ſtatt und ergab folgende Mandate: 4 
Rechte 10 8 — 18 
%% Linfſe 19 (7) = 26 
i Radikale . 10 (2) = 12 


Sozialdemokraten 14 (1) = 15 


Die eingeklammerten Zahlen in Reihe 2 bezeichnen die Partei⸗ 
ſtellung der 18 vom Landsthing ſelbſt vorweg gewählten Mitglieder, 


. 
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durch die, wie man ſieht, das Stärkeverhältnis der Parteien entſcheidend 


beeinflußt iſt. Reihe 3 zeigt die endgültige Stellung der Parteien. 


Der politiſche Schwerpunkt der Wahlen liegt in der Folkethings⸗ 
wahl, und inſofern bedeutet das Wahlergebnis eine Bekräftigung 
und Fortſetzung der Politik der bisherigen radikalen Regierung, die 
ſich auf die Sozialdemokraten ſtützte und infolge des Wahlbündniſſes mit 
dieſen geſiegt hat. Aber die Mehrheit der Regierung iſt ſehr knapp, 


und im Landsthing hat die Oppoſition nach wie vor die Mehrheit, 


wie nicht anders zu erwarten war, da von den 18 landsthings⸗ 
gewählten Mitglieder 15 der Oppoſition angehörten und nur 
2 Radikale und 1 Sozialdemokrat darunter waren. 

Aber das Ergebnis iſt, daß die radikale Regierung bleibt, bleiben 
muß kraft des ausdrücklichen Volkswillens. Allerdings ſind ihre 
Schwierigkeiten in der praktiſchen Führung der Politik erheblich ge⸗ 
ſteigert und ihre Exiſtenz in kritifchen Momenten nicht ganz un⸗ 
gefährdet. 6 
Vom Standpunkt der äußeren Politik iſt dieſes Wahlergebnis 


für Deutſchland erfreulich, inſofern als die Regierung geblieben iſt, 


die in ſchwierigſter Zeit, unter Häufung von mancherlei politiſchen 
Konfliktſtoffen, im Verein mit unſerer diplomatiſchen Vertretung die 
Linie gehalten hat, die dort gehalten werden mußte. — Nur Kenner 
däniſcher Geſchichte und däniſcher Politik ſind imſtande, das Gewicht 
dieſer Tatſache zu ſchätzen. — Es iſt freilich nicht zu befürchten, 


daß irgendeine andere Regierung in Dänemark unneutral ſein würde. 


Dieſer Anſicht, die in Deutſchland durch urteilsloſe Zeitungs⸗ | 


korreſpondenzen leider ziemlich verbreitet ift, muß entſchieden wider⸗ 


ſprochen werden. Sie beruht auf Unkenntnis der hiſtoriſchen Zu⸗ 


ſammenhänge der inneren Politik und der Preſſe Dänemarks, von 
der ein Teil gewohnheitsmäßig und ohne Rückſicht auf das Echo im 
Auslande nationaliſtiſche, antideutſche Stimmungen lediglich für Zwecke 


der inneren Politik ausnützte, teils auch aus geſchäftlichen Gründen 


und Senſationsbedürfnis ſolche Stimmungen ſchuf und nährte. Daß 
antideutſche Stimmungen in gewiſſen däniſchen Kreiſen vorhanden 
waren und ſind, läßt ſich nicht leugnen und iſt hiſtoriſch zu be⸗ 
greifen — es wäre ſonderbar, wenn's anders wäre —; aber es iſt 
falſch, ſolche Stimmungen politiſch zu werten; es iſt falſch, Däne⸗ 


mark unneutraler Haltung zu bezichtigen, weil zwei oder drei 


* 


Kopenhagener Winkelblättchen und einige Provinzblätter desſelben 


Kalibers die uneingeſchränkte Preſſefreiheit dazu gebraucht haben, 


mit dieſer Stimmungsmache Abonnenten zu fiſchen. 
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Es gibt in Dänemark keine Partei oder Parteikonſtellation 
gegen die Neutralität. Dafür liefert eben dieſe Wahl den beſten 
Beweis. Die von den genannten Winkelblättchen getragene chauvi- 


niſtiſche Oppoſſtion gegen die auswärtige Politik der Regierung — 
hinter der im übrigen beileibe nicht irgendwelcher Aktivismus, ſondern 
lediglich perſönlicher Ehrgeiz einiger Führer ſteckte — hatte ſich als 


Partei unter der Bezeichnung „Neue Rechte“ konſtituiert. Es war 


ihr auch gelungen, die hierfür erforderlichen 10 000 Unterſchriften 
zuſammenzubringen. Aber bei der Wahl ſtellte es ſich heraus, 
daß der größte Teil der Unterzeichner ſich eines Beſſeren beſonnen 


hatte. Die „Neue Rechte“ erhielt nur 4673 Stimmen und infolgedeſſen 


kein Mandat! 


— 


Es fanden ſich alſo in Dänemark unter 1¼ Mill. Wählern 
ſage und ſchreibe 4673 Stimmen, welche wohl eine politiſche Ver⸗ 
tretung gewünſcht hätten, die vielleicht nicht ſo ganz neutral ge⸗ 


weſen wäre. — Man kann ſich e über die Neutralität Däne⸗ 


marks beruhigen. u 
Die demokratische Entwicklung eines Volkes umfaßt vielerlei 


Erſcheinungen des Kulturlebens; die Regierungsform und die Politik 


ſind nur ein Ausdruck dieſer Entwicklung, allerdings der prägnanteſte 


Ausdruck, das Brennglas, in dem ſich alle jene Erſcheinungen zum 


klarſten und ſchärfſten Bilde ſammeln. Es iſt deshalb falſch, den 
Wertmaßſtab des Parlamentarismus ausſchließlich im parlamentari⸗ 
ſchen Regime ſelbſt zu ſuchen. Eine tüchtige, unabhängige und Be⸗ 
einfluſſungen unzugängliche Bureaukratie iſt zweifellos auf dem Ge⸗ 
biete der Verwaltung dem parlamentariſchen Syſtem überlegen. Der 


WVertmaßſtab des Parlamentarismus iſt nicht in ſeinen Realitäten, 


ſondern in ſeinen Imponderabilien, in ſeinen kulturellen Wirkungen 


zu ſuchen. Ganz gewiß ſteckt ein Körnchen Wahrheit in dem Wort 

Herbert Spencers: „New democracy is but old despotism, diffe- 
rently spelt“ — die neue Demokratie iſt dasſelbe wie der alte 
Dieſpotismus, nur auf andere Weiſe buchſtabiert —, aber der 


ſpringende Punkt liegt in dem Gegenſatz, daß nach dem alten 
Syſtem die wenigen für die vielen buchſtabierten, die politiſche An⸗ 
alphabeten waren, während nach dem neuen Syſtem alle das Buch— 
ſtabieren ausüben und dieſes politiſche Bewußtſein als Kultur 
werten. 

Das däniſche Kulturleben ba durch den politiſchen Kampf eine neue 


Befruchtung empfangen und Dinge hervorgebracht, die die Nation ge⸗ 


hoben und das Leben des Einzelmenſchen in dieſer Nation reicher 
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cgeſtaltet haben, reicher, als es in mancher großen Nation iſt. Aber 


es hat ſich auch gezeigt, daß die Erfüllung nicht dem Ideal ent⸗ | 


ſpricht. Das neue Geſchlecht weiß die Dinge, für die die Väter 
kämpften, nicht mehr recht zu würdigen. Die Freiheit gehört nun 
einmal zu den Dingen, die ſich nicht ſo ohne weiteres vererben 
laſſen, ſondern von jedem Geſchlecht, aufs neue erkämpft werden 
müſſen. Nur das Geſchlecht, das für Ideale kämpft, iſt groß. 
Nur der Kampf ſelbſt iſt herrlich und erzeugt herrliche Dinge. Die 
Erfüllung bringt Ermüdung oder Gleichgültigkeit. Deshalb beſteht 
das Endziel der Politik nicht darin, ein Syſtem auszuklügeln, auf 
dem ſich die Zukunft ſchlafen legen kaͤnn; ihre kulturelle Bedeutung 
liegt vielmehr darin, daß ſie dem Entwicklungsgeſetz folgend ſtets 
von neuem Reibung und damit Leben erzeugt. Konſervativismus 
iſt notwendig, aber er iſt im Grunde nur dazu da, um überwunden 
zu werden. Eine Generation, die den Konſervativismus als Selbſt⸗ 
zweck pflegt und ſogar die Jugend darauf abrichtet, trägt das un⸗ 
trügliche Merkmal des Greifenhaften. 
) i 
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»Die Wechſelwirkung zwiſchen wirt⸗ 
ſchaftlicher und Bevölkerungs⸗ 
entfaltung nach Malthus 


Von Dr. Karl Seutemann 
Direktor des Statiſtiſchen Amtes der Stadt Hannover 
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Gee unmittelbar darauf berechnet (positive laws), Ehe⸗ 
Z ſchließung und Bevölkerungsvermehrung zu fördern, erlafjen 
unter dem Drucke gerade obwaltender Sorgen (under the urgency 
of the occasion) ..., find ſelten geeignet, den erſtrebten Zweck zu 
erfüllen; ſie offenbaren daher gewöhnlich nur Unwiſſenheit des Ge⸗ 
ſetzgebers, der ſie vorſchlägt!“. Solche bei dem „hiſtoriſchen“ Malthus 
häufig wiederkehrenden Ausſprüche ſtellen ihn mitten hinein in dringende 
Fragen, die Gegenwart und Zukunft bewegen; denn was er zu be⸗ 
gründen geſucht hat, ſind nicht vergängliche Erſcheinungen, ſondern 


1 Malthus, An Essay of the Principle of Population, sixth edition, 
London 1826, Buch 1, Kap. 14, S. 248. Gewöhnlich wird im folgenden auf 
die Überſetzung von Valentine Dorn (2 Bände) verwieſen (Sammlung 


ſozialwiſſenſchaftlicher Meiſter, herausg. von Wäntig, Bd. VI und VII. 
Jena 1905). 


Schmollers Jahrbuch LXIII I. | 0 | 7 


7 


27 * F 9 N e 1 Er 
* „65 — 
1 5 0 1 
ih. * 
5 
— 2 
1 8 


98 | . Karl Seutemann N [98 


ewige Grundwahrheiten, die über den eigenwilligen Abſichten der 
Menſchen ſtehen und ihrer kleinlichen Maßnahmen ſpotten. Kein 
Wunder, daß ſich Männer, wie Rümelin, Fr. J. Neumann, Schmoller, 
Wagner, von dem unerbittlichen Wirklichkeitsſinne dieſes zweiten 


Süßmilch gepackt fühlen und gern ſeinen Spuren folgen, wenn er 
in fortreißender Sprache die bitteren Notwendigkeiten des Lebens in 
die erhabenſte Lebens⸗ und Geſellſchaftsbetrachtung uf agen ſich 
bemüht. | 

Wie oft iſt die „Hydra“ Malthus ſcheinbar erlegt und aus⸗ 
gebrannt worden!, aber immer iſt der eine Kopf ſitzen geblieben und 
zeugt unbeſieglich weiter. Es kann nicht anders ſein. Malthus hat 
den Ausgangspunkt ſeiner Lehre für ſo einfach und ſelbſtverſtändlich 
gehalten, daß er nur wenig Fleiß darauf verwandt hat, ihn trag⸗ 
fähig zu ſtützen. Der immer mehr ausgebaute Erfahrungsſtoff ſeines 


vierbändigen Werkes hat weit über die erſte Grundlegung hinaus— 


geführt, hat die Grundanſchauung unbemerkt erweitert, vervollkommnet, 
ja auch verſchoben. Viele Kapitel (zum Beiſpiel das dreizehnte des 
zweiten Buches und das dreizehnte des dritten Buches) enthalten 

nahezu eine neue Begründung der Gedanken. Niemals hat Malthus 
all die allmählich gewonnene Erkenntnis in prüfender Rückſchau zu - 
einer verbeſſerten Grundlegung verdichtet. So enthält des Malthus 


Lehre eine ungeklärte und unbemerkte Miſchung wahrer und falſcher 
Gedankengänge; für jeden ſind beliebig viele Belegſtellen verfügbar. 
Schwierig und unfruchtbar iſt daher die Einzelauseinanderſetzung mit 

Malthus?; mehr gilt der Verſuch, das Wahre aus der Lehre des 
Malthus, unbeirrt durch das Falſche, herauszuſchälen. 


Nach Malthus beſteht — zunächſt ganz allgemein geſprochen — 
eine ſich gleichbleibende, ſtatiſtiſch ausdrückbare Beziehung zwiſchen 
Bevölkerung und Nahrungsſpielraum. Es handelt ſich um ein 
Wirtſchaftsgeſetz in dem Sinne, daß ſtets Kräfte tätig ſind, die 
danach ſtreben, das Gleichgewicht möglichſt herzuſtellen. Das Geſetz 


1 Vgl. namentlich Fr. Oppenheimer, Das Bevölkerungsgeſetz des 


ä Th. R. Malthus, Berlin 1900, und noch heftiger: Zum BR Problem, im 
Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 35, 1912. 


2 Eine überſicht über die deutſche Literatur, die ſich zum Teil unerträglich 
in lauter Einzelſtreitpunkte mit Malthus verliert, gibt L. v. Bortkiewicz, 
Die Bevölkerungstheorie, in Entwicklung der deutſchen Volkswirtſchaftslehre 


(Feſtgabe für Schmoller), 1. Teil, 1908. Vgl. auch die Überſicht bei W. Köhler, 


Die ſozialwiſſenſchaftliche Grundlage und Struktur der Malthuſianiſchen Be⸗ 
völkerungslehre, in dieſem Jahrbuche, Bd. XXXVII, 1913. 


1 
99] Die Wechſelwirkung zwiſchen wirtſchaftl. u. Bevölterungsentfaltung 99 


ruht auf zwei Grundſätzen. Erſtens: Der Geſchlechtstrieb 
ſucht natürliche Betätigung in der Ehegemeinſchaft; mit ihm iſt 
daher eine entſprechende Fortpflanzung verknüpft. Die dem Fort⸗ 
pflanzungstrieb durch die Natur gezogenen Grenzen liegen viel weiter, 
als die tatſächlich beobachtete Geburtenzahl anzeigt. Zweitens: 
Dieſer Widerſpruch zwiſchen Fortpflanzungstrieb und Fortpflanzungs⸗ 


ergebnis iſt unvermeidbar, weil die überhaupt und die jeweils vor⸗ 


handene Grenze des Nahrungsſpielraumes niemals ein ie Aus⸗ 
wirken des Fortpflanzungstriebs erlaubt. 
Aus dieſen beiden Grundſätzen folgt erſtens der Beväl⸗ 
kerungsauftrieb. Die Bevölkerung bleibt niemals hinter der 
Grenze des Nahrungsſpielraums zurück. Das iſt die trägheitswidrige, 
zu allem Fortſchritt anſpornende Seite des Malthuſiſchen Geſetzes, 
die Malthus beſonders gern und häufig betont“. Demgegenüber 
ſteht zweitens die Bevölkerungshemmung. Daß die Be⸗ 
völkerung nicht über die Nahrungsgrenze hinausgehe, dafür ſorgt die 
Not, die die Menſchen geſundheitlich und ſittlich zerrüttet und den 
Überſchuß durch erhöhte Sterblichkeit oder in weiterer Auswirkung 
durch Hungersnot, Krieg, Seuchen? hinwegfegt (zurückdrängende 
Hemmniſſe), oder die Furcht vor Not, die das menſchliche Triebleben 


bändigts oder in unſittliche, zeugungsarme Bahnen lenkt (vorbeugende 


Hemmniſſe ?). Die Furcht vor Not darß hierbei aber nicht als über⸗ 
legende Vorausſicht genommen werden, ſondern ſie iſt ein Empfindungs⸗ 
zwang, der von nahfühlbarer Not unwiderſtehlich ausgeht. Das 
Damoklesſchwert der Not hängt daher unabwendbar über der menſch⸗ 
lichen Geſellſchafts. Das iſt die bittere Notwendigkeit, die man er⸗ 
kennen und der man in ſittlicher Selbſtbeſcheidung Rechnung tragen 
ſollte. — Auftrieb und Hemmung bewirken als Kraft und Gegen⸗ 
kraft die geſetzmäßige Beziehung zwiſchen Bevölkerung und e | 
ſpielraum. 

Beide Grundſätze ſind nicht unbeſtritten. Die Macht des 


Geſchlechtstriebs wird. zwar gewöhnlich uneingeſchränkt zugegeben; . 


auch kann ein Drang nach frühzeitiger Eheſchließung', (mithin nach 


— 


1 Vgl. berſetzung Bd. II, S. 234 u. 467. au 

2 Ebenda Bd. I, S. 238. 

3 Ebenda Bd. I, S. 485. 

+ Die Unterſcheidung des . im 2. Kapitel ae 1. Buches ae 
dem nicht ganz. f 

5 Vgl. Überſetzung Bd. I, S. 483. 

6 Malthus, Buch 2, Kap. 4 (Überfegung Bd. 1, ©. 295) führt nn 
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geordneter Befriedigung des Geſchlechtstriebs) wohl nicht geleugnet 
werden. Dagegen ſind die weitaus meiſten Schriften zur Geburten- 


und Bevölkerungsfrage gegenmalthuſiſch in dem Sinne, daß ſie 


Geſchlechtstrieb und Fortpflanzungsergebnis wegen der Empfängnis⸗ 


verhütung vollkommen voneinander trennen. Malthus hat die Frage 


niemals gründlich erörtert, inwieweit andere Gründe als Nahrungsmangel 
in weiterem Sinne den Menſchen zur Beſchränkung der Kinderzahl 
veranlaſſen könnten. In ſeinem großen geſchichtlichen Abriß unter⸗ 


ſcheidet er nicht ſcharf zwiſchen Nothemmungen und anderen Hem— 
mungen !. Er macht zuweilen für geringe Fruchtbarkeit religiöſe 


und Staatliche Einrichtungen, ſelbſt Kälte der Männer und phyſio⸗ 
logiſche Unfruchtbarkeit der Weiber, auch eingewurzelte Sittenverderbnis 


verantwortlich. Die Verhütung der Empfängnis erwähnt er nicht; 
langes Säugen der Mütter und geringe Kinderzahl hängen, wie er 


bemerkt, zuſammen, er glaubt aber, die Männer enthielten ſich 
ihrer Frauen während des Stillens ?. Erſt in ſpäten Zuſätzen zu 
ſeinem Werke ſieht ſich Malthus genötigt, zu der eee 
Stellung zu nehmen?: 

„Wenn es für jedes Ehepaar möglich wäre, die Zahl ſeiner 


Kinder beliebig (by a wisb) zu beſchränken, ſo wäre mit gutem 
Grunde zu befürchten, daß die Trägheit des Menſchengeſchlechts ge— 


waltig wüchſe, und daß weder die Bevölkerung einzelner Länder noch 
die der ganzen Erde jemals ihren natürlichen und den Möglichkeiten 


entſprechenden Umfang (its natural and proper extent) erreichte.“ 


Ein folgenſchwerer Satz: Malthus gibt rückhaltlos zu, ſein Ge- 


ſetz falle dahin, wenn der künſtlichen Verhütung eine ſelbſtſtändige 
Macht zukäme. Um ſo peinlicher vermiſſen wir eine gründliche 


Widerlegung ſolcher Behauptung. Malthus ſpricht nur ſein ſittliches 
Verdammungsurteil aus in der nicht ſelten bei ihm bemerkten 
Meinung, ſittlich verneinte Dinge ſeien damit ohne weiteres in ihrer 


2 katſächlichen Wirkſamkeit entkräftet. Offenbar wird die künſtliche 


Verhütung in ſtärkſtem Maße angewandt, und zwar ſo ſehr, daß 
man demgegenüber die Fruchtabtreibung vernachläſſigen kann. Gerade 


wer aber die entj cheidende Bedeutung der Verhütung für die jeweilige 


Montesquieu an: Wnerever there is a place for two persons to live com- 
fortably, a marriage will certainly ensue. 
1 Verſuch zu einer ſolchen Unterſcheidung ſiehe Überfegung Bd. I, S. 473 ff. 
5 8 ar Überfegung Bd. I, S. 47 u. 141. 
Im Appendix 1817 zum 4. Buche. Kurze Andeutung ſchon im 1. Kapitel 
des 1 u (Überfegung Bd. II, S. 7). 
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Geburtenzahl voll anerkennt, gibt damit zu, daß es ſich nur um ein 
wandelbares Mittel handelt, deſſen Wirtſamkeit durch etwas 
anderes, nämlich durch den über der menſchlichen Geſellſchaft 
ſchwebenden Notzwang gelenkt wird. Hiernach iſt die Empfängnis⸗ 
verhütung eine Bürde, die der Menſch unter dem Drucke der Not 


widerwillig auf ſich nimmt, um ſie beim Nachlaſſen der Not ſoviel E 
wie möglich zu lockern. Selbſi die Gleichgültigkeit gegen dieſe 


Bürde iſt nur die Folge eines lange laſtenden, die Empfindung ab⸗ 
ſtumpfenden Notzwangs. Denn nicht bloß ſittlich⸗religiöſe Einwürfe 
warnen davor, den natürlichen und auch im Seelenleben der Menſchen | 
tief verankerten Zuſammenhang zwiſchen Geſchlechtstrieb und Fort⸗ 
pflanzung künſtlich zu zerreißen; in gleicher Richtung wirkt das 
Peinliche, Widrige, ängſtlich Bedachte, Geſundheitsſchädliche, über⸗ 
haupt das dem Vorgang Fremde und Abträgliche der Verhütung. 
Eine rührige Induſtrie kann doch ſchließlich nicht die Naturgewalt 
in Feſſeln ſchlagen, die hier unendlichen Segen ausſtreut, dort in 


die tiefſten Drangſale und Abgründe hineinreißt, ſonſt hätten wir 


ja auch keine unehelichen Kinder mehr, nicht das Heer, von Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten, nicht die Eheangſt von Monat zu Monat, wie 
fie aus dem Proletarierleben berichtet wird !. Das ſchließt ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht aus, daß dies Mittel von ſehr, ſehr vielen einer 
dumm⸗vernünftelnden, verſtiegenen Selbſtſucht und herzloſer Eitelkeit 
dienſtbar gemacht und über das von der Not geſteckte Ziel hinausgetrieben 
wird; aber das bleibt für das Geſamtergebnis einflußlos, wie ſich 
aus der ſpäter zu würdigenden ſtatiſtiſchen Natur des fc 
Geſetzes ergibt. = 

Dem zweiten Grundſatz des Malthus, daß die Faſſungs⸗ 
kraft des Nahrungsſpielrauns ſtets hinter der Spannkraft. 
der Bevölkerung zurückbleibe, widerſpricht nicht die Tatſache, daß 
alle Länder noch reichlich ungeſchöpfte Ertragsquellen haben. Dieſe 
Erträge ſind eben jederzeit nur nach dem Maße des Kapitalſtandes, 
der Arbeitsſchulung, des Verkehrs, der politiſchen Verhältniſſe uſw. 


1 Die erften ftatiftifchen Aufzeichnungen eines Frauenarztes (freilich etwas 
unbehilflich verwertet) finden wir bei O. Polano, Beitrag zur Frage der 
Geburtenbeſchränkung (in Zeitſchrift für Geburtshilfe und Gynäkologie, 49. Bd. 


1917). Der Aufſatz beweiſt die überaus große Verbreitung der künſtlichen Ver⸗ 


hütung und unterrichtet darüber, daß irgendwelche äußere Mittel (ſeien es nun 
mechaniſch oder chemiſch wirkende) bei der Verhütung nur in einem ganz ge⸗ 
ringen Bruchteil der Fälle angewandt werden. 
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in vernünftiger Weiſe zu ſchöpfen 1. Daß alle dieſe Dinge ſich in 
demſelben Maße entfalten könnten wie eine ungehemmte Bevölkerung, 
daß alſo jeder gewiſſermaßen ſeinen Nahrungsſpielraum mit auf die 
Welt brächte, iſt eine nicht ernſt zu nehmende Glaubensſeligkeit, 
gegen die wohl die Berechnungen des Malthus über das „natürliche“ 
progreſſive Bevölkerungswachtum gerichtet ſind. 


Mit all dieſer Zuſtimmung zu Malthus iſt noch nicht viel ge⸗ 
wonnen. Kraft und Gegenkraft bewirken eine beſtimmte Beziehung 
zwiſchen Bevölkerung und Nahrungsſpielraum. Aber welche? Am näch- 
ſten liegt es, ſich ein zahlenmäßiges Verhältnis zwiſchen einer gegebenen 
Bevölkerung und einem gegebenen Nahrungsſpielraum 
zu denken. Man kann ſich eine für den Zweck geeignete Geſamt⸗ 
bewertung des Nahrungsſpielraums vorſtellen, wenn ſie auch tatſäch⸗ 


lich kaum auszuführen iſt. Das Verhältnis 1 hätte danach unter 
gegebenen Umſtänden einen beſtimmten, wenn auch nicht errechenbaren 
Wert, den wir mit a bezeichnen können: alſo 7 = a. Mithin 
könnte das Malthuſiſche Geſetz etwa lauten: der Wert des Verhält⸗ 


niſſes B 0 ‚jet an allen Orten und zu allen Zeiten, mithin unter allen 


| Pe Umftänden: — a, alſo ſtets derſelbe. Das Geſetz vertrüge 
die Einſchränkung: der Wert ſei zwar örtlich wandelbar, bleibe 
aber zeitlich derſelbe. Wollte man die Wandelbarkeit für Ort und 


Zeit erlauben, alſo das Verhältnis B. N hier = a, dort = b, heute 


= e, morgen d ſetzen, ſo es ſich das Geſetz zu einem 
blanken Nichts. Es hieße dann: zwiſchen Bevölkerung und Nahrungs⸗ 
ſpielraum beſtehe jeweils ein beſtimmtes, 1 durchaus wandelbares 
Verhältnis. 
| Die handgreifliche Erfahrung belehrt uns, daß der allgemeine 
Wohlſtand von Ort zu Ort und von Zeit zu Zeit durchaus ver— 
ſchieden iſt, und daß es unmöglich ein Geſetz geben könne, wonach 
| irgendwelcher Fortſchritt auf die Dauer ausgeſchloſſen ſei. Trotzdem 
iſt Malthus von der Vorſtellung eines Geſetzes, daß das Verhältnis 


| 1 Vgl. hierzu namentlich Rümelin, Bevölkerungslehre, im Schönbergſchen. 
Handbuch der Polit. Okonomie. Dann Malthus ſelbſt, z. B. Überſetzung Bd. 1, 
S. 19, 165, 169, 245, 251; Bd. II, S. 20, 47, 53, 135, 141, 201, 217, 220. 


r . / 0 alt SEELE DEE SE 
4 2 ge 2 


103] Die Wechselwirkung zwiſchen wirtſchaftl. ie a ene 103 


B al bayu neige, ſtets denſelben Wert anzunehmen, ne worden. 


a Kulturbilder aus der alten Geſchichte und den unziviliſierten 
Völkerſchaften laſſen darüber keinen Zweifel. Später hat er zwar 
eine örtliche Abſtufung des allgemeinen Lebensſtandes zugegeben“, 


ohne aber über die zeitliche Wandelbarkeit bei ſich ins reine zu 


kommen. Malthus iſt zu dieſer falſchen Vorſtellung durch feinen 


biologiſchen Ausgangspunkt gekommen?. Im Pflanzen⸗ und 


Tierreich beſteht allerdings die Neigung, den gegebenen Nahrungs⸗ 


ſpielraum und jede Erweiterung durch eine entſprechende Fruchtbar⸗ 


keit auszufüllen. Solange der Menſch keinen weſentlich anderen 


Bedarf als den der Nahrung, Kleidung und einfachen Behauſung 


hat, mag für ihn etwas Ahnliches gelten. Denn für den größeren 


Nahrungsreichtum hätte er ja doch keinen größeren Magen. Aber 


ſein Kulturbedürfnis veranlaßt ihn, jeden Zuwachs, den Technik und 


Verkehr bringen, feſtzuhalten und nicht etwa durch größere Frucht⸗ 
barkeit zu verſcherzen. Vielleicht hat Malthus dieſen Kulturzuwachs 
zu gering bewertet, weil er die große Maſſe in dürftigen Verhält⸗ 


niſſen, ja zum Teil in ſchmutzigem Elend leben ſieht. Aber auch 
der Armſte hat an dieſen Errungenſchaften Anteil, und er iſt mit 
ihnen unlöslich verwoben. Vielleicht kann er ſeine Kinder nur kärg⸗ 


lich nähren, aber er trägt durch Steuern (Verbrauchsſteuern! mittel⸗ 
bare Schaffung von Steuerquellen durch ſeine Arbeitskraft und 
ſeinen Verbrauch!) dazu bei, daß ſie in untadeligen Schulräumen 
von beſten Lehrern unterrichtet werden; er wohnt ärmlich, aber er 
genießt ſonſt alle Vorteile einer nach Zweckmäßigkeit und Schönheit 


| eingerichteten Anſiedlung; die häusliche Wartung iſt kümmerlich, 


oder im Krankenhaus und Erholungsheim werden ihm alle geſund⸗ 
heitlichen Errungenſchaften zuteil. All dieſe feineren Bedürfniſſe 
ſind — weil ganz mit der Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsordnung 


verwoben — nicht abſtreifbar, ja ſie ſind oft viel weniger nachgiebig 
als die einfachſten Lebensbedürfniſſe. 


Darum verliert auch der Notzwang des Malthuſiſchen Geſetzes 


| troß aller Fortſchritte niemals an Geltung. Auftrieb und Hemmung 


bleiben wirkſam. Nur kann man daraus nicht eine gleichbleibende 


Beziehung zwiſchen dem Stande der Bevölkerung und dem Stande 


des Nahrungsſpielrdums folgern; eher könnte man die zeitliche 
1 Bgl. Überſetzung Bd. I, S. 482; Bd. II, S. 205, 315, 373. Vgl. auch 


| Rümelin a. a. O. 


2 Siehe Überſetzung Bd. II, S. 14. 
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Bewegung von Bevölkerung und Nahrungsſpielraum als gegen- 
ſeitig abhängig und die zahlenmäßige Gleichheit der beiden 
Wachstumskoeffizienten als Gegenſtand des Malthuſiſchen Geſetzes 
betrachten. Zeichneriſch käme das Bild zweier Entwicklungskurven 
heraus, die ſich (beide Ausgangswerte gleich 100 geſetzt!) annähernd 
deckten, freilich mit mannigfachen Schwingungen, weil die Bevölkerungs⸗ 
kurve ſtets zur Überſchreitung neigt und dann, durch das Gewicht 
der Not herabgedrückt, zeitweilig übermäßig hinabſteigt. Dieſes 
Bild findet ſich bei Malthus ſchon im erſten Kapitel !. Für 
Malthus läuft dieſes Bewegungsbild augenſcheinlich mit dem Zu⸗ 
ſtandsbild in eins zuſammen. Denn wenn der Ausgangswert von 
1 — a iſt, fo iſt auch bei gleichem Wachtumskoeffizienten (w) 
N+w-N | | 
.B+w-B 


zu einem zeitlich gleichbleibenden Wert des Verhältniſſes = Der 


a. Die Gleichheit der Wachstumskoeffizienten führt 


aufgenommene Gedanke iſt alſo ſo noch nicht verwertbar. 


Für den Nahrungsſpielraum des Menſchen lautet die Frage 
nicht, wieviel neue Eſſer er faſſen könne, ſondern wieviel neue 
Arbeiter. Malthus hat dies vollkommen richtig erkannt und immer 
und immer wieder ausgemalt ?. Wird der Bedarf der Volkswirtſchaft 
an Arbeitskräften größer, ſo ſteigt der wirkliche Lohn, das befördert 
die Eheſchließung und den Kinderertrag der Ehen; iſt Überfluß an 
Arbeitskräften, ſo ſinkt der wirkliche Lohn, und das drückt auf die 
Bevölkerungsentfaltung. Der „Bevölkerungsauftrieb“ ſorgt dafür, 
daß möglichſt viele neue Produzenten auf den Arbeitsmarkt kommen, 
und daß die volkswirtſchaftlichen Erweiterungsmöglichkeiten jo voll- 
ſtändig entwickelt werden, daß möglichſt viele neue Produzenten Arbeit 
und Nahrung finden. Die „Bevölkerungshemmung“ tut dieſem Auftrieb 
an der Stelle Einhalt, wo die neuen Kräfte etwa wegen Boden-, 
Kapital⸗, Verkehrsmangels nicht mehr ſo vorteilhaft wie die alten 
beſchäftigt werden können, wo alſo jeder überſchießende Produzent 
einen im Verhältnis zu geringen Ertrag lieferte und damit den 


1 Vgl. Überſetzung Bd. I, S. 28 u. 29, ferner zum Beiſpiel auch S. 260. 
Siehe auch Überſetzung Bd. II, S. 448 u. 449. 

2 Vgl. Überfegung Bd. I, S. 28, 31, 163; Bd. II, S. 109, 125, 134, 202, 
205, 336. Siehe auch die Ausführungen bei P. Mombert, Die Okonomie der 
Arbeitskraft, in Conrads Jahrbüchern 1917, S. 553. 
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bisher erreichten allgemeinen Wohlſtand herabdrückte. Jede Beein- 
trächtigung des allgemeinen Wohlſtands übt den für das Malthuſiſche 
Geſetz weſentlichen Notzyang aus. Nur ganz kurze Zeit könnte die 
Bevölkerung den Ruf der beginnenden Not überhören, da ſonſt die 
in geometriſcher Reihe wachſende Bevölkerung den. Wohlſtand bald 
vollkommen zerſtören müßte. 

Wir können das Malthuſiſche Geſetz hiernach ſo faſſen: 

Jede Bevölkerung ſtrebt danach, die jeweilige volkswirtſchaftliche 
Entfaltungsmöglichkeit ſo vollſtändig zu verwirklichen, daß die größte 
Bevölkerungsvermehrung ſtatt hat, die möglich iſt, ohne den jeweils 
erreichten Volkswohlſtand zu beeinträchtigen. 5 

Oder kürzer geſagt: Das Bevölkerungswachstum entſpricht jeweils 
der höchſtmöglichen, den bisherigen Wohlſtand ſchonenden volkswirt⸗ 
lichen Entfaltung. Das heißt: die Bevölkerungsvermehrung iſt 
ein zuverläſſiger Gradmeſſer nicht nur der jeweiligen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Entfaltung, ſondern auch der überhaupt vor⸗ 
handenen Entfaltungskraft. Die Bevölkerungsvermehrung iſt regel⸗ 
mäßig weder „zu hoch“ noch „zu niedrig“, ſie iſt gerade ſo hoch, wie 
fie nach dem Stande der Volkswirtſchaft fein kann, wenn, ſie viel⸗ 
leicht auch gegenüber einem gedachten, im Endziel erſtrebten, erhofften 
Wirtſchaftszuſtande zu gering iſt. Die Bevölkerungsvermehrung iſt 
durch nichts anderes zu beeinfluſſen als dadurch, daß auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Entfaltungsmöglichkeit- eingewirkt wird?. Ausfälle durch 
Kriege, Seuchen uſw. werden ſich in Kürze wieder ausgleichen, ſofern 
nicht gleichzeitig die volkswirtſchaftliche Entfaltungskraft geſchädigt 
iſt. Weitragende Sätze, grundlegend für alles politiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Denken und e Geſete eines e ſelbſt⸗ 

7 = 
James Bonar, Aalto and his work, London 1885, fagt gelegentlich 


S. 91, ohne den Gedanken als grundlegend zu verwerten: Malthus' Stand⸗ 
punkt iſt folgender: Iſt die Geſchicklichkeit (skill) eines Volkes und ſeine Lebens⸗ 


haltung zu einer Zeit gegeben, ſo ſtrebt ſeine Volkszahl immer dahin, die größte 


mögliche zu ſein, die durch jene Geſchicklichkeit mit Unterhalt gemäß jener 
Lebenshaltung verſorgt werden kann, das heißt mit dem, was entſprechend jener 
Lebenshaltung die Notdurft des menſchlichen Lebens ausmacht. Entweder eine 
Verminderung jener Geſchicklichkeit oder eine Steigerung jener Lebenshaltung 
würde Übervölkerung bewirken. 

2 Siehe die bezeichnenden Ausſprüche des Malthus: Überfegung Bd. I, 
S. 160, 265, 270, 287; Bd. II, S. 209, 213. — Sehr beachtenswerte Aus⸗ 
führungen hierzu bei P. Mombert, Bevölkerungspolitik nach dem Kriege, in 
Kriegswirkſchaftliche Zeitfragen, herausg. von F. Eulenburg, Heft 2/3. 
Tübingen 1916. f i 
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tätigen Zuſammenhangs, die ſich freilich — da es ſich ja nur um 
Neigungen, um Regeln wiederkehrenden Verlaufs handelt — im 
wirklichen Leben nicht immer rein durchſetzen, und die ſchon deshalb 


nicht immer Untervölkerung oder Übervölkerung, d. h. Produzenten⸗ 
mangel oder -überfluß ausſchließen, weil die Entfaltungsmöglichkeiten 


von der Zeit der Kinderzeugung bis zur Zeit der Mannwerdung durch 


unvorherſehbare Geſchehniſſe umgewandelt und geſtört werden können, 
und ein Ausgleich nur allmählich wirkt 1. 

Dieſe bewußte Entfaltung der Volkswirtschaft im Zuſammen⸗ 
hang mit der Bevölkerung rechnet ſtets mit den jeweiligen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Bedingungen. Sie will der Zahl nach vorſchreiten, 
ohne dem Wohlſtande nach zurückzukommen. Sie ſtrebt danach, das 
‚ jeweilige Verhältnis von Nahrungsſpielraum und Bevölkerung, troß- 


dem beide Größen abſolut möglichſt erweitert werden, zu erhalten. 


Darum bleibt aber der Wert * keines wegs zeitlich 


gleich. Der Wert dieſes Verhältniſſes wird zwar nicht bewußt 
durch die nach Entfaltung ſtrebende Menſchheit verändert, wohl aber 
durch Dinge, die ſich ſozuſagen ohne das Zutun der Menſchen 
geltend machen, jedenfalls fern den Erwägungen und Willensantrieben, 
die aus dem Fortpflanzungstrieb hervorgehen. In einzelnen Fällen 
kann man an durchgreifende klimatiſche Veränderungen denken, dann 
| an arbeitſparende Erfindungen, techniſche, orgqniſatoriſche, politiſche 
Umwälzungen, Erſchließung neuer Verkehrswege, Erſchöpfung der 
Naturſchätze, ja ſelbſt günſtige oder ungünſtige Folgen einer größeren 
Verkehrsdichte, wie fe als Endzuſtand des Bevölkerungswachstums 
wahrgenommen wird?. Man nöchte ſagen, jährlich verbeſſert oder 


verſchlechtert ſich infolgedeſſen der Wert des Verhältniſſes = bald 


unmerklich, bald in ſichtbarer Weiſe. Immer aber knüpft die be⸗ 
wußte Entfaltung an den jeweiligen Zuſtand an; nur 
der Ausgang der Entwicklungsreihe verändert ſich mehr oder weniger. 
Der Nahrungsſpielraum des Menſchen und ſeine Erweiterung 
haben eben zwei Quellen: erſtens wird er bewußt von der nach Fort⸗ 
pflanzung drängenden Menſchheit ſelbſt entfaltet, zweitens wandelt 
er ſich — ſagen wir, einmal etwas kühn — durch Naturereigniſſe 
kulturell stechniſcher⸗ vr cher Art, wenn dieſe beiden Dinge natürlich 


N 
. 


Vgl. Überſetzung Bd. II, S. 55. 
2 Siehe zum Beiſpiel Überſetzung Bd. II, S. 118, 374. 


8 8 ER e Be SR LE  RT * hi 2 
A 2 7 . . R 7 } . „ . 
5 e oo 8 5 
5 5 ae ee 4 
ud 


f 107 Die Wechſelwirkung zwiſchen wirtſchaftl. u. Bevölkerungsentfaltung 107 
in der Wirklichkeit auch ohne ſtrenge Grenzen ſind. Das Malthu⸗ 
ſiſche Geſetz kann nur die erſte Quelle einbeziehen, hier 


iſt eine vollkommene Wechſelbeziehung zwiſchen Entfaltung der Be⸗ 
völkerung und des Nahrungsſpielraums; die zweite Quelle ſteht 


außerhalb des Geſetzes, ſie wirkt nicht auf den Bevölkerungs⸗ 


gang ein; höchſtens daß ſie etwa die Entfaltungsmöglichkeit der 
5 Volkswirtſchaft verändert!. Reich oder arm macht für den Be⸗ 
völkerungsgang nichts aus: man kann reicher werden und kann ſo 
gut eine größere wie kleinere Entfaltungskraft gewinnen; man kann 
ärmer werden und doch in ſeiner Entfaltungs möglichkeit ungeſchwächt 
bleiben, ja ſogar wachſen?. Alles das ſteht fern jeder Regel, die 


aus dem Malthuſiſchen Geſetz abgeleitet werden möchte. 


Über dieſe zwei Quellen des Nahrungsſpielraums iſt ſich Malthus 


niemals klar geworden. Er ſtreitet mit ſeinen Gegnern darüber, ob 


der Nahrungsſpielraum vor dem Menſchen da ſei oder mit ihm 
werde?. Er fühlt etwas von der Richtigkeit des letzten, kommt aber 
immer wieder darauf zurück, daß der Nahrungsſpielraum vor dem 3 
Menſchen da ſein müſſe. | 


Offenbar ift beides richtig, je nachdem man die erfte oder die 


zweite Quelle im Auge hat. Auf dieſer Unklarheit beruht auch ſein 
unglückſeliger Vergleich von der Bevölkerung, die ſich ungehemmt 
mindeſtens alle 25 Jahre verdoppele, alſo in geometriſcher 
Progreſſion wachſe, und dem Nahrungsſpielraum, der ſich 
phöchſtens alle 25 Jahre um den Ausgangsbetrag erweitere, alſo nur 

in arithmetiſcher Progreſſion wachſe. Der Nahrungs⸗ 
ſpielraum hätte hiernach eine eigene ſelbſtändige Wachstumskraft, 
während doch für das Malthuſiſche Gefeg nur gerade die Wechſel⸗ 
beziehung zwiſchen Bevölkerungs- und Nahrungsentfaltung in Be⸗ 


tracht kommen kann. Da die Bevölkerung, wenn ſie wächſt, natürlich 


nur in geometriſcher Progreſſion wachſen kann, ſo kann der Nahrungs⸗ 
ſpielraum gerade wegen dieſer Wechſelbeziehung nicht in arithmetiſcher 
Progreſſion wachſen; denn ſonſt müßte ſich ja die Bevölkerung zu 
dem Unmöglichen bequemen, auch arithmetiſch progreſſiv zu wachſen. 
In Wahrheit entfaltet ſich mit der Bevölkerung der Nahrungs⸗ 
ſpielraum ſtets in geometriſcher Progreſſion, wenn ſich auch das An⸗ 

fangsglied infolge der zweiten, ee Ur⸗ 


Man beachte zum Beispiel Stellen wie überſezung Bd. II, S. 385, 390. 
2 Man vgl. Überfegung Bd. II, S. 206. | 
® Siehe Überſetzung Bd. II, S. 212 ff., 219. 
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ſachenquelle hin und wieder verſchiebt, und die Progreſſion 1 


— wenn man es mathematiſch genau nimmt — wieder neu anfangen 


muß. Die Höhe des Quotienten der Progreſſion richtet ſich ganz 
nach der jeweiligen volkswirtſchaftlichen Entfaltungsmöglichkeit. Der 
Quotient iſt, wenn überall Stillſtand iſt, = 1, wenn ſtatt Erweiterung 
Rückgang eintritt, ein echter Bruch. Sich mit Malthus in die Zahlen⸗ 


phantaſie einer ungehemmten Bevölkerungsvermehrung und ihren 


grellen Abſtand zu den nur ſchrittweiſe zu entwickelnden und endlich 
einmal ganz ausgeſchöpften Ertragsquellen dieſer Erde zu verlieren, 
iſt ein bloßes Scherzſpiel, denn das Malthuſiſche Geſetz ſchließt ja 
ein Auseinanderfallen der beiden Reihen aus und würde auf das 
Ende der Dinge in irgendeinem Lande eben mit dem Quotienten 1 


antworten. Wenn man aber — wie auch Malthus gelegentlich 


tut — bedenklich darüber wird, daß ſchließlich eine Bevölkerung, die 
ſich nicht vom eigenen Boden mehr nähren kann und daher in 
tauſendfältiger Abhängigkeit vom Auslande iſt, ein immer ungewiſſes 
und gefährdetes Los habe, und meint, darum müſſe man beizeiten 
vorbeugen und langſamer, langſamer wachen “!, jo iſt das ein Wunſch, 
der leider ebenſo fromm bleibt wie der, eine Nation ſolle nicht ſo 
groß, reich und ſtark werden, damit ſie nicht in gefährliche Ver⸗ 
wicklungen mit anderen Völkern gerate. Die Bevölkerung wächſt im 
Rahmen der jetzigen Entfaltungsmöglichkeit, mag der ſchließliche Be⸗ 


völkerungsumfang letzten Endes gut oder nicht gut fein. Wiſſen⸗ 


ſchaftliche oder beſchauliche Vorausſicht iſt kein Beſtandteil des 


Malthuſiſchen Geſetzes, ſondern unmittelbar empfundener Notzwang. 


Das Malthuſiſche Geſetz iſt kein dynamiſches, ſondern ein 
ſtatiſtiſches Geſetz?. Wer daher ſtatiſtiſches Denken nicht in fich 
pflegt, wird einen ſelbſttätigen Zuſammenhang im Sinne des Malthus 
überhaupt nicht begreifen und ihn von vornherein für unglaub— 
würdig halten. Dieſer Zuſammenhang kommt durch eine Unſumme 


freier menſchlicher Entſchlüſſe zuſtande, die bald von höchſter Vernunft, 


bald von höchſter Unvernunft eingegeben ſind. In völlig verſchiedenem 
Grade, unter den denkbar verſchiedenſten Umſtänden macht ſich bei 
dem einzelnen Menſchen der Fortpflanzungstrieb und die wirtſchaftliche 
Vorſorge für die Nachkommenſchaft auf der einen Seite und der 


1 Siehe Überfegung Bd. II, S. 165 f., 174, 331. Vgl. auch Rümelin, 
a. a. O. 

2 Man 975 die kühnen, die ſtatiſtiſche Natur des Geſetzes richtig treffenden 
Ausſprüche, zum Beiſpiel in Überſetzung Bd. II, S. 378 f. 
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über der Geſellſchaft ſchwebende Notzwang auf der anderen Seite 


geltend. Das Ergebnis iſt eine weite Streuungsreihe von frühem 
zu ſpätem Heiratsalter, von kleiner zu großer Fruchtbarkeit, von 
nachläſſigem wirtſchaftlichen Vergeuden zu angeſpannter wirtſchaft⸗ 
licher Vorſorge. Der Durchſchnittswert dieſer Reihen iſt das, was 
den geſetzlichen, Zuſammenhang ausmacht. Jeder wird auf ſeine 
Weiſe von den Grundkräften des Geſetzes berührt; nirgends ſind 
allgemeine Vorſchriften ſichtbar, an die ſich der einzelne halten könnte. 
Nur gewiſſe geſellſchaftliche (vom Natürlichen weit abweichende) An⸗ 
ſichten über „frühes“ und „ſpätes“ Heiraten, über „viel“ und „wenig“ 
Kinder leiten in etwas, dazu der übliche Lohn und der übliche 
Bedarf, der ein gewiſſes Maß von Leiſtung erzwingt und der 
Familiengründung Anfang und Ende weiſt. Das Richtige wird ja 
auch nicht fertig geboren, die Bevölkerung läßt ſich in guten Zeiten 
gehen, bis die Rückſchläge kommen und den zu üppigen Strom in 
ſeine Ufer zurückdämmen. Es iſt gleichſam ein immerwährendes 
Probieren, welches wohl das richtigſte Zeitmaß des Fortſchritts ſei. 
Ziel iſt es, die volkswirtſchaftlichen Erweiterungsmöglichkeiten aufs 
vollſtändigſte auszunutzen; freilich muß dagegen die Kinderlaſt ab⸗ 
gewogen werden, die erhalten werden und der wirtſchaftlich nach jeder 
Richtung hin vorgearbeitet werden muß. Eine gewiſſe mittlere Linie 
des Fortſchritts muß geſucht werden, eben die, wo man möglichſt 
weit die Grenzen dehnt, aber doch die erreichte Wohlſtandsſtufe un⸗ 
geſchmälert behauptet. Tatſächlich iſt dieſes Zeitmaß des Fort⸗ 
ſchritts — wie die Statiſtik des Bevölkerungswachstums zeigt — 


bei den einzelnen Völkern lange Zeit ſehr gleichmäßig. Es iſt gleich⸗ 


ſam jeder Volkswirtſchaft eingeprägt. Wäre es anders, ſo könnte 
der Zuſammenhang des Malthuſiſchen Geſetzes kaum zuſtande kommen, 
denn die Erzeuger, von deren Erwägungen alles abhängt, geben 
ihre Kinder erſt nach 15 Jahren und ſpäter an die Volkswirtſchaft 
ab. Das Hergebrachte ſucht« ſich möglichſt immer wieder durch⸗ 
zuſetzen, und mit verdoppelter Kraft drängt ein Volk nach wirt⸗ 
ſchaftlicher Ausweitung, wenn ſein bisheriges Wachstum bedroht iſt. 

Die ordnenden Einflüffe auf das Maß der Kinder 
erzeugung ſind das Alter der Eheſchließung, die Enthaltung vom 
Geſchlechtsverkehr und die Verhütung der Empfängnis. Malthus, 
läßt als Sittenlehrer weder die dauernde Enthaltſamkeit in der Ehe 
noch die Empfängnisverhütung gelten; man kann ſich aber nicht 
denken, daß die bloße Wandelung des Ehealters bei ungehemmtem 
Ablauf der Kindererzeugung imſtande wäre, den Gleichklang mit der 
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Volkswirtſchaft zu wahren. Die wirtſchaftlichen Eindrücke, die die u 


Erzeuger. während der Ehe empfangen, find gerade beſonders nach- 


haltig und wirkungsvoll; ihre Wirkſamkeit iſt auch gar nicht zu 


entbehren, weil ſonſt ja die ganze Vorbeugung nur bei den heirats⸗ 
fähigen Ledigen läge. Der Gedanke des Malthus, daß jeder bei der Ehe⸗ 


ſchließung gerüſtet ſein müſſe, um mit Ruhe auf ſechs Kinder zu 


rechnen (bei noch mehr Kindern ſoll der Staat helfend eingreifen) !, 


iſt unbegreiflich, wie ſo manches bei dieſem klugen Manne. Der 


Gedanke fällt ganz und gar aus der ſtatiſtiſchen Anſchauung des 
Geſetzes heraus. Ohne Empfängnisverhütung oder ohne entſprechende 


Enthaltſamkeit in der Ehe (die aber kein Nachdenkender als all— 


gemeine Forderung aufſtellen wird) iſt das Malthuſiſche Geſetz über- 

haupt nicht denkbar, ebenſowenig wie ohne ein gewiſſes Maß außer⸗ 
ehelichen, zeugungsarmen Geſchlechtsverkehrs. Malthus fühlt dieſen 
Zwieſpalt zwiſchen ſittlichem Ideal und Wirklichkeit?; er entgeht 


ihm nicht, denn der glühende Hinweis auf die heiligſten Gebote und 


Pflichten ſchafft Tatſachen nicht als Maſſenerſcheinung aus der Welt, 


die doch nun einmal gerade durch ſein Geſetz auf der Welt laſten. ö 
Folgerichtiger ſind in dieſer Hinſicht wenigſtens die Ethiker, die ſich 


als Gegner des Malthus und als uneingeſchränkte Bevölkerungs⸗ 
optimiſten bekennen. 


Die ſtatiſtiſche Natur des Geſetze ſchließt es aus, daß jene 
| bevölkerungshemmenden Mittel, namentlich alſo die Empfängnis⸗ 
verhütung über das durch den Notzwang geſteckte Ziel. 
hinausſchießen und eine ſelbſtändige Macht werden könnten. 
Denn geſetzt auch, breite Schichten der Bevölkerung verlören alle 
Scheu vor ſolchen Mitteln und wendeten ſie ohne Not an, ſo wäre 


ja das Zuwenig an Menſchen der ſtärkſte Anreiz zu häufigerer und 
früherer Eheſchließung? und mithin zu einer größeren Zahl Erft- 


geborener, die ja nach Ausweis der neueren Statiſtik von der künſt⸗ 
lichen Verhütung weniger betroffen werden. Überdies wäre die 
kleinlich⸗ übertriebene Vorſicht des einen für den geſund denkenden 
anderen der beſte Freibrief, er dürfe vertrauend ein paar Kinder 


| 5 mehr zeugen und ſich ganz der Wonne eines reichen Familienſegens 


hingeben. Die Angſtlichen ſorgen ja dafür, daß genug Plätze an 


1 Vgl. Überſetzung Bd. II, S. 375. 

2 Vgl. feine ergeifenden Darlegungen in Überſetzung Bd. II, S. 243 ff. 
418, 432, 468. 

* a vgl. die Betrachtung in e Bd. J, S. 343. 
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der Tafel des Lebens übrig bleiben. Diefer Ausgleich iſt Malthus | 


durchaus geläufig. | 

Die Variationsreihe der ehelichen Fruchtbarkeit 
kann ein ſehr verſchiedenes Bild zeigen. Die Fälle fehlender 
oder ſehr niedriger oder ſehr hoher Fruchtbarkeit können auf 
Koſten der mittleren Fälle im Verhältnis groß fein, oder die mitt⸗ 
leren Fälle können wieder ſtärker ins Gewicht falleu. Verſchieden 
geſtaltete Variationsreihen können denſelben Durchſchnitt ergeben. 
Der Erfolg des Malthuſiſchen Geſetzes kann alſo bei verſchiedener 
Verteilung der Einzelfälle erreicht werden. Wenn die Zahl ſehr 
kinderreicher Familien klein iſt, ſo wird kraft des Ausgleichs dennoch 
der richtige Zuwachs erreicht werden, aber man erſpart viele große 
Einzelnöte, die aus zu vielen Eſſern bei ſchwachen und gefährdeten 


Unterhaltsmitteln entſtehen. Wenn Malthus in großen Teilen feines 


Werkes gegen dieſen großen Kind erunſegen eifert, gerade in 
dieſer Richtung aufklären will und leidenſchaftlich die Armengeſetze 
als Anftifter anklagt“, fo mag er das ja tun. Man wird ihn ein⸗ 
jeitig, vielleicht verblendet nennen und ſagen, er verrenne ſich zu 
ſehr in die Fälle unſeligſten, hoffnungsloſeſten Familien⸗ und Kinder⸗ 
elends. Schließlich iſt das ja Auffaſſungsſache, aber völlig verirrt 
ſich Malthus, wenn er glaubt, daß gerade dieſe Einzelnöte das be⸗ 
ſondere Kennzeichen des Notzwangs ſeien, der als Hüter ſeines 
Geſetzes über der menſchlichen Geſellſchaft ſchwebe, und daß gerade 
ſie bewieſen, daß die Bevölkerung über den Nahrungsſpielraum 
hinausſtrebe. Wenn ſeine Predigt Gehör fände: „Heiratet nicht 
früher, als bis ihr ſicher ſeid, nicht mehr Kinder zu bekommen, als 


ihr ernähren könnt“, jo würde dadurch das Bild der Variationsreigge 


vermutlich ein anderes, vielleicht in einiger Hinſicht beſſeres; aber 
das Durchſchnittsergebnis würde kraft des Ausgleichs dasſelbe ſein. 
Seine weit, langweilig und verſtimmend ausgeſponnenen Beiträge 
zu dieſem Gegenſtand haben mit ſeinem Geſetz nichts zu tun; 
Malthus fällt hier aus ſeiner ſtatiſtiſchen Rolle, die er ſonſt ſo 
meiſterhaft beherrſcht. Gerade Malthus ſollte uns im Gegenteil 
lehren, daß alle Fürſorge, die wir kinderreichen Familien zuteil 
werden laſſen, niemals für die große Bevölkerungsfrage nachteilig 
werden kann?. 


ı Man vgl. die einſchlagenden Kapitel in Überfegung Bd. II, ©. 366 ff. 
2 Ganz anders Malthus., Siehe zum Beiſpiel Überſetzung Bd. II, S. 328. 
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. 
Die Fruchtbarteitsfalle verteilen ſich J auf die unteren Stufen 


(links) und die höheren Stufen (rechts) der Variationsreihe, daß die 


Wohlhabenden ſtärker auf der linken Seite, die Armeren 


| ſtärker auf der rechten Seite ſtehen. Ahnliches zeigt ſich bei anderen 


Gliederungsmerkmalen: ſo werden die Kränklichen, die Angſtlichen 
und die vernünftig Überlegenden mehr auf den unteren Stufen, die 
Geſunden, Lebensmutigen, Familienfrohen, freilich auch die Gleich— 
gültigen mehr auf den oberen Stufen gefunden. Der Gegenſatz 
zwiſchen reich und arm bei der Fruchtbarkeit darf nicht ſo aufgefaßt 
werden, als ob die Reichen und die Armen je eine eigentümliche 


Geburtenhäufigkeit hätten. Vielmehr unterſtehen reich und arm zu— 


nächſt gemeinſchaftlich den allgemeinen Wachstumsbedingungen, 
erſt im Rahmen der allgemeinen Wachstumsnorm wird ein gewiſſes 
Zurückhalten bei den Wohlhabenden bemerkbar !. Die Reichen 
werden da, wo die Bevölkerung großen Ausweitungsſpielraum hat, 


mehr Kinder zeugen als die Armen in einem anderen Lande mit ge⸗ 
ringerer Wachstumsmöglichkeit. Ahnlich liegt es ja auch bei der 


Kinderſterblichkeit: die Wohlhabenden haben überall einen Vor⸗ 
ſprung vor den Armen. Aber in Landesteilen mit hoher Sterbe— 
ziffer können trotzdem die Wohlhabenden ſchlechter daran ſein als 
die Armen in mehr begünſtigten Gegenden ?. Es iſt falſch zu ſagen, 
die Wohlhabenden hätten allgemein eine niedrigere Fruchtbarkeit als 
die Armen“, richtig iſt höchſtens: fie haben unter ſonſt gleichen Um⸗ 
ſtänden (namentlich nach Raum und Zeit) eine niedrigere Frucht— 
barkeit. Dies Zurückhalten der Reichen iſt leicht begreiflich, denn 
ſie ſehen einen Teil der nach dem Zahlenverhältnis für ihre Söhne 
und Töchter vorgeſehenen Plätze an der Lebenstafel durch begabte 
aufrückende Kinder unterer Schichten beſetzt, ſie ſind alſo nicht oder 
nur unter ſchweren unwirtſchaftlichen Opfern in der Lage, genügend 
Kinder „ſtandesgemäß“ unterzubringen. Ahnliches gilt für die 


ſtädtiſche und die induſtrielle Bevölkerung, deren Nachkommenſchaft 


dem Mitwerben der an geringere Anſprüche echte ländlichen 


1 Vgl. n Bd. I, S. 362. 7 
2 Vgl. des Verfaſſers „Kinderſterblichkeit ſozialer Bevölkerungsgruppen“, 
in Fr. J. Neumanns gen zur Geſchichte der Bevölkerung, Bd. V, 1894, 


S. 154 ff. 


3 P. Mombert geht in ſeinem für die Erörterung der Bevölkerungs⸗ 
fragen grundlegend gewordenen Buche: Studien zur Bevölkerungs bewegung in 
Deutſchland, Karlsruhe 1917, hiervon aus. Vielleicht kann man aus Malthus 
(Überfegung Bd. II, S. 205) en u herausleſen. 
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Bevölkerung ausgeſetzt iſt. Es iſt mithin ein Fehlſchluß, wenn man 


ſagt, weil der Reiche gegen den Armen, der Städter gegen den 


Landmann an Kinderzahl zurückbleibt!, darum müſſe die Tatſache 


des Reicherwerdens, die fortſchreitende Verſtädterung und Induſtria⸗ 
liſierung zu einer Abnahme der Geburten führen. Tatſächlich be⸗ 


ſteht in keiner Weiſe ein ſolcher Zuſammenhang, vielmehr hängt 


alles von der volkswirtſchaftlichen Erweiterungsmöglichkeit ab, die 
beim Reicherwerden ſo gut größer wie kleiner werden oder dieſelbe 
bleiben kann. 


Die Geburtenabnahme der beiden letzten Jahrzehnte 


müßte notwendig dahin ausgelegt werden, daß die volks⸗ und welt⸗ 


wirtſchaftliche Ausweitung vor dem Kriege zu ſtocken angefangen hätte, 


wenn nicht die Geburtenabnahme im ganzen von einer entſprechenden 
Abnahme der Sterbefälle, namentlich auch der jüngſten und jüngeren 
Altersklaſſen begleitet geweſen wäre. Bleiben infolge abnehmender 
Sterblichkeit mehr Mitwerber um die Plätze des Lebens erhalten, ſo 
muß das die Geburtenmenge herabdrücken. Das iſt eine ſo ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folgerung aus dem Malthuſiſchen Geſetz, daß die Ver⸗ 


neinung ihm jede Grundlage nähme. Malthus hat hierüber ganz 


klar gedacht und dieſen Gedanken ſehr häufig bei Erläuterung 


ſtatiſtiſcher Zuſammenhänge lichtvoll verwertet?. Merkwürdig genug, 


daß eine ſo alte Erkenntnis, deren Erfaſſung ſtatiſtiſchem Denken 
leicht genug iſt, ganz vergeſſen iſt und nur nie und am 
ſich wieder durchzuringen anfängt“. | | | 


1 Darauf legt viel Wert K. Oldenberg, Über den Rückgang der Ge⸗ 
burten⸗ und Sterbeziffern, im Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 
Bd. XXXII u. XXIII, 1911 u. 1912. 

2 Die Belegſtellen, die teilweiſe in ihrer Treffſicherheit heute geradezu als 
Offenbarung wirken (nur daß Malthus, befangen in ſeiner Anſchauung, zu⸗ 
weilen die Zahl der Eheſchließungen nennt, wo er beſſer die Geburten ge⸗ 
nannt hätte), ſind überaus zahlreich. Vgl. Überfegung Bd. I, S. 243, 261, 293, 
295, 298, 299, 300, 302, 309, 311 ff., 378; Bd. II, S. 264, 268, 271, 371, 378, 


396, 415, 430. Sogar die neuerdings von Würzburger wieder hervorgehobene 
Frage der Auswuchsziffern iſt bei ihm (im Anſchluß an Francis d' Joernois) | 
klar umriſſen (ſiehe Buch II, Kapitel 8, ©. 415): „Offenbar dürfen wir (in 
Überſichten über das Abſterben der Kinder zum Vergleich der Wohlfahrt der 


Völker) weniger auf die Spalte der geborenen Kinder achten, als vielmehr auf 


— 


— 


die Spalte derer, die das Alter der Kindheit überlebt und das Alter der : 


Reife (manhood) erreicht haben; und deren Zahl wird faſt ausnahmslos am 
größten dort ſein, wo das Verhältnis . Geburten zur Geſamtbevölkerung am 
kleinſten iſt.“ 


3 Der Verfaſſer hat in feinem gleichzeitig mit der retten Studie | 
8 


Schmollers Jahrbuch XIII 1. 


N 
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Aus der ſakiſtſchen Natur des Geſetzes ergibt ſich für Malthus 


ein unbedingtes Hindernis jeden Planes geſellſchaftlicher 


Gleichheit“. Das Damoklesſchwert der Not ſchwebt natürlich 
auch über jedem Gleichheitsſtaate, ſofern man nicht das Unmögliche 


möglich macht, für jeden beliebigen Bevölkerungszuwachs einen völlig 


der daraus folgenden Zerſtörung der Gleichheit hinreichend im Be- 


wußtſein der Staatsglieder geltend machen. Aber dies Bewußtſein 


wäre, da ſich ja jeder in gleicher wirtſchaftlicher Lage befindet, keine 
mannigfach abgeſtufte und verſchieden ausgeprägte Einzelempfindung, 


ſondern nur eine Art ideeller Überzeugung. Sie könnte nur gleich— 


mäßig, oder ſie würde gar nicht wirken. Eine ſolche gleichmäßige 


Wirkung wäre nur bei obrigkeitlicher Reglung der Heiraten und der 
zuläſſigen Kinderzahl denkbar. Ohne eine ſolche Regelung müßte 


ſich bald ein Zuſtand herausbilden, bei dem die heutige Eigentums⸗ 


ordnung mindeſtens als das kleinere Übel erſchiene. Das haben die 


Gleichheitslehrer aller Zeiten richtig erkannt und haben deshalb ent— 


weder Vorſchriften über die zuläſſige Kinderzahl erwogen oder die 
Richtigkeit des Bevölkerungsgeſetzes beftritten. 


erſchienenen Aufſatze: „Der Stand der Statiſtik der Bevölkerungsbewegung im 
Deutſchen Reiche und die Hauptzüge der Bevölkerungsentwicklung in den letzten 


15 Jahren“ (Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik, Bd. XXXIII, 1907) 


auch die Geburtenabnahme eingehend geprüft mit dem Schluſſe, daß nur der 
Rückgang der, Sterblichkeit die Urſache fein könne. „Eine zurückgehende Sterb— 
lichkeit muß dieſe Wirkung nicht haben, ſie kann ſie aber haben, wenn eben 
für einen ergiebigeren Bevölkerungsſtrom das wirtſchaftliche Flußbett nicht 
breit genug iſt“ (S. 307). Neuerdings haben ſich an der Hand neuer Unter- 
lagen entſchieden in ähnlicher Richtung ausgeſprochen E. Roes le, Der Geburten- 
rückgang, ſeine Literatur und die Methoden ſeiner Ausmaßbeſtimmungen (Archiv 


für ſoziale Hygiene und Demographie, Ergänzungsheft 1, 1914) und E. Würz⸗ 


burger, Der Geburtenrückgang und ſeine Statiſtik (in dieſem Jahrbuch, 
38. Jahrgang 1914), beides hervorragende ſtatiſtiſche Arbeiten, zu denen auch 
&. Oldenberg, Geburtenrückgang und Aufwuchsziffer (in dieſem Jahrbuch 
40. Jahrgang, 1916) zu vergleichen iſt. Vom Standpunkt des Malthus aus 
ſtimmt dieſer Anſicht zu S. Budge, Das Malthuſiſche Bevölkerungsgeſetz, 
Karlsruhe 1912. Treffende Bemerkungen auch in desſelben Verfaſſers: „Der 
Krieg und das Bevölkerungsproblem“ (Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozial— 


politik, 1916). Einige Zugeſtändniſſe findet, man ſelbſt bei P. Mombert, 


Wirtſchaft und Bevölkerung, in Grundriß der Sozialökonomik, II. Abteilung, 
Tübingen 1914. x 
1 fiberfegung Bd. II, S. 29, 41 ff. 


| gleichartigen Zuwachs an Nahrung zu ſchaffen. An ſich könnte 
ſich freilich auch im Gleichheitsſtaate die Furcht vor Not und vor 


„ | \ | Ä 
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Das Malthuſiſche Geſetz iſt das Geſetz höchſter Tätigkeit; es 
ſpornt dazu, jeweils die höchſtmögliche Ausweitung der Volkswirt⸗ 
ſchaft zu erreichen. Aber freilich, ohne im Nahrungsſtande zurück⸗ 
zukommen! Manche Entwicklungsmöglichkeiten find nicht vollkommen. 
ausnutzbar, weil eine weitgreifende Kindererzeugung die produktive 
Bevölkerung zu ſehr belaſten würde. Es handelt ſich ja nicht bloß 
um die Aufzucht der Kinder, ſondern namentlich um die ſparende 
und vorarbeitende Tätigkeit des lebenden Geſchlechts, um den Nach⸗ 
kommen das Arbeitsfeld wohlbeſtellt zu übergeben. Wir haben des⸗ 
halb vorhin geſagt, die mittlere Linie müſſe geſucht werden, die eben 
durch die Behauptung des erreichten Wohlſtandes vorgezeichnet iſt. 
Bei ſolcher Sachlage iſt häufig ohne Schaden eine weit größere 
Ausweitung der Volkswirtſchaft zu erzielen, wenn dieſe Aufzucht er⸗ 
ſpart und erwachſene Menſchen, fertige Produzenten in 
die Volkswirtſchaft aufgenommen werden. Wenn die 
Einwandernden gar die nötigen Betriebsmittel mitbringen, fällt ſelbſt 
das Hindernis zu geringer Kapitalanhäufung fort. Daraus alſo, 
daß ein Land eine große Einwanderung hat, folgt keineswegs, daß 
an ſich eine größere Fruchtbarkeit möglich wäre; denn die Sache 
kann ſo liegen, daß eine gleiche natürliche Vermehrung eine wirt⸗ 
ſchaftlich ungleich größere Laſt bedeutete, eine ſo große Laſt, daß die 
Bevölkerung in ihrem verhältnismäßigen Nahrungsſtande zurückkäme. 
So kann der ſcheinbare Widerſpruch herauskommen, daß ein Land 
untervölkert und übervölkert zugleich iſt. Untervölkert, wenn man 
an die ungeheuren anbaufähigen Gebiete eines Landes denkt, für 
die es keine Arbeitskräfte (freilich auch kein Kapital) gibt, und die 
nach entſprechender Zuwanderung ſchreien; übervölkert, wenn man 
an die Fruchtbarkeit der Einheimiſchen denkt, die Arbeitskräfte auf den 
Markt wirft, die wegen Kapitalmangels nicht entſprechend verwendet 
werden können. 

Beſteht einmal eine Einwanderung von Arbeitskräften, wie aa 
in Deutſchland vor dem Kriege mit ruſſiſchen, galiziſchen und 
italieniſchen Arbeitern der Fall war, ſo kann das die an ſich mög⸗ 
liche Fruchtbarkeit der Ehen drücken, weil eben der Arbeitsbedarf 
durch ſie zum guten Teil gedeckt iſt, und die Heranwachſenden inſo⸗ 
weit beſetzte Plätze finden I. Dieſer Druck auf die Fruchtbarkeit 
wäre ſofort behoben, wenn man fremde Kräfte nicht mehr ins Land 
hinein ließe. Das will man aber wegen des Einfluſſes auf die 


1 Bol. Überſetzung Bd. I, S. 227. 
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Volkswirtſchaft nicht einmal, weil die Einwandernden, gewöhnt an 
eine niedrigere Lebenshaltung, am Nahrungsſpielraum nur mit 
einem im Verhältnis kleinen Bruchleil teilnehmen, während die an 


ihre Stelle rückende einheimiſche Bevölkerung den vollen Anteil be⸗ 


anſpruchen und alſo den Mehrgewinn vernichten würde. Darum 
mögen wir immerhin in Deutſchland um dieſer fremden Arbeits- 
kräfte willen zu wenig Kinder erzeugt haben; aber man kann eben 
eine Folgewirkung nicht beſeitigen, man habe denn zuvor die Urſache 
beſeitigt. 

Ganz Ahnliches bemerkt man übrigens bei der Wanderung 
vom Land zur Stadt, von ländlichen nach induſtriellen Landes⸗ 
teilen . Die überſchießende Landbevölkerung drängt in die Städte 


und nimmt einen großen Teil der Arbeitsplätze vorweg. Was bleibt 


der Stadtbevölkerung anderes übrig, als mit ihrem eigenen Be- 
völkerungsauftrieb dem Rechnung zu tragen und hinter der Frucht— 
barkeit des Landes zurückzubleiben? Der Städter, gehoben in der 
Lebenshaltung, läßt es ſich auch wohl gefallen, daß die Zuziehenden 
zunächſt die unteren Sproſſen der ſtädtiſchen Arbeitsteilung einnehmen. 
Ballods Unterfangen, gleichſam für die Städte die Wiedererzeugungs— 
kraft aus ſich ſelbſt ohne die Hilfe des Landes zu berechnen und zu 
bewerten, iſt müßig, denn die ſtädtiſche Fruchtbarkeit iſt eine bloße 
Unterſchiedserſcheinung; in dem Augenblicke, wo man das Land 
wegtrüge und ausſchaltete, würde das Maß der ſtädtiſchen Frucht- 
barkeit ſofort ein anderes werden?. Wie ergiebig könnte die Unter⸗ 
ſuchung der Geburtenhäufigkeit der einzelnen deutſchen Landesteile 
für alle uns ſo ſehr bewegenden Bevölkerungsfragen werden, wenn 
ſie den großen Einfluß der Binnenwanderung aa im Hinblick auf 
das Malthuſiſche Geſetz bewertete!? 

Das Malthuſiſche Geſetz ſchließt, da der erſtrebte Einklang ſtets 
durch plötzliche Veränderungen in Frage geſtellt werden kann, zeit⸗ 
weiliges Mißverhältnis der Bevölkerungs⸗ und Nahrungskurve nicht 


1 Vgl. Überfegung Bd. I, S. 373. 

2 Vgl. Ballod, Die mittlere Lebensdauer in Stadt und Land (Schmollers 

Forſchungen Bd. 16, Heft 5) 1899. Die ganze Berechnung krankt übrigens an 
einem unvermeidbaren inneren Widerſpruche. Siehe darüber des Verfaſſers 
oben angeführten na über. den Stand. der Statiſtik der Bevölkerungs⸗ 
bewegung, S. 311 ff. 
3 Sehr mertoolle Mitteilungen über die Bevölkerungsentwicklung belgiſch 
Flamlands und Walloniens im Zuſammenhang mit dem Wanderungsaustauſch 
bei Georg Jahn, Bevölkerungsaufbau und Bevölkerungsbewegung, in Belgiens 
Volkswirtſchaft, Herausg. von H. Gehrig und H. Waentig, Leipzig 1918. 


. 
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aus. Eine Übervölkerung im Sinne des jeweilig vorhandenen 
Kräfteangebots und -bedarfs drängt zu entlaſtender Aus⸗ 
wanderung. Dieſe Auswanderung kann aber auch zu einer 
dauernden Einrichtung der Volkswirtſchaft des abgebenden Landes 
werden. Sie wird dann echter Beſtandteil des Malthuſiſchen Ge 
ſetzes, indem der regelmäßige Kräfteverbrauch durch Auswanderung 
die Fruchtbarkeit dauernd emportreibt und damit dieſe Auswanderung 
wiederum verewigt“. In ſolchem Falle wird eine wirtſchaftlich⸗ 
nationale Verwertung der auswandernden Bevölkerungsteile wichtige 
Aufgabe einer Auswanderungs⸗ und Koloniſationspolitik. Die Ur⸗ 
ſache iſt wohl immer die Anziehungskraft, die eine reichere oder 
reiche Entwicklung verheißende Volkswirtſchaft auf die Glieder einer 
ärmeren Volkswirtſchaft ausübt. Ohne dieſe Anziehungskraft würde 
das Malthuſiſche Geſetz keinen Geburtenertrag über den Bedarf des 
eigenen Landes hinaus zulaſſen. | 

Dieſe dauernde Auswanderung hat für das aufnehmende Land, 
wenn ſeine volkswirtſchaftliche Erweiterungsmöglichkeit nicht uns. 
gemeſſen iſt, die bereits erwähnte verhängnisvolle Wirkung, daß da⸗ 
durch die eigene Geburtenziffer gedrückt wird. Kann man daher die 
hineinflutenden Beſtandteile völkiſch nicht mit ſich verſchmelzen, jo, 
wird allmählich das Volkstum untergraben. Nicht ſo groß iſt hin⸗ 
gegen aus ähnlichem Grunde die Gefahr des Mitbewerbs bedürfnis⸗ 
loſerer fremder Arbeitskräfte, da ſich der eigene Bevölkerungsſtrom 
ja dem ſchnell anpaßt und ſomit eine angemeſſene, der einheimiſchen 
Bevölkerung natürlich erſcheinende Arbeitsteilung derart Platz 
greift, daß die unteren Arbeitsſtellen von den fremden, die beſſeren 
von den einheimiſchen Arbeitern beſetzt werden. Anders natürlich, 
wenn ein plötzlicher fremder Strom hereinbricht, auf den der eigene 
Bevölkerungszuwachs noch nicht eingeſtellt iſt. 

Dieſe Erſcheinung bewährt ſich auch in der Abwanderung vom 
Lande zur Stadt. Die Fruchtbarkeit des Landes iſt auf die 
dauernde Aufnahmefähigkeit der Stadt eingeſtellt; dieſe Aufnahme⸗ 
fähigkeit der Stadt war früher durch ihre große Sterblichkeit und 
iſt heute durch Induſtrie und Verkehr gewährleiſtet. Dementſprechend 
iſt die Fruchtbarteit der Stadt durch ihre N als * 

gebiet gekennzeichnet. 


Weil die Erweiterung des Nahrungsſpielraums keineswegs bloß 


N 


1 Vgl. Überſetzung Bd. I, S. 318, 348, 417 und Bd. II, S. 54. 
| IR. 
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in Wechſelwirkung mit dem Bevölkerungswachstum ſteht, ſondern auch 
anderen Quellen ſein Maß entnimmt, ſo ergeben ſich vielfältige Be⸗ 
trachtungen über die Möglichkeiten des kulturellen Fortſchritts, über 
die ſchließlichen Bevölkerungsgrenzen, über die wirtſchaftliche Sicher— 
heit eines erreichten Kulturzuſtandes uſw. In allen dieſen Fällen 
handelt es ſich um die Folgen des Bevölkerungswachstums im Rahmen 
gegebener Kulturbedingungen; des Malthus Werk iſt von ſolchen 
Betrachtungen ebenſo voll wie die Werke ſeiner Beurteiler. So 
wichtig dieſe Betrachtungen ſind, können doch nur die Wechſel— 
beziehungen zwiſchen Bevölkerungs⸗ und wirtſchaftlicher Entfaltung 
nach Art eines Geſetzes aufgefaßt werden. Auf der ſicheren 
Beurteilung dieſes Geſetzes müſſen alle dieſe weiteren Betrachtungen 
fußen; ſo viel hat Malthus klar erkannt. 

Geſchichte und Statiſtik können die Richtigkeit dieſes grund- 
legenden Geſetzes vollkommenen Einklangs nicht reſtlos beweiſen, weil 
überall ſtörend jene unabhängigen Quellen des Nahrungsſpielraums 
» hineingreifen. Auch bei Malthus ergibt ſich alles aus grund— 
ſätzlichen Erwägungen; Geſchichte und Statiſtik liefern ihm nur 
Belege für das ſchon vorher als wahr Erkannte. Gleichwohl darf 
die Stellungnahme nicht in der Schwebe bleiben, weil man wählen 
muß zwiſchen einer auf das Bevölkerungswachstum gerichteten plan⸗ 
mäßigen Wirtſchaftspolitik und der bisher eifrig verbreiteten ein- 
ſeitigen Bevölkerungspolitik, die — abgewandt dem Gedankenkreiſe 
des Malthus — von einer Fülle kleiner Mittel das Heil erhofft. 
Sicherlich iſt es richtig, ungeſunde Hemmniſſe überall hinweg⸗ 
zuräumen und gerecht die Laſt zwiſchen den Allzuängſtlichen und 
den Familienfrohen, „denen unſere Zukunft anvertraut iſt, aus⸗ 
zugleichen. Sicherlich iſt die verſtändnisvolle Fürſorge für die kinder⸗ 
reichen Familien eine heilige Pflicht, damit nicht große Kinder⸗ 
ſcharen — wie es heute der Fall iſt — unter den dürftigſten und 

geſundheitlich und ſittlich ungünſtigſten Verhältniſſen aufwachſen. 
Iſt dieſe Pflicht etwa davon abhängig, wie unſere Bevölkerungs- 
entfaltung beurteilt wird? Müſſen denn ſo ſelbſtverſtändliche Ge— 
bote immer mit den vergänglichen Schlagworten verknüpft werden, 
deren die jeweils im Schwange befindliche öffentliche Werbearbeit 
bedarf? Denn offenbar find alle dieſe Maßnahmen“, jo wertvoll fie 


1 Zuſammenfaſſendes darüber zum Beiſpiel bei K. Oldenberg, Neue 
Wege der Bevölkerungspolitik, in dieſem Jahrbuch 1917, und in dem großen 
Sammelband: Des deutſchen Volkes Wille zum Leben, herausg. mit anderen 
von Martin Faßbender. Freiburg 1917. | 

. | 


* 
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ſein mögen, bevölkerungspolitiſch ohne entſcheidende Wirkung. 


Hoöchſtens da, wo ſie ſich ganz dem Aufgabenkreiſe einer vom Ziel 
deutlich beherrſchten Wirtſchaftspolitik nähern, kommt ihnen ſelb⸗ 


ſtändige Bedeutung zu, jo auf dem großen Gebiete des Anſiedlungs⸗ 
weſens. Nur heraus aus dem „unabwendbaren“ Verhängnis unſerer 
bisherigen Stadterweiterung! Einen breiten, natürlichen Weg für 


die Nachhut! Dann ſeid um den Bevölkerungsauftrieb unbeſorgt! 


Denn — wie Malthus (1. Buch, 14. Kapitel) ſagt — „wir willen 


genau, daß Kriege nicht ſehr entvölkern, wenn nur die Betriebſamkeit 


in Blüte bleibt, und daß der Friede die Volkszahl nicht vermehren 


wird, wenn die Menſchen nicht genügend Unterhalt finden können“. 


* 
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Einleitung 
Die allgemeinen Arſachen der Teuerung 


On der Geſchichte ſind insbeſondere zwei Arten der Teuerung zu 
' beobachten. Die eine wird durch Einkommensſteigerungen oder, 
allgemeiner geſagt, durch Kaufkraftbildungen hervorgerufen, denen 
keine Produktion zugrunde liegt. Der bekannteſte Fall dieſer Art 
war die Aſſignatenwirtſchaft in Frankreich, die in der Papiergeld⸗ 
wirtſchaft anderer Länder zahlreiche Parallelen gehabt hat. Aber 
wohl noch berühmter ſind die allgemeinen Preisſteigerungen zu Be⸗ 
ginn der Neuzeit, nach der Entdeckung Amerikas und der Hebung 
der reichen Gold- und Silberſchätze in Peru und Mexiko. Der 
SCEdelmetallſtrom, der ſich damals nach Europa ergoß, ſetzte ſich in 
eine Kaufkraft um, welche durch ungeheure Preiserhöhungen die 
Verbrauchsgüter an ſich zu reißen ſuchte. In einigen Jahrzehnten, 
von 15501600, verteuerte ſich zum Beiſpiel der Weizen in Sachſen 


um 300 % , in Frankreich um 200 % , in England um 150 %. Es | 
war eine Preisrevolution, die um fo einfchneidender war, als im 


Mittelalter Jahrhunderte n ſehr ſtabile Preisverhältniſſe ge 
herrſcht hatten. 

Häufiger noch ſind in früheren Jahrhunderten die Teuerungen 
geweſen, die nicht von der Nachfrageſeite her entſtehen, ſondern durch 
Veränderungen des Angebots herbeigeführt werden. Sie waren eine 
regelmäßig alle paar Jahrzehnte mit Krieg und Mißernten wieder⸗ 
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kehrende Erſcheinung, und ſie waren natürlich von viel ſchlimmerer 
Wirkung als die nur durch wirtſchaftlich illegitime Kaufkraft⸗ 
bildungen hervorgerufenen Teuerungen, die überdies bei der vor⸗ 
herrſchenden Naturalwirtſchaft die Bevölkerung nur in einigen Teilen 
der Lebenshaltung treffen konnten. | 

Eine dritte Gruppe von allgemeinen Preiserhöhungen muß noch 
erwähnt werden, obwohl ſie — mit richtigem Sprachgefühl — nicht 


als Teuerung bezeichnet zu werden pflegen, nämlich die periodiſchen 


Aufwärtsbewegungen im Wirtſchaftsleben, die aufſtrebenden Kon— 


junkturen, die, obwohl durch Preisſteigerungen gekennzeichnet, nie⸗ 


mals als Not, ſondern als wirtſchaftliche Blüte empfunden werden. 


Im Gegenſatz zu den Teuerungen entſtehen fie durch Kaufkraft⸗ 


bildungen, die eine Folge erhöhter Produktion ſind; ſehr häufig 


treten ſie ein nach einer Reihe beſonders guter Ernten oder infolge 
von großen techniſchen Erfindungen. Freilich führt dann meiſtens 


eine Überſpannung der Lage zur Kriſis und nachfolgenden De— 


preſſion. 


Die Preiserhöhungen dieſes Krieges haben mit ſolcher Hauſſe⸗ 


bewegung inſofern Ahnlichkeit, als auch fie zum Teil auf Kaufkraft⸗ 


bildungen zurückgehen, die eine Folge geſteigerter Produktion ſind. 
Dieſe aber iſt durch den Kriegsbedarf erzwungen; ihre Erzeugniſſe 
gehen nicht ein in den großen volkswirtſchaftlichen Verwertungs- 
prozeß; ſie ſind nicht nur — wie alle Güter — zur techniſchen, 
ſondern auch zur wirtſchaftlichen Vernichtung beſtimmt, da ſie ja nicht 
neuen Produktionsprozeſſen zur Grundlage dienen. Die Preis⸗ 
ſteigerungen, die wir in dieſem Kriege erleben, ergeben ſich daher 
im Grunde nur aus der Abfperrung der Zufuhren ſowie aus Kauf: 


8 kraftbildungen, die eine Folge unſerer finanziellen Maßnahmen ſind. 


So berechtigt und notwendig dieſe auch ſein mögen, ſo müſſen ſie 


inflationsartig wirken, weil fie Geldeinkommen ohne Realeinkommen 


ſchaffen. 

Die jetzige Teuerung iſt ſomit durch das Zuſammenwirken 
zweier Urſachenkomplexe entſtanden, die in der Regel getrennt auf- 
treten. Sie hat dadurch für weite Kreiſe an Schrecken verloren; ſie 
iſt aber aus demſelben Grunde um ſo elementarer hervorgebrochen, 


trotz aller ſtaatlichen Bemühungen, ſie einzudämmen. Die Preis⸗ 


ſteigerungen find jo allgemeiner und in vieler Beziehung auch phan- 
taſtiſcher Art, daß fie auf den erſten Blick jeder wiſſenſchaftlichen 


| Unterſuchung zu ſpotten ſcheinen, daß man ſie zunächſt für finnlos 


erklären möchte. Sehen wir aber näher zu, ſo finden wir, daß auch 
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fie den großen Geſetzen des menſchlichen Handelns unterliegen, Ge⸗ 
ſetzen freilich, die bei ihrer außerordentlichen Kompliziertheit niemals 
in rein mathematiſche Formeln zu preſſen ſind, und deren Walten man 
nur in gewiſſen, zahlreiche Durchbrechungen erleidenden Tendenzen 
wahrzunehmen vermag. ' 

Im folgenden ſoll verſucht werden, einige dieſer Tendenzen auf 
einem beſchränkten Gebiete, auf dem Gebiete der Lebensmittelteuerung, 
aufzudecken und auf einige Zuſammenhänge zu verweiſen, die bisher 
kaum Beachtung gefunden haben. 


e 


Erſter Abſchnitt 
Die Tendenzen der Teuerung 
1. Die Pole der Preisbewegung 
Gehen wir von dem zwar wenig beſagenden, in ſeiner All⸗ 


5 gemeinheit aber unanfechtbaren Satz aus, daß jeder Preis ein 


Kompromiß iſt zwiſchen den Forderungen der Angebotſeite und den 
Schätzungen, oder beſſer, dem Zahlungswillen der Nachfrage: für 
den Kleinverkauf der Verbrauchsgüter läßt er ſich ohne Gefahr dahin 
erweitern, daß die Forderungen der Produzenten und damit der 


Händler ihre untere Grenze in den Produktionskoſten — Erzeuger⸗ 


preis und Handelszuſchlägen — finden, während der Zahlungs wille 


der Konſumenten durch ihre Kaufkraft nach oben begrenzt iſt. Die 


Produktionskoſten auf der einen Seite und die Kaufkraft der Kon⸗ 
ſumenten auf der anderen ſind ſomit die Pole der Preisbewegung. 
Dieſe aber liegen oft weit auseinander. | 

Auf welchen Punkt wird ſich nun der Preis einſtellen? 

Die alte ſchon von Ricardo und John Stuart Mill vertretene 
Produktionskoſtentheorie erteilt darauf eine Antwort, die freilich 
nur halbe Auskunft gibt, da ſie nur die Beziehungen des Preiſes 
zu ſeiner unteren Grenze, zu den Produktionskoſten, klarſtellt. Wie 


die Preiſe ſich zu ihrer oberen Grenze, zur Kaufkraft der Ver⸗ 


braucher, verhalten, wird daher erſt im Anſchluß daran zu unter⸗ 


ſuchen ſein. 
In der Lehre von den Produktions koſten pflegt man drei 

Arten von Gütern zu unterſcheiden: | 
Zur erſten Gruppe wird in der Hauptſache die große Maſſe 


der gewerblichen Produkte gerechnet, deren Erzeugung mit Leichtigkeit 


auszudehnen und einzuſchränken iſt. Ihr Preis wird — ſo lautet 


r 
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die Theorie — im allgemeinen durch die Produktionskoſten, d. h. 
durch den Preis der zu ihrer Herſtellung erforderlichen Güter und 


Leiſtungen, und durch nichts anderes beſtimmt; nur vorübergehend 


kann er dieſen Punkt nach der einen oder anderen Richtung über— 
ſchreiten. Zur zweiten Gruppe gehören, insbeſondere die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe. Sie ſind in beſchränktem Maße und unter 
wachſenden Schwierigkeiten vermehrbar. Ihr Preis erklärt ſich nicht 
reſtlos aus den Koſten; denn er wird durch die Koſten nur der⸗ 


dritten Güterart ſind die Produktionskoſten ohne jeden Einfluß. In 


dieſe Gruppe fallen die Güter, die überhaupt nicht vermehrbar ſind: 


alte Kunſtwerke, ſeltene Weine, Raritäten. Ihnen laſſen ſich die 


Monopolgüter angliedern, die, wenn auch vielleicht beliebig ver⸗ 


jenigen, zur Bedarfsdeckung noch erforderlichen Teilmenge beſtimmt, 
deren Produktion ſich am teuerſten ſtellt. Auf den Preis einer 


mehrbar, doch in ihrem Preiſe von den Geſtehungskoſten losgelöſt 


bleiben, da ihre Produktion dem freien Wettbewerb vollſtändig ent⸗ 


zogen iſt und ihr Preis daher dem Konſumenten diktiert werden | 


kann, freilich nur innerhalb der Zahlungsfähigkeit (z. B. Petroleum, 


Kali, Jod). | 
Gegen dieſe Gliederung iſt mit Recht eingewendet worden, daß 


landwirtſchaftliche und gewerbliche Produkte ſich keineswegs reinlich 


nach dem Moment der Vermehrbarkeit unterſcheiden laſſen: Denn | 
auch die Herſtellung eines beſtimmten Fabrikates kann ſehr verfchieden 
gearteten Produktionsverhältniſſen unterliegen, ſo daß ſich dann der 


Preis nur teilweiſe an die Produktionskoſten anlehnt, während auf 


der anderen Seite die landwirtſchaftliche Produktion unter ſehr 


gleichmäßigen Bedingungen vor ſich gehen kann. 
In der Tat wird man ſagen können, daß die landwirtſchaftlichen 


Erzeugniſſe je nach den Umſtänden zur erſten, zweiten und dritten 


Kategorie der oben einander gegenübergeſtellten Güterarten gehören 
können. In Neuländern iſt ihre Preisbildung derjenigen der gewerb— 
lichen Erzeugniſſe in hochentwickelten Induſtrieländern ſehr ähnlich, 
d. h. ſie bleiben von der Kaufkraſtgrenze weit entfernt und ſtehen in 
naher Fühlung mit den Probuftionsfoften ". ee 


I Daß auch die Wirtſchaft entfernter Zonen durch die — von den An⸗ 
forderungen der Nachfrage ſtark beherrſchte — Preisgeſtaltung des Zentral- 
marktes beeinflußt wird, hat Thünen gezeigt, zugleich aber, daß dieſe Ein: 


wirkung mit der Entfernung immer ſchwächer wird. Wie die Preiſe des Marktes 


ſelbſt durch Bedarf und N der Käufer beſtimmt werden, hat er be⸗ 
kanntlich nicht ee 


— 


Schließlich können die landwirtſchaftlichen Produkte auch in die 
dritte Gruppe, in die Kategorie der Güter aufſteigen, deren Preiſe von 
den Produktionskoſten gänzlich losgelöſt ſind. Sie treten damit in 
nahe Verwandtſchaft zu den Seltenheits⸗ und Monopolgütern. Schon 
die von Gregory King um 1700 aufgeſtellte Preisregel bringt dies 
zum Ausdruck. Hiernach pflegen die Lebensmittelpreiſe bei ein⸗ 
tretendem Mangel ſehr viel ſchärfer zu ſteigen, als es der Ver⸗ 


minderung der Vorräte an ſich entſprechen würde. Wären die 


Produktionskoſten allein ausſchlaggebend für die Preisgeſtaltung, ſo 


würde bei einem Rückgang der Ernte von 100 auf 90% eine Er⸗ 


höhung des Preiſes von 90 auf 100 % für die Produzenten den 
vollen Ausgleich herbeiführen. Denn der Geſamterlös der Produktion 


wäre nun derſelbe wie bei normaler Ernte, und da auch die Pro⸗ 


duktionskoſten ſich nicht verändert haben, ſo auch der Reinertrag. 


In Wirklichkeit pflegen die Preiſe aber ſehr viel ſchärfer zu ſteigen: 
wie King meint, um 30 % bei einem Ausfall von 10 ,‚ um 60% 


bei einem ſolchen von 20% und um 160 bei einem Rück⸗ 
gang von 30 . Daß derartige zahlenmäßige Feſtlegungen nicht 


möglich ſind, braucht heute nicht erörtert zu werden. Richtig bleibt 


die Beobachtung, daß eine Verringerung der zur Bedarfsdeckung er⸗ 
forderlichen Menge, etwa um 10 %, leicht ne von 20, 


30 und mehr Prozent hervorrufen kann. 


Wir halten demnach an dem Satze feſt, daß, je größer der 


Bedarf und je dringender die Nachfrage nach einem Gute im Ver⸗ 


gleich zu den davon verfügbaren und bereitzuſtellenden Mengen iſt, 
ſein Preis ſich von den Produktionskoſten um ſo mehr entfernt und 


ſich um ſo mehr der Kaufkraftgrenze nähert. 
Die ſchließliche Folge der Loslöſung der Preiſe von den 


Produktionskoſten wird freilich ſein, daß dieſe ſich jenen langſam 


wieder anzupaſſen ſtreben. Denn die Produktionskoſten, die ja nichts 


anderes ſind als die Preiſe der zur Produktion erforderlichen Güter 


und Leiſtungen, d. h. die Löhne ſowie die Preiſe der Produktions⸗ 
mittel, werden, kraft der engen Verflechtung aller Wertbildung, nun⸗ 


mehr beſtrebt ſein, ſich dem Niveau der Verbrauchsgüter, in unſerem 
Falle der Lebensmittelpreiſe, wieder zu nähern. Gleichzeitig werden 


die erhöhten: Unternehmergewinne ſamt der geſtiegenen Bodenrente 


eine allmähliche Kapitaliſierung erfahren. Dieſer Prozeß kann aber 


nur ſehr langſam vor ſich gehen. Die große Kluft zwiſchen Pro⸗ | 


duktionskoſten und Preiſen bleibt daher lange * und kann ſich 


* zdunächſt fortpauernb vergrößern. 
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Bei dieſem Zuſtande iſt nun auch die produktionspolitiſche 
Möglichkeit gegeben, zu Höchſtpreiſen überzugehen. Es bleibe dahin— 
geſtellt, ob die Behauptung begründet iſt, daß wie zu niedrige auch 
zu hohe Preiſe die Produktion gefährden; daß fie bei geringer Aus⸗ 
bildung des Erwerbstriebs und des Sparſinns ſchädlich wirken 
können, iſt ſehr wohl denkbar. Auf der anderen Seite jedoch bleibt 
es fraglich, ob die deutſche Landwirtſchaft ſo wenig geldwirtſchaftlich 
orientiert iſt, daß für ſie der Antrieb zu größter Kraftentfaltung 
durch hohe Gelderträge geſchwächt würde. Jedenfalls aber kann, 
ſobald das Preisniveau einen beſtimmten Stand erreicht hat, ohne 
Gefahr eine ſtaatliche Begrenzung der Preisentwicklung gewagt 
werden. Es entſteht dann das große Problem, wie dieſe Begrenzung 
im einzelnen erfolgen muß, wie die Preisrelationen zu geſtalten ſind, 
wie ein Preisſyſtem geſchaffen werden kann, durch welches die Pro— 
duktion ſo beeinflußt, ſo geſteuert wird, daß ſie dem Verbrauch die 


meiſten Nährwerte liefert. Im allgemeinen haben, wie insbeſondere 


die Beratungen über die Preisumſtellung im Wirtſchaftsjahr 1917/18 
zeigen, die Überlegungen dahin geführt, daß bei den Preis⸗ 
feſtſetzungen im weſentlichen die Produktionskoſten entſcheidend ſein 
müſſen. 

Merkwürdigerweiſe iſt dabei die Frage der Preisrelationen 


niemals vom konſumtionspolitiſchen Standpunkt erörtert 


worden. Von dieſer Seite aus betrachtet, würde ſie nämlich lauten: 
Wie geſtalten ſich die Preisbeziehungen der Lebensmittel, wenn die 
Beſtimmungsgründe auf ſeiten der Nachfrage, wenn die Erwägungen 
und Entſchließungen der Konſumenten für das gegenſeitige Verhältnis 
der Preiſe ausſchlaggebend wären? Wir kommen damit zur Unter— 
ſuchunge der Beziehungen, die zwiſchen den Lebensmittelpreiſen und 
ihrem oberen Pole, der Kaufkraft, obwalten. Welcher Art dieſe 
ſind, darüber müßte die Lehre von den Monopolpreiſen Aufſchluß 
geben können. Denn in deren Weſen liegt es, daß ſie hoch über 
den Produktionskoſten ſo feſtgeſetzt werden können, wie es die Kauf— 
kraft der Konſumenten nur eben erlaubt. Freilich iſt dies im kon⸗ 
kreten Falle eine ſo ſchwer beſtimmbare Größe, daß ſie in der Praxis 
nur durch lange Erfahrung und dauerndes Taſten gefunden werden 
kann. In der Theorie pflegt über die Höhe des Monopolpreiſes nur 
ausgeſagt zu werden, daß dieſer zweckmäßigerweiſe da liegt, wo das 
Produkt der abgeſetzten Mengen und des feſtgeſetzten Preiſes ab- 
züglich der Geſtehungskoſten ein Optimum iſt. Hinzugefügt wird 
höchſtens noch, daß bei der verſchiedenen Kaufkraft der Abnehmer 
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der größte Erlös zu erzielen iſt, wenn eine Preisabſtufung mög⸗ 
lich iſt 1. 

Übrigens iſt es nicht ganz 8 die unter dem Kriegs⸗ 
zuſtand herrſchenden Lebensmittelpreiſe, wie es wohl geſchehen iſt, 
als Monopolpreiſe zu bezeichnen. Denn während zumeiſt die Monopol⸗ 
güter im Ricardoſchen Sinne beliebig vermehrbar ſind (Petroleum, 
Kali, Jod uſw.), gehören die Lebensmittel unter den jetzigen Ver⸗ 


. hältniſſen zu den Seltenheitsgütern, da ihrer Produktion eine faſt 
ſtarre Grenze geſetzt iſt, ganz abgeſehen davon, daß fie ſich ſchon in⸗ 


ſofern von den Monopolgütern unterſcheiden, als ihr Abſatz ja 
keineswegs in einer Hand zentraliſiert iſt. Trotzdem iſt ein Vergleich 
mit den Monopolpreiſen ſtatthaft, da bei dem herrſchenden Mangel 
die Konſumenten in ſo große Abhängigkeit von den Produzenten ge 
raten, daß ſie genötigt ſind, bis zur Grenze ihrer Kaufkraft jede 

Preisforderung zu bewilligen. | 

Wodurch aber wird nun dieſe Grenze beſtimmt? Wir kommen 
der Löſung dieſes Problems einen Schritt näher, wenn wir darauf 
antworten: Sie iſt durch denjenigen Teil vom Einkommen des Kon⸗ 
ſumenten gegeben, der e für den konkreten Zweck 
verausgabt werden darf. 

Schon dieſer Satz freilich bedarf einer gewiſſen Einſchränkung. 
Denn, ſo wie der Preis vorübergehend unter die Produktionskoſten 
ſinken kann, ſo kann er auch die durch die Einkommensverhältniſſe 
gegebene Grenze überſchreiten. Es iſt nämlich ſehr wohl möglich, 
daß die für die Ernährungszwecke verausgabte Kaufkraft, ſtatt 
dem Einkommen, unmittelbar dem Kapital entnommen wird. 
Dieſer Fall liegt vor, wenn der Verbraucher ſeinen Lebensmittel⸗ 
bedarf durch Inangriffnahme ſeiner Erſparniſſe oder mit Hilfe von 
Darlehen deckt, die fremdem Kapital entſtammen. Möglicherweiſe 
hat dies Moment während des Krieges eine verhältnismäßig große 
Rolle geſpielt, hat die Borgwirtſchaft und die Aufzehrung eigenen 
Vermögens zu Konſumtionszwecken große Ausdehnung angenommen, 
und möglicherweife werden manche Preisſteigerungen bei den Ver⸗ 
brauchsgütern darin eine gewiſſe Erklärung finden. Aber im ganzen 
kann es ſich — bei der Kapitalsarmut der großen Maſſe der Kon⸗ 


1 Daß die Theorie der Monopolpreiſe keinen weiteren Ausbau erfahren 
hat, hängt wohl damit zuſammen, daß die Monopolgüter gewöhnlich nicht Ver⸗ 
brauchs⸗, ſondern Produktivgüter find, und ferner damit, daß eine Unterſuchung 
der Preisrelationen nicht in Betracht kommt, weil wohl niemals Produkte ver⸗ 
ſchiedener Art in der Hand einer Monopolverwaltung vereinigt ſind. 
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| ma — hierbei nur um Ausnahmen handeln oder doch nur um 
vorübergehende Erſcheinungen, die auf die Dauer das Preisniveau 
nicht zu beeinfluſſen vermögen. Wir können daher mit dem Ein- 
kommen als der für die Preisbildung entſcheidenden oberen Grenze 
rechnen, im ſelben Sinne, wie wir die Produktionskoſten als e 
untere Grenze bezeichnen konnten. 

Einen feſten Punkt haben wir damit aber keineswegs gewonnen, 
denn auch das Einkommen iſt — wie die Produktionskoſten es ſind — 
eine fortwährend ſich verändernde Größe, und noch mehr ſind es die 
Einkommensteile, die für einen Ausgabezweck verfügbar ſind. Durch 
das Prinzip der Wirtſchaftlichkeit, welches die Verwendung des Ein- 
kommens gemäß den Zwecken des Bedarfs im allgemeinen leitet, ſind 
dieſe Quoten zwar ziemlich ſcharf umſchrieben, aber trotzdem bleiben 
ſie ewig ſchwankende und ſchwer beſtimmbare Größen, und nur das 
eine läßt ſich in eine allgemeine Formel bringen, daß fie um fo 
höher ſind, je dringender der Bedarf iſt, zu deſſen Deckung ſie be— 
ſtimmt ſind. Wird ihre Grenze infolge günſtiger volkswirtſchaftlicher 
Vorrats⸗ und Angebotsverhältniſſe durch die Preiſe nicht erreicht, ſo 
werden Einkommensteile für unwichtigere Bedürfnisbefriedigungen 
frei. Deren Kaufkraftgrenze iſt daher vollends elaſtiſch und am 
wenigſten beſtimmbar. | 
Trotzdem iſt die Kaufkraftgrenze keine Schimäre, ſondern durch— 


aus greifbar und wirtſchaftlich wirkſam, wie an einem fiktiven Zahlen⸗ 


beiſpiel zur Anſchauung gebracht werden ſoll. 


2. Die Tendenz des Preis ausgleichs 
Nehmen wir an, daß 15 000 Nährwerteinheiten den täglichen 
Nahrungsbedarf einer fünfköpfigen Familie darſtellen. Dieſer möge 
zur Hälfte durch Kartoffeln, zu einem Drittel durch Brot, zu einem 
Zehntel durch Fleiſch und im übrigen durch Genußmittel gedeckt 
werden. Setzen wir weiter voraus, daß jährlich für die Ernährung 
1200 Mk. aufgewendet werden und daß — wir akzeptieren etwa 
das Friedensniveau der Preiſe — zum Ankauf der Kartoffeln, des 
Brotes, des Fleiſches und der Genußmittel 200, 225, 330 und 
445 Mk. erforderlich ſind. 


Tagesverbrauch Jahresausgabe Preis je 
(Kalorien) - in Mark 1000 Kalorien 
Kartoffeln 7 500 200 7.8 
Brot 5 000 225 12,3 


Fleiſch. . 1500 330 | 60,3 
Genußmittel 8 1000 445 121,9 


| m 15000 ° 1200 22,2 
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Hiernach hätten die Relationen der Ausgaben mit den Relationen 
des Verbrauchs nichts gemein. Obwohl nämlich in dieſem Beiſpiel 
die Kartoffel bei der Ernährung die Hauptrolle ſpielt, obwohl ſie alſo 
den größten Nutzen ſtiftet, verurſacht ſie die geringſten Koſten. 
Pſychologiſch, individualwirtſchaftlich betrachtet, würde ihr Ankauf 
eine viel größere Ausgabe rechtfertigen und geſtatten, als wirklich 
erforderlich war. In dieſem Sinne läßt ſich alſo behaupten, daß 
ihr Preis tief unter der Kaufkraftgrenze liegt. | 

Verſuchen wir uns an obigem Beiſpiel klarzumachen, wie 


Veränderungen im einzelnen das Bild im ganzen beeinfluſſen, ſofern 


nach dem Prinzip der Wirtſchaftlichkeit verfahren wird, ſofern alſo 
das Beſtreben beſteht, mit den u Ausgaben den größten 


5 Nutzen zu erzielen: 


Nehmen wir zunächſt den er Bedarf ſowie die Geſamt⸗ 
ausgaben als konſtant an. Wie wird nun eine Preisänderung 
wirken? Unterſtellen wir zunächſt, daß der Kartoffelpreis ſteigt, und 


zwar von 7,3 auf 8 Pfennig — etwa infolge erhöhter Transport- 


koſten. Die Folge iſt zunächſt eine Erhöhung des für die Kartoffeln 
beſtimmten Ausgabepoſtens. Die hier vorausgeſetzte Unmöglichkeit, 
die Geſamtausgaben zu erhöhen, bewirkt nun, daß einer der anderen 
Ausgabepoſten ſtattdeſſen gekürzt werden muß. Hierfür aber kommt 
natürlich der Poſten in Betracht, der zur Deckung des mindeſt⸗ 
wichtigen Bedürfniſſes beſtimmt iſt. Eine Einſchränkung des Genuß⸗ 
mittelkonſums wird alſo eintreten müſſen. Hat dies eine Ver⸗ 
minderung des Nährwertverbrauchs zur Folge, ſo wird zum Erſatz 
dafür der Konſum des noch immer billigſten Nahrungsmittels, d. h. 
der Kartoffel, vermehrt und ihr Preis alſo weiter geſteigert werden. 

Dieſe Preisbewegung iſt aber begrenzt. Sobald ſie den Preis 
des Brotes überſchreitet, wird dieſes zum billigſten Nahrungsmittel, 
und die Preisbewegung muß nun auch dieſe Ware ergreifen. Setzt 
fi die Preisbewegung des Brotes weiter fort, fo gewinnt die Preis⸗ 
bewegung der Kartoffel wieder Raum; Brot- und Kartoffelpreiſe 
können ſich nun weiter erhöhen, bis ihr Stand denjenigen der Fleiſch⸗ 
preiſe überholt und ſo fort. So entſteht, aus dem Beſtreben heraus, 
mit einem gegebenen Einkommen ein Höchſtmaß von Nährwerten zu 
erzielen, eine Tendenz zum Preisausgleich der . gemäß dem 
Nährwert. 

Wie nun, wenn die Anderung des Preisniveaus beim Fleiſch 
beginnt, etwa infolge von Lohnſteigerungen im Schlachtergewerbe? 
Die Erhöhung des Fleiſchpreiſes zieht entweder auf dem N 
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über die Kürzung der Ausgaben für Genußmittel und vielleicht auch 


unmittelbar durch Einſchränkung des Fleiſchverbrauchs eine Erhöhung 


des Kartoffelkonſums nach ſich und damit eine Steigerung der 


Kartoffel preiſe, die ſich wieder fortſetzen kann, bis die Brotpreiſe und 
ſchließlich die Fleiſchpreiſe erreicht ſind. | 

Bisher wurde angenommen, daß die Preiserhöhungen durch 
Urſachen herbeigeführt werden, die mit einer Verminderung der 
Lebensmittelvorräte nichts zu tun haben. Was geſchieht aber, wenn 


dieſer Fall eintritt, was geſchieht bei eintretenden Schwierigkeiten 


der Lebensmittelverſorgung, bei ſich entwickelndem Mangel an 


Nahrungsmitteln? Vermindern ſich die Zufuhren an Kartoffeln, ſo . 
wird der Verbraucher verſuchen, ſich durch Bewilligung höherer Preiſe 


ſeinen Bedarf zu ſichern. Die Preisbewegung nimmt jetzt denſelben 
Verlauf, wie es der Fall geweſen wäre, wenn die Preiserhöhung 
durch andere Urſachen eingetreten wäre. Die Kartoffelpreiſe ſteigen 
und ziehen dann die Brot⸗ und ſchließlich die Fleiſchpreiſe mit ſich. 
Es entſteht alſo wiederum eine Tendenz zum Preisausgleich der 
Produkte. Freilich wird zum Schluß im Durchſchnitt der Haus— 


haltungen an Kartoffeln weniger verzehrt worden ſein und ſomit der 


Geſamtverbrauch an Nährwerten eine Reduktion erfahren haben. 
Eine Erhöhung des ſonſtigen Verbrauchs aber war nicht möglich, da 


bei gegebenem Jahreseinkommen jeder Verſuch, durch Heranziehung 


anderer Nahrungsmittel den Ausfall an Nährwerten auszugleichen, 
die Lage nur verſchlimmert hätte. 

Beginnt dagegen die Vorratsminderung etwa beim Fleiſch, ſo 
wird dies nur im Anfang eine Erhöhung der Fleiſchpreiſe zur Folge 
haben, dann aber zur Einſchränkung des Fleiſchverbrauchs und zu 
einer erhöhten Nachfrage nach Kartoffeln und ſpäter nach Brot 
führen: auch dann wird alſo ein Preisausgleich, wenn auch auf 
einem Umwege, hervorgerufen werden. 


Wir gelangen ſo zu dem Satz, daß, auf welchem Gebiet der 


Lebensmittelverſorgung die Vorratsminderung oder Preisſteigerung 
auch beginnen mag, das ökonomiſche Prinzip immer bewirkt, daß die 
Nachfrage nach den billigeren Nahrungsmitteln am dringendſten wird 
und ſo eine Tendenz zum Preisausgleich gemäß dem Nährwert 
entſteht. 


Vorausſetzung iſt allerdings, daß die Nahrungsmittel gegenfeitig . 


vertretbar find. Schon unter normalen Verhältniſſen find fie das in 
hohem Grade, bei eintretendem Mangel aber wird dieſe Vertretbar— 
keit noch geſteigert. Freilich hat dies wenig mit ökonomiſchen Er⸗ 
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wägungen zu tun, deren Aufgabe es bleibt, Qualitätsunterſchiede zu 
beachten und zur Grundlage der Preisabſtufungen zu machen. Es 


kommt aber ein anderes, teils pſychologiſches, teils phyſiologiſches 
Moment hinzu, die Nahrungsmittel vertretbar zu machen. Einer 
allgemeinen Erfahrung zufolge ſteigt nämlich mit dem Mangel, mit 


der Bedrängnis, mit der Not die Gleichgültigkeit gegen alle Fein⸗ 
heiten und Nuancen der begehrten Dinge. Die Abſtumpfung des 


Darbenden aber führt zur Wahlloſigkeit. In der Bewertung der 
Nahrungsmittel werden daher auch die nebenſächlichen Momente zu⸗ 


gunſten des wichtigſten Beſtimmungsgrundes, der Nahrhaftigkeit, 
immer mehr zurückgeſtellt, je geringer die für den Bedarf verfügbaren 


Mengen werden. Der wähleriſche Feinſchmecker wird zum dankbaren 
Konſumenten der ſchlichteſten Speiſe. Das alte Sprichwort, wonach | 


Hunger der beſte Koch iſt, wird ſo zur Grundlage eines Preisgeſetzes. 

Zunächſt verſchwinden die bisher üblichen Unterſcheidungen inner⸗ 
halb einer beſtimmten Warenart. Bei der Kartoffel wird nicht mehr 
nach Speije- und Fabrikkartoffeln oder nach „Imperator“, „Dabes“ 


5 uſw. gefragt. Die feinen Mehlſortierungen hören auf. Trink⸗ und 


Kocheier werden nicht mehr unterſchieden. Fleiſch ſucht man nicht 
mehr nach Rippenſtück, Lende uſw. aus. Im weiteren Verlauf dieſes 


Prozeſſes fallen auch die Abſtufungen innerhalb einer ganzen Waren: | 


gattung fort. Für Fiſche bildet ſich, ob Schellfiſch, Kabeljau, Stein⸗ 
butt oder Heilbutt, allmählich ein einheitlicher Preis. Ebenſo wird 


es immer gleichgültiger, ob Rindfleiſch, Kalbfleiſch, Hammelfleiſch 


oder Schweinefleiſch zu haben ſind: Preisunterſchiede bleiben hier 
wohl beſtehen, aber fie betreffen nur noch den Nährgehalt, nicht mehr 
die Feinheit oder die beſondere Geſchmacksart. Dann greift die 


Tendenz auf weitere Warengruppen über: Graupen, Grütze, Mehl 
einerſeits, Fiſche, Fleiſch und Eier anderſeits rücken ſich in der Preis⸗ 


bemeſſung immer näher, und ſchließlich, wenn der Mangel einen 


ſolchen Grad erreicht, daß ſelbſt die Heranziehung ſämtlicher ver⸗ 
fügbarer Nahrungsmittel kaum imſtande iſt, den notdürftigſten Ver⸗ 


brauch zu befriedigen, dann müſſen — ſo wenigſtens läßt ſich dedu⸗ 


zieren — alle Qualitätsunterſchiede verſchwinden. Die Tendenz des 


Preisausgleichs umfaßt nunmehr die Geſamtheit der Lebensmittel. 


Es iſt damit im Grunde nur ein Sonderfall der Erſcheinung ge⸗ | 


geben, daß, jo wie Reichtum Differenzierung bedeutet und immer 


weitere und feinere Unterſcheidungen herbeiführt, anderſeits Mangel 


und Armut zur Gleichförmigkeit, zur Vereinheitlichung, zur Unifor⸗ 


mierung verurteilen. | 
9 * 
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Es ei wohl kaum betont zu werden, daß die beſchriebene . 


Tendenz die Berechnungen der Phyſiologie über den Nährwert keines⸗ 
wegs zur Grundlage hat; fie iſt vielmehr rein pſychologiſch fundiert. 
Sofern fie hervortritt, kann fie nur auf dem Urteil der Konſumenten 
über die Bedeutung eines. Produktes für die Ernährung beruhen; 
denn der Verbraucher weiß bekanntlich von Kalorien ſowie von 
Fett, Eiweiß und Kohlehydraten im allgemeinen ſehr wenig. Trotz⸗ 
dem bilden die Berechnungen der Phyſiologie die unentbehrliche 
Grundlage für dieſe Unterſuchungen, da ſie der einzige weſentliche 
Anhalt für die Bemeſſung des Nährgehaltes ſind. Es iſt auch an⸗ 
zunehmen, daß der Konſument ſich ihnen auf die Dauer, wenn auch 
gänzlich unbewußt, fügen wird. Jedenfalls wäre in dieſem Falle 
für die Kalorienberechnungen eine wertvolle volkswirtſchaftliche Be— 
ſtätigung gegeben. | 
Es iſt allerdings nicht unwahrſcheinlich, daß der Verbraucher 
zunächſt geneigt ſein wird, die Nahrhaftigkeit eines Produktes in 
ſtärkerem Maße nach ſeinem Volumen als nach ſeinem Kaloriengehalt 
zu beurteilen. So wird er ſich im allgemeinen wohl ſchwerlich deſſen 
bewußt ſein, daß 1000 Kalorien Zucker im Frieden billiger waren 
als 1000 Kalorien Roggenbrot; er wird vielmehr den Zucker für 


die koſtſpieligere Ware gehalten haben. Vielleicht wird aus dieſen 
Grunde zunächſt das Beſtreben hervortreten, den Verbrauch des Zuckers 


einzuſchränken und den des Brotes zu ſteigern. Eine befonders - 
ſtarke Verteuerung des Brotes bei beginnendem Mangel dürfte freis 
lich auch mit einer Reihe weiterer Momente zuſammenhängen, ins⸗ 
beſondere mit ſeinem beträchtlichen Eiweißgehalt (auf welchen Punkt 
wir noch zu ſprechen kommen) und überhaupt mit ſeinem ganzen 
Charakter als Grundlage der Ernährung, den es heute vielleicht 
mehr aus traditionellen, pſychologiſchen Momenten als aus phyſio⸗ 
logiſchen Gründen tatſächlich noch hat. | | 
Freilich erleidet die Tendenz des Preisausgleichs auch bei ſchärf-⸗ 
ſtem Mangel eine doppelte Durchbrechung: 
Die eine ergibt ſich aus der phyſiologiſchen Notwendigkeit einer 
zuſammengeſetzten Koſt, wodurch der Vertretbarkeit der Produkte eine 
unüberſteigbare, wenn auch noch ſo veränderliche Schranke geſetzt iſt. 
Die Kalorie iſt eben nur innerhalb gewiſſer Grenzen ein brauchbarer 
Generalnenner des Nährwerts. \ | 
Zunächſt deswegen, weil Fette, Eiweiß und Kohlehydrate ſich 
phyſiologiſch nur in beſchränktem Maße vertreten können. Die Ver⸗ 
tretbarkeit iſt um ſo geringer, je karger die Ernährung iſt. Aus 
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dieſem Grunde wird bei beginnendem Mangel ein Breisäusgleid | 
zwiſchen den animaliſchen und vegetabiliſchen Lebensmitteln eher 
zutage treten können als dann, wenn der Verbrauch das hygieniſche 
oder ſogar das phyſiologiſche Eiweiß⸗ oder Fettminimum bereits 
erreicht hat. Es wird alſo unter Umſtänden bei beginnender Teue⸗ 
rung innerhalb der Vegetabilien ein geringerer Preisausgleich ſtatt⸗ 
finden als zwiſchen den beiden Nahrungsmitteln im ganzen. Viel⸗ 
leicht wird zum Beiſpiel die Preisdifferenz zwiſchen Zucker und 
Kartoffeln noch ſehr groß ſein, wenn bereits eine Annäherung der 
Fleiſch⸗ und Kartoffelpreiſe erfolgt iſt, während bei einem höheren 
Grade des Mangels die Vegetabilien untereinander dem Preis⸗ 
ausgleich unterliegen, ſich aber von den animaliſchen Lebensmitteln 
jetzt immer weiter im Preiſe entfernen u 
Eine große Rolle ſpielen auch die urſprünglichen Verbrauchs⸗ | 
gewohnheiten. Wenn fie ftark gefährdet find, etwa infolge eines 
außerordentlich großen Kartoffelmangels bei ſonſt verhältnismäßig 
reichen Nahrungsmittelvorräten, ſo iſt es ſehr wohl denkbar, daß 
der Konſument die Kartoffel weit über ihren Nährwert hinaus be⸗ 
zahlt, aber nicht ſo ſehr aus phyſiologiſchem Bedürfnis als ſeinen 
Speiſegewohnheiten zuliebe. Auf der anderen Seite kann das allzu 
ſtarke Überwiegen eines einzelnen Nahrungsmittels, etwa der Kohl. 
rübe, den Widerwillen dagegen ſo ſtark ſteigern, daß ihr i weit 
unter ihren, Nährwert ſinkt. Br 
Welche Bedeutung die Verbrauchsgewohnheiten haben, hat auch | 
die Tatſache erwieſen, daß der Abſatz von Muſcheln und Plattfiſchen; 
auf große Schwierigkeiten geſtoßen iſt, weil die Bevölkerung im 
Frieden an ihren Konſum nicht gewöhnt war. Auch das Pferde⸗ 
fle 1 hat nur langſam und unter dem ſchärfſten Druck des Mangels 
nen größeren Markt gefunden und hohe Preiſe erzielt. Im all⸗ 
gemeinen läßt ſich wahrnehmen, daß, je geringer der Bildungsgrad der 
Menſchen iſt, ihnen die Anpaſſung an ungewohnte Nahrung um ſo N 
ſchwerer fällt. Aus dieſem Grunde wird es dem Durchſchnitts⸗ 
engländer, um einen internationalen Vergleich zu wählen, bei ſeinem 
verhältnismäßig tiefen Bildungsniveau beſonders ſchwer werden, fi 
neuen Verbrauchsſitten zuzuwenden. Die Zunahme des Verbrauchs 
an Pferdefleiſch in 1 0 konnte daher von der Preſſe mit einem 
gewiſſen Recht als ein bedenkliches Symptom der Ernährungslage 5 
in England bezeichnet werden. * 
Das Geſetz des Preisausgleichs kann ſomit nur voll zur Wirkung 
kommen, wenn der Mangel ſich auf ſämtliche Lebensmittel einiger? 
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maßen gleichmäßig erſtreckt; es tritt alſo um ſo ſchärfer hervor, 
nicht nur je größer, ſondern auch je gleichmäßiger der Mangel an 
Nahrungsmitteln iſt. 
Die zweite Durchbrechung der Tendenz iſt durch die Ab- 
ſtufung des Einkommens gegeben. Die Höhe eines Preiſes wird 
nämlich, was die Nachfrageſeite betrifft, durch diejenige Einkommens⸗ 
gruppe beſtimmt, deren Kaufkraft noch hinreicht, um mit den höheren 
Einkommensklaſſen zu konkurrieren. Wenn der Vorrat eines Pro- 
duktes ſo groß iſt, daß er, nachdem der Bedarf der kaufkräftigeren 
Schichten gedeckt iſt, auch zur Verbrauchsbefriedigung der Minder⸗ 
bemittelten hinreicht, ſo wird die Kaufkraft der letzteren für die 
Höhe des Preiſes ausſchlaggebend. Wenn es ſich dagegen um ein 
Produkt handelt, deſſen Menge nur für den Konſum der reichen 
Bevölkerungsſchichten hinreicht, ſo werden ausſchließlich dieſe die 
Preisbildung beeinfluſſen. So kann es kommen, daß Brot und Kar⸗ 
toffeln, als die Nahrungsmittel der großen Maſſe, auch bei großem 
und gleichmäßigem Nahrungsmittelmangel einen im Verhältnis zum 
Nährwert ſehr viel niedrigeren Preis behalten als etwa Fleiſch oder 
ſeltene Kolonialwaren, die in den unteren Schichten des Konſums 
überhaupt keine oder nur eine geringe Rolle ſpielen. Wie ſtark eine 
beſtimmte Einkommensabſtufung die Tendenz des Preisausgleichs in 
dieſer Beziehung aufheben kann, hängt daher von den urſprünglichen 
Konſumgewohnheiten der großen Maſſe ab. Sie ſind in Italien 
andere als in England, in Rußland andere als in Frankreich. 
Fiaſſen wir zuſammen: Der Preis der landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
dukte ſteht in normalen Zeiten in naher Fühlung mit den Pro— 
duktionskoſten. Bei eintretendem Mangel aber löſt er ſich davon los 
und wird durch die Dringlichkeit der Nachfrage an die Kaufkraft⸗ 
grenze herangepreßt. Während die Lebensmittelpreiſe im Frieden 
daher in der Hauptſache die Relationen der Koſten widerſpiegeln, 
bringen ſie nunmehr die Relationen des Nutzens zum Ausdruck. 
Infolge des Beſtrebens der Verbraucher, mit einem gegebenen Ein— 
kommen den gewohnten Bedarf an Nährwerten möglichſt vollſtändig 
zu decken, erfaßt die Teuerung, welches die Vorratsverminderung 
auch immer ſei, am ſchärfſten die billigſten Lebensmittel. Es ent⸗ 
ſteht jo eine Tendenz zum Preisausgleich gemäß dem Nährwert. 
Dieſe wird allerdings durchbrochen, und zwar einerſeits durch den 
Umſtand, daß die Nahrungsmittel nicht reſtlos gegenſeitig vertretbar 
ſind, und anderſeits durch die Verſchiedenheit der Einkommensſtufen. 
Unter Berückſichtigung dieſer Einſchränkungen lautet der Satz vom 
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Preisausgleich: Die Preisrelationen der Nahrungsmittel 
entſprechen um ſo mehr den Proportionen ihrer Nähr— 
werte, je ſtärker und je gleichmäßiger der Mangel iſt, 
und je mehr ſich auch die unteren Einkommensſtufen 
am Wettbewerb der Nachfrage beteiligen können. 


3. Bemerkungen zur Wert⸗ und Preistheorie 

Fragen wir uns, ob unſer Satz vom Preisausgleich mit den 
Lehren der beiden Hauptparteien der Preistheorie im Einklang ſteht, 
ſo wäre darauf zu erwidern, daß er der Auffaſſung der Koſten⸗ 
theoretiker jedenfalls nicht widerſpricht, da dieſe der Frage nach 
der oberen Grenze der Preisbewegung überhaupt nicht nähergetreten 
find. Mit der ſubjektiven Wertlehre, mit der Grenznutzentheorie, iſt 
er dagegen weniger in Übereinſtimmung zu bringen, obwohl er oder 
vielmehr weil er ihr viel näher verwandt iſt. 

Die Grenznutzentheoretiker werden ihn aus zwei Gründen ablehnen: 

Erſtens, weil er den Nährwert und damit einen „objektiven 
Gebrauchswert“ zur Grundlage hat, welcher von der ſubjektiven 

Wertlehre als Erklärungsprinzip ausdrücklich abgelehnt wird: der 
Kern ihres Syſtems iſt der ſubjektive Gebrauchswert. 

Wert im objektiven Sinne iſt nach Böhm⸗Bawerk „die Kraft | 
oder Tüchtigkeit eines Gutes zur Herbeiführung irgendeines objek⸗ 
tiven Erfolges“, „ſubjektiver Wert dagegen die Bedeutung, die ein 
Gut oder ein Güterkomplex für die Wohlfahrtszwecke eines Subjektes 
beſitzt“. Beide Werte können vollſtändig auseinandergehen. Waſſer 
hat immer die Eigenſchaft, den Durſt zu löſchen, behält alſo immer 


objektiven Gebrauchswert. Ob es auch ſubjektiven Wert hat, hängt 


von den verfügbaren Vorräten ab. Dem Wanderer in der Wüſte 
bedeutet der letzte Becher Waſſer mehr als der koſtbarſte Diamant, 
während für uns das Waſſer überhaupt keinen ſubjektiven Gebrauchs⸗ 
wert hat. Nur unter Berückſichtigung der vorhandenen Vorräte kann 
dieſer daher beurteilt werden. | 

Er ift um fo größer, je mehr und je wichtigere Bedürfniſſe ein 
Gut zu befriedigen vermag, und je geringer die vorhandenen 
Vorräte ſind. In dem Streben nach ſchärferer Formulierung 
dieſes Satzes iſt man zu dem Begriff des Grenznutzens gelangt, als 
welchen man den geringſten Nutzen bezeichnet hat, den der Einzelne 
aus dem verfügbaren Vorrate eines Gutes erzielt. Nach dieſem 
Grenznutzen nun bemißt ſich der ſubjektive Gebrauchswert. „Nicht 
der größte Nutzen alſo, den das Gut ſtiften könnte, iſt für ſeinen 
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Wert maßgebend, auch nicht der Durchſchnittsnutzen, den ein Gut 
ſeiner Art ſtiften kann, ſondern der kleinſte Nutzen, zu deſſen Herbei⸗ 
führung es oder ſeinesgleichen in der konkreten wirtſchaftlichen Sach— 
lage rationellerweiſe noch verwendet werden dürfte.“ Damit iſt nun 
geſagt, daß für ein Wirtſchaftsfubjekt der ſubjektive Gebrauchswert 
von einem Sack Mehl bei einem Geſamtvorrat von zehn Säcken ge— 
ringer iſt als bei einem Vorrat von neun Säcken. | 
Um wieviel dieſer Wert geringer iſt, wird damit aber nicht ge- 
zeigt. Noch weniger aber wird damit erklärt, wie ſich die ſubjektiven 
Gebrauchswerte zweier Güter zueinander verhalten, wenn dieſe un⸗ 
vertretbar ſind, wie etwa ein Rock und ein Paar Stiefel. Am 
wenigſten aber wird mit dem Begriff des Grenznutzens verſtändlich 
gemacht, welches Wertverhältnis bei Gütern vorliegt, welche ganz 
verſchiedenen Verbrauchszwecken dienen, wie etwa ein Sack Mehl und 
ein Winterrock. | 
| Daraus geht hervor, daß aus dem ſubjektiven Gebrauchswert 
die Preiſe niemals reſtlos erklärt werden können. Nur wenn die 
ſubjektiven Gebrauchswerte in genau ausdrückbare Relationen zu⸗ 
einander gebracht werden könnten, wären ſie eine brauchbare Unter⸗ 
lage für die Erklärung auch der Preisrelationen. Daß der ſubjektive 
Wert eine bei den ſtändigen Schwankungen der Bedürfniſſe und der 
Vorräte ewig wechſelnde Größe iſt, wird in der Grenznutzenlehre 
ſelber immer ſcharf betont. Böhm⸗Bawerk bezeichnet die von ihm 
vertretene Theorie „als eine Kaſuiſtik darüber, wann, unter welchen 
Umſtänden und wieviel von einem Gute für unſere Wohlfahrt ab- 
hängt“. Es iſt damit im Grunde, wenn auch ungewollt, der Ver⸗ 
zicht auf weitere Schlußfolgerungen ausgeſprochen. In der Tat iſt 
es der Grenznutzenlehre nicht gelungen, mit Hilfe ihres Grundbegriffs 
irgendwelche Preiserſcheinungen beſſer zu erklären, als es ſchon durch 
den Satz von Angebot und Nachfrage, von Vorrat und Bedarf, 
möglich iſt. Eine theoretiſche Verknüpfung der Grenznutzentheorie 
mit der Preislehre wird gewöhnlich durch den Begriff der „Schätzungs— 
ziffern“ verſucht. Die Höhe des Marktpreiſes, ſagt Böhm-Bawerk, 
wird begrenzt und beſtimmt durch die Höhe der ſubjektiven Wert- 
ſchätzungen der Marktparteien. Wie wir gezeigt haben, können aber 
derartige ſubjektive Wertſchätzungen in Wirklichkeit keinen zahlen- 
mäßigen Ausdruck finden, denn für ſubjektive Werte gibt es keine 
feſten Relationen. Alle Schätzungsziffern, die von den Grenznutzen— 
theoretikern zur Erläuterung der Preisbildung angeführt werden, 
ſind reine Fiktionen und niemals praktiſch anwendbar. 
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Der tteſere Grund dafür iſt der, daß ſich ein Nutzen mit einem 
anderen nicht ohne weiteres vergleichen läßt, ſondern nur dann, 
wenn beide auf einen gemeinſamen Nenner zurückgeführt werden 
können. Das iſt eine Tatſache von pſychologiſcher Evidenz. Sofern 
es ſich um Güter handelt, die in irgendeinem Sinne gegenſeitig ver⸗ 

tretbar ſind, kann dieſer Generalnenner die Einheit eines objektiven 
Wertes, eines objektiv beſtimmbaren Nutzens fein, bei den Nahrungs⸗ 
mitteln zum Beiſpiel die Kalorie. Im allgemeinen aber iſt, wie in 
der Grenznutzenlehre richtig nachgewieſen wird, dieſer objektive Wert 
für die ſubjektiven Wertſchätzungen von nur beſchränkter Bedeutung. 
Nur unter beſonderen Verhältniſſen tritt er hervor. 
| Es gibt aber einen anderen. Generalnenner, der viel umfaſſendere 
Anwendung findet. Das ſind die Koſten. Damit kommen wir zum 


zweiten Punkt, in welchem unſere obigen Deduktionen von der Grenz⸗ 


nutzentheorie abweichen. Am ſchärfſten hat bekanntlich Carl Marx 
darauf hingewieſen. Er ſagt: „Um den Flächeninhalt aller grad⸗ 
linigen Figuren zu beſtimmen und zu vergleichen, löſt man ſie in 
Dreiecke auf . . . Ebenſo find die Tauſchwerte der Waren zu redu⸗ 
zieren auf ein Gemeinſames, wovon ſie ein Mehr oder Minder dar⸗ 
ſtellen. Dieſes Gemeinſame kann nicht eine geometriſche, phyſi⸗ 
kaliſche, chemiſche oder ſonſtige natürliche Eigenſchaft der Waren 
ſein. Sieht man nun vom Gebrauchswert der Warenkörper ab, ſo 
iſt nichts von ihnen übriggeblieben als dieſelbe geſpenſtige Gegen⸗ 
ſtändlichkeit, eine bloße Gallerte unterſchiedsloſer menſchlicher Arbeit 

Dieſe Dinge ſtellen nur noch dar, daß in ihrer Produktion menſchliche 


* Arbeitskraft verausgabt, menſchliche Arbeit aufgehäuft iſt.“ 


Marx hat damit zum Ausdruck gebracht, daß wirtſchaftliche 
Werte miteinander nur dann vergleichbar werden, wenn ſie auf einen 
Generalnenner reduzierbar ſind. Dieſer Generalnenner aber iſt für 
ihn ausſchließlich die nach Stunden meßbare Arbeitszeit. Marx 
ſpricht freilich unmittelbar von dem Tauſchwert, von den Preiſen. 
Sein Satz ließe ſich aber auch auf den ſubjektiven Gebrauchswert an⸗ 
wenden; denn auch ein Robinſon iſt nicht in der Lage, zu ſagen, 
warum er ſeine Bank höher ſchätzt als ſeinen Tiſch oder ſeinen Rock 
höher als feine. Schuhe, wenn er ſich nicht der darauf verwandten 

Arbeit erinnert. | 
| Freilich hat Marx nicht berückſichtigt, daß die Brücke zwiſchen 
Koſten und Nutzen abgebrochen ſein kann. Dieſer Fall aber liegt 
vor, wenn die Vermehrbarkeit der Güter aufgehoben oder beſchränkt 
iſt. Dann bleibt dem Verbraucher nichts übrig, als zu einem 


N 
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‚ anderen Maßſtab zu greifen, zum Nutzen ſelbſt, für den freilich ein 
Generalnenner nicht immer möglich iſt. Selbſt für die Nahrungs⸗ 


mittel iſt ein ſolcher in normalen Zeiten nicht vorhanden, denn dann 


wird eine Speiſe nicht nur infolge ihres Nährwertes geſchätzt, ſondern 
auch auf Grund unendlich vieler anderer Eigenſchaften, wie des 
Geſchmacks, des. Geruchs, der Verdaulichkeit uſw. Erſt wenn der. 


hereinbrechende Mangel die Haupteigenſchaft der Nahrungsmittel, 
ihren Nährwert, hervortreten läßt und alle anderen nebenſächlichen 


Momente der Bewertung beiſeite ſchiebt, iſt ein Generalnenner ge- 


gleichen. | 
Wird der Generalnenner nicht gefunden, dann kann er nur durch 
ein vages, unbeſtimmtes Gegeneinanderabwägen des Nutzens erſetzt 


wonnen, der es erlaubt, Nutzen und Nutzen miteinander zu ver- 


werden. Mit den feſten Relationen des Nutzens und der Koſten geht 


den Preisbewegungen faſt jeder Halt verloren. Ein Stützpunkt iſt 
ſchließlich nur durch das Geſamteinkommen, als äußerſter Grenze, 


gegeben. | | 


ne; Zweiter Abſchnitt | 

Die Tatſachen der Teuerung 

1. Gegenteil und Vorſtufe 
Wenn es richtig iſt, daß bei reichlicher Verſorgung die Preis⸗ 
relationen in der Hauptſache durch die Produktionskoſten und nicht 
durch die Relationen des Nutzens beſtimmt werden, ſo müſſen in 
landwirtſchaftlich reichen Neuländern die Preiſe der Lebensmittel 


ihrem Nährwert am wenigſten entſprechen, es ſei denn, daß der 
Zufall Koſten und Nährkraft parallel gehen läßt. Mir liegen gerade 


einige Angaben über die Preiſe in Auſtralien für 1912 vor (Aereboe, 
Betriebslehre, S. 229.) Damals koſtete dort: 


1 dz Rindfleiſ9 e . . 20 Mk. 
1 ⸗Hammelfleiſ hre... 40 = 
1 = Lammfleiſ hh 60 = 
| 1.=- Nafer 2.8 Eu 54 „ nn. | 
1 Weiten 2: 2 nes eu nn 13 
L Gerſ e le 
1 = KartoffelulanMM nl 9 = 


In Weſteuropa ſind bekanntlich derartige Preisunterſchiede zwiſchen 
den einzelnen Fleiſchſorten (bei der Ahnlichkeit des Nährgehalts) un⸗ 
denkbar und unter normalen Verhältniſſen auch unter den Getreide⸗ 


arten ſelten. Kartoffeln und Getreide verhalten ſich bei uns ſeit 
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En a ſowohl in ihren Preiſen wie in ihrem Kaloriengehalt, an⸗ 
nähernd wie 1: 4. In Auſtralien aber iſt zum Beiſpiel der Hafer⸗ 
preis dem Kartoffelpreis gleich. Es beſtätigt ſich alſo, daß Preis 


und Nährwert hier völlig auseinanderklaffen. 

Aber auch in den dichtbevölkerten weſteuropäiſchen Wirtſchafts⸗ 
gebieten herrſchte dank der überſeeiſchen Zufuhren keineswegs vor dem 
Kriege das harte Geſetz des Mangels, die Tendenz des Preisaus⸗ 


gleichs; die Preiſe der landwirtſchaftlichen Produkte ſtanden auch hier 
dem unteren Pole der Preisbewegung näher als ihrer oberen Grenze. 


Betrachten wir nun. wie ſie ſich bei beginnendem Mangel ge⸗ | 


ftalten mußten. 


„Engel berechnete um 1850, daß nach den Marktpreiſen in 
Preußen ein Ernteausfall von 1 9% die Preiſe um 2½ in die 


Höhe treibt. Dieſer Satz hat aber natürlich keine Allgemeingültig⸗ 


keit. Wie ſtark der beginnende Mangel wirkt, hängt nämlich einmal 


von dem Stande der Lebenshaltung und dann von der Kaufkraft 
der Bevölkerung ab. Wo ein luxuriöſer Nahrungsmittelhaushalt 
beſteht, wo eine Art Überernährung vorliegt, wird Verringerung des 
Angebots an Lebensmitteln zunächſt vielleicht nur zur Einſchränkung 


der Vergeudung und zu ſparſamerer Wirtſchaft führen. Es iſt daher 


ſehr wohl möglich, daß ſchwacher Mangel die Preiſe nur wenig in | | 


die Höhe treibt. Gleichzeitig hängt es aber auch von der Kaufkraft 
der Bevölkerung ab, wie der Markt auf Vorrats⸗ und Angebots⸗ 
verminderungen reagiert. In einem reichen Lande wird ceteris 
paribus eine viel ſchärfere Teuerung eintreten als bei einer Sr 


völkerung mit ſchwachem Einkommen. 


ITnm allgemeinen werden freilich dieſe bäder nene ſch aus⸗ | 
gleichen. Denn großes Einkommen und reiche Lebenshaltung pflegen 


Hand in Hand zu gehen. Jedoch beſtehen hierbei Unterſchiede. 


Sparſam veranlagte Völker, wie die Franzoſen, ſtehen trotz 
großen Reichtums dem Minimum der Lebenshaltung von vorn⸗ 


herein näher als Völker mit üppigeren Verbrauchsſitten, wie die 


Engländer oder Nordamerikaner. Eine Verbrauchseinengung iſt daher 


bei jenen ſchwerer durchführbar und dürfte ſchärfere Preisſteigerungen 
bewirken. Eine Unterſuchung müßte zeigen, ob zwiſchen Frankreich 
und England beiſpielsweiſe dieſer Unterſchied bemerkbar geworden iſt. 
Auf der anderen Seite gibt es Länder, wo eine reiche Ernährung 


mit geringer Kaufkraft Hand in Hand geht. Dahin gehört ein Teil 


der Neuländer. Daß die Preiſe der landwirtſchaftlichen Produkte 


dort ſehr viel ſtabiler zu ſein pflegen als anderswo, daß Mißernten 
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die Preiſe viel weniger beeinfluſſen, hängt wohl teilweiſe hiermit zu⸗ 
ſammen. In meinem Buche über Chile habe ich zeigen können, daß der 
Kartoffelpreis dort trotz der größten landwirtſchaftlichen und allgemein- 
wirtſchaftlichen Umwälzungen viele Jahrzehnte hindurch die gleiche 
Höhe innegehalten hat. Im mittelalterlichen England iſt wohl auch 


mit aus dieſem Grunde der Weizenpreis von der Mitte des 13. Jahr⸗ 


hunderts bis 1500, alfo 2½ Jahrhunderte lang, nahezu konſtant geblieben. 
Ahnliche Zuſammenhänge ſind auch bei uns unter den jetzigen 
Verhältniſſen zu beobachten. Wenn nämlich in Süddeutſchland die 
Lebensmittelpreiſe, die vor dem Kriege dort höher waren als in 
Norddeutſchland, im Laufe des Krieges weniger geſtiegen ſind als 
hier, ſo läßt ſich das ebenſowohl mit der auch im Kriege reichlicheren 
Verſorgung oder der gleichgebliebenen Kaufkraft wie auch damit er— 
klären, daß die Lebenshaltung dort von Anfang an üppiger geweſen 
iſt. Die beſonders reichliche Fleiſchernährung der Münchener Be 
völkerung iſt eine notoriſche Tatſache. N 
Wenden wir uns nunmehr der Preisbewegung zu, ſo wie ſie 
ſich in Deutschland ſeit Ausbruch des Krieges geſtaltet hat, ſo 
haben wir in der Hauptſache drei Phaſen zu unterſcheiden: 
1. Die erſte reicht etwa bis zum Anfang des Jahres 1915. Sie 
wird gekennzeichnet durch leichte, kaum fühlbare Einſchränkungen 
auf gewiſſen Gebieten des Konſums, durch Erſparniſſe im 
hauswirtſchaftlichen Betriebe und wohl auch durch Vorrats— 
anſammlungen der Privathaushaltungen. Gleichzeitig macht 
ſich ſchon eine Umſtellung des Verbrauchs bemerkbar, 
eine Umſchaltung der Nachfrage auf die billigeren Nahrungs⸗ 
mittel. Die Lebenshaltung erfährt alſo bereits eine gewiſſe 
Umformung. 


2. Die zweite Phaſe ſcheint mir bis zur Mitte des Jahres 1916 


zu führen. Ich möchte ſie als die Periode der Verbrauchs— 
verminderung bezeichnen. Zur fortſchreitenden qualitativen 
Verſchlechterung der Lebenshaltung (Verbrauchsumſtellung) 
geſellt ſich eine quantitative Herabſetzung der Konſumtion. 
Aber noch reichen die Vorräte zur Bedarfsdeckung im ganzen aus. 

3. Die dritte Phaſe, die etwa um die Mitte des Jahres 1916 be⸗ 
ginnt, kann als die Periode der öffentlichen Bewirt— 
ſchaftung charakteriſiert werden, denn jetzt vermag die Hungers— 
not nur durch ſtrenge Rationierung und durch harte Ein- 
ſchränkungen auf weiten Strecken des e gebannt zu 
werden. 
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Während die erſte Periode noch faſt vollſtändig im Zeichen des 
freien Handels ſtand, iſt in der zweiten das Syſtem der gebundenen 
Wirtſchaft ſchon ziemlich tief in das Gebiet der Lebensmittel⸗ 


verſorgung eingedrungen, aber noch laſſen ſich deutlich die Geſetz⸗ 


mäßigkeiten der freien Preisbildung erkennen. Die dritte Periode 
dagegen wird jo gut wie nach allen Richtungen hin durch die ſtaat⸗ 
liche Regelung, durch ee Beſchlagnahme und Rationierung, 
umklammert. 

Durch die öffentliche Bewirtſchaftung bleiben wir vor einer 
vierten Phaſe der Teuerung bewahrt, wie ſie zum Beiſpiel 1871 im 
belagerten Paris und während dieſes Krieges in einigen ruſſiſchen 
Städten herrſchte. Hier nach Geſetzmäßigkeiten der Preisentwicklung 
zu fragen, erſcheint faſt müßig, denn wenn jede geregelte Verſorgung 
aufhört, verliert das ökonomiſche Prinzip feine, Wirkſamkeit. Die 


Preiſe, die zuſtande kommen, ſind Produkte der Angſt, die ohne 


wirtschaftliche Überlegung gebildet werden und ſich daher der national» 
ökonomiſchen Betrachtung entziehen. 


2. Die erſte Phaſe der 8 Auguſt 1914 si 


Anfang 1915 

Die Berechnungen, die bald nach Kriegsausbruch über den durch 
die Abſperrung hervorgetretenen Ausfall an Nahrungs- und Futter⸗ 
mitteln angeſtellt wurden, haben zu dem Ergebnis geführt, daß in 
den letzten Friedensjahren der Bedarf an Eiweiß zu 25—35 %, der 
an Fett zu 40—45 %, der an Kohlehydraten etwa zu 10 % durch 
die Einfuhr gedeckt worden iſt. Auf den erſten Blick ergibt ſich 
hieraus für, die Preisentwicklung die Folgerung, daß ſich am wenigſten 
die ausſchließlich oder vorwiegend Kohlehydrate ſpendenden Stoffe, 
am ſtärkſten aber die Eiweiß und noch mehr die Fettträger hätten 
verteuern müſſen. Insbeſondere war — bei Anwendung derſelben 
Logik — für die nur im Inlande erzeugten Kartoffeln ein Gleich⸗ 
bleiben und für den Zucker, deſſen bisherige Ausfuhr nun fortfiel, 
gar ein Sinken der Preiſe anzunehmen, während für Brotgetreide, 
das zu etwa 8 Jo. importiert wurde, eine beträchtliche Preisſteigerung 
zu erwarten war, und noch mehr für die in noch höherem Grade 
eingeführten Hülſenfrüchte und Futtermittel ſowie für die anima⸗ 
liſchen Produkte; hinſichtlich der letzteren allerdings erſt nach Auf⸗ 
hören der durch die Futternot herbeigeführten Abſchlachtungen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Abſperrung der Zufuhren 
die Preisbildung zunächſt in dieſem Sinne beeinfluſſen mußte, ſoweit 


7 


142 . 5 Ern Wagemann BE [142 5 


und ſolange nämlich die Verhältniſſe der Angebotſeite für die Preis⸗ 
bildung ausſchlaggebend blieben. Dann aber mußte die wachſende 
Dringlichkeit der Nachfrage der Tendenz des Preisausgleichs zu ihrem 
Rechte verhelfen und eine gewiſſe Umkehrung i in der Preisentwicklung 
A 
Übrigens erfuhr die Abſperrung vom Weltmarkte, beſonders in 
ber erſten Zeit des Krieges, noch zahlreiche Ausnahmen. Da über: 
dies im Jahre 1914 eine verhältnismäßig gute Ernte eingebracht 
wurde, eine Ernte, die in allen Hauptfrüchten etwa dem Durchſchnitt 
der letzten fünf Friedensjahre gleichkam, ſo konnte ſich zunächſt kein 
großer Mangel fühlbar machen, zumal aus der Friedenszeit noch ſehr 
beträchtliche Lebensmittelvorräte vorhanden waren. 
Trotzdem wurden eine Reihe von ernährungspolitiſchen Maß⸗ 
regeln ergriffen, freilich mehr aus Sorge für die Zukunft, als um 
einer augenblicklichen Notlage abzuhelfen. Die Branntweinerzeugung 
wurde kontingentiert (15. Oktober 1914), gewiſſe ee ee 
wurden erlaſſen (28. Oktober 1914, Verſchärfung 25. Januar 1915), 
der Ausmahlungsſatz wurde ein wenig heraufgeſetzt und die Brot- 
ſtreckung mit Kartoffeln verfügt (28. Oktober 1914, Verſchärfung 
5. Januar 1915). Auf der anderen Seite waren jedoch noch Maß— 
regeln erforderlich, um ein Überangebot und damit einen die Produktion 
ſchädigenden Preisdruck zu verhindern: Beſchränkungen des Zucker⸗ 
handels (31. Oktober 1914) und ein zeitweiliges Schlachtverbot für 
Rindvieh (11. September 1914) wurden für nötig gehalten. Gleich⸗ 
zeitig wurde mit der Einführung von Höchſtpreiſen begonnen. Es 
wurden Erzeugerpreiſe, zunächſt für Brotgetreide und Gerſie 
(28. Oktober 1914) und dann für Hafer (5. November 1914) er⸗ 
laſſen. Auch die Kartoffeln wurden bereits, wenn auch nur partiell, 
mit Höchſtpreiſen bedacht (23. November 1914). Jedoch waren dieſe 
Preisfeſtſetzungen wenig wirkſam, da fie nicht mit allgemeiner Be— 
ſchlagnahme verbunden waren. Ohnehin galten ſie nur für den 
Großverkehr. Für den Kleinverkauf war den lokalen Behörden zwar 
die Ermächtigung erteilt, Höchſtpreiſe einzuführen; davon wurde aber 
nur wenig und im allgemeinen nur vorübergehend Gebrauch gemacht. 
Es herrſchte ſomit im großen und ganzen noch die freie Preisbildung. 
Betrachten wir ihre Entwicklung im Berliner Kleinhandel (fiehe 
Tabelle I des Anhangs). Ein Preisausgleich iſt noch kaum zu be- 
obachten. Immerhin iſt wahrzunehmen, daß ſowohl bei Rindfleiſch 
wie bei Schweinefleiſch die geringere Sorte ſich mehr verteuert als 
die beſte. Beim Kalbfleiſch zeigt die Notierung für die beſte Sorte 
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ſogar einen Rückgang. Die Tendenz kommt auch ſchon inſofern zum 
Vorſchein, als die Kleinhandelspreiſe für Kartoffeln weit ſtärker an⸗ 
ſteigen, als der durchſchnittlichen Teuerung entſprochen hätte. In 
Berlin ſelbſt freilich iſt das nicht der Fall, weil hier bereits ein 
Höchſtpreis dafür eingeführt worden war. Daß dieſe Maßregel für 
notwendig gehalten wurde, deutet aber darauf hin, daß — jedenfalls 
nach Anſicht der kommunalen Inſtanz — die Steigerung damals 
ſchon nicht in einer Erhöhung der Produktionskoſten begründet war, 
ſondern von der Nachfrageſeite her herbeigeführt wurde. 

Auf der anderen Seite freilich ſehen wir, daß, im Gegenſatz zu 
unſerer Tendenz, gerade die koſtſpieligſten vegetabiliſchen Produkte, 
wie die Hülſenfrüchte, die größte Preisſteigerung erfahren haben; 
dieſe verteuern ſich um das Doppelte und Zweieinhalbfache, und 
zwar offenſichtlich aus dem Grunde, weil Hülſenfrüchte in beſonders 


hohem Grade importiert worden waren. Ebenſo hat bei der im 


Frieden ſehr großen Einfuhr von Gerſte der Graupenpreis ver⸗ 
hältnismäßig ſtark angezogen. Damit kommt deutlich zum Ausdruck, 
daß die Verhältniſſe der Angebotſeite noch immer in erſter Linie den 


Ausſchlag geben. Auch die Fleiſchpreiſe ſind ein Zeugnis dafür; 


denn daß ſie im ganzen weniger ſcharf in die Höhe gehen als die 
Preiſe der vegetabiliſchen Produkte, kann ebenſogut mit der Tendenz 
des Preisausgleichs wie damit erklärt werden, daß der Ausfall an 
Futterſtoffen die Dringlichkeit des Angebots von Vieh erhöht hat. 
Ja, man wird dies Moment durchaus als den entſcheidenden Be⸗ 
ſtimmungsgrund anſehen müſſen und den anderen, die Tendenz des Preis⸗ 

ausgleichs, höchſtens als ſekundären Faktor in Rechnung ſtellen dürfen. 


3. Die zweite Phaſe der Teuerung: Anfang 1915 bis 


Mitte 1916 
Die erſte Zäſur in der Entwicklung der Teuerung wird durch 
die Zentraliſierung der Brotgetreideverſorgung bezeichnet, die An⸗ 


fang 1915 durchgeführt wurde. Sie war aus zwei Gründen not⸗ * 


wendig geworden. Zunächſt deswegen, weil mit dem immer größer 
werdenden Ausfall an Hülſenfrüchten, Reis und Nährmitteln der 


Verbrauch ſich immer ſtärker dem Brote zuwandte, und zweitens, 


weil die Futternot immer größer wurde. Dieſe führte auf der einen 
Seite zu einer Fülle von geſetzgeberiſchen Maßregeln, mit dem 
Zweck, die gewaltige Preisſteigerung auf dem Futtermittelmarkt zu 
bekämpfen und eine beſſere Verteilung der Futtermittel herbeizuführen. 


Auch eine Vermehrung der verfügbaren Mengen wurde, natürlich mit 
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geringem Erfolge, erſtrebt: durch ſtaatliche Förderung der Erſatz⸗ 
futtermittelgewinnung und durch andere Palliativmaßregeln, wie das 
Verbot, Melaſſe zu Zucker zu verarbeiten (8. Februar 1915). Auf 
der anderen Seite aber mußte verhütet werden, und das blieb die 
Hauptaufgabe, daß die für die menſchliche Ernährung erforderlichen 
Vegetabilien, wie insbeſondere das Brotgetreide, verfüttert würden. 
Das aber war nur durch ſtraffe öffentliche Bewirtſchaftung des Brot⸗ 
getreides zu erreichen. 

Die Kartoffel erfuhr ein ähnliches Schickſal wie das Brot. 
Immer ſchärfer konzentrierte ſich die Nachfrage auf dieſes billigſte 
Volksnahrungsmittel, das gleichzeitig zu einem immer dringlicher 
begehrten Futtermittel wurde. Sein Preis erreichte, ſelbſt nach der 
glänzenden Ernte des Jahres 1915, vielerorts eine Höhe, welche die 
minderbemittelte Bevölkerung ſchwer belaſtete. So kam es zur 


Gründung der Reichskartoffelſtelle im Oktober 1915, nachdem ſchon — 


vorher partielle Erzeugerpreiſe feſtgeſetzt worden waren, die man dann 
vorübergehend aufhob, aber am 28. Oktober 1915 wieder einführte, 
und zwar diesmal in durchgreifender, den ganzen Verkehr umfaſſender 
Weiſe. Im Anſchluß daran wurden in den meiſten Städten Höchſt— 
preiſe für den Kleinverkauf von Kartoffeln erlaſſen, ſoweit ſie nicht 
ſchon beſtanden. Die freie Preisbildung hört nunmehr alſo auch 
hier faſt gänzlich auf. Es läßt ſich daher nicht mit Sicherheit be⸗ 
urteilen, ob ſich der verhältnismäßig niedrige Preis, der im Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1915/16 notiert wurde, infolge der glänzenden Ernte auch 
bei freiem Handel eingeſtellt hätte. Wahrſcheinlich iſt es nicht. 
Jedenfalls hätte die Tendenz des Preisausgleichs ſehr ſcharf auf eine 
Preiserhöhung hingewirkt. 

Bei den übrigen Vegetabilien nehmen wir folgende Entwicklung 
wahr: Die Hülſenfrüchte verſchwinden im Laufe des Jahres 1915 
vom Markte, und bereits in den Monaten Auguſt Oktober bricht 
| daher für ſie jede Preisnotierung ab, nachdem ſie ſich um mehr als 
das e verteuert hatten. (Preis für 1 kg in Berlin:) | 

Juli 1914 Auguſt 1915 


Erbſen. 40 133 
Bohnen . 50 143 
Linſen 60 160, 


| Wir ſehen, daß die Preisſpannung, die im Frieden 10 und 

20 Pfennig betrug, nunmehr 10 und 27 Pfennig iſt; abſolut be⸗ 
trachtet iſt zwar keine Preisannäherung eingetreten, wohl aber in 
Prozenten der Preishöhe. Auch für Nährmittel hört die freie Preis⸗ 
bildung auf. | 
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Nur eine größere Gruppe von Vegetabilien blieb bis Mitte 1916 
dem freien Handel überlaſſen: das Gemüſe. Es erfuhr im Laufe 
der beiden Kriegsjahre eine Preisſteigerung von 100, 200, teilweiſe, 
ſogar 400 % .. Mohrrüben zum Beiſpiel verteuerten fi) gemäß den 

Notierungen in den Berliner Markthallen um 378 , Wirſingkohl 
um 291, Spinat um 175, Pfefferlinge um 161, grüne Bohnen um 
145, Weißkohl um 171 /. Teilweiſe war das die Folge der Ratio⸗ 
nierung auf den anderen Gebieten der Lebensmittelverſorgung, jo 
daß ſich der Verbrauch um ſo ſchärfer auf dieſe freigebliebenen 
Produkte ſtürzte. | | 

Macht ſich nun das Geſetz des Preisausgleichs auf dem Gemüſe⸗ 
markte bemerkbar? Sehr deutlich tritt es zutage, wenn man die 
Spargelpreiſe betrachtet. Dieſe waren im Mai für 100 Kg in Mark: 


1 g ‚1914 1916 
3 Spargel, I. Qualität 1142 110,9 
Ä * II. 73,4 74,9 

„ DI. .% 33,3 42,8 


Im allgemeinen ſehen wir zunächſt, daß beim Spargel nur eine 
geringfügige Verteuerung ſtattgefunden hat, entſprechend dem be⸗ 
| kanntlich außerordentlich geringen Nährgehalt dieſes Gemüſes. Inter⸗ 
eeſanter iſt aber noch, daß ſich der Spargel beſter Qualität ſogar 

| verbilligt, während ſich die zweite Qualität nur um 2%, die dritte 

; aber um 28 '/o im Preiſe erhöht hat. Bei den verſchiedenen Kohl⸗ 

| arten läßt fich eine ähnliche Tendenz wahrnehmen. 


Großhandelspreiſe in Verlin für 100 kg in Mark: 


f | | Steigerung Kalorien. 
. 1914 1916 in Prozent] je 100 g 
1 | I: 
Weißkohl (Februar) 4,5 12,2 171 24,9 

„ Grünkohl (Februar). 99 166 117 54,5 

f Rotkohl (S piember) . 6,1 15,8 151 26,9 

| 6,1 140 129 86,3 


Wirſingkohl (September). 


Die Preiſe, auf die Gewichtseinheit bezogen, rücken alſo immer 

mehr zuſammen. Freilich zeigt ſich, daß, während die Preisrelationen 
zwiſchen Weißkohl und Grünkohl im Frieden dem Nährwert ſehr 
genau entſprachen — hat dieſer doch einen mehr als doppelt ſo 
großen Kaloriengehalt als jener —, ein Preisausgleich nun einfach 
gemäß dem Gewicht eingetreten iſt. Ob darin nur ein falſches Ur⸗ 
teil der Konſumenten über den Nährwert zum Ausdruck kommt, oder 


ob die Konſervierbarkeit des Weißkohls in der Form von Sauer⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLIII 1. 10 
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kraut die Bevorzugung durch die Nachfrage bewirkt hat, oder ob 
noch andere Momente entſcheidend waren, mag dahinſtehen. Viel⸗ 
leicht kommt auch in Betracht, daß Grünkohl ein Gemüſe nur der 
reichen Leute iſt und nicht ein Artikel des Maſſenverbrauchs wie 
der Weißkohl. Jedenfalls zeigt ſich, daß die Gemüſearten, welche 
vorwiegend auf den Tiſchen der Wohlhabenden figurieren, eine ge— 
ringere Verteuerung aufweiſen als die übrigen. So waren die 


Preiſe 5 


Prozentuale 

| 1914 1218 Steigerung 
Teltower Rübchen 20,1 35,0 74 
Roſenkohl. . 418 70,2 68 


Auf der anderen Seite ſehen wir, daß gerade ausländiſche Ware, 
deren Zufuhr ſich im Kriege natürlich viel koſtſpieliger geſtaltet hat, 
in einzelnen Fällen beſonders teuer geworden iſt. So hat ſich der 
Preis für ausländiſchen Wirſingkohl von 3,9 auf 25,2 Mk. für 
100 kg, alſo um 546 %%, erhöht. 


Alles in allem wird man geſtehen müssen, daß die Gemüſepreiſe 


eine ziemliche Regelloſigkeit an den Tag legen, fo daß hier Geſetz— 
mäßigkeiten allgemeinerer Art nur ſchwer wahrzunehmen ſind. Es 
-ift aber auch begreiflich, daß, wo es ſich, wie hier, im allgemeinen 
um äußerſt leicht verderbliche Ware handelt, örtliche und zeitliche 
Momente beſonders ſcharf wirkſam werden. — 

Wenden wir uns den Preiſen der animaliſ chen Lebensmittel 
zu, ſo finden wir, daß ſie, wie zu erwarten war, eine ganz andere 
Entwicklung genommen haben als die Preiſe der Begelabilien. Stellen 
wir die gemäß dem Kriegsverbrauch gewichteten Durchſchnitte! der 
beiden Nahrungsmittelgruppen in ihrem Verlauf ſeit Kriegsbeginn 
einander gegenüber, ſo ergibt ſich folgendes (Preisſtand Oktober 


1913 er 1000): Begetabilife Animaliſche 


55 6 Lebensmittel 
Oktober 1918 &% 1000 1000 
April 1914. 1017 972 
Oktober 19114. 1195 1020 
April 1917 1618 1157 
Oktober 1915. 1409 1492 
April 19166 1491 2134 
Okiober 191 b 1431 2159 


1 Zugrunde gelegt wurde eine Kriegsration für eine Schwerſtarbeiterfamilie 
von wöchentlich 8000 g Brot, 1000 g Mehl, 14 000 g Kartoffeln und 900 g 
Zucker auf der einen Seite und von 975 8 Fleiſ ch, 300 8 Butter, 2 Eiern und 
5½ 1 Milch auf der anderen Seite. 
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Während ſomit die Vegetabilien bis zum Frühjahr 1915 in 
ihren Preiſen ſcharf anſteigen und dann unter der Einwirkung der 
öffentlichen Bewirtſchaftung wieder fallen, bleiben die Preiſe der 
animaliſchen Lebensmittel bis zum April 1915 dem Friedensſtande 
ſehr nahe, um dann ſtark emporzuſchnellen. Erſt im Frühjahr 1916 
etwa kommt dieſe Bewegung zum Stehen. Der Preisdurchſchnitt der 
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Vegetabilien, auf die Nährwerteinheit bezogen, verhält ſic daher zu 


dem der animaliſchen Lebensmittel: 


im Oktober 1913 wie 1: 4,8 
5 „ April 1914 1: 4,6 = 

„Oktober 1914 - 1:41, 

„ April 1915 -» 1:34 

„Oktober 1915 1: 5,0 

- April 1916 - 1:6,7 

Oktober 1916 - 1:71 

„ April 1917 » 1:68 

— „Oktober ⸗1917 =. 1:5,9 
s April 1918 - 158 


immer näher zuſammen, 


Die Preiſe der Lebensmittelgruppen rücken alſo nach Kriegsausbruch 


bis daß im April 1915 die animaliſchen 
Lebensmittel je Nährwerteinheit nur 3,4 mal fo teuer find als die 


Vegetabilien. Dann aber gehen ſie wieder auseinander, nachdem 


das Brotgetreide und die Kartoffeln in e Bewirtſchaftung 


genommen waren. 


Den animaliſchen Lebensmitteln gegenüber verhielt fi der 
Bei der großen Schwierigkeit 


| Geſetzgeber zunächſt ziemlich paffiv. 
der Materie, bei der Kompliziertheit der Verhältniſſe hatte eine 


ſtaatliche Regelung auf dieſem Gebiet für faſt unmöglich gegolten. 
Die erſten Anſätze dazu liegen im Herbſt des Jahres 1915. Damals 


wurden die fleiſch⸗ und fettloſen Tage eingeführt, 


das Verbot der 


Herſtellung von Sahne erlaſſen und die Ermächtigung zu Fiſch⸗ 
höchſtpreiſen erteilt. Eine einſchneidende Maßregel bedeuteten zu⸗ 


ö nächſt aber nur die am 4. November 1915 feftgefegten. Höchſtpreiſe 
für Schlachtſchweine und für Schweinefleiſch. 


Wieweit ſich die außerordentliche Preisſteigerung, die auf dem 


Gebiet der animaliſchen Lebensmittel im Frühjahr 1915 einſetzte, 


damit erklärt, daß die Rationierung der wichtigſten Vegetabilien den 
Verbrauch um ſo ſchärfer auf die übrigen Produkte gelenkt hat, iſt 


nicht leicht zu ſagen. Wenn man ſich fragt, wie ſich die Preiſe 


entwickelt hätten, falls auch die Vegetabilien dem freien Handel 


abesiaflen geblieben wären, ſo wird man darauf antworten können, 
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daß bie 3 des Preisausgleichs ſicherlich bis zu einem gewiſſen . | 
Grade weiter dahin gewirkt hätte, die beiderſeitigen Preisreihen 


einander näherzuführen. 
Auf der anderen Seite pee jedoch zwei ſehr wichtige 


Gründe dafür, daß die animaliſchen Lebensmittel auf die Dauer 


ſtärker im Preiſe geſtiegen wären — entgegen der Tendenz des 
Preisausgleiche. ne 
Erſtens kommt in Betracht, daß ſie ja ſchon zu Friedenszeiten 


in höherem Grade als die Vegetabilien von den wohlhabenden Haus⸗ 
haltungen konſumiert wurden. Ihr Preis wird alſo von vornherein 
mehr von den höheren Einkommensſtufen regiert, deren Kaufkraft⸗ 


grenze für Fleiſch, Fette, Eier uſw. ſehr hoch liegt. 


| Zweitens und vor allen Dingen iſt zu berüdlichtigen, daß die \ | 
TL Ernährungslage ſich im Laufe des Jahres 1915 fortdauernd ver 


ſchlechtert hatte. In dem Maße nun, wie die Geſamtheit der ver⸗ 
fügbaren Nährwerte ſich verringerte, mußte der Hunger gerade nach 
eiweiß⸗ und fetthaltigen Nahrungsmitteln immer mehr zunehmen. 


Nachdem auf der anderen Seite aber die Futternot zur Verminderung 
der Viehbeſtände geführt hatte und der fortdauernd ſich verſchärfende 


Mangel an Futtermitteln eine geringere Fleiſch-, Fett⸗ und Milch⸗ 
ergiebigkeit der Vieheinheiten bewirkte, mußte es immer ſchwieriger 


Bevölkerung an animaliſchen Lebensmitteln (das hygieniſche und 


an vegetabiliſchen Nahrungsmitteln war jedenfalls nicht entfernt ſo 
groß. Wir erinnern uns, daß die Tendenz des Preisausgleichs nur 
dann zur vollen Entfaltung gelangt, wenn der Mangel alle Lebens: 
mittelgruppen einigermaßen gleichmäßig trifft. Es iſt daher ſehr 
wohl möglich, daß auch bei freiem Handel auf allen Gebieten der 
Lebensmittelverſorgung die anfängliche Preisannäherung zwiſchen 
den beiden hauptſächlichſten Nahrungsmittelgruppen ſpäter ihrem 


Gegenteil Platz gemacht hätte. Vielleicht iſt alſo auch aus inneren 


wirtſchaftlichen Gründen zu erklären und nicht nur als Folge einer 


Politik, die zunächſt einſeitig die Vegetabilien mit Höchſtpreiſen be⸗ 


legte, daß die Preiſe der beiden Lebensmittelgtuppen ſo ſehr aus⸗ 


einandergehen. 

Innerhalb der animaliſchen Lebensmittel kommt die Tendenz 

des Preisausgleichs jedoch deutlich zum Vorſchein (vgl. Anhang, 
Tabelle II). Ä 


N die Fette ſich Härter verteuern als das Fleisch ließe ſich 


| 


phyſiologiſche Eiweiß- und Fettminimum) zu decken. Der Ausfall 


x 
i 


werden, den — inzwiſchen höher gewordenen — Minimalbedarf der | 
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zunächſt damit erklären, daß wir gerade hinſichtlich der Fettverſorgung 


vom Auslande beſonders abhängig waren, daß der Bedarf an Fett 


im Frieden zu 40 % durch die Einfuhr gedeckt wurde, ebenſogut | 
aber damit, daß Fett vor dem Kriege im Vergleich zu feinem Nähr⸗ 
wert beſonders billig war. 1000 Kalorien Butter zum Beiſpiel 
koſteten 36 Pfennig, 1000 Kalorien Rindfleiſch hingegen 1 Mark. 


Im einzelnen ſehen wir, daß die Preisſpannung zwiſchen dern 


beſten und der minderen Fleiſchſorte immer mehr verſchwindet. Bei 


Schweinefleiſch tritt im Oktober 1915 ſogar vollkommene Preis⸗ 
gleichheit ein. Die Tendenz greift auch über die einzelne Fleiſch⸗ 


gattung hinaus: Das urſprünglich teuere Kalbfleiſch wird allmählich, 
entſprechend ſeinem verhältnismäßig geringen Nährgehalt, zur billig⸗ 
ſten Fleiſchſorte. Das Schweinefleiſch hingegen, das im Frieden 


am billigſten war, findet jetzt einen ſeinem Nährgehalt würdigen 


Preis, einen Preis, der ſich über den der anderen Fleiſchgattungen 


weſentlich hinaushebt — bis die Geſetzgebung im November 1915 


dieſer Tendenz Einhalt gebietet. 
Ebenſo nähern ſich Schmalz und Eßbutter im Preiſe faſt voll⸗ 


ſtändig. Ja, das Schweineſchmalz, das im Frieden trotz ſeines 


höheren Nährwertes (885 Kalorien gegen 760 Kalorien bei Butter) 
ſehr viel billiger war — es koſtete in Berlin nur 185 Pfennig, 
Butter 280 Pfennig pro Kilogramm — iſt nunmehr, im Oktober 
1915, ſeinem Nährwert entſprechend, teuerer als Butter; ſein Preis iſt 
jetzt 583, der Preis der Butter 555 Pfennig pro Kilogramm. Speck 
bleibt entſprechend ſeinem Charakter als Rohſtoff des Schmalzes 


und ſeinem Kaloriengehalt von 677, gegenüber 885 bei Schmalz, | 


immer noch billiger. 
Beſonders ſcharf äußert ſich der Preisausgleid bei den Fön: 
Seeſiſche (friſche, in Eispackung) | 

Großhandelspreiſe in Berlin 
| Großhandelspreiſe für 100 kg in Mark 


Juni 1914 | Juni 1915 Juni 1916 

abſ. | Proz. | abſ. | Proz. | 
Sorte wm 
Kabeljau . . o. K. IIa | 264 | 1000 | 85,2 | 322,7 | 196,0 742,4 
Schelfiih.. II a 314 ! 100,0 81,6 | 2599 | 155,6 495,5 
Scholle. .. kleine |. 346 | 1000 1 57,6 | 1665 | 1162 | 3358 
Heitbutt .. Ua . 784 | 100,0 | 1168 | 1488 | 2282 291,1 
Steinbutt. IIa 119,2 | 100,0 | 1677 | 140,7 | 1618 135,7 
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Während im Juni 1915 die abſolute Erhöhung der Preiſe bei 
allen Fiſchgattungen ſo ziemlich dieſelbe iſt, wodurch freilich eine 
ſcharfe prozentuale Steigerung bei den urſprünglich billigeren Fiſch— 
ſorten entſteht, wird der Ausgleich im Juni 1916 faſt vollſtändig, 
derart, daß nunmehr von einem ziemlich einheitlichen Fiſchpreiſe ge— 
ſprochen werden kann. Kabeljau wird ſogar teuerer als der Stein- 
butt: vielleicht infolge des geringeren * da er „ohne Kopf“ 
| gehandelt wird. 


4. Die dritte Periode ı der Teuer ſeit Mitte 
Mai 1916 


Mit der Mitte des Jahres 1916 etwa beginnt eine neue Phaſe 
der Teuerung. Die Abſperrungsmaßregeln der Feinde werden immer 
ſchärfer. Die landwirtſchaftliche Produktion beginnt unter dem 
Mangel an künſtlichen Düngemitteln und an Arbeitskräften ſtark be— 
einträchtigt zu werden. Zu dem Abſinken der Erträge und der An- 
bauflächen infolge dieſer allgemeinen Verhältniſſe geſellt ſich im 
Jahre 1916 ein ſchwerer Mißwachs der Kartoffelernte. Die Futter⸗ 
not verſchärft ſich immer mehr. Bei Menſch und Vieh fangen die 
von beſſeren Zeiten her aufgeſpeicherten Reſerven an zu ſchwinden, 
kurz, der Mangel tritt in ein Stadium ein, in dem er nur durch 
ſtrenge und harte Diſziplinierung der geſamten Verſorgung erträglich 
gemacht werden kann. Die öffentliche Bewirtſchaftung erfährt daher eine 
immer weitere Ausdehnung. Sie ergreift Obſt und Gemüſe als die 
letzte große Gruppe der Vegetabilien, die noch dem freien Handel 
überlaſſen waren; ſie dehnt ſich aus auf den ganzen Vieh- und 
Fleiſchmarkt und erfaßt auch die übrigen tieriſchen Lebensmittel, die 
Speiſefette, die Eier, die Milch. Es bleibt jetzt kaum ein Gebiet 
der Lebensmittelverſorgung für die freie Wirtſchaft übrig; die freie 
Preisentwicklung hat damit in Deutſchland im weſentlichen aufgehört. 

Beobachten wir, wie der Geſetzgeber ſich zur Tendenz des Preis— 
ausgleichs verhalten hat, ſo iſt zunächſt klar, daß es ſich dabei um 
eine vollſtändig unbewußte Stellungnahme handelt, denn in der ge- 
ſamten Preispolitik hat dieſes Moment wohl niemals motivierend 
gewirkt. Wenn man die Geſamtheit der Preisfeſtſetzungen trotzdem 
unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, ſo läßt ſich feſtſtellen, daß die 
Geſetzgebung den Preisausgleich auf der einen Seite begünſtigt hat, 
während ſie ihm auf der anderen Seite entgegengetreten iſt: 

Eine Begünſtigung des Preisausgleichs hat inſofern ftattgefunden, 
als bei den Preisfeſtſetzungen die Unterſcheidung nach Qualitäten 
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möglichſt vermieden werden mußte, da eine behördliche Entſcheidung 
darüber, wie im Einzelfalle eine Ware einzuordnen iſt, faſt unüber⸗ 
windliche Schwierigkeiten bereiten und jedenfalls dem ganzen Ver⸗ 
waltungsapparat eine Aufgabe aufbürden würde, die nur der Handel 
befriedigend zu löſen vermag. Es kommt hinzu, daß jede Preis⸗ 
abſtufung, die nicht ſcharf erkennbare Merkmale zur Grundlage hat, 
nur zu Geſetzesumgehungen verleitet. 

So iſt man dazu gelangt, den Höchstpreis für Kartoffeln, ohne 
ihn nach Sorten zu differenzieren, einheitlich feſtzuſetzen. Ebenſo iſt 


man mit dem Höchſtpreis für die Hauptgetreidearten verfahren; hierbei 


ſind allerdings für den Fall der Beanſtandung ſeitens der Abnehmer 
gewiſſe Abzüge üblich, die aber nach deutlich hervortretenden Ab- 


weichungen von der Norm (Feuchtigkeitsgrad) erfolgen. 


Wie für den Großverkehr, ſo hat man im allgemeinen auch für 
den Kleinhandel zu einheitlichen Preiſen gegriffen. Beim Brot 
werden in vielen Gemeinden zwar zwei Arten unterſchieden, in manchen 
auch drei, aber vielerorts iſt man doch zu einem einheitlichen Kriegs⸗ 
brot und einem Einheitspreiſe dafür übergegangen. Beim Fleiſch iſt 
man von anfänglichen Verſuchen, die Preiſe abzuſtufen, mehr und 
mehr abgekommen und zu Einheitspreiſen für jede Fleiſchgattung 
(Rindfleiſch, Hammelfleiſch uſw.) gelangt. Ebenſo ſind die Preiſe 
für Butter, Eier und Vollmilch vereinheitlicht worden. Eine ans⸗ 


geſprochene Preisgliederung findet ſich noch beim Zucker, der nach 


Raffinade, Melis uſw. unterſchieden wird; doch haben manche Städte 
auch hinſichtlich dieſes Produkts einen Einheitspreis eingeführt. 
Auf der anderen Seite hat der Geſetzgeber aber dem Preis⸗ 
ausgleich direkt entgegengearbeitet. Das hat ſeinen einfachen Grund 
darin, daß er mit dem Höchſtpreis gewöhnlich da vorging, wo die 
erſten größeren Preisſteigerungen ſtattfanden, und dieſe erfolgten ja 
gemäß der Tendenz des Preisausgleichs gerade bei den Produkten, 
die urſprünglich am billigſten waren. Es war alſo unmittelbar 
dieſe Tendenz, die der Geſetzgeber zunächſt bekämpfte. Infolgedeſſen 
ſind ſchon im Jahre 1915 die Preiſe für Gerſte und Hafer im 
Gegenſatz zum Nährgehalt höher geweſen als die für Roggen und 
Weizen. Infolgedeſſen war auch im April 1916. der Preis für Rind⸗ 


fleiſch um rund 50% höher als der für Schweinefleiſch, im ſchärfſten 


Widerſpruch zu den Proportionen der Nährwerte. In derſelben 
Weiſe erklärt es ſich, daß bis zum Anfang des Jahres 1917 der 
Milchpreis viel zu niedrig blieb, und daß noch im Jahre 1916 die 
Kartoffel nur um etwa 60— 70 % teurer war als im Frieden. 


\ 
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Bei der Vorbereitung des Wirtſchaftsplanes 1917/18 jedoch 
entſchloß man ſich zu einer großzügigen Preisumſtellung, die zu 
einem gewiſſen Preisausgleich führte. Zwar geſchah dieſe Um— 
ſtellung vom Standpunkt der Produktionspolitik; da ſie aber als 


oberſten Grundſatz die möglichſte Bevorzugung derjenigen Produkte, 


welche pro Flächeneinheit die größten Erträge liefern, zur Richtſchnur 
nahm, arbeitete ſie dem Preisausgleich in die Hände. Sie ſetzte ſich 
dafür ein, daß die Milchpreiſe geſteigert und die Fleiſchpreiſe, die 
unverhältnismäßig hoch geſtiegen waren, geſenkt wurden. Ferner 
wurde eine Gleichſtellung des Roggen⸗, Gerſten⸗ und Haferpreiſes 
herbeigeführt und eine Verringerung der Preisſpannung zwiſchen 
Roggen und Weizen. Die Kartoffelpreiſe wurden weſentlich erhöht. 
Erſt an ihrem Ende hat alſo die preispolitiſche Entwicklung zu 


einer gewiſſen Unterwerfung unter das Geſetz des Preisausgleichs u 


geführt. 


Hinſichtlich der animaliſchen Lebensmittel iſt der Staat, nach- 
dem er dem Preisausgleich hier zunächſt auf das ſchärfſte entgegen— 


gearbeitet hatte! ‚it ziemlich ſpät zur Erkenntnis gekommen, daß 
einerſeits eine Senkung im geſamten Preisniveau für die animaliſchen 
Lebensmittel notwendig war und anderſeits eine ſtarke Einebnung 
ihrer Preisrelationen (ſiehe Anhang, Tabelle III). | 

Bei den Vegetabilien iſt der Preisausgleich ſchon ſchärfer 


durchgeführt. Die Nährmittel freilich weiſen ein recht ſtarkes Aus— 


ä 


einanderklaffen der Preiſe auf; insbeſondere ſind die Hafernährmittel 
weit teurer, als dem Nährwert entſprechen würde, was mit den 
hohen Haferpreiſen zuſammenhängt, die wiederum durch den ſtarken 


Heeresbedarf in die Höhe getrieben ſind. 


Preis je 1000 Kalorien in Pfennig 


April 


Ralorien Oktober April April Februar 
je kg/ 1913 | 1914 | 1916 | 1917 1918 
Weizengrieß een 3250 14,8 14,7 27,7 17,2 19,7 
Hafernährmittel. 3400 15,3 15,4 33,4 25,9 29,4 
Gerſtengrau pen 3150 13,4 13,7 29,8 19,1 22,9 


Um jo auffälliger tritt der Preisausgleich bei den drei wichtigſten 


vegetabiliſchen Lebensmitteln, beim Brot, bei der Kartoffel und dem 
Zucker, hervor: 
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Preis je 1000 Kalorien in Pfennig 


ER 


Kalorien Oktober 1815 April April Februar 
je kg 1918 1916 1917 | 1918 
Kartoffeln: 2. - - 900 7,6 | 82 144 | 204 | 204 
ME 4000 11,1 | 112 | 145 | 151 | 200 
Roggengraubrot . . . 22400) 12,1 120172 178 | 208 


Während im Frieden 1000 Kalorien Kartoffeln, Zucker und Brot 
8, 11 und 12 Pfennig koſteten, iſt ihr Preis jetzt in allen Fällen 


der gleiche, nämlich 20 Pfennig. 


Muß es denjenigen, der die tauſendfach ſich kreuzenden Be⸗ 
eebungen in der Preispolitik miterlebt hat, nicht wie eine Ironie 
des Schickſals anmuten, oder beſſer, wie „die Liſt der Idee“, um 
das Hegelſche Wort zu profanieren, wenn er hier erkennen muß, 


daß die Summe unendlich vieler Kalkulationen, Willensentſchließungen 
| . und Kompromiſſe ſchließlich nur dazu führt, ein ſchlichtes Geſetz der 
Preisbildung, wenn auch unbewußt, zu erfüllen? — 


Wir dürfen die Unterſuchung über die Preisgeſialtung in der 


dritten Phaſe der Teuerung nicht abſchließen, ohne einen Blick auf 


den Schleichhandel zu werfen, der ſich als unausrottbare Begleit⸗ 


erſcheinung der gebundenen Wirtſchaft eingeſtellt hat. Freilich läßt 


ſich von vornherein ſagen, daß wir uns nicht wundern dürften, wenn 
die Schleichhandelspreiſe den Satz vom Preisausgleich nicht be⸗ 


ſtätigen würden. | | 
Zunächſt ift zu bedenken, daß nur ein Teil des Bedarfs auf 
Schleichwegen gedeckt wird: die ſo beſchafften Lebensmittel verhalten 


ſich zur rationierten Ware wie unter normalen Verhältniſſen etwa 


die Genußmittel zu den Produkten des Maſſenverbrauchs. Ihre 
Kaufkraftgrenze iſt daher äußerſt ſchwankend; es iſt eben immer nur 
der Reſt der für die Nahrungsmittelbeſchaffung verfügbaren Ein⸗ 
kommensquote, der für Schleichhandelsware aufgeboten wird, und 


wie bei den Genußmitteln, fo find auch hier die höheren Einkommen⸗ 


ſtufen für die Preisbildung von entſcheidendem Einfluß. Ja, zum 


Teil fallen die Erwägungen des einzelnen Verbrauchers als preis⸗ 


bildendes Moment vollſtändig fort, da bekanntlich die großen 


Induſtriewerke und ſelbſt die Kommunen die Warenbeſchaffung auf 


Aus (67 prozentigem Mehl 2400, 


82 5 2300, 
94 2200. 


5 5 & 
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dem Wege des Schleichhandels übernommen haben, wodurch die 
Dringlichkeit des Bedarfs ſich ganz anders hat geſtalten müſſen, als 
es beim Wettbewerb der Konſumenten ſelbſt geſchehen wäre. 

Es kommt aber ein weiteres Moment hinzu, wodurch es fraglich 
wird, ob auf dieſem Gebiet die Tendenz des Preisausgleichs zum 
Durchbruch kommen kann. Ich meine die Tatſache, daß der Schleich— 
handelsmarkt infolge ſeiner Rechtloſigkeit eines weſentlichen Merkmals 
entbehrt, welches dem freien Handel eigentümlich iſt, nämlich der 
Überſichtlichkeit für den Käufer ſowohl wie für den Verkäufer. 
Grunde wird natürlich auch nicht leicht eine Preisrelation zwiſchen den 
einzelnen Produkten zu beobachten ſein, die einer allgemeinen Geſetz⸗ 
mäßigkeit entſpräche. Die Preiſe bleiben hier immer bis zu einem 
gewiſſen Grade Zufallsprodukte. Natürlich muß die Geſamtheit der 
Schleichhandelspreiſe, ſozuſagen der Geſamtertrag des Schleichhandels, 
in der Kaufkraft der Bevölkerung eine obere Grenze finden. Die Preiſe 

im einzelnen aber ſind kaum einer ſyſtematiſchen Unterſuchung wert. 
Infolge dieſes Umſtandes iſt die Einheitlichkeit der Preisbildung 
fortgefallen, ſo wie ſie beim freien Handel beſteht. Wie die Zeitungs⸗ 
angaben über ſtrafrechtlich verfolgte Fälle zeigen, beträgt zum Bei⸗ 
ſpiel der Schleichhandelspreis für das Pfund Butter hier 5 Mk., dort 
10 Mk., an anderen Stellen wieder 20 oder gar 25 Mk. Aus demſelben 
ITnmmerhin wird aus den folgenden Angaben erſichtlich, daß 
auch hier der Nährwert eine gewiſſe Rolle ſpielt; doch zeigt ſich im 
ganzen, daß für Produkte einer beſtimmten Art der Preisausgleich 
mehr dem Gewichte als dem Kaloriengehalt nach eintritt: 

— Berliner Schleichhandelspreiſe im Mai 1918 


Kalorien Preis je Pfund 
je. Kg in Nark 
DCC AAA AA 2200 1,0—1,25 
Erbennan 2625 2,5 —3,0 
Bohnen 0 263 3,5 —3,8 
Mr 8 3100-3300 4,0—5,0 
Grau pen 31 2,5 —3,0 
GAH’ ĩ˙·˙ͤrͤ˙1ww T 3150 2,5—3,0 
Gi. ð 3250 3,5 —4,0 

e, 2 0 Bee a a dert 4000 3,5 —4,0 
Milch (1 Liteeeju 200. 670 2,5 
55 RE ar ed 1660 8,0—10,0 
Wurſrt e = 2500—4000 15,0— 18,0 
e nd ve a en er en 2500—83500 4,0— 6,0 
Schinken 4400 18.0 - 22,0 
S/ 6800 20,0 —25,0 
Butter P : 7600 20,0 - 27,0 
Schmalz 8850 20,0 — 25,0 


Eu N e 
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Vollſtändig im Widerſpruch zur Tendenz des Preisausgleichs 
ſtehen hierbei die für Mehl und Brot gezahlten Preiſe. Auffällig 
iſt ferner, daß Speck, Schmalz und Butter den gleichen Preis er⸗ 
zielen, obwohl ſie dem Verbraucher doch nicht den gleichen Dienſt 
leiſten. Wir erinnern uns, daß im Jahre 1916 der freie Handel zu 
einer ſehr feinen Differenzierung der Fettarten gemäß dem Nährwert 
geführt hatte. Im übrigen jedoch, insbeſondere bei den Nährmitteln, 
entſprechen die Preisrelationen einigermaßen dem Nährgehalt. 

Es würde vielleicht den Rahmen dieſer Arbeit nicht überſteigen, 
wenn wir ſchließlich verſuchen wollten, auch die Preisbildung der 
beſetzten Gebiete und des Auslands daraufhin zu prüfen, ob ſie der 
Tendenz des Preisausgleichs Folge geleiſtet habe. Denn es handelt 
ſich dabei teilweiſe um Wirtſchaftsgebiete, wo die „freie Teuerung“ 
eine weitere Phaſe durchlaufen hat, weiter fortgeſchritten ift, als bei 
uns. Und vielleicht würden die Geſetze ihrer Entwicklung dort daher 
noch reiner zum Ausdruck kommen. Bei dem Mangel an Material, 
ſowohl über die Preiſe ſelbſt wie über die Verſorgungslagd, muß 
jedoch auf eine derartige Unterſuchung verzichtet werden. 

Nur eines mag noch Erwähnung finden: wenn heute der 


Kartoffelpreis in England gegenüber dem Friedensſtande nur um 


36 % geſtiegen iſt, während auf dem Lebensmittelmarkt im all⸗ 
gemeinen Preiserhöhungen von 100, 200 % und mehr eingetreten 
ſind, ſo iſt das ein Anzeichen dafür, daß der Mangel dort noch 
keineswegs unerträgliche Formen erreicht haben kann. Der „iriſche 
Hunger“ iſt alſo noch immer nicht über England hereingebrochen, 
wenn wir dies mangels zuverläſſiger Mitteilungen über die dortigen 


Vorratsverhältniſſe daraus folgern dürfen, daß ſich die Tendenz des 


Preisausgleichs, jedenfalls hinſichtlich der Kartoffel, noch nicht durch⸗ 
geſetzt hat. Daß ſich der Brotpreis in England nur um 50 %% ver⸗ 

teuert hat, beſagt dagegen nichts, da er durch Regierungszuſchüſſe 
künſtlich au dieſer e, gehalten * 


ur 


| Schluß Pu 
Die Lebensmittelteuerung im ganzen ö 

Wenn man beobachtet, daß der dem Nährwert entſprechende 
Preisausgleich, jo wie er von der Pſychologie der bedrängten Nach⸗ 
frage herbeigeführt wird, auch zum Ziele unſerer Preispolitik ge⸗ 
worden iſt — wenn auch ungewollt und daher nur in beſchränktem 
Grade —, ſo gelangt man zur Erwägung, ob und inwieweit er be⸗ 
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wußte ernährungspolitiſche Förderung verdient. Damit kommen wir 


zur Frage nach dem „gerechten Preis”: 
Der Sozialismus vertritt in ſeiner praktiſchen Politik den 
Standpunkt — wie ſchon Thomas von Aquin und mit ihm die 


| ſcholaſtiſche Wirtſchaftsethik —, daß die Bezahlung gemäß den 


Koſten erfolgen müſſe, wobei er jedoch theoretiſch jede Art der 


Rentenbildung (Boden⸗ und Kapitalrenten), verwirft; im Sinne des 
wirtſchaftlichen Liberalismus dagegen liegt es, die Preisfeſtſetzung 
auch unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nach der Nutzwirkung zu 
wünſchen. Der von der Ernährungspolitik zu wählende Standpunkt 
aber folgt aus dem oberſten Geſetz ihres Handelns: die Produktion 
zu höchſter Leiſtung anzuſpornen und ihre Erträge allen Einkommen⸗ 
ſtufen gleichmäßig zugänglich zu machen. Nur ſoweit der Preis— 
ausgleich dieſem Gebot entſpricht, kann feine Durchführung wirtſchafts— 
politiſches Ziel ſein. Daß er die Produktion zweckmäßig lenkt, wurde 


bereits Heſagt: dies erklärt ſich damit, daß die urſprünglich billigſten 
landwirtſchaftlichen Produkte diejenigen ſind, die von der Flächen⸗ 


einheit die größten Erträge liefern; war doch ihr niedriger Preis 
ein Ausfluß dieſer Tatſache. Aber wieweit ſteht die Tendenz 
des Preisausgleichs, die ja durch die ökonomiſchen Erwägungen der 
Nachfrage herbeigeführt iſt, auch mit ihrem wirklichen Intereſſe in 
Einklang? Sie ſcheint einem Gerechtigkeitsprinzip zu dienen, in— 


— 


ſofern, als die Preisgleichheit der Nährwerte unter der Herrſchaft 


Tatſache Ausdruck leiht. Immer aber bleibt ſie doch das harte 
„Preisgeſetz der Not, alſo eine Art von Krankheitsſymptom, das der 
geſetzgeberiſche Inſtinkt anfänglich auf das ſchärfſte zu bekämpfen 


. des Mangels im Grunde nur einer phyſiologiſchen und pſychologiſchen | 


bemüht geweſen iſt. Wir brauchen dieſer Antitheſe aber nicht weiter 


nachzugehen, da infolge der Rationierung die Preisrelationen als 


ſolche für den Konſumenten gleichgültig geworden ſind. Denn dieſem 


kommt es ſchließlich nur darauf an, wieviel er für die Ernährung 


überhaupt auszugeben hat; wie ſich die Ausgaben im einzelnen ver- 


teilen, berührt ihn im Grunde nicht, da er ja überhaupt nicht mehr 


die Möglichkeit beſitzt, Verſchiebungen in ſeiner Verſorgung, Ber: 
brauchsumſtellungen, vorzunehmen. Die Frage der Preisrelationen 
wäre von ſeinem Standpunkte nur dann von Wichtigkeit, wenn die 
Rationierung nach Bevölkerungskreiſen ſtark unterſchiedlich wäre. 
Das iſt aber kaum der Fall. Eine Differenzierung der Rationen iſt 
ja zwar durch die Zulagen der Schwer⸗ und Schwerftarbeiter ge- 
geben; dieſe betreffen aber faſt alle rationierten Waren, ſo daß 


\ 


* 
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Preisunterſchiede zwichen den einzelnen Produkten keine weſentliche N 
Rolle ſpielen. | 

Ein Analogon dazu ergibt fih, wenn wir die Preise vom 
Standpunkt der Produktion betrachten; denn da dieſe, in ähnlicher 


Weiſe wie der Verbrauch, zuſammengeſetzter Art iſt, ſo kommt es 


darauf hinaus, daß der Landwirt bis zu einem gewiſſen Grade nur 
an dem Geſamterlös intereſſiert und es für ihn verhältnismäßig 
unwichtig iſt, ob er den größten Gewinn etwa bei dem Verkauf von 
Getreide oder bei dem Verkauf von Vieh erzielt. Wie die Produk⸗ 
tionskoſten im einzelnen zu Buche ſtehen, iſt unweſentlich; ent⸗ 
ſcheidend bleibt der Geſamtüberſchuß. Wenigſtens gilt dies bei 
gleicher Grundbeſitzverteilung und gleichen Anbauverhältniſſen. Der 
Anbau iſt aber noch frei und von den Entſchlüſſen der Landwirte 
abhängig, die wiederum von den Preisrelationen beeinflußt werden. 
Die Preisfeſtſetzungen im einzelnen werden ſomit für die ganze 
Produktionsrichtung beſtimmend. Sie ſind daher ein äußerſt wichtiges 
und unentbehrliches Hilfsmittel der Produktionspolitik. 

Für den Verbraucher aber bleibt von größerer Bedeutung als 
das Moment der Preisrelationen das abſolute Preisniveau, d. h. 
die Einkommensquote, die er im ganzen für die ae l 
gaben darf. | 

Wie das über en Zeitabſchnitte 1 Völter elde 
Zahlenmaterial lehrt, macht der Ernährungsaufwand je nach Wohl⸗ 
ſtand und landwirtſchaftlichen Produktionsverhältniſſen 30—70 / 
des Volkseinkommens aus. Je ärmer ein Volk iſt und je ungünſtiger 
ſeine Verſorgungsverhältniſſe ſind, deſto mehr muß es natürlich von 
ſeinem Einkommen für die Ernährung opfern. 

Nach Mulhall betrug er für 1880/82: 


In den Vereinigten Staaten . . 37,6% q 
„England. 37,8 0% 
„Frankreich.. 40,1% 
«„ Deutſchladdz?J . 51,8% 
= Eſterreich⸗ Ungarn . 53.1% 
Italien. 54.0% 
„Rußland e 60,1 %0 


t 


In Deutſchland dürfte er in den letzten Friedensjahren 40 %% | 
betragen haben. Da nach bekannten Berechnungen das deutſche 
(private) Volkseinkommen vor dem Kriege etwa 40 Milliarden Mk. 


Schmoller, Grunde der en bono refer 2. Teil, 


S. 141. 


7 
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ausmachte, jo dürften ſich die Ausgaben für die Ernährung auf 
16 Milliarden Mk. belaufen haben. Für den Durchſchnitt der Jahre 
1880/82 nimmt Mulhall für Deutſchland ein Einkommen von 
17 Milliarden an und rechnet als Ausgabe für die Ernährung etwa 
die Hälfte davon, nämlich 8,8 Milliarden Mk. Infolge der Be: 
völkerungszunahme und der Wohlſtandsentwicklung kann ſich dieſer 
Betrag aber leicht verdoppelt haben. 

Somit war der durchſchnittliche jährliche Nahrungsaufwand für 
eine Familie von fünf Köpfen 1200, das Einkommen 3000 Mk. 
Dieſes Zahlenverhältnis wird durch die „Erhebung von Wirtſchafts— 
berechnungen minderbemittelter Familien im Deutſchen Reich?“ 
beſtätigt. 

Dem Ernährungsaufwand von 16 Milliarden Mk. ſteht ein 
Nahrungsmittelverbrauch von 79000 Milliarden Kalorien gegen- 
über“. 1000 Kalorien koſteten demnach 20,3 Pfennig. 

Im Kriege hat ſich das Geldeinkommen auf, ſagen wir, 
50 Milliarden Mk. erhöht. Für die Ernährung werden aber jetzt 
ſicherlich nicht mehr 40 , ſondern mindeſtens 60% ausgegeben, 
ſomit 30. Milliarden, alſo annähernd das Doppelte des Friedens⸗ 
aufwandes. Die verfügbaren Nahrungsmittel dürften ſich dagegen 
nach meinen Berechnungen auf 65 Billionen Kalorien vermindert 
haben; 1000 Kalorien würden nunmehr 46 Pfennig koſten. Die Er⸗ 


1 Helfferich, Deutſchlands Volkswohlſtand 1888 —1913, 4. Aufl. 1914 
S. 98. Ohne das e der ee Körperſchaften von etwa 
2½ Milliarden Mk. 

2 Reichsarbeitsblatt. 1909, 2. Sonderheft, S. 35. 

8 Ergebnis einer noch zu veröffentlichenden Arbeit. Vgl. Zuntz und 
Kuczynski, „Unſere bisherige und unſere künftige Ernährung im Kriege“, 
1915, S. 2. Hier werden als Verbrauch 87,1 Billionen Kalorien angenommen. 
Zweifellos iſt dieſe Zahl aber überhöht, denn ihr liegen die Friedensſchätzungen 
der Ernten zugrunde, die, wie insbeſondere Ballod nachgewieſen hat, um min- 
deſtens 10% ä ermäßigt werden müſſen, um der Wirklichkeit nahe zu kommen. 
Ferner haben Zuntz u. Kuczynski, was freilich wenig in Betracht kommt, die 
Schlachtgewichte des Kaiſerlichen Geſundheitsamtes übernommen, die, wie Eßlen 
und Ballod zeigen, auf methodiſch nicht ganz einwandfreien Berechnungen be— 
ruhen und daher zu hohe Durchſchnitte darſtellen. Es kommt hinzu, daß 
Zuntz u. Kuczynski einen Kartoffelverbrauch von über 200 kg pro Kopf an- 
genommen haben, was den Ergebniſſen der Haushaltungsbudgets nicht ent— 
ſpricht. Auch wenn man für die landwirtſchaftliche Bevölkerung einen weit 
höheren Verbrauch annimmt, iſt ein Kartoffelkonſum von mehr als 180 kg pro _ 
Kopf im Durchſchnitt der Bevölkerung nicht wahrſcheinlich. 


* . 
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nährung hätte ſich ſomit gegenüber ide Frieden um weit mehr 
als das Doppelte verteuert. 

Dieſe Erwägungen decken ſich mit Berechnungen, die über den 
Preis einer Kriegsration für eine fünfköpfige Schwerſtarbeiterfamilie 
angeſtellt wurden und bei denen ſich allein für die rationierten 
Lebensmittel eine gute Verdoppelung des Preiſes in der Zeit von 
April 1914 bis Februar 1918 ergab: 1000 Kalorien koſteten hier⸗ 
nach in den deutſchen Großſtädten zu Friedenszeiten 17 Pfennig, 


während ihr Preis im Februar 1918 auf 37 Pfennig geſtiegen 


war (ſiehe Anhang, Tabelle V). Eine viel größere Steigerung würde 
ſich aber herausſſellen, wenn die im freien Handel oder auf dem 
Wege der Schleichverſorgung beſchafften Mengen mit berückſichtigt 
würden. 

Aus der Tatſache, daß der Ernährungsaufwand durch das Ein⸗ 
kommen bis zu einem gewiſſen Grade nach oben begrenzt iſt, hat 
man den Schluß gezogen, daß alle Höchſtpreispolitik überflüſſig und 
ſchon aus dieſem Grunde verfehlt ſei. Dabei iſt jedoch zunächſt 
überſehen worden, daß bei freiem Wettbewerb der Nachfrage mit 
wachſendem Mangel die oberen Einkommenſtufen in der Preisbildung 
immer mehr den Ausſchlag geben, ſo daß die Minderbemittelten von 
der Verſorgung allmählich abgeſperrt werden, und ferner, daß die 
Not auch die übrigen Verbräucher zeitweilig dazu treiben kann, die 
für die Ernährung verfügbare Einkommensgquote zu überſchreiten auf 
Koſten des übrigen lebenswichtigen Verbrauchs oder unter Preis⸗ 


gabe — eigenen oder fremden — Kapitals. 


Man könnte nun einwenden, daß der Schleichhandel ja doch 
dafür ſorgt, daß die vom Geſetzgeber gewollte Grenze des Er⸗ 
nährungsaufwandes überſchritten wird. Demgegenüber iſt aber zu 
ſagen, daß durch die öffentliche Bewirtſchaftung und das Höchſt⸗ 
preisſyſtem mindeſtens eines erreicht wird, nämlich, daß ein weſent⸗ 


licher Teil des Nahrungsmittelverbrauchs zu verhältnismäßig 


niedrigen Preiſen garantiert iſt. Die anderweitig zu beſchaffenden 
Nährwerte nähern ſich ſo dem Charakter des Luxuskonſums, eines 
Verbrauchs, der ſich den Vorräten leichter anzupaſſen vermag. Mit 
anderen Worten: wenn durch die öffentliche Hand eine Art Exiſtenz⸗ 
minimum ſichergeſtellt iſt, dann kann die reſtliche Nachfrage, die nur 
beſtimmt iſt, die Ernährung aufzubeſſern, nicht leicht eine derartige 
Dringlichkeit erreichen, daß ſie von ſchwerem u > die All⸗ 
gemeinheit wäre. 
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Tabelle 1 


0 
a Kleinhandelspreiſe in Berlin 
für 1 kg in Pfennig 
Januar] Januar Preisſteigerung 
. 1914 1915. abſolut in Proz. 

Kartoffell nh 6 81 ＋＋ 2 | 33,4 

S.. aan 58 50 ñ 50 — — 
Grau pen FE 44 64 ＋ 20 45,5 
Buchweizengrütze 50 60 + 10 20,0 
Weizengrie n. 50 60 ＋ 10 20,0 
Graubro ett er * 37 +10 37,0 
Roggenmehl. 30 43 +13 43,3 
Weizenmehl! 40 53 ＋ 13 32,5 
Weißbroo ett 48 | 67 + 19 39,6 
Erbſen . 40 J 105 ＋ 65 162,5 
Bohnenanan ne 50 103 ＋ 53 106,0 
inen nie 58 146 + 88 151,7 

Voll mile 22 22 — — 
e r 150 166 + 16 10,7 
RF 200 0⁵ ＋ 5 2,5 
Scweneftei ch n 1313 186 ＋ 55 42,0 
. V 186 213 + 27 14,5 
CCC . 180 260 + 80 44,5 
eee . rs 0 I 19 + 14 7,8 
„ 00 221 +21 10,5 
Ratsfleifc „ 180 188 + 6 3,3 
„C e 220 213 — 7 3,2 
2 Schmalz Bar ie en 185 245 + 60 32,4 
ı  Schmeinefetlt =... 00.0. 195 ] 235 + 40 20,5 
; Bullen au ns Bar 280 340 + 60 21,4 


1 Bereits Höchſtpreis. Wo kein Höchſtpreis beſtand, Entwicklung wie folgt: 
Breslau 6 10 4 66,6 
| Magdeburg 6 9 + e 50,0 
2 42 = : geringfte und b = befte Sorte. | 
8 Breife im März. Für Januar find die Angaben nicht nach Sorten getrennt. 
5 Ein Ei m durchſchnittlich 50 g. 
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Tabelle II 


Kleinhandelspreiſe der animaliſchen Lebensmittel in Berlin 8 
für 1 kg in piennig 


* 
Januar Januar 
1914 1915 


Januar April 


Rindfleife a1. 


galöfteſc 5 3 180 186 289 365 490 
3 220 213 311 392 584 

Sammel 3 A 180 194 286 378 530 
1 200 221 308 405 570 
Schweinefleifd a . 1512 186 396 280 300 

* b 213 213 394 280 

Spetk 195 235 491 420 480 
Schmalz 185 245 583 500 — 
Vollmilch Br 22 22 30 30 30 


Ehbutter. . .....- 


Prozentmäßig n. at Er die Preissteigerung wie 
folgt aus: 


Januar Januar Oktober] Januar April 
1914 1915 1915 1916 1916 


Minen a ER 100 111 161 209 3⁴8 
1 55 100 103 142 180 2090 

galbfteic 5 ee 100 103 161 2038 272 
„„ 100 97 141 178 265 
Sammelfteif a. „ ve 100 108 159 | 210 294 
ne 100 ] 111 154 203 285 

Schweinefleisch a. 100 123 262 185 199 
5 55 100 100 185 131 „188 
S 100 121 252 215 246 
Schmalz Ar 100 132 315 270 — 
Vollmilch. . 100 100 136 136 136 
Gee 100 121 | 19 191 200 


1a = geringſte, b = beſte Sorte. 
2 Zahlen 8 Breslau, da in Berlin nicht na Sorten be 


Schmollers Jahrbuch XIIII I. | | | 11 


* 
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Tabelle III 
Lebensmittelpreiſe im Kleinhandel 
»Oktober 1913 bis- Februar 1918 


Gewogenes Mittel aus den Angaben der 50 Großſtädte) 
(Preis für 1 kg in Piennig) 


Febr. 
1917 1918 


Okt. 
1916 


Okt.] Apr. Okt 


1915 | 1916 


Apr. Okt. 
1914 1914 


Apr. 
1917 


Apr. 


Vegetabiliſche [Okt. 
1915 


Lebensmittel 1918 


Roggengraubrot 29,1 28,8 33,4 43,6 40,0 39,6 | 38,6 39,2 42,2 |. 44,6 
Roggenſchwarzbrot 24,2 24,4 27,7 37,6 34,6 32,8 32,7 32.7 36.0 37,8 
Weizenmehl . . 136,4 | 36,3 45.3 53,8 51.3 50,8 51.3 48,7 53,4 56.2 
Weizengrieß . 48,2 47.8 60,9 108,1 108,7 90,0 | 90,0 56,0 | 56,0 64,0 
Gerſtengraupen .. 142,3 | 43,2 | 60,6 105,9 107,0 93,9 | 60,0 | 60,0 | 72,0 | 72,0 
Hafernährmittel . [| 52,0 | 52,2 62,1 107,1 135,6 113,7 |113,7 | 88,0 | 88,0 100,0 


Speiſeſalz . 20,8 20.721 6 22,5 22,7 23,6 24,3 25,0 26,7 
Gem. Raffinade. . - 146,3 46,7 49,9 52,4| 58,3 | 61,1| 62,7 | 63,0 | 63,2 | 82,0 
Würfelzuder . . . 50.6 | 50,1 53,5 57,7| 61.0 63,5 | 65,1 | 65,5 | 65,5 | 88,7 
Kartoffeln. . 68| 7,4 9,2 14,5 10,6| 13,0 11,7 13,5 18,3 18,4 
Animaliſche 

Lebensmittel 5 

Vollmilch (1 Liter) 21,3 21.0 21,3] 24,1 26,8 28,8 30,9 | 35,6 41.7] 43,6 
Butter 281 279 302 346 | 521 | 516 | 509 | 606 606 | 700 
Rindfleiſch. . 185 180| 182| 209 261 | 507 | 490 | 472 433 | 421 
Kalbfleiſch. 202 201 194 210 | 283 | 484 | 430 400 382 385 


Hammelfleiſch . 197 212 191 231 285 493 | 532 512 505 | 508 
Eier (1 Stück) . 9,3 7,5 11,9 12,0 19,5 22,3 31,1 29,6 | 36,4 | 38,5 
Tabelle IV | 

Lebensmittelpreiſe im Kleinhandel 


Oktober 1913 bis Februar 1918 
ee, Mittel aus den Angaben der 50 Großſtädte) 
(Verhältniszahlen) 


Schweinefleiſch 183 | 175 19 2 381367 | 376 413 378 | 381 


Okt. 
1917 


Apr. Okt. 
1916 1916 


Okt. 
1914 


Apr. 
1915 


Okt. 
1915 


Apr. 
1917 


Okt. 
1913 


Apr. 
1914 


Febr. 
1918 


Vegetabiliſche 
Lebensmittel 


Roggengraubrot . 1100 00 99,0:1114,81149,8| 137.5 136,1) 132,6134,7 145,0 153,3 
Roggenſchwarzbrot | 100,0 100,80114.5 155,4 143,0 135,135, 10135.1148,8 156,2 
Weizenmehl ..ce 100,0 997 124,5 147,8 140,9 139.6| 140.9 133,8| 146,7] 154,4 
Weizengrieß 100.0 99,2126, 3 224,3 225,5 186,7 186,7 116,2 116,2 132,8 
Gerſtengraupen ; 100,0102,1]14: 3250.4 253,0 222,0 141.814,80 170.2170 2 
Hafernährmittel 100,0 100,4 119,4 206,0 260.8 218,7 218,7 169.2169, 192,3 
Speiſeſalz . . 00.0 99.5103, 108.2 109.1113.5116, 120,228.44 

Gem. Ra'finade . 1100,0|100,9 107.8 113 2[125,9|132,0| 135,4) 136,1 136,5 177,1 
Würfel zucker 100,0 99,0 105,7 114.0 120, 125,5 128.7 129,4 129,4 175,3 
Kartoffeln. . - » 100,0 108,8 135,3213,2 155,9 191,2 172,1] 198,5] 269,1] 270,6 


Animaliſche 

Lebensmittel 
Vollmilch (1 1 100,0] 98 61100,01113,1| 125,8 135,2] 145,1 167,1 195,8 204,7 
Buttern 100,0 99,3 107,5 123.1 185 4 183,6 181,1 215.7 215,71249,1 
Rindfleiſch. 100,0 97,3 98,4 113.0, 141.127,10 264.9 255,1 234.1227, 
Kalbfleiſch. 100,0 99,5 96,0104 00 140,1 239,6 212,9 198,0 189,1 190,6 
Schweineſleiſch 100.0 95.6 98,4 139,9 208.2 200,5 205,5 295.7 206,6 208.2 
Hammelfleiſch 100,0 107.6 97,0 117,3 144,7 250.3 270,1 259,9 256,3 2579 
Eier (1 Stück) 100,0 80,6,128,0 129,0 209,7 239,8 334,4 318,3 391,4 414,0 
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Tabelle V 
Indexzahlen 


Preis der wöchentlichen Kriegsration einer Schwerſtarbeiterfamilie * 


Okt. 
1915 


1 Okt.] Febr. 
1917 | 1917 | 1918 


Okt. | Apr. Okt. 
1916 


1913 19141914 


Apr. 
1915 


Apr. 
1916 


Begetabilien . . . 401 408 481 647 sr 598 | 574 92 698 | 838 
Animal. Lebensm.] 395 | 385 | 404 | 458] 291] 845 855 888] 896 | 926 


Insgeſamt 796 | 793 885 | 1105 1158 1443 | 1429 1490 1594 1664 


Preisſteigerung 
| (Indexzahl Oktober 1913 — 1000) 


Begetabilien 100097501028 1613014141 1491 | 1431 2248 226 1840 
Animal. Lebensm. 1000] 975 10231159 1496| 2139 | 2165 | 2248 2268 2344 


Iusgeſamt [1000| 89611121888 1455| 1813 | 1795 | 1872 | 2003 | 2090 


Preis von je 1000 Kalorien der Kriegsration in Pfennig 


Begetabilien er 1031105123 17,0 139 15,7 15.1 16,3 120 19,9 
Animal. Lebensm. | 49,4 | 43,1 150,5 57,3 73,9 105,6 106,9 111,0 1112,0 115,8 


ane 100109] sa ]rofao2 [ua] m] ref 


* Vegetabiliſche Nahrungsmittel: 


8000 g Brot! = 17600 Kalorien 
1000 g Mehl = 23000 
14 000 g Kartoffeln = 12800 ⸗ 
| 900 g Zudr = 3600 = 


| , | 37 000 Kalorien 
Animaliſche Nahrungsmittel: | 
5½ 1 Vollmilch 3500 Kalorien 
300 g Butter - 2280 = 
\ 975 g Rindfleifd= 2050  - | 
2 Eier = 170% 800 = 
45 000 Kalorien 


1 94 prozentige Ausmahlung iſt zugrundegelegt; bei 80 prozentiger Aus⸗ 
mahlung bzw. 67—70 prozentiger friedensmäßiger Ausmahlung iſt der Kalorien⸗ 
wert für die Brot⸗ und Mehlration zuſammen um je 1000 Einheiten höher, ſo 

daß der Wert der genannten Ration 46 000 bzw. 47 000 Kalorien beträgt. 
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Die Ernährungslage in Deut chland 
zu Beginn des fünften Kriegsjahres 


Von Geh. Reg.⸗Rat Dr. Karl Thieß | 
Profeſſor der Volkswirtſchaftslehre an der Handelshochſchule in Köln 


| Inhaltsverzeichnis: I. Grundlagen 105 Aufbau S. 165—180. Die 
Kriegswirtſchaft ein Stück Kriegführung, daher notwendigerweiſe wie jeder 


Krieg ungerecht, unſyſtematiſch und unwirtſchaftlich S. 166. Wegen der 


unwirtſchaftlichen Kriegseinwirkungen die Lehre vom freien Spiel der 
Kräfte nicht anwendbar S. 168. Auch das ſozialiſtiſche Wirtſchafts ſyſtem 
im Kriege nicht durchführbar S. 171. Vorbild der Kriegswirtſchaft die be⸗ 
lagerte Stadt S. 172. Rationierung des Verbrauchs S. 173. Geldanreiz 
für die Produktion und Güterbeſchaffung S. 174. Die Erwügungen über 
Preisangemeſſenheit S. 175. — Die Verwaltung der Kriegswirtſchaft 


S. 178. — II. Die Ernährungslage zu Beginn des fünften Kriegs⸗ 


wirtſchaftsjahres S. 180-200. Die vier erſten Kriegsjahre S. 180. Die 
Ernte von 1918 S. 181. Aufkommen und Verwendungsplan für die wich⸗ 
tigſten Nahrungsmittel: Brotgetreide S. 182, Nährmittel S. 183, Kartoffeln 

S. 185, Fleiſch S. 187, Fette S. 190, Fiſche S. 191, Eier S. 191, Gemüſe 
S. 192, Obſt S. 192. Futtermittel S. 193, Ausſichten freierer Wirtſchafts⸗ 

weiſe im Kriege S. 194. Nachteile und Vorteile der Rationen S. 196. 
Rolle des Schleichhandels S. 198. Bilanz der organiſierten Kriegswirtſchaft 

S. 199. — Nach dem Waffenſtillſtand und ver R 

S. . 
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Grundlagen und Aufbau der deutſchen Ernẽ äprungs- 8 


wirtſchaft im Kriege 


lan muß das eine lieber gleich mit dem erſten Worte zugeben, 
das Beſtreiten hätte keinen Erfolg: die Kriegswirtſchaft iſt 
in weiteſten Kreiſen unbeliebt und hat eine ſchlechte Preſſe. Nicht 
nur weil die Verbraucher von ihren Gaben nicht fett werden und 


die Erzeuger ſich gegen ein hartes Maß von ungewohntem Zwang 


unwillig bäumen. Es weiß auch niemand recht, wie man mit der 
| Kriegswirtſchaft grund ſätzlich dran iſt, nach welchen Vorgängen 
und Beiſpielen man ſie beurteilen ſoll. Iſt ſie ein Stück Sozialismus 
oder Kapitalismus? Bureaukratismus oder Parlamentarismus? 
Verrät ſie konſervative oder liberale Weltanſchauung? Wo findet 


man die Aufzählung der feſtbeſtimmten Merkmale, die zum Syſtem 


1 Vortrag für die Vertrauensmänner der Raiffeisen s Organiſation am 
25. Dauber 1918. | 1 . 


3 


7 


! 
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Delbrück, Syſtem Batocki, Syſtem Waldow gehören? Das ſteht nicht 
einmal im großen Brockhaus, und man kann keinen Vortrag darüber 
richtiggehend anfangen: Schon bei den alten Griechen und Römern 
finden fi die Anfänge .... und: Schon im Alten Teſtament heißt 
es da und da.... Hätte man nur für die Kriegswirtſchaft ein 
feſtes Schubfach im Hirnkaſten, dann wüßte man doch wenigſtens, 
wer nach alter Friedensſitte dafür und wer dagegen zu ſtreiten hat; 
das könnte ſich dann ausgleichen, und man könnte ſich allmählich an 
die Sache gewöhnen. 

Aber darauf iſt gar nicht zu hoffen. So bleibt alles in ti 
Kriegswirtſchaft Unſicherheit — und Mißtrauen. Vielleicht iſt ſchon 
der Name falſch und irreführend und liegt darin der Fehler für 
viele falſchen und einſeitigen Urteile. Die Kriegswirtſchaft iſt gar kein 
Stück „Wirtſchaft“, was wir uns ſyſtematiſch darunter im Frieden 
vorſtellen, nicht Volks⸗, nicht Welt⸗, nicht Privatwirtſchaft, kein ge⸗ 
ordneter Komplex wirtſchaftlicher Urſachen und Folgen, der auf regel⸗ 
rechte wirtſchaftliche Antriebe hin ſich regelrecht verhält, mit ſtrenger 
Geſetzmäßigkeit in den Maſſenerſcheinungen, auf den man ſich dis⸗ 
ponierend einſtellen und den man freiwaltend für ſich beſtens aus⸗ 

nutzen kann, in dem Eigenintereſſe und Geſamtintereſſe, Privaterfolg 
und allgemeiner Nutzen ſich im ganzen gegenſeitig bedingen und zus \ 
ſammenfallen. Nein, die Kriegswirtſchaft ift ein Stück Krieg mit 
all ſeiner Unberechenbarkeit, Regelwidrigkeit und ſeinen unvermeid⸗ 
lichen Widerſprüchen zu jeder Wirtſchaftlichkeit, wilde, harte Krieg⸗ 
führung mit wirtſchaftlichen Mitteln; fie ift nur die eine, die defenſive 
Seite des Wirtſchaftskrieges, untrennbar mit der Angriffsſeite ver⸗ 
bunden, den feindlichen Verſuchen, Deutſchlands ganze Bevölkerung, 
Heer und Zivil, Frauen und Kinder auszuhungern, zu verkümmern 
und zu bedingungsloſer Unterwerfung zu zwingen. Alle Maßnahmen 
der deutſchen Kriegswirtſchaft, der Verteidigung, ſind maßgebend be⸗ 
dingt von den Maßnahmen des Angriffs und von dem Willen, mit 
jedem Opfer das Ziel des Angriffs zu verhindern. Das und das 
ganz allein, dieſen teufliſchen Plan zu verhindern, zu bewirken, daß 
wir notdürftig durchkommen und daß nicht an der Wirtſchaftsnot 
unſere Verteidigungskraft zerbricht, das iſt der Grundſatz und Leitſatz 
unſerer Kriegswirtſchaft ſeit vier Jahren, und ſolange der Feind 
tobt, hat dagegen alles andere zu ſchweigen, und wenn es für ruhigere 
Zeiten noch ſo edel und gut und noch ſo klug und geiſtreich und 
noch ſo witzig und ſcharfſinnig in der Aufdeckung fremder Fehler 
und Mängel ſein mag. Kein Menſch will reformieren und die Welt 
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verbeſſern mit Kriegswirtſchaftsplänen, wir bilden uns nichts darauf 
ein! Wir führen Krieg und wehren uns, von Tag zu Tag, und 


helfe, was helfen mag — und wer helfen mag —; wir können uns 
nicht ſtoßen an Mängeln im Syſtem und in der Durchführung. 
Kein Krieg ohne Opfer und Verluſte und dauernde ſchwerſte Zwiſchen⸗ 


fälle und Störungen! Dieſen Zuſammenhang muß man in 


der Aufklärung immer voranſtellen und betonen. Wenn 


Sie auf ſcharfe Feinde der Kriegswirtſchaft treffen, werden Sie immer 


feſtſtellen können, daß dieſe den Zuſammenhang vergeſſen haben oder 


vernachläſſigen und meinen, die Kriegswirtſchaft wäre etwas Unab⸗ 
hängiges und könne frei disponieren, ſie könne wirtſchaftlich verfahren 


wie im Frieden und Friedensregeln anwenden. 


Nehmen Sie die moraliſchen Angriffe vor, die Kriegswirtſchaft 


ſei ungerecht, die praktiſchen, ſie ſei ſchlecht disponiert und verwaltet, 


die wirtſchaftlich⸗grundſätzlichen, ſie hätte kein Syſtem und ſchlage 


alle Lehren der Weltentwicklung in den Wind — alles Vorwürfe, die 
für eine planmäßige Wirtſchaft ſchwer belaſtend ſind; für ein Stück 


Krieg ſind ſie unvermeidlich, müſſen ſie getragen werden. 
Die Kriegswirtſchaft iſt „ungerecht“. Wer ſeine Pflichten 


am ſchlechteſten erfüllt, der wird ſchließlich nicht ſelten für ſeinen 
Hafer und anderes am beſten bezahlt und hat inzwiſchen am reich⸗ 


lichſten zu leben. Gewiß kommt das vor, und wir müſſen es tragen, 


ſo bitter es uns iſt. Iſt nicht überall im Kriege das gleiche? 
Tragen nicht auch draußen die Beſten das Schwerſte, unſere Lieben 


und Treuen, die in ganz Europa in fremder Erde ruhen oder die 


Glieder und Geſundheit verloren haben? Und denen es gut geht 
im Kriege, die zu Hauſe in Sicherheit ihrem Gewerbe nachgehen, die 
in der Induſtrie und im Handel die Millionen ſcheffeln, ſie ſind 
gewiß oft auch verdient, nicht nur verdienend, aber ſind das immer 
die Beſten? Der Krieg läßt keine Gerechtigkeit zu. Wie oft ſind 


tapfere Kämpfer zur Erholung in ruhige Abſchnitte gelegt worden, 
und wenn ſie dort ankamen, ging es erſt recht los. Genau ſo hat 
auch in der Kriegswirtſchaft mancher nach allen Kräften abgeliefert, 
und wenn er fertig war, kamen die Nachſuchkommandos. Er hat 


die Schärfe nicht verdient, die anderen. Und es kam die große 
Offenſive, Hafer mußte unter allen Umſtänden heran. Die ſäumigen 


Lieferer bekamen ſtatt der geplanten Abzüge große Zuſchläge für ver⸗ 


| ſpätete Lieferungen. Gewiß unerfreulich. Aber ſollten beim Angriff 


die Kanonen mit ſchwachen Pferden zurückbleiben, nur damit daheim 
Gerechtigkeit geübt würde? Das iſt nicht ſchlechte Wirtſchaft, das iſt 
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überhaupt keine Wirtſchaftsmaßnahme, Jö ndert Kriegsmaßregel, und 
der Krieg iſt unwirtſchaftlich, ungerecht. 


Der Krieg iſt auch der Tod jedes langen Planens. Er 


‚it nur eine „Summe von Behelfen“, jagen die Strategen. Man 
kann vorweg disponieren nur, bis der erſte Gegenſchlag des Feindes 
kommt. Dann wird das Feſthalten ſtarrer Pläne falſch, man muß 
ſich immerfort auf neue Lagen umſtellen. Das iſt Moltkes Grund⸗ 


lehre. Das gilt vollends von unſerem Wirtſchaftskriege, denn dieſen 


führen wir defenſiv, dafür ſchreibt uns England das Geſetz des 
Handelns vor ſeit dem erſten Kriegstage, da folgte wirtſchaftlich 
Schlag auf Schlag: der Abbruch der Verbindungen mit Italien, 
Rumänien, Amerika, den Neutralen, die Sperre der Meere und Fiſch⸗ 
gewäſſer, der Ausfuhr und Einfuhr, der Bankguthaben, der Roh: 
ſtoffbeſchaffung, auch tauſend Störungen der heimiſchen Erzeugung. 


Das ſtellt unſere Kriegswirtſchaft vor immer neue Lagen und Nöte. 
Und, damit wäre fie noch fertig geworden. Empfindlicher noch und 


plötzlicher ſind die wirtſchaftlichen Nachwirkungen rein militäriſcher 
Notwendigkeiten und Eingriffe geworden: neue Feldzüge mit ihren 
Anforderungen nach arbeitenden Menſchen, Pferden, Eiſenbahnſtrecken 
und Wagen, Nahrungs⸗ und Futtermitteln. Wenn Sie im Kriegs⸗ 


kalender nachſuchen, wann die ſchärfſten Beſchwerden über Verſagen 


und Planloſigkeit der Kriegswirtſchaft laut geworden find, bei ge- 
nauer Prüfung werden Sie faſt immer das Einwirken der militäri⸗ 


ſchen Lage ſpüren, die natürlich vorgeht. Und das Schlimme ift 
| dann, man kann im Augenblick der Klagen diefe Zuſammenhänge 


gar nicht einmal klarlegen. Denken Sie an den Kohlrübenwinter 
1916 / 17 ohne Kartoffeln! Damit haben wir den glanzvollen rumä⸗ 
niüſchen Siegeszug erkauft, der all unſere Kartoffelwaggons gebraucht hat. 

Nun wird freilich geſagt: Der Fehler liegt viel tiefer. Gerade 
dadurch, daß ihr das Wirtſchaftsleben in ſpaniſche Stiefel eingeſchnürt 
habt, iſt es gegen ſolche Störungen nicht widerſtandsfähig. Ein 
freies und geſundes Wirtſchaftsleben iſt wundervoll elaſtiſch und hält 


jede Störung und Beeinträchtigung aus, paßt ſich an, dehnt ſich aus, 
wird immer wieder genau ſo, wie die Menſchheit es braucht, auch 


jetzt im Kriege! — 
Nun, wir kennen das Lied, wir Feiner den Ton, wir kennen 


auch den Verfaſſer. Es iſt die alte engliſche Freihandels⸗ 
lehre, die vor 100 und 150 Jahren aufgekommen iſt, über die auto⸗ 


matiſche Regelung des Wirtſchaftslebens durch das freie Spiel der 
Kräfte, durch Angebot und Nachfrage, durch fortwährende Anpaſſung 


1 
| 


— 
%% er en mE un d En, Bir, mes . 


4 r 


‘ 


| 160 „ „ Die Srnäßcungelage in Deutſchland | 169 
5 der Preiſe. Wird der Lebensbedarf knapp, dann gehen die Preiſe 


in die Höhe, dann können ſoundſo viele Leute nicht mehr kaufen, 


die Nachfrage wird geringer, ſchließlich fo gering wie das kleine An- u 


gebot. Inzwiſchen hat der fteigende Preis neues Angebot hervor⸗ 
gelockt, neue Erzeuger ſtürzen ſich auf die Herſtellung der teueren 
Waren, andere geben mehr als bisher von ihrem Eigenen ab. 
Schließlich wird das Angebot trotz allem wieder größer als die Nach⸗ 


frage, und die Preiſe ſinken. Das wird noch einzeln ausgeſponnen, 


alles in dem Sinne, daß das Wirtſchaftsleben feine Fehler immer 


wieder ſelbſt ausheilt und zur harmoniſchen Ausgleichung ſtrebt, 
immer um den Normalzuſtand herumpendelt. Dieſe alte Lehre be⸗ 


währt jetzt wieder in Deutſchland ihre frühere Rattenfängerkunſt, und 


mit großer e und Überzeugtheit ziehen Agitatoren durch 
Deutſchland, die jagen, nach dieſer Lehre müßten wir jetzt leben, 
dann würde es beſſer; zuerſt etwas teuerer, aber dafür würde auch 
reichlich Ware vorhanden ſein, nachher würde das Leben ſogar wieder 
| billiger ftatt teuerer werben: 


Dieſe Lehre hat niemals für das praktiſche Leben gegolten. 


Das haben ihre Urheber und klügſten Vertreter auch immer gewußt 


und geſagt. Es war ſtets eine philoſophiſche Konſtruktion: Unter 


der Vorausſetzung, daß keine politiſchen und Natureinflüſſe auf 


das Wirtſchaftsleben drücken, daß eine Produktion beliebig ausgedehnt 


und eingeſchränkt werden kann, daß alle Menſchen ſich von rein wirt⸗ 
ſchaftlichen, egoiſtiſchen Antrieben bewegen laſſen, daß dieſer Egoismus 
in allen Dingen den Willen zum Geldverdienen und Geldſparen als 


oberften Leitſatz hat, — unter dieſen Vorausſetzungen gelten die. 
Schlüſſe dieſer Lehren reſtlos. Nun treffen im praktiſchen Leben 
niemals alle dieſe Vorausſetzungen zu, im Kriege nicht eine einzige. 


Die ganze Lehre iſt in der Welt als „Freihandelslehre“ bekannt. 
Wir haben im Frieden ſoundſo oft im Kolleg gejagt, der Name 


jet zu eng; die Lehre betreffe das ganze Wirtſchaftsleben, nicht nur 
den Handel. Jetzt macht uns der Krieg erſt klar, daß der Name 
doch richtig und gut gewählt war. Denn der Freihandel, den keine 


Politik und kein unwirtſchaftlicher Antrieb ſtört, iſt die erſte und 


wichtigſte Vorausſetzung, wenn das freie Spiel der Kräfte wirken ſoll. 


Jetzt im Kriege wirken faſt ausſchließlich andere, willkürliche, politiſche, 


antiwirtſchaftliche Antriebe auf ‚die Völker. Die Produktion von 


Lebensmitteln iſt gehemmt. Werden ſie noch ſo teuer, dadurch er⸗ 
halten wir noch keine guten Arbeiter, Pferde, Maſchinen, Kohlen, 
Dünge⸗ und Futtermittel, um die Erzeugung ſo ſteigern zu können, 
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daß Teuerung und Knappheit beſeitigt werden. Die Landwirtſchaft 


iſt überhaupt keine Maſchinenhalle, deren Produktion ſich beliebig und 


gummiartig einſchränken und ausdehnen kann. Wer garantiert uns 


weiter, daß der Bauer ſolch ein Geldmenſch iſt, daß er bei rieſigen 
Preiſen lieber ſelbſt hungert und alles auf den Markt herausgibt? 
Wenn man ſich auf ſeinen Egoismus ganz und gar verläßt, wie dieſe 
Lehre es will: Würde der Egoismus ihm nicht viel eher ſagen: Bar⸗ 
geld habe ich ſchon jetzt genug, und zudem, je weniger Ware ich ab- 


gebe und verkaufe, deſto mehr treibe ich ja die freie Preisbildung in 
die Höhe, deſto mehr verdiene ich ſomit am Pfund, alſo die Zurüd- 


haltung ſchadet meiner Einnahme im ganzen gar nicht, ich kann aber 
dadurch mit allen meinen Angehörigen und Freunden gut leben, mir 
Stiefel und Kleider in Maſſe eintauſchen, wo andere gar nichts be⸗ 
kommen, kann mir zufriedene Arbeiter halten. Alſo auf dieſen An— 
trieb der Ichſucht zur Ablieferung iſt wenig Verlaß. 

Da wiſſen die Engländer ſelbſt ihre alten nationalen Wirt⸗ 


ſchaftslehren ſehr viel beſſer zu taxieren. Sie wiſſen genau: Für 


den Krieg paſſen ſie nicht und im eigenen Lande überhaupt nicht 
mehr. — England hat ſich im Kriege ein ſtarres Zwangsſyſtem ge⸗ 
ſchaffen und würde es noch ſehr viel ſtraffer anziehen, wenn es nur 
könnte, wenn es die Verwaltung und die eigenen Vorräte dafür 
hätte. England bereitet auch für die Zukunft Schutzzölle und Ab— 
ſperrungen und alle Verneinungen der alten Theorie ſchon jetzt vor. 
Aber zum Bauernfang im Auslande paſſen ihm dieſe Freihandels⸗ 


lehren ausgezeichnet. Das hat England ſchon immer gewußt. Es 


hat uns und alle Völker jahrzehntelang damit eingewickelt, wir ſollten 
unſere politiſchen Wirtſchaftsſchranken beſeitigen, damit uns das 
engliſche Kapital und die alte, überlegene engliſche Induſtrie und 


Schiffahrt gänzlich ungeſtört einfangen und beherrſchen könne. Fürſt | 


Bismarck hat dieſe Falle gerade noch rechtzeitig erkannt und das Netz 
der engliſchen Agitation und Theorie zerriſſen. Wenn jetzt nicht 
unſere Wirtſchaftsſchwärmer von ſelbſt auf den Ladenhüter verfallen 
wären, ſo hätten die engliſchen Flieger und Spione die Lehrbücher 
einſchmuggeln müſſen. Denn auch England hat ſich von Anfang an, 
darauf fußend, ſeine wirtſchaftliche Rechnung aufgemacht, aber rich⸗ 
‚tiger, nämlich fo: Deutſchland iſt zu einem Viertel von fremden Zu⸗ 
fuhren abhängig, von Lebensmittel⸗ und Rohſtoffeinfuhren. Der 
Krieg ſtört ſeine eigene Produktion. Wir ſchneiden nun noch ſeine 
Einfuhr ab. Die Knappheit verhindert dann die Verſorgung aller. 
Die Armeren und Schwächeren müſſen ſterben. Denn die Theorie 
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von der Selbſiheilung des Wirtſchaftslebens klingt ja ſehr hübſch, 


daß der hohe Preis die Nachfrage verringert, bis das Gleichgewicht 


wieder hergeſtellt ſei. Aber was heißt denn Verringerung der Nach⸗ 
frage nach Lebensmitteln im freien Wirtſchaftsleben? 2 Doch nicht, 
daß jeder hungert und die Hälfte deſſen ißt, was er früher gegeſſen 
hat, ſondern viele können immer noch alles zahlen und ſchlemmen, 


wenn andere ſchon längſt am Verhungern ſind. Der Hungertod 
der Armen iſt es, der den „jelbittätigen Ausgleich“ ſchafft. Aus 


dieſen Lehren hat Darwin ſein grauſames Schlagwort vom „Kampf 
ums Daſein“ geſchöpft. Aber daneben, hat ſich England gefagt; 


treibt die Knappheit alle Preiſe ſo gewaltig in die Höhe, daß auch die 


Maſſen nicht mehr kaufen können. Dann gibt es Plünderungen und 
Revolution, dann halten auch die Soldaten nicht mehr aus, wenn 
ſie dieſe Zuſtände und dieſes Schickſal ihrer Angehörigen hinter ſich 
wiſſen. — Sollen wir uns da ſelbſt den Strick drehen und wirklich 
ſagen, die Wirtſchaftsentwicklung des Krieges müſſe ihren freien 
Lauf haben, ihren natürlichen Folgen auf Preiſe und Verſorgung 


dürfe man nicht entgegentreten? 


Alſo mit dem Freihandel und dem kapitaliſtiſchen Syſtem iſt 


es nichts im Kriege. Aber vielleicht mit dem Gegenteil, dem So⸗ 
zialismus? Viele Leute behaupten ohnehin, unſere Kriegswirt⸗ 
ſchaft wäre ein ſozialiſtiſches Syſtem. Aber die Spezialiſten dafür, 
die Sozialdemokraten, erklären, das ſei Unſinn, der Sozialismus 
fähe ganz, ganz anders aus. Und man wird ihnen recht geben 
müſſen. Wenn der Reichsſchatzſekretär ſich das Ergebnis der Kriegs⸗ 


gewinnſteuer anſieht, wird er auch nicht behaupten wollen, daß der 
Kapitalismus in der Kriegswirtſchaft überwunden iſt. 

Aber ſelbſt wenn man ſich auf den Standpunkt ſtellen will, der 
Sozialismus hätte als Theorie recht, wenn man die Dinge mit 
Bebelſchem Optimismus anſieht, wenn man ſagt: jawohl, es ſoll 


leder produzieren nach feinen Fähigkeiten und konſumieren nach 


feinen vernunftgemäßen Bedürfniſſen, unter Leitung der organifierten“ 


Geſamtheit und der freien Volksregierung, — ich bin feſt überzeugt, 


auch der alte Bebel ſelbſt hätte ſich nicht gerade den Weltkrieg zur 
Durchführung ſeiner Pläne ausgeſucht. Fritz Reuter ſagt irgendwo, 
die Pieke ſei die allerbeſte Waffe, aber fie verlange einen ruhigen 
Feind. Das gilt noch mehr vom Syſtem des Sozialismus. Das 
verlangt ſogar als Grundlage die Abweſenheit eines Feindes. Es 


J. ſetzt die allgemeine Völkerverbrüderung, die Beſeitigung aller politi⸗ 


ſchen Schranken, Hemmungen und Reibungen voraus, das alleinige 
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Vorherrſchen der wirtſchaftlichen Beſtrebungen. Darin iſt es ein 
jüngerer Verwandter und Abkomme der alten engliſchen Freihandels⸗ 
lehre. Wenn aber bei der Produktion! der Gewinnantrieb, der Herr⸗ 


ſchaftswille, die Eigenſucht wegfällt und die Produktion doch ſchaffen 


| fol, dann muß ein ideales Zuſammenwirken aller Menſchen und 
Völker ſtattfinden, ein Ausrichten aller Erzeugung auf leichtfaßliche 
allgemeine Wohlfahrts⸗ und Kulturzwecke, — alles was wir jetzt ſo 


gar nicht zur Verfügung haben. Bebel ſchildert die Zukunftsarbeit 


als gemächliches Hemdärmelvergnügen geſunder und zufriedener 


. 


Menſchen in wenig Arbeitsſtunden. Jetzt brauchen wir atemloſe 


Anſpannung aller Kräfte, auch der unzureichenden, und jeden Antrieb 
von dem Erfolg zu verſprechen iſt, ganz egal, von welcher Sinnes⸗ 
richtung und Weltanſchauung. Alſo den Sozialismus als wirt⸗ 
ſchaftliches Syſtem haben wir jetzt nicht und können wir auch, ganz 
gleich, was jeder von der Zukunft denkt, jedenfalls gerade jetzt 
nimmermehr ſchaffen. 


Da liegt eben wieder der Denkfehler, von dem ich am Eingang 
geſprochen habe. Unſere Feinde haben ein Sprichwort: Im Kriege 


geht's wie im Kriege! Aber nicht: Im Kriege geht's wie im 
Frieden! Es iſt ganz vergeblich, für den Wirtſchaftskrieg Regeln 
und Syſteme aus dem Frieden zu ſuchen. Wollen wir ein Vorbild, 
und brauchen wir eins, ſo liegt es in dem uralten Notverfahren 


der Wirtſchaftsregelung in einer belagerten Stadt.“ 


Das iſt unſere Lage, nur ganz ins Große überſetzt. Der Größen⸗ 
unterſchied hindert aber den Vergleich nicht; das Vorbild für Hinden⸗ 
burgs ſchönſte Siege war Hannibal mit ſeinen wenig tauſend Mann. 
In der belagerten Stadt geht Wirtſchaftsleben und Verbrauch in 
den üblichen Formen weiter. Aber alle Form bekommt allmählich 
anderen Inhalt, anderes Ziel. Alle ſelbſtändige und abhängige Arbeit 
wird irgendwie zweckmäßig dem Verteidigungswerk eingeſchaltet, wird 


durch deſſen Bedürfnis beſtimmt und geändert. Wo Freiwilligkeit 


hierfür nicht ausreicht, tritt wie ſelbſtverſtändlich der Zwang ein. 


Aller Lebensbedarf bleibt zunächſt Privateigentum, wird gekauft und 


verkauft. Aber das Notwendigſte nimmt die Geſamtheit in Ver⸗ 
wahrung oder Verſtrickung. Sie ordnet die Rationen und die Arten 
des zuläſſigen Verbrauchs an, um alle Vorräte zu ſtrecken. Leitſatz 
wird die Not des Augenblicks und das Wohl der Geſamtheit. Soweit 
die Heiligkeit des Eigentums, das Recht der Perſönlichkeit und andere 
ſchöne Friedensgarantien des einzelnen damit in Konflikt kommen, 
müſſen ſie dem Geſamtwohl im Range weichen. 


„ „ ER 


Das Strecken wurde auch im belagerten Deutſchland dringlich. 
Ermahnungen und Aufrufe halfen nur vorübergehend und unvoll⸗ 
kommen. Auch allgemeine Streckungsvorſchriften erreichten das Ziel 


nicht. Erſt die Brotkorn⸗Beſchlagnahme und Brotzuteilung. 


durch Karten ſchufen ein Jahr lang leidliches Auslangen. Dann 


aber gingen raſch auch andere Vorräte aller Art zu Ende. Für 
Kartoffeln, Fleiſch, Fett, Zucker mußte in größter Gefahr des völligen \ 
‚Aufbrauchens 1916 überſtürzt die Bewirtſchaftung in ver 


ſchiedenen Formen eingeführt werden. Auch Brotaufſtrich, Eier, 
Nährmittel, Fiſche, zum Teil Obſt und Gemüſe, Futtermittel fielen 


in die Bewirtſchaftung und Verteilung. 


Gerade die Ausdehnung dieſer Bewirtſchaftung hat 
man vielfach beanſtandet. Der eine möchte die Kartoffeln heraus⸗ 


nehmen, der andere die Butter, der dritte und vierte wenigſtens die 
Eier, das Obſt. Aber man muß doch nicht vergeſſen: Die Ver⸗ 
waltung hat keinesfalls verfrüht und übereilt die Bewirtſchaftung 


ausgedehnt, ſondern hat ſich eher vor jeder Ausdehnung geſcheut, 


hat noch kurz vorher zum Beiſpiel für Fleiſch und Kartoffeln Er⸗ 
klärungen abgegeben, deren Bewirtſchaftung ginge wegen der Natur 
der Ware nicht wohl an. Aber die Notwendigkeit hat Schritt 
für Schritt weitergedrängt. Je enger das Gebiet des freien Handels 


wurde, um ſo ungeſtümer hat ſich die rückſichtsloſeſte Nachfrage der 


u Zahlungsfähigen auf die reftlihen Nahrungsmittel geftürzt und ihre 
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Preiſe panikartig getrieben, genau wie es die Engländer voraus 


berechnet hatten. Da gibt es kein Aufhalten auf halbem Wege. 


Man muß bedenken: Wenn man die jetzt bewirtſchafteten Lebens⸗ 
mittel der Zurückhaltung und Verfütterung der Landwirte und dem 
Zugriff der wohlhabenderen Käufer frei überlaſſen wollte, würde die 
eine Hälfte der Bevölkerung bequem den ganzen Vorrat, den 
wir noch haben, für ihre Zwecke verbrauchen können. Für die andere 


Volkshälfte bliebe nichts. Für die Armee und die Angehörigen der 


Soldaten würden die Einkaufspreiſe des Staates ſo wahnſinnig ge⸗ 
trieben werden, es müßte ſo viel Papiergeld dafür gedruckt werden, 


daß das Geld dann ſchließlich überhaupt keinen Wert mehr hätte, 


ſo wie jetzt in Rußland. Wer hätte dann 20 etwas von nowinell 
ſehr hohen Preifen ? | 


Die Grundlagen der Ernährung des ſtadtiſchen Ver⸗ 


brauchers ſind durch die Rationen geſichert, nicht die ganze Er⸗ 


nährung. Die Ration iſt eben ein Behelf, kein kommuniſtiſches 


Syſtem, kein Erſatz jeder eigenen Anſtrengung und Bemühung. Auch 


174 . Karl nel 1 E 174 


darin wurzelt mancher Sede wenn viele polemiſ ch meinen, von 
der Ration könne man doch nicht leben. Natürlich ſoll jeder ſich 
mühen und anſtrengen um die Waren, die ſich ihrer Natur nach 
nicht zur öffentlichen Verteilung eignen. Wo noch Gemüſe, Rüben, 
Kohl, Pilze, Obſt, Fiſche, Wild, Geflügel, irgend etwas frei ver⸗ 
käuflich auftaucht, muß der Verbraucher das natürlich wahrnehmen. 
Kleinviehzucht und Kleingartenbau ſind durch alle möglichen Maß⸗ 
nahmen begünſtigt und gefördert und empfohlen worden. Maſſen⸗ 
ſpeiſungen werden in allen Großſtädten geboten. Landarbeit der 
Städter und Landaufenthalt der Kinder ſchaffen Zubußen der Er⸗ 
nährung. Alles das zuſammengehalten und die Rationen ſchaffen 
gerade noch ein Auskommen, freilich ſchon hart am Exiſtenzminimum. 
In dieſem Sinne kann man mit den Rationen auskommen. Gerade 
umgekehrt muß das beliebte Schlagwort lauten: Ohne die Ration, 
auch wenn die geſamte verfügbare Nahrungsmenge in den freien 


Handel käme, wäre für große Volksmaſſen zweifellos kein Aus⸗ 


kommen. 
Muß man ſo bei der Verteilung die Macht des Geldbeutels 
beſchränken und für wichtige Gebiete ausſchalten, damit jeder durch⸗ 
kommt, ſo muß man anderſeits bei der Erfaſſung und Ge- 
winnung der Nahrung die Rolle des Geldes erhalten, damit 
dem Erzeuger die größtmögliche Anſtrengung entlockt wird, — nicht 
ſchematiſch erhalten nach einer ſtarren Formel, ſondern von a zu 
Fall nach ſorgfältiger Überlegung. 

Damit der Landmann überhaupt arbeitet und ſeinen ganzen 
Boden beſtellt, damit er ferner im großen ganzen das anbaut, was 
die Geſamtheit am dringlichſten braucht, muß man ihm ſeine Arbeit 
angemeſſen bezahlen. Man kann den Eigenantrieb nicht durch Zwang 
erſetzen. Man hätte gar keine Organe, um den Zwang ſachgemäß 
anzuordnen und ihn nachher auch wirkſam zu überwachen. Deshalb 
iſt im ganzen vom Produktionszwange abgeſehen worden. Wer gar 


nicht anbaut, der kann gezwungen oder erſetzt werden. Aber was 


er mit ſeinen kriegsbeſchränkten Mitteln und Kräften am wirkſamſten 
anbauen kann, das wird der Landmann ſelbſt am beſten nach dem 
Zuſtande ſeiner Felder und nach ſeiner Wirtſchaftserfahrung be— 
urteilen können. Da man alles ziemlich gleich nötig braucht, ſo 
braucht man nur die Preiſe ſachgemäß abzuſtimmen, um keine un⸗ 
erwünſchten Verſchiebungen und Uberraſchungen zu erleben. Über⸗ 
preiſe ſind aber auf einige vernachläſſigte und beſonders ſtark be⸗ 
gehrte Kulturen zu e zum Beiſpiel Geſpinſtpflanzen, Ol⸗ 
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früchte, vielleicht Hülſenfrüchte. Ein Preisanreiz auf alles würde 


ſich nur gegenſeitig aufheben und an der Bebauungsart doch nichts 


ändern. Preisanreiz zur Beſchaffung von Maſchinen und Leuten, 
Futter und Dünger würde höchſtens bewirken, daß ſie einer dem 
anderen wegſteigert. Für alle ſind keinesfals genug e 8 | 


Was find nun angemeſſene Preiſe unter heutigen Ver⸗ 
hältniſſen? Pre = wie fie ſich im freien Markte bilden würden, 
wie ſie etwa in Rußland oder Polen oder Ungarn oder Belgien be⸗ 
ſtehen? —Insbeſondere in den Ländern, die mit uns im gleichen 
Feſtungsringe ſtecken? Bei uns würden die Preiſe ſicher noch höher 


werden, wenn Sie den rieſigen Heeresbedarf bedenken, die dichte 


Bevölkerung, die ſchroffe Abſperrung, den Ausfall der Milliarden⸗ 
einfuhr. Werden da die Landwirte ſagen: Jawohl, ſolche Preiſe 
ſtehen uns nach den unabänderlichen wirtſchaftlichen Naturgeſetzen 
zu, das ſind eben bei der Knappheit die normalen Preiſe! Wenn 
die Konjunktur zu unſeren Gunſten ſteht, darf der Staat uns in 


ihrem Genuß nicht räuberiſch verkürzen! Wenn der Landwirt das 
ſagt, iſt er durch ſtarrköpfige Propaganda für den Freihandel wild 


gemacht. Die Folgen hat er nicht überdacht. Fragen Sie ihn nur: 


Itt nicht die jetzige Knappheit und Wirtſchaftslage durch den Waren⸗ 
mangel hervorgerufen? Sind die Urſachen dieſer Knappheit wirklich 


natürliche oder nicht vielmehr bitterböſes Menſchenwerk? Sind ſie 
auch nur durch die natürlichen Kriegsverhältniſſe militäriſcher Art 
in dieſer Höhe bedingt oder nur durch den brutalen Wirtſchaftskrieg, 


mit dem England unſere Frauen und Kinder ‚verfolgt, die Neutralen | 


bedrückt, uns Feinde in der ganzen Welt wirbt, uns aushungern 
und untereinander verfeinden will? Will es nicht durch dieſe Mittel 


gerade die Preiſe künſtlich und planmäßig treiben, ſo hoch, daß die 


Maſſen auch an die noch vorhandenen Vorräte nicht mehr heran⸗ 
können? Würde nicht der Marktpreis durch dieſe verruchten Maß⸗ 
nahmen bedingt ſein? Darf ein Deutſcher nun den Preis als ſein 
Recht beanſpruchen, den die Engländer als Vernichtungsmaßnahme 
anſtreben? — Niemand wird ja ſagen. | 
Die richtige Preishöhe muß ſich durch die Erwägung unſerer 
ganzen Wirtſchaftslage ergeben. Wir haben durch Verteilungskarten 


und Verbrauchsbeſchränkungen, Beſchlagnahme und Bewirtſchaſtung 


ein Gleichgewicht zwiſchen Verbrauch und Erzeugung künſtlich 
geſchaffen. Wenn jeder im Lande ſo geſetzestreu und bedürfnislos 
wäre, ſich an dieſe Vorſchriften zu halten, dann würde ſich dieſes 
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Syſtem ohne Zwang in der Schwebe halten. Dann könnte ſich auch | 
fein Preis frei bilden. Und zwar wie? Wo Angebot und Nach⸗ 
frage im Gleichgewicht ſind und die letzte erzeugte Ware gerade noch 


gebraucht wird, da muß ſich der Preis ſo einſtellen, daß auch der 
ungünſtigſt arbeitende Erzeuger, weil ſeine Ware gebraucht wird, 


ſeine Koſten erſetzt erhält und darüber eine angemeſſene Entſchädigung 
feiner Arbeit und Leiſtung. — Der Preis bildet ſich bei uns von 
ſelbſt nicht ſo, weil die Antriebe, den Preis zu überſchreiten und | 


auch die zugrunde liegende Rationierung und Verbrauchsbeſchränkung 


zu überſchreiten, ſtärker ſind als unſere Verordnungen. Deshalb 


müſſen wir hinter die Wirtſchaftsperordnungen und ebenſo auch hinter 
die Bewirtſchaftungspreiſe den Zwang ſtellen. Wir müſſen doch 


aber mit dieſem Zwang den Preis ebenſo bilden, wie er ſich bei ge⸗ 


ſetzestreuem Verhalten aller von ſelbſt gebildet hätte, nicht ſo, wie 
er ſich bei allgemeiner Geſetzesübertretung in Schleichhandel und 
Überverbrauch vielleicht einſtellen würde. Alſo Geſtehungskoſten 
und angemeſſener Gewinn für jeden als Grenze nach 
arten. 


Nun umgekehrt: Wem dabei der Gewinn einzelner zu hoch iſt 


— auch Landwirte äußern ſich manchmal in dem Sinne, daß mehr 


als nötig für manche Dinge bezahlt werde —, der muß bedenken, 


unſere Höchſtpreiſe müſſen auch der ungünſtig arbeitenden Produktion 
gerecht werden, ſonſt ſcheidet dieſe aus, und wir können ſie doch nicht 
entbehren. Wem ſie zu niedrig ſind: dem Landwirt, der guten 


Willens iſt, kann ſich damit einrichten; der nicht guten Willens iſt, 
wird es auch bei geringer Erhöhung kaum ſein, denn mit den 


Schleichhandelspreiſen könnte ein Bewirtſchaftungspreis doch nicht 


konkurrieren, ohne den Maſſen den regelmäßigen Einkauf auf Karten 


zu ſperren. Alſo als obere Grenze die Kaufkraft der 
Maſſen, die wir doch durch den Krieg bringen wollen. 

Trotzdem iſt von Jahr zu Jahr und das ganze Jahr hin— 
durch immer wieder Klage um den Preis, und ich möchte ſagen, 
das kann leider gar nicht anders ſein, das liegt in notwendigen Un⸗ 
ſtimmigkeiten zwiſchen Wirtſchaftsleben und Bewirtſchaftung. Je 
länger der Krieg dauert, deſto mehr entwertet ſich das Geld, erhöht 
ſich die Knappheit, verteuert ſich die Produktion und die Ware aller 


Art. Die Bewirtſchaftung kann dieſer aufſteigenden Kurve während 


der Wirtſchaftsjahre nicht laufend folgen, ſondern nur in Jahres— 
ſtufen, wie die Treppe dem Geländer. Die Beſchlagnahme der 


Jahresernte bringt es mit ſich, daß für das Jahr ein einheitlicher | 
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muss beſtimmt wird, micht ein ſtetig te, ſonſt würde der 
* liefernde Landwirt von vornherein beſtraft und der läſſige 

| iiert. Dann wären die Lieferungen zu Anfang der Wirtſchaft⸗ 

ze jahre, die dringend notwendig ſind, nicht zu beſchaffen. In der Not 

Riſt die nachträgliche Preisaufbeſſerung ohnehin wiederholt eingetreten, 


und ſie war ſtets ſehr unerwünſcht, hat viel erklärliche Verbitterung 


ausgelöſt. Alſo ſyſtematiſch darf man das nicht machen. Die auf⸗ 
ſteigende Kurve der Weltpreiſe muß von einer wagerechten Jahres⸗ 


linie der einheitlichen Höchſtpreiſe in der Mitte geſchnitten werden. 
Nun ziehen Sie recht viele, recht ſpitze Pfeile von der ſchrägen zur 


wagerechten Linie, dann haben Sie die naturnotwendigen Angriffe 
auf die Preiſe des Kriegsernährungsamtes bildlich dargeſtellt. Die 
Hoöchſtpreiſe erſcheinen zunächſt den Verbrauchern viel zu hoch. In 
jedem Herbſt geht von ihnen ein ſchwerer Entrüſtungsſturm gegen | 
die „plötzliche, ſprunghafte, übermäßige“ Preiserhöhung der Kriegs. 


wirtſchaft aus. Dieſer Sturm flaut allmählich ab. Da aber all⸗ 


mählich dann der Landwirt ein ſtetes Aufſteigen ſeiner Einkaufspreiſe | 

| für Maſchinen, Kleidung und dergleichen merkt, wird er, je länger 8 5 
das Jahr geht, deſto unzufriedener mit ſeiner Preishöhe, und gegen 

Ende des Jahres iſt die Entrüſtung dieſer Kreiſe auf der Höhe, nach⸗ 

dem ſie im Herbſt zuvor vielleicht noch leidlich zufrieden geweſen 


waren. Dabei bleibt es aber noch nicht. Im Herbſt ſchimpfen mit 


den Verbrauchern auch manche praktiſchen Landwirte in ehrlichem 
und uneigennützigem Gerechtigkeitsgefühl, der oder jener Preis wäre 
unnötig hoch, und gerade das ſteigert die Verbitterung der Ver⸗ 
braucherkreiſe aufs höchſte. Gleichzeitig ſagen die Führer der Land⸗ 
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wirtſchaft, die die künftige Preisentwicklung vorwegnehmen, ſchon im ae 


etwas zu eſſen. Sie ſehen, dieſe Stimmen laſſen ſich nie und nimmer 


vereinigen. Wer dem einen Standpunkt voll gerecht wird, tritt den 
anderen mit Füßen. Ein früherer Leiter des Ernährungsweſens 
ſagte einmal, er ſei ſchon immer beruhigt, wenn er in den Morgen⸗ 
zeitungen ſühe, daß von allen Seiten gleich ſtark auf ihn geſchimpft 


würde. Dann wüßte er wenigſtens, er I auf der richtigen Mitte 
Sömoliers Jahrbuch XLIII I. 12. 
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Herbſt, die Preiſe wären mit Rückſicht auf die kommende Entwicklung 
noch zu niedrig. Umgekehrt iſt es im Frühjahr, wenn alle Landwirte 
ſich beklagen. Dann haben die Verbraucher erſt ihre E ushalts⸗ 
ſtatiſtiken vom Herbſt bearbeitet und klagen von neuem über die 
hohen Lebenskoſten. Anderſeits werden bei den wohlhabenden Ver⸗ 
brauchern dann immer mehr Stimmen laut, auch bei den Bürger⸗ 
meiſtern, die Landwirte hätten ganz recht, höhere Preiſe wären auch 
beſſer, dann würde man zwar all ſein Geld los, hätte aber wenigſtens | 


\ 
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des Ausgleichs. Der Ausſpruch bezeugt ken großes Glücksgefühl, 

aber ein gutes Gewiſſen. . * 
Alſo die Produktionsart wird dem Landwirt überlaſſen. 

| Direkter Zwang muß dagegen in der Verteilung ob- 

walten. Denn die Ware muß ganz andere Wege gehen wie in 

Friedenszeiten, weder Landwirte noch Handel können überſehen, welche 

Landſchaften und Bevölkerungskreiſe die Lebensmittel jeweils am 

|  bringendften brauchen und welche Verkehrswege offenſtehen. Da muß 

die öffentliche Verwaltung eingreifen, fi) die Lebensmittel ſichern 


= und ihre Verteilung bewirken oder lenken. Mit der Beſchlagnahme 


Hand in, Hand müſſen auch die Normen für den Selbſtverbrauch des 
Ländwirts gehen. Sonſt fehlen der Erfaſſung und Ablieferung die“ 
zuverläſſigen Richtlinien. Das alles hat ebenfalls in der belagerten 
Stadt ſein Vorbild. 

Unzulänglich iſt dieſes Vorbild für die Verwaltung der 
griegswirtſchaft. Denn da beſtimmt der Umfang die Auf⸗ 
gabe, und dieſer hat in der Weltgeſchichte keinerlei Vorbild. Was 
von Reichs wegen feft geordnet werden kann, was die Reichsämter 
und was die Wirtſchaftsſtellen zu leiſten haben, was beſſer der Staat, 
| die Provinz, der Kreis, die Stadt regeln und verwalten können, wie 
der Handel, die Genoſſenſchaften, die Verbände der Erzeuger und 
Händler dem gemeinſamen Zweck nutzbar zu machen ſind, wie alte 
Behörden umzubauen und neue zu ſchaffen ſind, wie das Zuſammen⸗ 


2 arbeiten auf den neuen Gebieten ſich abſpielt, das iſt eine gewaltige 


und ganz neuartige Aufgabe der Verwaltungsorganiſation. 
Da mußte von Grund aus neu aufgebaut werden, und wenn in 


der Kriegswirtſchaft vom „Syſtem Delbrück“ oder „Syſtem Batocki“ 


oder anderen die Rede ift, fo iſt damit, bei Lichte beſehen, kein 
5 Wirtſ chaftsſyſtem gemeint, keine grundſätzlich neue Wirtſchaftsführung 
für die Dauer — die Kriegswirtſchaft iſt und bleibt eine Notmaß⸗ 

nahme, eine Summe von Behelfen —, ſondern gemeint iſt ein Ver⸗ 
waltungsſyſtem, die planmäßige Anordnung, Durchführung und 
Sicherſtellung der kriegsmäßigen Volksverſorgung, die Durchſetzung 
des einfachen Gedankens der Erfaſſung und Verteilung der Grund⸗ 


nahrung, der Aufbau der Verwaltung dafür, ſo gut er ſich mit allen 


daran beteiligten Kreiſen im Kriege geſtalten läßt. 
ö Faſt in allen Ländern hat die Vordringlichkeit der Ernährungs⸗ 
lage im Kriege zu eigenen Ernährungsminiſtern geführt, 
bei uns zur Gründung des Kriegsernährungsamts im Mai 1916, 
jetzt eines vollberechtigten Reichsamts, nur daß ſeine Dauer auf die 
Zeit der ä beſchränkt wurde. Das Kriegsernährungsamt 
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arbeitet einerſeits mit dem Apparat der d e Preußen 


hat ſeine Ernährungsverwaltung einheitlich ebenfalls unter einem 


neuen Miniſter, dem Staatskommiſſar für Volksernährung, zuſammen⸗ 


gefaßt, ähnlich die anderen Bundesſtaaten in Lebensmittelämtern oder 


dergleichen. Darunter haben beſonders die Provinzen, die Kreiſe 
und die größeren Städte die wichtigſten ernährungspolitiſchen Auf⸗ 
gaben. Der Kommunalverband, die Selbſtverwaltung der 
Kreiſe und Großſtädte, iſt durch den Krieg zu einem großen Namen 


und zu wichtigen Aufgaben, zu einer Wirtſchaftsverwaltung ganz 


im großen gekommen. | 
Eine andere Art von Unterverwaltung hat das griegsernährungs⸗ 


amt teils ſchon vorgefunden, teils ſelbſt geſchaffen in den Kriegs⸗ 


-ftellen, techniſch ausgerichteten Verwaltungsſtellen für die grund⸗ 


| ketten und n Widerſtände. Unſere Kritiker ſagen: das 


ü ſätzlichen Maßnahmen der Bewirtſchaftung von Getreide, Kartoffeln, 
Fgleiſch, Gemüſe, Obſt uſw., und Kriegsgeſellſchaften, teils 
5 Unterſtellen der Kriegsſtellen, teils ihre Geſchäftsabteilungen, letzteres 
da, wo die Reichsinſtanz unmittelbare Geſchäftsaufgaben durchführt. 
Das iſt der Fall bei Getreide, Gemüſe, Fetten uſw., während bei 
Fleiſch und Kartoffeln von Reichs wegen nur disponiert wird und 
Verkehr und Abrechnung direktere Wege gehen. Auch dieſe Reichs⸗ 
ſtellen und Geſellſchaften haben ihren Unterbau in Bundesſtaaten, 
Provinzen und Kreiſen. Es beſtehen vielfache Perſonalverbindungen | 
zur allgemeinen Staatsverwaltung, aber doch auch eigenes Jachmäßiges 
N Perſonal. = 


Die ganze Organiſation iſt nicht nach einem allgemeinen Schema 


a gemacht, nicht aus einem Guß und nach einer Regel, ſondern von 
Fall zu Fall dem Charakter der einzelnen Ware und Bewirtſchaftung 
angepaßt. Die vorgefundenen Kräfte und Verbände ſollten mög⸗ 
lichſt benutzt werden. Das iſt für die Praxis ſehr gut, für eine 
Darſtellung im Vortrag aber unbequem. Denn man müßte, um 
genau zu ſein, jede Reichsſtelle und Bewirtſchaftung für ſich be⸗ 
handeln und ein Einzelbild ihrer vielgliedrigen Verwaltung geben. 


Auch an dieſem Verwaltungsſyſtem wird ſtändig kritiſiert, — und 
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vor dem Kriege Wend z zugetraut hätte —, unſer Volk durch das 
zweite, dritte und vierte Kriegsjahr zu bringen und auch im fünften 
Kriegsjahre mit einer gewiſſen Zuverſicht die Wirtſchaftspläne auf⸗ 


zuſtellen und den Kampf aufzunehmen gegen alle ſachlichen Schwierig⸗ 
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1 mit Erfolg; es wird auch ſtändig daran ve Vollkommen 
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wäre ja auch noch ſchöner, und ſchlecht genug läuft die Sache. 
Andere Länder fuchen aber ſo viel wie möglich von unſerer Kriegs⸗ 
wirtſchaft nachzuahmen, und die Neutralen ſagen, kein anderes Lend 
hätte dieſe unſere Leiſtung fertiggebracht. Und auch eine Kritik zum 
Schluß des Ganzen, eine inländiſche, verantwortungsbewußte: In 
der deutſchen Verwaltung ſollte vor einigen Wochen die Führung 
und Leitung der wichtigſten großen Verwaltungen grundſätzlich und 
durchweg anders geregelt werden. Vor der Leitung des Kriegs- 
ernährungsamtes hat dieſer erſte radikale Reformeifer haltgemacht. 


Die Ernährungslage zu Beginn des fünften Kriegs⸗ 
wirtfchaftsjahres ! 


Durch Vergleiche haben wir uns gewöhnt die Ernährungs— 
ausſichten des neuen Jahres abzuſchätzen. Wird es beſſer? Wird 
es ſchlechter? Bleibt es ſo wie bisher? Das ſind die Grundfragen 
für die Ernährungslage, die uns beſchäftigen. Wir haben auch ge— 
nügend Maßſtäbe an den verfloſſenen vier Kriegsjahren, die ja exakt 
gleichzeitig vier Kriegswirtſchaftsjahre waren. 

Im erſten Jahre noch faſt friedensmäßiges Auslangen mit 
den großen aufgehäuften Vorräten: mal ſchlechte Transportlage und 
Angſt und getriebene Preiſe, mal aber auch Überfluß, an Obſt und 
Schweinefleiſch etwa, und Schleuderpreiſe; im ganzen noch gutes 
Auskommen, durch die Brotkarten auch geſichertes Auskommen. Gutes 
Zutrauen nach dieſer Erfahrung, das im zweiten Jahre herbe 
Enttäuſchung gebracht hat. Man dachte, es würde immer ſo weiter 
gehen. Aber die Vorräte gingen gegen Oſtern 1916 raſch zu Ende, 
einer nach dem anderen. Schleunigſt und überſtürzt mußte die Be⸗ 
wirtſchaftung erfolgen: für Kartoffeln, Zucker, Fleiſch, Fett; ſcharfe 
Verfütterungsverbote, Streckungsmaßnahmen. Die wenigſten haben 
damals gemerkt, wie nahe wir im Frühſommer 1916 an ſchwerſten 
Gefahren vorbeigelaufen ſind. 

Tm dritten Wirtſchaftsjahre der Entſchluß: das fol uns 
nicht wieder paſſieren! Planmäßige Bewirtſchaftung, weitgehende 
Vorſorge, aber noch weitergehendes Mißgeſchick, deſſen Urſachen in 
der Hauptſache nicht lauf dem Ernährungsgebiete lagen. Kaum je⸗ 
mals iſt eine Maßnahme ſo gut aufgezogen geweſen wie die Kar⸗ 
toffelverteilung im Herbſt 1916. Man brauchte faſt nur noch auf 


1 Vortrag in der n Preſſetonferenz zu Danzig am 22. Sep⸗ 
tember 1918. 
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den Knopf zu drücken, und zehntauſende Waggons rollten die Nahrung 
durch das Reich. Da kam der Ruſſenvorſtoß: Oſtgalizien mit ſeiner 
reichen Ernte ging verloren. Rumänien ſchlug los. Alle unſere 
Bahnwagen wurden nötiger nach. Rumänien gebraucht. Die Kar⸗ 
toffeln blieben liegen. Es kam der harte Froſtwinter, der Kohl⸗ 
rübenwinter. Die Kartoffeln hielten ſich ſchlecht. Der Fleiſcherſatz 
ſchnitt zu tief in die Viehbeſtände ein. In unſeren Großſtädten ſtand 
zum Schluß der harte, bittere Hunger auf den Geſichtern. 

Dann das vierte Jahr, das eben jetzt ausgeſtandene: Knappſtes 
Auskommen, aber doch Auskommen. Viel Mängel in der Durch⸗ 
führung der öffentlichen Bewirtſchaftung, aber doch ihre wichtigſten 
Ziele erreicht. Die Einfuhr immer mehr geſtört, ſchließlich noch das 
unerwartete Verſagen der Ukraine, aber doch notdürftiger Erſatz aus 
eigenem möglich. Freilich nur mit genaueſter Einrichtung, knappſter 


Zuteilung, immer wieder verſchärfter Einſchränkung. Vom Frieden 


her fehlte uns ja von vornherein ein Viertel der Nahrung durch 
Einfuhr, für die heimiſche Erzeugung fehlte Dünger und Kraftfutter, 
vom reſtbleibenden Aufkommen bekommt das große Heer Vorzugs⸗ 
anteile; alſo kann ja für die ſtädtiſche Bevölkerung gar nicht viel 
mehr als der halbe Friedensvorrat vorhanden ſein. Viel loben hört 

man das Jahr nicht, fett hat es keinen gemacht, aber das allgemeine 


Urteil iſt doch: etwas beſſer war das Auslangen als Jahrs zuvor, 
trotz allem. Der Geſundheitszuſtand der Bevölkerung beſtätigte das, 


das Ausſehen der Großſtädter desgleichen. Nur den Landwirt hat 


das Jahr härter angefaßt als die früheren. Auch er hat kurz vor N 


der Ernte zum Teil wirklichen Mangel geſpürt und den Boden ſeiner 
Vorratsräume blank geſehen; namentlich aber hat ſein Vieh, ſeine 


Wirtſchaft den Mangel empfindlich geſpürt. 


Nun das neue Jahr und die neue Ernte, von der es ab⸗ 
hängt! Wir haben leidlich zuverläſſige Ernteſchätzungen für 
Roggen, Weizen und Gerſte, den Kern unſerer Kriegsernährung, 
Brotſtoffe in der Hauptſache jetzt alle drei. Und da bietet ſich die 
Ausſicht, daß die Ernte beſſer ausſieht als im vorigen Jahre; wir 
haben namentlich eine runde Million Tonnen Roggen mehr, auch 
Weizen und Gerſte reichlicher; um gut 15% Roggen, 10% Weizen 
und Gerſte kommen wir beſſer aus. Für Hafer haben wir erſt die 
Saatenſtandsberichte, ſie ſind bis zum Schluß unverändert etwas 
über Mittel, jedenfalls erheblich beſſer als bei der ehr ſchlechten 


Haferernte von 1917, und das iſt nicht nur für Heer und Vieh, 


das iſt 3 auch DE die * von e Be⸗ 
deutung. 
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Das iſt alſo ein tröſtliches Bild für unſer wirtſchaftliches Aus⸗ 
kommen und damit auch für unſere politiſche Lage. Ich warne nur 
vor einem, zu ſagen: Das iſt eine „gute Ernte“, jetzt hat die Not 
ein Ende, und wir können das Brot wieder mit dem großen Meſſer 
ſchneiden. Das gibt es nicht. Ahnliche Erwartungen haben in 
früheren Jahren tief enttäuſcht und verſtimmt. Wir haben immer 
noch Krieg. Bei „guter Ernte“ denkt man jedoch ſofort an Friedens⸗ 
maßſtäbe; das wäre aber natürlich falſch. Bei dem Mangel an 
Dünger und Arbeitskräften, an Geſpaͤnnen, Beſtellung und Pflege 
können wir an Friedenserträge nicht mehr heran; nur im Vergleich 
zu dem, was man bei den Kriegsverhältniſſen berechtigterweiſe noch 
erwarten konnte und worauf man befürchtend gefaßt ſein mußte, iſt 
die Ernte gut zu nennen. Im Frieden würde man allerhöchſtens 
„Mittelernte“ ſagen. Außerdem fehlt ja die große Einfuhr von 
Weizen und Gerſte. Alſo man muß mit dem Lob der Ernte ſparſam 
umgehen, um keine N und unertünpären Erwartungen 
zu wecken. 

„Was können wir nun wirklich mit bietet Ernte 
leiſten? Zunächſt die Hauptforderung des Landes erfüllen und 
die alte, ſchon eingewöhnte Brotmehlmenge wiederherſtellen. Vom 
1. Oktober wird es wieder 200 g Mehl und 20 g Streckung geben, 
damit die volle Brotmenge der früheren Jahre. Alſo wir können 
getroſt dieſe alte Menge wieder einſetzen, obſchon wir ſie im dritten 
und vierten Jahre, wie Sie ſich erinnern, nicht ganz haben durch: 
halten können. Diesmal gehen wir ſicherer. Wir rechnen von vorn— 
herein nur mit eigenem: Rumänien hat eine Mißernte in Weizen 
und wird für unſere Verſorgung z ausſcheiden. Mit der Ukraine 
rechnen wir ganz vorſichtig. Denn gebrannt Kind ſcheut Feuer. 


Wir hoffen, etwas zu bekommen. Wenn es kommt, iſt es uns ein 


willkommener Zuſchuß und eine Reſerve; wenn nicht, wird es uns 
nicht fehlen. In unſeren neuen Wirtſchaftsplan haben wir den un⸗ 
ſicheren Poſten nicht eingeſetzt. Wir haben außerdem noch Beträge 
bereitſtellen können für eine geordnete Induſtrieverſorgung, ins— 
beſondere Rüſtungsbetriebe und Maſſenſpeiſungen, wir geben die 
Schwerarbeiter⸗Zulagen weiter. Außerdem iſt zu bedenken, daß wir 
mit dem Verbrauch dieſer Ernte ſchon ſehr früh, unerwünſcht früh 
angefangen haben, durch den ausgedehnten Frühdruſch nach der 
Hervorholung der letzten Reſerven. Es iſt noch geradeſo gegangen, 
aber dieſes Aufbrauchen der Reſerven war doch etwas riskant, das 
darf nicht wieder gemacht werden; namentlich hat auch das Heer mit 
Recht ſchwere Bedenken dagegen. Die neue Ernte ſoll alſo in 


— 
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Wirklichkeit etwas länger als ein Jahr ausreichen und die nötigſten a 


Reſerven neu ſchaffen. So wird der Ernteüberſchuß auch dringlich 


beanſprucht. Die Erhöhung der Brotration kann nicht in Frage 


kommen, wenigſtens nicht allgemein und direkt. > 


Indirekt ſtellt die Induſtrieverſorgung und Schwerarbeiter⸗ 


Zulage eine gewiſſe Erhöhung dar. Wir müſſen auch auf Brotgaben = 


als Erſatz für fleiſchloſe Wochen gefaßt ſein, und es ſind Rück⸗ 
ſtellungen dafür gemacht worden. Insbeſondere tritt aber in Form 
von Nährmitteln eine Erhöhung der Grundration ein. 

Ich kann über die Nährmittel gleich beim Getreide ein 
Wort ſagen. Die beſſere Ernte in Weizen, Hafer und Gerſte macht | 


ſich dahin geltend, daß für Nährmittel erheblich größere Mengen | 


als im letzten Jahre vorgeſehen worden find. Wir werden deshalb 


auch nicht wieder ſo einſeitig auf Gerſte angewieſen ſein. Weizen 
und Hafer ſind als Nährmittel⸗Rohſtoffe im allgemeinen beliebter %, 


als die Graupen. Sie ſollen mehr herangezogen werden. Ich bitte, 
da nicht nach dem Augenſchein der jetzigen Wochen zu urteilen. Die 


N 


Nährmittel find das wichtigſte bewegliche Element im Kriegs⸗ 
haushalt der, Nahrungswirtſchaft, und die Verſtärkung dieſes frei⸗ 
beweglichen Faktors iſt im letzten Jahre eine Hauptforderung der 
Nahrungspolitik geworden. Sie ſollen eintreten, wenn das Gemüſe 
zu Ende geht und die Kartoffeln ſchlechter werden. Mit ihrer Ver⸗ 


5 teilung wird alſo vorerſt noch nach Möglichkeit geſpart für Winter 


und Frühjahr; namentlich die Zeit kurz vor der Ernte fol nach 


unſeren letzten Erfahrungen am beſten bedacht werden. Gut iſt 


jedenfalls, daß reichere Nährmittel vorhanden ſind und in der knappſten | 


Zeit oder m Notfällen zur Verfügung ftehen. 
Ich denke, das klingt einigermaßen tröſtlich; aber ich weiß auch, 8 


Sie ſind mißtrauiſch gegen unſeren Troſt und haben dagegen immer 


noch manches „aber“. Deshalb will ich auch gleich ſelbſt die Be⸗ 
denken nennen, die erhoben worden ſind oder erhoben werden 


| können. 


Da iſt zunächſt die Alarmnachricht: das Erntewetter war ſchlecht, i = 


die Frühdruſchaktion überhaſtet. Das Korn iſt zumeiſt feucht her⸗ 


die Berichte der Wirtſchaftsſtellen dieſe Beſürchtung nicht. Nach i 


eingekommen, geſchädigt und gefährdet. — Zum Glück beftätigen 


allem iſt der Roggen, die Hauptſache, ganz überwiegend gut herein⸗ 
gebracht. Der Weizen iſt freilich vielfach feucht eingekommen und 
erfordert beſöndere Vorſicht und Sorgfalt und Aufſicht. Aber dieſe 
kann und muß auch geleiſtet werden. Begreiflich, daß ſich die Mühlen 


gegen das erhöhte Riſiko wehren. Möglich, = fie damit an die 
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Zeitungen 1 um die Gefahr und ihre Aufgabe recht groß 
erſcheinen zu laſſen. Man muß dann nur wiſſen, warum das ge⸗ 
ſchieht; ſie möchten das Riſiko abwälzen. Aber da auf ihre Sorg⸗ 
falt und Sachkunde gerade jetzt ſo viel ankommt, muß ihnen als 
Anſporn das Wagnis bleiben. Das muß das Land von ihnen er: 


warten, und man kann ihnen dieſe Aufgabe zutrauen. Es wäre 


‚Sehr gut, wenn bei Gelegenheit auch die Vertreter der öffentlichen 
Meinung feſt auf dieſem Standpunkte bleiben und gegen Klagelieder 
mißtrauiſch ſind. — Die Druſchprämie hat in dieſem Jahre 
doppelt. gut gewirkt, nicht nur die ſchwerſten Ernährungsſtörungen 
uns gerade noch erſpart, ſie hat auch viele Mengen gut und recht⸗ 
zeitig hereingebracht, die ſpäter durch die Feuchtigkeit gefährdet 
worden wären. 

. Nun der zweite Einwand: Der Wirtschaftsplan iſt ſchon ganz 
ſchön, der Plan war aber immer ſchön. Nachher kommt es doch 
anders und ſchlimmer. — Freilich: niemand kann alles wiſſen, was 
kommen kann. Aber ſoweit es zu ſehen iſt, iſt es beachtet worden. 
Ich ſagte ſchon: mit den Auslandszufuhren wird im Wirtſchaftsplan 


nicht gerechnet. Wenn das Heer mit Nachtrags forderungen kommt, 


ſo geht das allerdings allem anderen vor. Zu der Frühjahrsoffen⸗ 


ſive hat es vermehrtes Pferdefutter gebraucht und damit die Nähr⸗ 


mittelwirtſchaft geſtört. Aber wir rechnen, diesmal iſt mehr Hafer 
gewachſen, mehr Gerſte, mehr Stroh. Die Anforderungen ſind ſchon 
nach den neuen Erfahrungen revidiert. Auch nach dieſer Richtung 
ſcheint deshalb diesmal die Gefahr nicht groß. 6 

Das dritte Bedenken iſt viel ernſter. Von den Landkreiſen 
kommen Klagen, daß in dieſem Jahre, mehr als je, gleich nach der 
Ernte ein kleiner Schleichhandel in Getreide und Mehl 
einſetzt, der insgeſamt ſehr erhebliche Mengen erfaßt und uns ent⸗ 
zieht. Das ſcheint richtig und iſt mehrfach übereinſtimmend beob⸗ 
achtet worden. Dieſe Gefahr kann gar nicht ſchwer und ernſt genug 
angeſehen werden. Wenn unſere Brotverſorgung bricht, die Folgen 
brauche ich Ihnen nicht auszumalen. Die Behörden ſind voll ent⸗ 
ſchloſſen, dieſer Gefahr mit der allergrößten Schärfe auf allen Linien 
zu begegnen. Von Augenzudrücken gegen kleine Mengen, gegen 


1 Schleichverſorgung, kann hier gar keine, Rede ſein. Dazu iſt die 


Erſcheinung viel zu bedenklich. Dringlich erwünſcht erſcheint, daß 
die Zeitungen ebenfalls alle vorkommenden Fälle von Getreide- und 
Mehlſchleichhandel mit bitterem Ernſt behandeln, auf Härte und 
Entſchloſſenheit allerſeits drängen und den Beteiligten die Folgen 
und Strafen vor Augen ſtellen, den Kreiſen und Landwirten nament⸗ 
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lich 1 die Folgen für die Erfaſſung. Die Landwirte klagen 
ber harte Kontrollen, Nachforderungen und Eingriffe in ihre Selbſt⸗ 
verſorgermenge, und man kann das den gewiſſenhaften Wirtſchaftern 
gut nachfühlen. Das alles wird vermieden, wenn jeder Landwirt 
alles abliefert, was er überflüſſig erntet und nicht unbedingt ſelbſt 
haben muß. Gibt dagegen ein Teil der Landwirte ſeine Überſchüſſe 
in den Schleichhandel, entftehen fo Fehlmengen in der normalen 
Deckung, dann können Nachſuchungen, Nacherhebungen und Eingriffe 
gar nicht ausbleiben. Dann müſſen alle Berufsgenoſſen mit den 
Schuldigen leiden. Es liegt alſo der dringendſte Anlaß vor, daß 
lieder nicht nur ſich, ſondern auch feine Berufsgenoſſen mit allen 
Einflußmitteln dem Schleichhandel fernhält. Es iſt von größter 
Wichtigkeit, daß die Preſſe dieſe Notwendigkeit einſchärft. Noch iſt 
die Gefahr erſt in den Anfängen und kann rechtzeitig gehemmt 
werden. Heilend hat auch hier der Frühdruſch gewirkt mit der Be⸗ 


eilung der Erfaſſung. Die Erfaſſung fol auch künftig fo ſehr wie 


möglich beſchleunigt werden. Denn was erſt auf unſeren Speichern 
liegt, iſt nach der geſchilderten Richtung außer Gefahr. 

Unſicherer als beim Getreide ſtehen wir mit den Kartoffeln 
da. Wir haben die Ernte noch nicht herein. Wohl halten ſich die 
Nachrichten vom Saatenſtande noch über Mittel, aber das feuchte 
Wetter iſt eine ſteigende Bedrohung und Beeinträchtigung geworden. 
Mancherorts iſt von beginnender Fäulnis und zurückbleibendem Wachs⸗ 
tum ſchon die Rede geweſen, glücklicherweiſe nicht allgemein. Wir 
können alſo noch nicht mit beſtimmten Zahlen rechnen. Hinzu kommt, 
daß im vorigen Jahre eine recht gute Ernte war, für eine Steigerung 
war alſo von vornherein geringe Ausſicht. Dafür war im vorigen 
Jahre allerdings die Anbaufläche verringert. Das iſt diesmal durch 
Prämien und Anregungen wieder ausgeglichen worden. Wir haben 

den früheren Anbau wieder erreicht und dadurch einen teilweiſen 
Ausgleich, ſoweit ein ſolcher in menſchlicher Macht und Vorausſicht 
lag, gegen den erheblich verringerten Hektarertrag. Jedoch konnte 
die Kopfquote vorderhand nur wieder auf ſieben Pfund die Woche 
feſtgeſetzt werden. Über die Möglichkeit einer Erhöhung wurde ein 
paäterer Beſchluß vorbehalten. Dafür iſt der wirkliche Ernteaus fall 
abzuwarten und dann auch die Transportlage | in Rechnung au ziehen 1. 


1 Wie richtig dieſe Vorſicht * ergibt ſich aus den ſpäteren Berichten, 
nach denen der Froſt im Frühſommer und die Feuchtigkeit der ſpäteren Zeit 
Ertrag und Haltbarkeit der Kartoffeln in weiten Landſchaften doch recht erheb- 
lich beeinträchtigt haben. Trotzdem iſt im Herbſt das Angebot vollkommen aus⸗ 
a geweſen, indeſſen hat ge von, den militäriſch⸗politiſchen enden ar 


ee. 
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Nun iſt die Kartoffel im Kriege in der allgemeinen Hochachtung 
immer mehr geſtiegen. Jetzt heißt ſie ſchon die Grundlage der 
ganzen Kriegsernährung, und an ſie knüpfen ſich die wich⸗ 
tigſten Wünſche und politiſchen Forderungen. Es heißt: Mit ſieben 
Pfund kann der Menſch nicht leben, zehn muß er haben; zehn hat 
er auch im letzten Jahre vielfach gehabt. Warum will das die Be⸗ 
wirtſchaftung nicht ſchaffen und bewegen können? Der Schleich— 


handel hat es doch gekonnt. Es ſind doch ſo ungeheuere Maſſen | 


Kartoffeln da. Die deutſche Ernte beträgt doch die in den Welternten 
ſonſt unerhörte Menge von 50 Mill. Tonnen, 1000 Mill. Zentner. 

Das iſt ein ganzes Neſt von Irrtümern. Das war die Zahl der 
beſten Friedensernte, und wie wir jetzt ſehen, war ſie ſchon damals 
weſentlich überſchätzt. Jetzt erreichen wir dieſe Zahl nicht annähernd, 
und von der Ernte gehen ſehr weſentliche Mengen ab für Schwund, 
für Heeresbedarf, für techniſche Zwecke dringlichſter Natur. Man 
muß alſo in der allgemeinen Verſorgung Vorſicht üben. Schon auf 
der Grundlage von ſieben Pfund müſſen in der Hauptverkehrszeit 
täglich bis 8000 Waggons angerollt werden. Nun wird gejagt: 
Jeder braucht doch aber mehr. — Nicht jeder! Dabei wird, wie 
überhaupt bei der Beurteilung der Rationen, einiges nicht ganz be⸗ 
achtet. Beinahe die Regel iſt doch im Kriege in der Heimat die Familie, 
die nur aus jüngeren und älteren Frauen und mehreren kleinen 
Kindern befteht. Die größeren Kinder, die ſtärkeren Eſſer, bekommen 
vielfach ſchon wieder „in der Munition“ ihre Zuſchüſſe. Die ſtärkſten 
Verbraucher werden im Felde verſorgt. Für die Frauen und Kinder 
reicht aber die Ration weiter, ſie können und müſſen im weſentlichen 
damit aus langen; zwiſchen Großen und Kleinen ergibt ſich auch 
ämmerhin ein gewiſſer Ausgleich. Im übrigen wird ja auch mehr 


als ſieben Pfund verteilt. Denn es gehen Extrakartoffeln an die 


Induſtrie, an die Maſſenſpeiſungen, in die verteilten Suppen und 
Dörrgemüſe, in das Brot, und zwar zuſammen recht erhebliche 
Mengen. Auch für die fleiſchloſen rn müſſen beträchtliche Kar⸗ 
e gegeben . 


hängige Transportlage zu beträchtlichen und unvermeidlichen Anfuhrerſchwer ungen 
geführt und die Beſchränkung auf das unbedingt Notwendige zur gebieteriſchen 
Pflicht gemacht. Nur bei äußerſter Sparſamkeit und Beſchränkung in jedem 
entbehrlichen Verwendungszwecke ermöglicht das nachgeprüfte Ernteergebnis die 
Aufrechterhaltung der Sieben⸗Pfund⸗Verteilung, zumal Leutemangel und Arbeits⸗ 
ſtörungen ſchließlich nicht einmal die reſtloſe Ernte der verfügbaren Kartoffel⸗ 
mengen überall ermöglicht haben. Die letzte erte bleibt insgeſamt 
um faſt 10 % gegen die von 1917 zurück. 
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Weiter kommt hinzu die kleine Selbſtverſorzung der Kleinfelder 
und Schrebergärten. Der Städter will von ihr hauptſächlich jetzt 


Kartoffeln für ſich und ſeine Familie und Verwandten. Das verſorgt 
‚ erhebliche Volksteile, die ſonſt nicht auskommen, und ebenſo wirkt 


gerade bei Kartoffeln ein gelegentlicher kleiner Zuſchuß aus dem 
eigenen Anteil verwandter Landwirte. Ich denke nicht daran, zu 
leugnen, daß außerdem noch viele Tauſende, vielleicht Hunderttauſende 
durch Schleichverſorgung und Schleichhandel gelegentlich einen Zu⸗ 
ſchuß hereinholen. Das ſieht im ganzen nach ſehr viel aus; es ſetzt 
ſehr viel Ruckſäcke und Handwagen und Perſonenzüge in Bewegung z 
aber was bedeutet das gegen den Bedarf von 50 Millionen Menſchen, 
der regelmäßig waggonweiſe, zugweiſe und zugfolgenweiſe für alle 
zugefahren wird. Das kann man nach Mengen gar nicht vergleichen. 

Eine Verbeſſerung der Verſorgung wird in Verſtärkung und Ver⸗ 


einheitlichung des Trocknungsweſens geſucht, damit die Gefahren 


und Verluſte aus der Entwertung der Kartoffeln zum Sommer auf 


ein Mindeſtmaß gebracht und gefährdeten Kartoffelvorräten eine 


haltbare Form gegeben wird, ſoweit das nur möglich iſt. e 
Nun die Fleiſchverſorgung! Da bringt das neue Jahr 


| leider keine Verbeſſerung, ſondern zunächſt mit den fleiſchloſen Wochen 


und der geringen Wochenmenge eine Verſchlechterung. Wir leben 


längſt vom Viehkapital. Im Frieden haben wir zwei Drittel 
Schweinefleiſch, ein Drittel Rindfleiſch gegeſſen. Jetzt iſt die Schweine⸗ 


zucht ſo eingeſchränkt, notgedrungen, um die Verfütterung von Korn 


und Kartoffeln zu verhüten, daß Er in den Städten zu 90 vom 
e 


Hundert auf die Rinder angewieſen find, Von dieſen fehlen uns 


ſchon zwei Millionen gegen das Vorjahr. Der Beſtand verträgt die as 


jetzige ſtarke Beanfpruchung nicht mehr. Die Umlage muß ſchon in 


= die Milchkühe eingreifen. Außerdem ift das Schlachtgewicht start 


zurückgegangen. Da mußten die vier fleiſchloſen Wochen im laufenden 
Vierteljahre eingeführt werden, mit Erſatz durch Kartoffeln und Mehl. 
Jede dieſer Wochen rettet immerhin 50000 Milchkühen das Leben. 


| Im Intereſſe der Kinder und Kranken war alſo die Maßnahme nicht | 


zu umgehen; auch für die Zukunft war fie nötig. Für die Zukunft 
auch nach dem Kriege. Denn da droht uns eine lange Fleiſchnot 
in der ganzen Kulturwelt. 28 Millionen Rinder ſind im Kriege 
ſchon aus der Weltſtatiſtik geſchwunden, und der Ausfall wird allent⸗ 


halben größer von Tag zu Tag. Deshalb muß man auch für das 
nächſte Vierteljahr auf die fleiſchloſen Wochen gefaßt ſein. | 


Nun wird freilich geſagt: Das hilft ja alles nichts. Der Schleich⸗ 


| handel, die Schwarzſchlachtungen nehmen doch das Vieh heraus, 


* 
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das ihr ſchont! Sie find doch ein Zeichen, daß Vieh genug vor 


handen iſt. — Ungeheuerliche Zahlen gehen durch die Zeitungen; 
allein in Bayern ſeien 400 000 Stück Rinder verſchwunden. Das 
iſt eine ganz falſche Zahl, maßlos übertrieben. Wenn man im ganzen 
Deutſchen Reich errechnet, was nach Friedenserfahrungen heranwachſen 
müßte, und damit die Zahlen vergleicht, kommt noch keine Fehlmenge 
von 400 000 heraus. Und auch die verringerte Zahl für das Reich 
iſt alſo nur eine Schätzung, deren Schlüſſigkeit von manchen Sach⸗ 
verſtändigen angefochten wird. Im Kriege laufe eben die Viehzucht 
nicht ſo glatt und ſorgſam und verluſtlos wie im Frieden. Alſo 
die Zahl iſt übertrieben; aber die Tatſache der Schwarzſchlachtungen 
beſteht, das lehrt der Augenſchein. Das weiß jeder, und jeder, der 
die hohen Gaſthofpreiſe zahlen kann, iſt geneigt, den Umfang der 
Erſcheinung zu überſchätzen. Denn ſo wird doch ſchließlich nur für 
eine Minderheit gekocht. 

Es liegt auf der Hand, daß bei tieriſchen Produkten, wo jeden 
Tag geerntet werden kann, der Schleichhandel leichteres Spiel hat 
als bei Mehl und anderen Ernteerzeugniſſen. Was die Behörden 
mit ihren kriegsmäßig beſchränkten Mitteln zur Verhinderung tun 
können, tun ſie: Kontrolle der Viehtransporte, häufige Zählungen. 
Jetzt werden Viehkataſter zur Einführung gebracht, alſo, wie man 
das in Süddeutſchland gelegentlich genannt hat: „Standesämter für 
das Rindvieh“, um die Zählungen zu kontrollieren. In Süddeutſch⸗ 
land ſind ſie ſchon eingeführt, Preußen wird folgen. Freilich: ganz 
verhindern wird das den böswilligen Schleichhandel nicht, das kann 
die Behörde überhaupt nicht allein, ſie kann nicht zu jeder Kuh einen 
Poſten ſtellen. Da muß die öffentliche Meinung mitwirken, ſich 
hinter die Behörden ſtellen, nicht hinter die Übertreter, such die 
gegenſeitige Kontrolle wachrufen. Jeder Deutſche hat feine 
Zeitung, die Einfluß auf ihn hat. Keinen unbegrenzten, das muß 
ich zugeben. Wer darbende Kinder hintenherum verſorgt, oder wer 
fih einmal richtig ſatteſſen will, der wird ſich durch den ſchönſten 
Leitartikel daran nicht verhindern laſſen, wohl aber an der Ver⸗ 
anſtaltung übertriebener Schlemmereien und namentlich an wohl⸗ 
wollender oder gleichgültiger Beobachtung des gewerbsmäßigen Schleich⸗ 
handels und gröblichſter Ausſchreitungen anderer. Ob die Zeitungen 
ſolche Dinge, Berichte über geſetzwidrige Verpflegung und ähnliche 
Handlungen, als gelungene Scherze und heitere Ferienerinnerungen 
behandeln oder als höchſt gefährliche Störungen und Schädigungen 
der Kriegführung, davon hängt für das praktiſche Verhalten aller 
ſehr viel ab. Wir merken ſofort an Zahl und Ton unſerer Zu⸗ 
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ſchriften im Amte, ob und wo angeſehene Zeitungen fi mit dm | 
Schleichhandel läſſig⸗ wohlwollend oder ob fie ſich bitterernſt und 


waruend damit beſchäftigt haben. Wir ſehen, die Zeitung ſpielt 


gerade in dieſer Hinſicht auf der Volksſtimmung wie auf einem Klavier. 
Jeder Anſchlag bringt den gewollten Ton. Namentlich wird auch 
hier dem Landwirt zum eigenen Wohle Wachſamkeit anzuraten ſein. 
Ihm ſollte man ſagen: Das große Viehaufkommen, das ja zum 
weſentlichen Teile für das Heer beſtimmt iſt, muß unter allen Um⸗ 


ſtänden beſchafft werden. Gibt der Nachbar ſeine überſchüſſigen 


Schlachttiere dem Schwarzſchlächter und ſiehſt du dabei ruhig und 


untätig zu, dann greift die öffentliche Hand dafür notgedrungen deine 


eigenen Milchtiere. Alſo die Bekämpfung von Mißbräuchen auch bei 


anderen iſt deine eigenſte Sache. — Auch die Sache des Städters: 
Wäre von Anfang an keine Schwarzſchlachtung erfolgt, hätten alle 
die Not der Zeit gleichmäßiger getragen, ſo hätten wir keine fleiſch⸗ 
loſen Wochen gebraucht. Wird der Schleichhandel zurückgedrängt, 
ſo kürzen wir ihre Dauer ab; greift er weiter um ſich, dann werden 
ſie verlängert. Wir haben eben nicht mehr Fleiſch, als verteilt wird, 
verfüg bar. Reißt alſo der Konſument ungeſetzlich etwas an ſich, ſo 
muß es ihm die öffentliche Hand doch nachher wieder von ſeiner 
Speiſekarte ſtreichen, und die Gerechten müſſen für die Ungerechten 
leiden. Soll jeder ſorgen, daß nicht unter Mc Augen ſich ne 
Mißſtände ungeſtört ausbreiten! 

Ein anderer Einwand pflegt an jedem Stammtiſch burchzu⸗ 
ſchlagen: Die Erſparnis hilft ja nichts. Jetzt haben ſich die Rinder 


das ſchöne Fleiſch auf die Rippen gefreſſen. Wenn ſie nun zum 


Winter nicht gegeſſen werden, büßen ſie es bei magerer Stallfütterung 


wieder ein, und niemand hat etwas von der Sache. Solche Regeln 


machen Leute · vom grünen Tiſch, die von Viehzucht keinen Schimmer 


haben! — Dieſer Einwand trifft nicht. Schlachten und Ver⸗ 
zehren iſt nicht eins. Geſchlachtet ſoll alles Vieh werden, das 


ſchlachtreif angeboten wird. Kein Viehhalter wird alſo durch Futter⸗ 


mangel Schwierigkeiten und Verluſte laufen. Aber das überſchüſſige 
Fleiſch ſoll konſerpiert und eingefroren werden, um für ſpätere Ver⸗ 
teilungen zur Verfügung zu ſein. Die Erſparnis fol. Reſerven 
ſchaffen für Heer und Volk. Dann braucht eben nachher nicht im 
letzten Augenblick raſch ins Milchvieh eingegriffen zu werden. Was 
dann im nächſten Frühjahr an Vieh noch vorhanden iſt, kann vor 
dem Schlachten erſt auf die Weide gebracht werden, während das in 
dieſem Frühjahr nicht immer möglich war. Alſo dieſer ä 
wic un bie N, u Dagegen. 
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. Dafür Spricht auch die andere Erwägung, daß wir anderenfalls 


das Milchfett ganz und vollſtändig verlieren, auch für das Heer. 
Die Fettnot fordert dringlichſte Berückſichtigung und kann obnehin 
nur unter Heranholen aller Hilfen und Reſerven vor dem Schlimmer⸗ 


werden bewahrt bleiben. Die alten Reſerven ſind erſchöpft. Die j 


Butterzufuhr aus dem Ausland, die 1915/16 gelegentlich größer war 
als im Frieden, iſt unter Englands Fauſt faſt verſiegt. Holland hat 
nichts mehr, Dänemark kann oder darf uns nur beſchränkte Mengen 
noch geben. Wir ſind auf eigene Gewinnung angewieſen. Die Milch⸗ 
verſorgung der Kinder und Kranken in den großen Städten wird 
immer ſchwerer, und fie muß doch dauernd der Buttererzeugung vor— 
gehen. Die Milchkühe haben aber ſchon in Preußen um 10 vom 


Hundert, in Deutſchland um 7½ vom Hundert abgenommen. Alſo 


weniger Butter, wie weniger Schweinefett! An Erhöhung der Fett⸗ 
ration iſt nicht zu denken, nur an Erhaltung. Auch das iſt nur 
möglich durch Mehrgewinnung von Margarine, und zwar von 
guter Margarine aus beſten Quellen. Der Anbau der Olfrüchte iſt 
um mehr als 50 vom Hundert geſtiegen, auch die Ausbeute iſt ge⸗ 
fliegen. Dazu kommt uns die beiſpiellos gute Bucheckernernte 
dieſes Jahres wie gerufen. Es iſt nur zu wünſchen, daß die Zeitungen 
auf die möglichſt ausgiebige Ausnützung dieſer altgermaniſchen und 


guten Fettquellen hinwirken. Viele Zeitungen meinen, wir möchten 


doch noch größere Anteile als geſchehen den Sammlern ſelbſt ge⸗ 
währen. Sie ſollen ſchon ungefähr die Hälfte des Oles für ſich er⸗ 
halten. Aber erinnern Sie doch gegen weitergehende Anſprüche an 


die Fettnot der Großſtädte, zu deren Abhilfe wir einen Teil dieſes 


Segens unbedingt brauchen, nicht zur Vermehrung, nur zur Erhaltung 
der dürftigen bisherigen Gabe! Erſt wenn wir dieſe neue Quelle 
gut hereinhaben, können wir überhaupt endgültig ſagen: die Fett⸗ 
ration bleibt dauernd wie bisher. Erinnern Sie die Sammler auch 
daran, daß das kämpfende Feldheer ebenfalls auf dieſen Fettzuſchuß 
angewieſen iſt. Aus der Ukraine haben wir tauſende Zentner Fett 
erhalten, wie auch ſchon anſehnliche Mengen von Vieh, und wir 
hoffen auf mehr; aber das iſt nur ein Zuſchuß. Größere Hoffnungen 
beſtehen auf die nach vorliegenden Berichten ganz gewaltigen Ol⸗ 
vorräte im Kubangebiet, alſo nördlich vom Kaukaſus; aber das Ge- 
biet iſt weitab und unſicher. Das iſt alſo vorerſt nur eine ſchöne 
Hoffnung, noch kein feſtes Versprechen. 

Wenn wir hinſichtlich der Butter reſigniert ſind, ſo nur des⸗ 
halb, weil weniger da iſt; von der vorhandenen Menge wird immer 
mehr hereingeholt. Der Molkereizwang iſt das wirkſamſte Mittel 
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gegen den Schleichhandel, er wird immer ſchärfer durchgeführt Wo 


keine Molkerei in der Nähe iſt, haben ſich neuerdings Neugründungen | 


von Kriegsmolkereien und Rahmſtationen gut bewährt und ſollen 
weiter gefördert werden. Den Verwaltungsbehörden, die die Butter 
herausholen ſollen, iſt hinſichtlich der Preisbildung freiere Hand 


gegeben worden, damit ſie anlegen können, was nach ihrer Über⸗ 


zeugung nötig iſt, um Ware zu bekommen. Auch die Konſumenten⸗ 


vertretungen haben dem großenteils zugeſtimmt; denn in dieſem 


Falle ſei Ware wichtiger als Wohlfeilheit. Es wurde viel geſchrieben, 
das Kriegsernährungsamt dränge auf Preiserhöhung. Das ſtimmt 
nicht. Es muß vielmehr die Beurteilung den für die Aufbringung 
zunächſt verantwortlichen Stellen überlaſſen bleiben. In dieſem Falle 


ſind es gerade umgekehrt die ſchärfſten Kritiker des Kriegsernährungs⸗ 


amtes und ſeiner Preishöhe, Dr. Heim und andere, die auf höhere 
Preiſe drängen, im Intereſſe der Zukunft, damit Milchkühe nicht 
maſſenhaft abgeſchlachtet und damit neue wieder eingeſtellt würden. 

Nun werden Sie fragen, ob und wie Fleiſch und Fett ergänzt 


werden können durch Fiſche und Eier. Seefiſche müſſen knapp 


ſein, denn unſer großer Fiſchteich, die Nordſee, iſt Hauptkampfplatz. 


Wiederholt haben die Engländer dort unſere beſten Fiſcherflotten zer⸗ 


ſtört. Die Neutralen dürfen faſt nichts mehr an uns liefern. So 


bleibt die Fiſchgabe knapp. Die Nordſee hat ausgiebige Schonzeit. 
Sie ſoll zwar ſehr fiſchreich geworden ſein, und nach Friedensſchluß 
wird von dort wahrſcheinlich die erſte breite Welle der Verbeſſerung. 


in der Ernährung kommen. Aber bis dahin iſt wenig zu hoffen. 
Die kleinen Vorräte ſind für die dringlichſten Zwecke zu verteilen. 
Heringe kommen jetzt allmählich wieder heran. Insbeſondere für Not⸗ 


ſtandsbelieferungen beſonders bedürftiger on und ae | 


jpielen die Fiſche immerhin eine Rolle. 


| Eier haben wir in den erſten Kriegsjahren noch recht reichlich 

vom Ausland erhalten. Dieſe Auslandseier wurden durch die öffent: 
liche Hand verteilt, und damals wurde immer ſtürmiſcher die For⸗ 
derung, die Verteilungen aus der Inlandserzeugung zu vermehren. 
Das iſt geſchehen, ſo gut es bei einer ſo leicht verſteckbaren Ware 


eben geht. Den Erfolg ſieht die Bevölkerung nicht, trotzdem iſt er 
da. Das Volk weiß nicht, daß die ausländiſche Zufuhr von Monat 


zu Monat weniger geworden iſt. Die inländiſche Aufbringung hat 
wohl in gleichem Tempo immer mehr erfaßt, konnte aber damit nur 
eben die Lücken der Einfuhr zuſtopfen. Daß mehr Inlandseier ver⸗ 
teilt werden, ſieht niemand, ſondern nur, daß die insgeſamt verteilten 
Eier knapper werden. Ohne die Inlandseier hätte die Verteilung 
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zeitwelſe ganz ausgeſetzt, und ſo ſchwer jetzt die Klagen über den be⸗ 
ſtehenden Zuſtand ſind, dann würden ſie ſicherlich noch viel lauter 
und ſchwerer werden. Die Ukraine mee 1 doch nur ungenügende 
Mengen und Qualitäten. 

Nun heißt es freilich: Die Rn Erfaſſung, der Aufkauf, ſolle 
ſich beſſer bewähren als der Lieferzwang. Mecklenburg habe den Mut 
und Blick gehabt, ein freieres Syſtem durchzuſetzen. — Ja, die 

Mecklenburger, die die Eier haben und die nicht aufgebrachten ſelber 
eſſen, jagen freilich, ihr freieres Syſtem ſei entſchieden beſſer. Aber 

ehe Sie das abdrucken, fragen Sie doch auch die Hamburger, die 
von den mecklenburgiſchen Eiern mitverſorgt werden ſollen, was ſie 
zu dieſem Syſtem meinen, ob ſie dabei ihre Ration richtig erhalten! 
Und das iſt doch der Prüfſtein des Syſtems, die Mitverſorgung der 
ſchwerbedrohten Großſtädte. 5 
| Nur ein Wort über Zuder. Wir haben ungefähr die gleiche | 
Anbaufläche, hoffen auf eine annähernd gleiche Ernte, können hier 
auch mit der Zufuhr aus der Ukraine rechnen. Zucker iſt ſo ziemlich 
das einzige, was uns die Herrſchaften wirklich gern geben, denn das 
haben ſie im Überfluß. Und das Zuckermonopol iſt das Fundament, 
vorerſt das einzige wirtſchaftliche Fundament des neuen Staats- 
weſens. Alſo bleibt der Zuckerwirtſchaftsplan erhalten, die bisherigen 
Mengen werden weiter gewährt, die Zuckerration erſcheint geſichert. 

Für Gemüſe iſt Anbaufläche und Ernte erheblich größer als im 
Vorjahre. Die Verſorgung läuft jetzt im allgemeinen; die Großſtädte 
haben die doppelten Anbauverträge ſchließen können, Berlin die fünf⸗ 
fachen. Die Bevölkerung hat außerdem das Beſtreben, ſich jetzt ſelbſt 
einzudecken auf dem wohlbeſchickten Markte. Mit Recht. Denn die 
Gemüſefabrikate werden zumeiſt für das Heer gebraucht werden; teils 
fehlt Weißblech, teils Kohle, um den Zivilbedarf darin voll zu decken. 
Danach kann man annehmen, daß Dörrgemüſe und nen weniger, 
Faßgemüſe dagegen mehr hergeſtellt wird. | 

Die Obſternte dagegen wird im Durchſchnitt als ungünftig 
bezeichnet. Im Vorjahre konnten fünf Millionen Zentner Obſt für 
die Marmelade ergriffen werden, Heer und Volk befriedigend verſorgt. 
Jetzt hat Deutſchland — und Holland — eine geringere Ernte. Da⸗ 
gegen hat Rumänien eine ſehr gute Pflaumenernte. Dieſe ſoll durch 
Trocknen und durch Verarbeiten an Ort und Stelle möglichſt für 
uns geſichert werden, und es beſteht die Hoffnung, damit den Ausfall 
größtenteils oder ganz zu erſetzen. 

Mit dem Obſt hat jeder jetzt viel Arger! Man ſoll Obſt und 
Gemüſe lieber dem Handel freigeben, heißt es. — Aber kann man 
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zunächſt auf die behördliche Sicherſtellung der Heeresverſorgung in 


dieſen Dingen, mit Brotaufſtrich, verzichten? Und haben andere 


Länder vom freien Markt wirklich die angeprieſenen Vorteile? Däne⸗ 


mark? wo in Kopenhagen die Märkte fünfmal geſtürmt wurden 


und 30 000 Menſchen vor das Rathaus zogen, um die Abſchaffung 
des verderblichen freien Handels zu fordern? Oſterreich? das feine 
Reichsſtelle abgeſchafft und ſich vierzehn Tage lang des freien Handels 
erfreut hat, worauf dann alle Märkte völlig zuſammenbrachen und 
verödeten, nichts mehr offen zu haben war, alles nur bei den reichſten 
Käufern verſchwand und eine neue Reichsſtelle unter anderem Namen 
ſchleunigſt wieder aufgemacht werden mußte? Lockt das zur Nach⸗ 
ahmung an? Sollen wir es auch mit vierzehn Tagen freien Handels 


verſuchen und nachher ohne Marmelade daſitzen? It damit das 


kurze Vergnügen nicht zu teuer bezahlt? ur 

Zum Schluß noch ein kurzes Wort über die une der Sutter: 
mittel. Das war im letzten Jahre nach der ſchlechten Ernte eine 
Hauptklage. Das wird beſſer nach der beſſeren Ernte. Die Regelung 
für Pferdehafer konnte ſchon etwas freier und leichter erfolgen. Die 
gute Strohernte ſtellt auch mehr Strohkraftfutter in Ausſicht. Mehr 
Olgewinnung heißt auch: mehr Olkuchen verfügbar. Der Saaten⸗ 
ſtand der Wieſen war im Juli und Auguſt zum Teil unter Mittel 
geſunken, iſt jetzt aber darüber geſtiegen. Der Stand der Rüben 


iſt als recht günſtig zu bezeichnen. Auf Melaſſe werden Hoffnungen 


geſetzt. Allerdings: „die weſentlichſten Beſchränkungen und Ver⸗ 
fütterungsverbote müſſen beſtehen bleiben. Aber immerhin iſt eine 
gewiſſe Erleichterung in der landwirtſchaftlichen Betriebsführung. 
unverkennbar. Das ſieht man den Pferden und dem Rindvieh auch 
an, wenn man mit dem vorigen Sommer beziehungsweiſe Winter 
vergleicht. d | 
Das iſt in groben Zugen und ungeſchminkt das Bild der neuen 
Ernährungslage. Ich will und darf Ihnen das nicht günſtiger 
ſchildern, als es ſich der gewiſſenhafteſten Prüfung darſtellt. Ich. 
will Ihnen auch keineswegs zureden, es für ein günſtiges Bild zu 
halten. Ich weiß wohl, es iſt immer noch dürftig genug, und für 
die Beurteilung kommt alles auf den Standpunkt und auf die An⸗ 
ſprüche an. Die Verwaltung, die durch Tage und Wochen und 

Monate immer nur neue Sorgen ſieht, was alles ungünſtiger wird 


an Einfuhr und Produktionsmitteln und Vorräten und Widerſtands⸗ 


kraft, der es den Lebensinhalt der letzten Jahre ausmacht, immer 


wieder anzupaſſen und einzurichten und notdürftige Aushilfen zu. 
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ſuchen, ſie iſt geneigt, zum neuen Jahre zu ſagen: Gott ſei Dank, 
es langt gerade, wir kommen wieder durch! 

Wer aber wie Sie, meine Herren von der Preſſe, von ſo vielen 
Seiten mit ſchönen Bildern beglückt wird, wie alles beſſer ſein könnte 
und würde, wenn nur die elende „Bewirtſchaftung“ nicht wäre und die 
Produktion ſtörte und die Vorräte verderben ließe und den Verkauf 
verhinderte, wie wir ſonſt eigentlich leben könnten faſt wie im 
Frieden, dem kann das Bild der Wirklichkeit natürlich nicht genügen. 

Ihnen wird geſagt, die öffentliche Bewirtſchaftung 
leiſtet nichts, denn die Ernährung wird doch nicht beſſer trotz all 
der Gewaltmaßnahmen und Beſchränkungen und Verordnungen! Ich 
glaube: damit wird die Aufgabe verkannt. Erheblich beſſer werden 
kann unſere Ernährungslage im Kriege überhaupt nicht. Wir ſind 
an einer Abwehrfront. Der Hungerkrieg wird defenſiv geführt. 
England ſchreibt uns dafür das Geſetz des Handelns vor. Es 
ſteigert ſeinen Einfluß gegen uns immer mehr, ſchneidet ab und 
ſtört, wo es kann. Wir müſſen ſtillhalten und abwehren wie die 
Männer im Schützengraben, bis auf anderen Fronten der Friede 
erkämpft iſt. Die Zeit hilft dem Engländer entſcheidend und arbeitet 
gegen unſer dichtbeſiedeltes Land, ſobald wir die Dinge nur irgendwie 
treiben laſſen. Wir haben zu ſorgen, daß die Schwierigkeiten und 
Verluſte ſo gering wie möglich bleiben, daß die Verſchlechterungen 
ausgeglichen und verlangſamt werden, daß wir eben durchhalten 
können bis zum Frieden. Mehr kann uns kein Ernährungsſyſtem 
leiſten, denn die Verhältniſſe ſind dagegen. Vor dem Kriege hätte 
kein Volkswirt und kein Politiker gedacht, daß die Leiſtung, die wir 
jetzt hinter uns haben, überhaupt menſchenmöglich ſein würde. Auf 
dieſer allgemeinen Überzeugung, daß es nicht möglich ſei, beruhte 
der ganze engliſche Kriegsplan von Anbeginn. Es wird produziert, 
was möglich iſt, man muß die Frauen und halben Kinder der Land— 
wirte in ihren Leiſtungen bewundern, mit ihren ſchwachen Kräften. 
und kargen Hilfsmitteln; — und es wird herangeſchafft, was mit 
den kriegsmäßigen Verwaltungsbehelfen geſchafft werden kann. 

Eingewandt wird: ein freieres Syſtem würde die Leute 
beſſer ernähren. Nur das Notwendigſte ſollte bewirtſchaftet werden, 
galles Überſchüſſige in freiem Handel vertrieben werden. — Ja, meine 
Herren, ich habe Ihnen vorgetragen, was von der neuen Ernte er— 
wartet wird und was damit geſchehen ſoll. Haben Sie dabei 
irgendwo ein Pfund wahrgenommen, das in der Bewirtſchaftung 
nicht notwendig iſt und das wirklich für den freien Handel verfügbar 
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wird? Wir brauchen eben alles zur genauen Verteilung, was wir 
nur greifen können, und werden es bis Kriegsende brauchen. Da 
bleibt kein Reſt. Es iſt in gewiſſer Weiſe ehrenvoll für die Be⸗ 
wirtſchaftung, daß ſie einzelnen die wirkliche Knappheit und Not ſo⸗ 
weit fernhält, daß ſich immer wieder Leute finden, die auf nur ver⸗ 
muteten Überſchüſſen die ſchönſten Pläne und Syſteme aufbauen. 
Nun wird geſagt: Reſte ſind ſchon da, nur ſind ſie verborgen 
und können nur vom Handel herausgelockt werden. Man 
ſchreibe alſo jedem Landwirt vor: Soviel haſt du von allem ab⸗ 
zuliefern. Haſt du abgeliefert, dann mache mit dem anderen, was 
du willſt. — Aber bedenken Sie, alle Maßſtäbe und Schlüſſel, nach 
denen ſolche Umlage vorweg gemacht werden kann, ſind ganz roh. 
Das berühmte „belgiſche Syſtem“ nimmt die Anbauſtatiſtik von 1910 
und Erntevorſchätzungen. Wenn man dabei ſo große Mengen heraus⸗ 
holen muß, wie wir für Armee und Volk, da wird wohl manch einer 
günſtig wegkommen und Reſte behalten, wer gerade gut geerntet hat, 
niedrig eingeſchätzt iſt und bei der Umlage geſchont wird; das iſt 
dann wie ein Lotteriegewinn; aber einem anderen muß dafür auch 
genommen werden, was er zum eigenen Leben braucht, oder mehr 
auf ihn umgelegt, als er überhaupt geerntet hat. Das kann er 
natürlich dann nicht liefern. Auf ſolche Ausfälle müßte aber die 
Umlage von vornherein Rückſicht nehmen und außer dem wirklich 
errechneten Bedarf noch einen Riſikoaufſchlag umlegen. Damit kommt 
aber die Umlage höher als die jetzige Anforderung. Kommen nun 
im Laufe des Jahres noch neue, unvorhergeſehene Anforderungen 
wie jetzt noch im Juli wegen der Ukraine⸗Streiks, ſteht Heer und 
Volk vor dem Hunger, wird man dann wirklich ſagen: Dann ſollen 
ſie hungern, dann muß der Krieg aufgegeben werden, denn den Land⸗ 
wirten iſt nun mal verſprochen, ſie ſollen ihren Reſt frei behalten! 


Oder würde man in ſolchem Falle doch mit militäriſcher Kontribution 


eingreifen? Was bleibt dann von der freien Wirtſchaft? Nur die 
Gefahr, daß inzwiſchen die Vorräte „verſchoben“, verbraucht, ver⸗ 
borgen ſind und mit keiner Mühe mehr für den wichtigſten Zweck 
beſchafft werden können! Wie will man ferner verhindert‘, wenn 
auf dieſe Weiſe Ware in den freien Handel kommt, daß unredliche 
Wirtſchafter auch ihre beſchlagnahmte Ware ſo verkaufen und nachher 
nichts abliefern können? Anzuſehen iſt es doch dem Korn nicht, ob 
es frei oder verſtrickt iſt, und jede Kontrolle hört dann auf. Die 
großen Erntemengen und die feſten Rationen, die Grundlage unſerer 


Ernährung, kann man ſo nicht ſichern. 8 
13 * 
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Weiter wird geſagt: Der hohe Preis des freien Handels 
wird die Produktion ſo anſpornen, daß mehr gewonnen 
wird. Dadurch wird die Verſorgung reichlicher werden. — Aber 
kann uns der größte Geldhaufen in unſerer Lage beſſeres Wetter 


ſchaffen oder Dünger und Futter ins Land oder die Landwirte aus 
dem Felde zurück oder Pferde und Kohlen und alles, was uns fehlt? 


Was geſchafft werden kann, geſchieht ſchon jetzt. Das Geld könnte 
nur Umſtellungen bewirken, und zwar verhängnisvolle Um: 
ſtellungen. Perſönliche Umſtellungen: einer kauft dem anderen 
von Betriebsmitteln und Hilfsſtoffen weg, was dieſer gerade ſo in 
ſeiner Wirtſchaft braucht. Und ſachliche! Diejenigen Leute haben 


freilich recht, die ſagen: bei freier Wirtſchaft und Preisbildung 


würden wir ſchon wieder reichlich fette Schweine und Gänſe auf den 
Markt bringen und gut los werden. Sie würden dann teuerſte 


Luxusnahrung erzeugen, mit großem Gewinn für den einzelnen, aber 


die fünf⸗ und zehnfachen Nahrungswerte von dem, was ſie gewinnen, 
als Viehfutter verwenden. Namentlich die Maſtgans iſt in dieſer 
Hinſicht der größte Verfchwender in der Tierwelt. Sie holt nur ein 
Zehntel ihres Maſtfutters an eigenen Nährwerten auf. Dieſe Ver⸗ 
edelung eben können wir uns nicht leiſten, und wir können ſie dem 
freien Verkehr nicht erlauben; damit gehen der Geſamtheit nur 
Nahrungswerte verloren. 

| Nun ſchreit aber mancher aus hungrigem Magen: Was ſoll 
alles Reden! mit den Rationen kann ich doch eben nicht 
exiſtieren. Ohne ſie würde ich mich beſſer ernähren können. Jeder, 


der ſo redet, denkt an ſich und an fein unausgenutztes Portemonnaie. 


Dem einzelnen iſt eine ſolche Aufbeſſerung möglich, nicht der Geſamt— 
heit. Volkswirtſchaftlich iſt die Sache doch ſo — ich ſagte das ſchon — 
unſere Großſtädte ſollen mit einem beſcheidenen Bruchteil der Nahrungs⸗ 
ſtoffe auskommen wie im Frieden. Wenn nun jeder ſich haarſcharf 
im gleichen Verhältnis einſchränkt, kann jeder gerade ausreichend 
beſtehen mit den Rationen und ſeinem angemeſſenen Anteil an der 
im freien Handel noch verfügbaren Nahrung. Das errechnen die 
Nahrungsphyſiologen genau mit den Kalorien. Denn wir hatten im 
Frieden in vielen Schichten eine in der ganzen Welt berüchtigte 
überernährung, können alſo ſchon etwas zuſetzen. Aber an der jetzt 
möglichen Quote darf auch nichts fehlen, ſonſt wird der Zuſtand be- 


denklich. Was alſo einer darüber hinaus erhält, das fehlt dem 


anderen an Geſundheit und Leben. Für jeden, der das Recht erhält, 
ſich für ſein Geld ganz friedensmäßig zu ſättigen, muß ein anderer 
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andern Ebenſo wenn ſich jemand nur veredelte Friedensqualität 


| der Nahrung leiſtet will. 


Ich weiß ſelbſt, ohne Opfer und Schäden geht es bei. ſo ſtarker 


Einſchränkung nicht mehr ab, und manchem, der im Frieden ſich 


verwöhnt und verweichlicht hat, geht es bei unſerem Syſtem be⸗ 
ſonders kümmerlich. Da lief kürzlich die traurige Geſchichte durch 


die Zeitungen von einem gutgenährten und reichen Drei⸗Zentner⸗ 


Mann, der vor Gericht die beſten Sachverſtändigen und Atteſte bei⸗ 
brachte, er könne von den Rationen nicht leben und müſſe unbedingt 


viele Pfunde und Zentner Butter kaufen und eſſen. Damit wollte 


mancher das Unſinnige der ganzen Kriegswirtſchaft ſchlüſſig erweiſen. 
Der Richter gab ihm, glaube ich, den guten Rat, ſich lieber von 
fetten Puten und Enten zu nähren, und das mag ihm gegönnt ſein. 
Aber wenn einer ſeine ungezügelte Eßgier ſo ungeniert der öffent⸗ 
lichen Meinung aufdrängt, ſie als Mittelpunkt der Politik und als 


Maßſtab unſerer Ernährungswirtſchaft behandelt wiſſen will, dann 


möchte ich den Zeitungen doch die kriegsmäßige Härte wünſchen, daß 


fie dazu ſagten: Wir vermiſſen den Hauptnachweis, daß die un⸗ 


geſchwächte Erhaltung dieſer drei Zentner Lebendgewicht für Deutſch⸗ 
land unentbehrlich iſt, fo überragend wichtig, daß ihretwegen 


die Rationierung fallen oder durchbrochen werden muß. — Es fallen 
ſchwerere Opfer, auch daheim. Wir wiſſen, wir haben eine ſpürbar 
ſtärkere Sterblichkeit namentlich bei Lungenleiden, Herzleiden und 
alten Leuten, die ſonſt hauptſächlich mit guter Pflege kuriert wurden, 


die heute der Kriegsernährung zuſammen mit den ſeeliſchen Er⸗ 


| ſchütterungen und der überſchweren Arbeit der Frauen erliegen. Aber 
man kann im Kriege Verluſte nicht vermeiden, man kann ſich nur 


ſo einrichten, daß ſie auf das geringſte Maß herabgedrückt werden, 


daß die Hauptwerte erhalten bleiben. Und das iſt der Rationierung 
übre Erwarten gelungen. Wir bringen unſeren Hauptwert, unſere 
Zukunft, unſere Kinder, ohne zu erhebliche Kriegsverluſte durch. 


Natürlich werden weniger Kinder geboren. Das kann nicht anders 
ſein, und das kann — wie anno 1872 — ſpäter zum Teil noch 
ausgeglichen werden. Aber unter den Geborenen iſt die Sterblich⸗ 
keit denkwürdigerweiſe gering bis in die letzte Zeit, auch auf 1000 


Geborene — nicht nur abſolut gering, weil weniger da ſind. Die 
unbemittelten Kinder und Frauen, die in allen früheren ſchweren 


Kriegen und Heimſuchungen zu Millionen geſtorben ſind, mehr als 
die Kämpfer, erhält uns die gleiche Zuteilung. Sie haben den Vorteil 


8 des Syſtems. Im Dreißigjährigen Kriege war freie Wirtſchaft — 


198 aal Thieß „ 1s 


und auf ihn müſſen wir doch zurückgehen, wenn wir mit gleich 
ſchweren Schickſalen und Nahrungsnöten vergleichen wollen. Da 
ſind in Deutſchland von 30 Millionen Bevölkerung 22 zugrunde ge— 
gangen, überwiegend durch Hunger und Entbehrungen und Hunger— 
ſeuchen. Gekämpft haben ja damals im ganzen kaum eine Million. 
Jetzt haben wir im Kriege zwei Volkszählungen gehabt, Ende 1916 
und Ende 1917. Dazwiſchen lag der Kohlrübenwinter und der kar— 
toffelloſe Sommer, unſere ſchlimmſte Zeit. Trotzdem ſehen wir — die 
Männer ſind im Kriege alle durcheinander, und an ihren Zahlen iſt 
nichts klar zu erkennen — aber an der weiblichen Bevölkerung ſehen 
wir, daß noch eine kleine natürliche Volkszunahme ſtatt— 
gefunden hat. Wer hätte das vorher für denkbar gehalten? Die 
Rationen find alſo das kleinere Übel. Immerhin ein Übel mit ihren 
zu knappen Sätzen; über den Krieg hinaus wären dieſe Entbehrungen 
nicht zu tragen; unſere Volkszunahme von jährlich 800 000 Köpfen 
iſt ſchon dahin; alle alten Anlagen zu Krankheiten neigen zum 


ſchlimmeren; auch die Maſſen der früher. Gefunden find an Nerven 


und Widerſtandskraft ſchwer geſchädigt. 

Alſo Schädigungen und Verluſte laſſen ſich bei unſerer knappen 
Ernährungslage nicht vermeiden; ſie laſſen ſich nur auf ein Mindeſt⸗ 
maß zurückdrängen. Das aber kann nur geſchehen durch harten 
Zwang, denn niemand entbehrt freiwillig in dem jetzt erforderlichen 
Maße und fünf Jahre hintereinander! Dazu iſt erforderlich gleiches 
Recht für alle, Ausſchaltung der Geldübermacht auf dem Nahrungs- 
markte, denn dieſe könnte ſich jetzt nur auf Koſten fremder Leben 
auswirken. Deshalb dürfen wir ihr geſetzlichen Spielraum nicht 
laſſen und müſſen den ungeſetzlichen Spielraum nach allen Kräften 
bekämpfen. 

Ä Das ift kein Übergang zum Sozialismus, das iſt überhaupt kein 

neues politiſches Syſtem und keine politiſche Richtung; das iſt das 
alte Notverfahren in belagerten Feſtungen; es wird durch die Not 
bedingt und wird mit der Not verſchwinden, und wir alle werden 
aufatmen; wer den Zwang handhaben muß, am tiefſten. 

Nun der populärſte Einwand: Das alles möchte vielleicht 
ſchön und richtig fein, wenn es durchführbar wäre. Das iſt es aber 
nicht. Der Schleichhandel herrſcht ja doch, er iſt nicht zu be- 
ſeitigen. Deshalb ſoll man lieber gleich das ganze Syſtem ab— 
ſchaffen, es hat keinen Zweck! — Es hat keinen Zweck? Freilich 
haben wir den Schleichhandel und werden ihn haben, ſolange der 
Krieg dauert. Keine Kriegsverordnung ſchafft ihn weg, wie kein 
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Strafgeſetz den Diebſtahl und kein Zollſyſtem den Schmuggel. Sagen 
wir deshalb auch: Alſo weg mit den Zöllen! —? Und ſchafft die 
Diebſtahlſtrafen ab, gerade jetzt, wo wieder ſoviel geſtohlen wird! 
Wenn jeder alles offen forttragen darf, hört der Diebſtahl von ſelbſt 
auf! —? Das iſt richtig. Aber würde es auch gut und nützlich 
ſein? Das iſt doch die Frage. Rußland macht eben mit der weit⸗ 
herzigſten Lockerung des Zwanges nicht die allerbeſten Erfahrungen. 
Warum denn an die Kriegsverordnungen höhere Anſprüche ſtellen 
als an alle altgewohnten, vieltauſendjährigen Strafgeſetze? Wir 
ſind doch nicht Theoretiker, ſondern Realpolitiker und wiſſen, nicht 
auf die gänzliche Abſchaffung der Verbrechen kommt es praktiſch an, 
ſondern nur darauf, ſie ſo einzuſchränken, daß ſie das menſchliche 
Zuſammenleben nicht unerträglich geſtalten. So auch hier; der 
Schleichhandel darf nicht zunehmen, er muß ſoweit in 
Schranken gehalten und zurückgedrängt werden, daß er unſere Be⸗ 
wirtſchaftung und Verteilung nicht vernichtet und verdirbt. Das iſt 
bisher gelungen. Es ſind dem Schleichhandel ſogar in mühevoller 
Verwaltungsarbeit große Gebiete abgegraben worden. Ich ſagte 
ſchon, das meiſte von den ſchrittweiſe immer verſtärkten Verluſten 
aus der engliſchen Einfuhrſperre haben wir auf der anderen Seite 
aus dem Gebiete des Schleichhandels für die öffentliche Wirtſchaft 
rückgewinnen können: Eier, Butter, Marmelade, Mehl uſw. Das 
geht nur durch Organiſation und Zwang. Auskaufen kann man 
den Schleichhandel nicht. Er wird immer noch höher bieten können 
und aus den rieſigen, ſonſt unverwendbaren neuen Einkommen und 
Vermögen erhalten werden. 

Aber dieſer Kampf darf keinen Augenblick ruhen. Über den 
trüben Einzelerfahrungen, über dem Spott auf die Unzulänglichkeit 
gegen geriſſene Schleichhändler, über aller Wahrnehmung von Ge⸗ 
winngier und Böswilligkeit darf man nicht vergeſſen, daß auch die 


Gegenwirkung an Boden gewinnt und gewonnen hat und daß nach 


dieſer Richtung jeder alles tun muß, um uns vor einer Kataſtrophe 
zu bewahren. 

Es hat keinen Zweck, die Mängel der Kriegsbewirtſchaftung zu 
verſchleiern und zu beſtreiten. Keine Verwaltung und Geſetzgebung 
iſt vollkommen, am wenigſten in einem Kriege. Aber man darf dar⸗ 
über das Augenmaß nicht verlieren. Jeder Eimer Marmelade, 
der auf Abwege geht, wird uns vorgehalten; von den Millionen 
Eimern, die in ganz neuen Erzeugungs⸗ und Handelsformen ordnungs⸗ 
mäßig dem Verbrauch zurollen, ſpricht niemand. Und ſo auch auf 
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anderen Gebieten. Man darf nicht vergeſſen: mit Ausnahme von 
wenigen Schleichprotzen empfängt die deutſche Bevölkerung den über⸗ 
wiegenden Teil ihrer Nahrung nach Menge und Nährwert durch die 
öffentliche Hand. Hat einer hundert Schleichwege, ſie ſchlagen alle 
nicht ſo zu Buch. Mag einer noch ſo gute Beziehungen haben; 
wenn er ſich das richtig überlegt und ausrechnet und die Kalorie— 
tabellen nachſchlägt, wird ſeine beſte Beziehung doch immer noch 
die zu den Kriegsſtellen ſein, die ihm ſeine Grundnahrung brauchbar, 
regelmäßig und zu feſten, erſchwinglichen Preiſen zuführen. Das 
wird bei uns leicht vergeſſen, ſeit und weil dieſe Verſorgung im 
ganzen reibungslos und regelmäßig läuft. Anderen Ländern aber, 
die das nachmachen möchten und es nicht fertigbringen, ſchwebt dieſe 
Verſorgung als Ideal vor. Es gibt in Ihren Kreiſen genug Leute, 
die die „Treieren” Zuſtände in Polen, in Oſterreich, in Ungarn, in 
Rußland, in Belgien, in Holland mit den unſeren vergleichen können, 
die über Preiſe und Verſorgung in Italien und Frankreich Nach— 
richten bekommen, alſo in Ländern, denen für Geld und politiſche 
Gegenleiſtung die Welt offenſteht. Man ſoll dieſe Vergleiche nur 
einmal exakt durchführen — wir ſcheuen ſie nicht — und ſich dann 
ſagen, ob das nichts iſt, wenn ein Induſtrievolk von 70 Millionen 
im engſten Raume, das zu einem Viertel bis einem Drittel von fremden 
Zufuhren abhängig galt, das Millionen von Kriegern aus der eigenen 
Landwirtſchaft gezogen hat, ſich im fünften Jahre von Krieg und 
Abſperrung noch ſagen kann: Wir halten durch! Wir kommen aus! 
Wir können zum fünften Jahre wieder eine gleichwertige Verſorgung 
erhoffen, nachdem zum vierten Jahre ſogar eine kleine Verbeſſerung 
vorhanden war. | 

Wir Schnallen die bewährte Rüſtung der geſchloſſenen, harten, 


—ſparſamen Kriegs wirtſchaft von neuem feſt, wir flicken ihre Löcher 


und ſühnen ihre Schmutzflecke aus Wucher und Verrat, und können 
noch im fünften Kriegsherbſt erklären: Die Ernährungsfront ſteht feſt. 


| III | 
Nach dem Waffenſtillſtand und der Staatsumwälzung 
Die hier geſchilderte Ernährungslage beſteht nicht mehr. Der 
Waffenſtillſtand vom 11. November 1918 und die deutſche Staats- 
umwälzung vom 9. November haben das bisher mühſam behauptete 
Gleichgewicht der Ernährungslage gründlich zerſtört. Auf dem 


Rückzug der Heere iſt unendlich viel Nahrung zugrunde gegangen. 


Die Hilfe der früheren beſetzten Gebiete iſt abgeſchnitten. Deren 
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ſtarke Beſatzungen ſind auf die zu enge Ernährungsbaſis der Heimat 
zurückgefallen. Die Bergung der Ernte (Kartoffeln, Zuckerrüben, 
Bucheckern und anderes) iſt durch das Ausſcheiden von Gefangenen⸗ 
arbeit und das Ausfallen von Soldatenkommandos zum Teil ver⸗ 
hindert worden. Dadurch iſt ein Teil der Ernte verdorben. Die Zu⸗ 


fuhr der Nahrung in die Städte iſt überall behindert (Stocken der 


Bahnen, Ablieferung der Lokomotiven und Wagen an den Feind, 
Unterbrechung der Rheinſchiffahrt, Arbeitsſtörungen in den Eiſenbahn⸗ 


2 werkſtätten, Unruhen im Oſten, Eingreifen von Soldatenräten uſw.) 


und damit das Verderben von Vorräten und ein Überverbrauch an 
der Quelle begünſtigt worden. Die Ausübung der Seefifcherei wird 
durch die Waffenſtillſtandsbedingungen und das Aufhören des deut⸗ 
ſchen Flottenſchutzes ſtärker geſtört als während des Krieges. Die 
als unaufſchiebbar erachtete Verſtärkung der Brotrate, der Gaben 
an Krankennährmitteln und die Aufhebung der fleiſchloſen Wochen 
haben die Beſtände ſchrittweiſe ſo vermindert, daß ſchon dadurch ein 
Auslangen über das Jahr unmöglich geworden iſt. Dieſe Maß⸗ 
nahmen wurden aber nötig in dem Augenblick, wo die an viel höhere 
Rationen gewöhnten Soldaten in Maſſen in das bürgerliche Leben 
zurückkehrten. Ihre Geſundheit und Arbeitskraft wäre mit den ur⸗ 
ſprünglichen Rationen nicht zu erhalten geweſen. Man mußte des⸗ 
halb zu einem Durchſchnitt zwiſchen den militäriſchen und zivilen 
Zuteilungen kommen, konnte das auch zuverſichtlich beſchließen, ſo⸗ 
lange die militäriſchen Beſtände unberührt waren und dieſer Ver⸗ 
teilung überwieſen werden ſollten. Erſt die Zerſtörung dieſer Be⸗ 
ſtände auf dem Rückzug bzw. ihre Veruntreuungen und Beraubungen 

haben das vorhandene Gleichgewicht zerſtört. Eingriffe lokaler 
Stellen in die Transporte und Verteilung haben insbeſondere auch 
zur Entblößung der Großſtädte von Vorräten und zum Überverbrauch 
an kleinen Orten (Kreisſtädten) geführt. Die polniſchen Unruhen 
haben die Leiſtungsfähigkeit und die Leiſtungswilligkeit wichtigſter 

landwirtſchaftlicher Bezirke herabgedrückt. Übertriebene Hoffnungen 
Nauf amerikaniſche Hilfe und Furcht vor Plünderungen und Beſchlag⸗ 
nahmen haben vielfach zum vorzeitigen Verzehr der kleinen Not⸗ 
vorräte geführt. Plünderung und Bahnraub haben andere Vorräte 
beſeitigt. Die Autorität der für die Durchführung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft wichtigſten Behörden und Beamten hat durch die Um⸗ 
wälzung vielfach gelitten, ohne daß allenthalben neue Amtsſtellen 
mit gleicher Kenntnis der Kriegsverordnungen und Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe an die Stelle getreten wären. Der Nervenzuſammen⸗ 
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bruch der Niederlage hat Kraft und Willen für die faſt übermenſch⸗ 
lichen Entbehrungen und Opfer, die während des Krieges ertragen 
wurden, vielfach geſchwächt, zumal dieſes Maß der Einſchränkungen 
niemals dauernd als möglich gelten konnte. Der Geſundheitszuſtand 
der Bevölkerung hat ſich durch zu lange Entbehrungen und die Grippe 
gerade jetzt ſo verſchlechtert, daß eine Nahrungszufuhr ſchon dadurch 
unter allen Umſtänden unumgänglich nötig erſcheinen muß. Das 
frühere Urteil, daß es möglich ſei, noch ein Jahr mit Eigenem durch— 
zukommen, hat ſich inzwiſchen in ein unbedingtes „Unmöglich“ ver— 
wandelt. Kohlennot und Arbeitszeitverkürzung, Streiks und andere 
Arbeiterſchwierigkeiten hindern zudem, daß die vorhandenen Nahrungs— 
rohſtoffe ſo reſtlos wie ſonſt zu Fabrikaten (Zucker, Trockenkartoffeln, 
Nährmittel, Butter uſw.) verarbeitet werden. Dadurch geht wieder 
viel zugrunde oder wird dem Ernährungszweck entzogen. 

Immerhin ſcheint es von größtem wirtſchaftsgeſchichtlichen Wert, 
das Augenblicksbild der Ernährungslage des Herbſtes feſtzuhalten, wie 
es nach eingehenden Beratungen mit allen an der deutſchen Volks— 
ernährung beteiligten Reichsſtellen und unter Billigung des damaligen 
Staatsſekretärs des Kriegsernährungsannts v. Waldow für die Ver⸗ 
treter der öffentlichen Meinung in Deutſchland feſtgelegt worden war. 
Denn es zeigt das Schlußergebnis unſerer ganzen wirtſchaftlichen 
Kriegsführung, wie es ſich nach gewiſſenhafter Prüfung damals uns 
darſtellen mußte. Es zeigt ernährungswirtſchaftlich den Ausgangs— 
punkt, von dem aus die Wirkungen und Wandlungen der November⸗ 
ereigniſſe zu betrachten find. Es zeigt der Entente, daß Deutſchland 
in der Tat mit einem geordneten, ſparſamen und leiſtungsfähigen 
Verteilungs⸗ und Verwaltungsſyſtem der Volksverſorgung, wie ſie 
es als Vorausſetzung der Hilfeleiſtung hingeſtellt hat, in den tat- 
ſächlichen Friedenszuſtand eingetreten iſt, daß es aber trotzdem nun⸗ 
mehr aus Eigenem keinesfalls mehr das Wirtſchaftsjahr überſtehen 
kann. Denn den Verluſten aus Rückzug und Umwälzung ſtand keine 
Spur verfügbarer Überſchüſſe und Reſerven über den Mindeſtbedarf 
hinaus gegenüber. 

Lärmende Agitation behauptet, das „alte Regime“ hätte das 
Land über die Ernährungslage belogen, hätte Hungersnot und 
Hungerknechtſchaft verſchuldet. Demgegenüber ſind die Darſtellungen 
aus dem Herbſt auch in der urſprünglichen Form beibehalten worden. 
Die Erfahrungen der letzten Monate haben keine Anderung erforder⸗ 
lich gemacht. | 

Berlin, 5. Januar 1919. 
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Arbitrage und Wechſelkurſe 


Von Dr. F. Schmidt 
Profeſſor der Privatwirtſchaftslehre an der Aniverſität Frantfurt a. M. 


Inhaltsverzeichnis: I. Die Marktbildung im Zahlungsmittelhandel 
S. 203—210. — II. Weſen und Arten der Arbitrage S. 210—220. — 
III. Die Wirkungen der Preisarbitrage S. 220—255. a) Aufgaben 
der Preisarbitrage S. 220. b) Die techniſche Grundlage der Arbitrage⸗ 
wirkung: 1. Die Arbitragekoſten S. 221; 2. Zahl der Geſchäfte bei den 
einzelnen Arbitragearten S. 223; 3. Die Regelung der Gegenkurſe und 
Gegenmärkte durch die Arbitrage S. 227; 4. Regelung der indirekten Paritäten 
(Dreieckkurſe) und Herſtellung einer Geſamtzahlungsbilanz durch die Arbitrage 
S. 237. — IV. Die Regelung der Differenz kurz⸗lang durch 
Zinsarbitrage und Preisſpekulation S. 255—261. 


1. Die Marktbildung im Zahlungsmittelhandel 


us der Forderungsbilanz entſteht täglich die Grundzahlungs⸗ 

bilanz als Zuſammenſtellung der täglich fälligen Grundpoſten, 
Schulden und Guthaben, mit dem Ausland. Gleichzeitig wachſen 
aus der Guthabenſeite der Forderungsbilanz auch die Zahlungs⸗ 
mittel heraus. Upterſuchen wir, wo ſie zu Markte gebracht 
werden. Dabei ſind zwei Märkte zu unterſcheiden: 
der Inlandsmarkt und der Aus lands markt. In beiden 
Fällen liegt ſchon eine Zuſammenfaſſung vor. Im Inlande beſte hen 
zumeiſt mehrere Märkte, ebenſo im Gegenlande, die wir zunächſt als 
Einheit betrachten. Neben den Märkten des Gegenlandes können 
in zweiter Linie auch die aller anderen fremden Länder i in Betracht 
wommen. 


Entſcheidend für das Auftreten von Angebot und Nachfrage = 


im In- oder Ausland. find die zwiſchen den Parteien der Grund⸗ 
poſten getroffenen Abmachungen. Sie müſſen ſich bei Entſtehun g 

der Grundpoſten einigen, ob: | 
1. der Gläubiger oder der Schuldner den Ausgleich zu bewerk⸗ 
ſtelligen hat. Wer Wähler, wer Stillehalter beim Ausgleich 

iſt. Ob es ſich um eine Hol⸗ oder Bringſchuld handelt. ö 


1 Vgl. dazu meine Aufſätze: Die Beherrſchung der Wechſelkurſe. Welt⸗ 
wirtſchaftliches Archiv, November 1918, und demnächſt erſcheinend: Marktzins 
und Wechſelkurſe, in dieſem Jahrbuch, ſowie Forderungs⸗, Zahlungsbilanz 
und Wechſelkurſe, in der Zeitſchrift fü: Sozialwiſſenſchaft. 
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2. ob Schuld oder Guthaben in der Währung des Gläubiger⸗ 
oder Schuldnerlandes auszugleichen iſt. 

Zwar können die getroffenen Abmachungen in der Regel durch 
ſpätere Vereinbarungen geändert werden, doch geſchieht das ſelten und 
nur aus gewichtigen Gründen, deren wichtigſte die Preisgeſtaltung 
iſt, ſo daß ſie-im ganzen die Frage entſcheiden, auf welchem Markte, 
des Inlandes oder des Auslandes, Angebot und Nachfrage auftreten. 


Verſchiebungen von gahlungsmitteln zwiſchen den 


Märkten auf Grund der. Preisgsffäktung find Arbi— 


tragen. 


Betrachten wir vom Standpunkte des Landes A feine Be⸗ 
ziehungen zum Lande B. 
1. Eine Schuld des Landes A (Inland) an das Land B (Ausland) kann 


für A ſein: 
a) Eine Bringſchuld | 1. in der Währung des Landes A. 
(A hat den Ausgleich zu beſorgen, 2. = - eg B. 


iſt Wähler des Ausgleichweges, 
B iſt Stillehalter.) | 

b) Eine Holſchuld f I: . 

(B hat den Ausgleich zu beſorgen, 2. = 


* 
* 
N * 
> 
0 


B. 
muß den Betrag abholen, A iſt 
P Stillehalter, B Wähler.) 8 
2. Ein Guthaben des Landes A beim Lande B kann für A fein: 

a) Ein Holguthaben 1. in der Währung des Landes A. 
(A hat den Ausgleich zu ebrgen 2. „ 3 % - s B 

iſt Wähler, B Stillehalter.) 
b) Ein Bringguthaben 1. 8 25 - A. 
(B hat den Ausgleich zu beſorgen, 2. . a - B. 


iſt Wähler, A Stillehalter.) 

Vom Standpunkt des Landes B betrachtet, ergibt ſich ein 
Spiegelbild. Eine Bringſchuld des A iſt Bringguthaben des B, 
eine Holſchuld des A, Holguthaben des B, ein Holguthaben des A, 
Holſchuld des B und ein Bringguthaben des A, Bringſchuld des B. 

Das Angebot von fremden Zahlungsmitteln im 
Markte A entſpringt den Fällen 2a 2 und 2b 2. Der praktiſch 
bedeutſamere Fall iſt das Holguthaben in Auslandswährung, bei dem 
der inländiſche Gläubiger das für die Funktion des Holens geeignetſte 
Zahlungsmittel (Wechſel) auf den Markt A bringt. Im anderen 
Falle (2 b 2) werden die vom Auslandsſchuldner eingehenden fremden 
Zahlungsmittel (Scheck, Bankguthaben, Wechſel, Sorten, Noten uſw. 
ebenfalls dem Inlandsmarkte zugeführt, um in Inlandsguthaben oder 
Geld verwandelt zu werden. 
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Die Nach frage nach fremden Zahlungsmitteln ent⸗ 


ſpringt im Markte A den Fällen 12 2 und 1b 2. Hat jemand 
eine Bringſchuld in der Währung des Auslandes auszugleichen, ſo 


wird er im heimiſchen Markte Zahlungsmittel zu kaufen ſuchen, die 
er ſeinem Gläubiger nach dem Auslande ſendet, um dort ſeine Schuld 


zu decken. Der andere Fall, bei dem im Lande A zwar auch Zahlungs⸗ 
mittel in B- Währung zu kaufen find, die aber der Gläubiger abholt, | 


hat keine Bedeutung für die Praxis. | 
Im Markte B entſpringt das Angebot fende Zahlungsmittel 


den Fällen 142 1 und 11 und die Nachfrage den Fällen 2 a1 (ſelten) 


und hauptſächlich 2 b 1. 

Das Ganze zeigt, daß auf dem Markt internationaler 
Zahlungsmittel eines Landes zunächſt nur ſolche Poſten 
der For derungsbilanz Einflußgewinnen, die in fremder 


Währung auftreten. Jeder Poſten der Forderungs⸗ 


bilanz kann urſprünglich entweder im Inlande oder 


im Auslande auf den Markt kommen, niemals aber an 
beiden Stellen. 5 


Das Wahlrecht des beſten Ausgleichweges hat in der 
Regel derjenige, der in Auslandswährung kauft oder verkauft. Wird 


dagegen in einer dritten Währung abgeſchloſſen, ſo hat nur die 


Partei die Wahl, welche verpflichtet iſt, die Diſtanz des Ausgleichs 


durch Bringen oder Holen zu überbrücken. Iſt ein Dritter (Ver⸗ 


mittler = Bankier) beteiligt, fo iſt er in der Regel nach beiden 


Seiten Stillehalter. 


Im allgemeinen wird das Wahlrecht der wirtſchaftlich ſchwächeren 


Partei zugeſchoben, denn es bedeutet zwar an ſich einen Vorteil, iſt 


aber mit dem Riſiko des Verluſtes durch Wechſelkursſchwankungen 


berknüpft, das der wirtſchaftlich Stärkere von ſich abwälzt. 


Die Verteilung des Zahlungsverkehrs auf Inlands⸗ und Aus. 
landsmärkte kann nun, wie die Abmachungen über die Grundpoſten 
ſehr verſchieden ſein. Das üblichſte iſt, die Guthaben des Handels⸗ 


verkehrs im Auslande als Holguthaben in Auslandswährung und 


die Schulden als Holſchulden in Inlandswährung zu vereinbaren. 
Dann treten alſo im Inlandsmarkt ſtarkes Angebot und wenig 
Nachfrage, im Auslandsmarkt ebenfalls viel Angebot und wenig 


Nachſrage auf. Die Arbitrage besorgt, wie noch gezeigt N 


wird, den Ausgleich. 
= Ausnahmefälle bilden einerſeits der Zahlungsmittelmarkt Eng⸗ 


lands und „ der Staaten mit ſtark . zart 5 
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kurſen. W pflegt ſowohl Käufe als auch Verkäufe in ſeiner 
eigenen Währung abzuſchließen, alſo Holſchulden und Bringguthaben 
zu vereinbaren. Infolgedeſſen liegt der Hauptumſatz des Zahlungs⸗ 
verkehrs mit England an den ausländiſchen Märkten, wo die dortigen 
Bringſchulden mit dem Holguthaben direkt ausgeglichen werden. 
Länder mit Papierwährung müſſen in der Regel in der Währung 
eines Goldlandes zahlen und verkaufen auch in dieſer. Demnach 
vereinigt ihr Inlandsmarkt die Bringſchulden und Holguthaben in 
Auslandswährung, während im Markt der Gegenländer geringe 
Umſätze erzielt werden. 

Die Geſtaltung der Wechſelnärkte kann alſo je nach den Ab- 
machungen zwiſchen den Zahlungsverpflichtungen drei verſchie— 
dene Formen annehmen, die aus der nachfolgenden, auf Friedens- 
verhältniſſen aufgebauten Darſtellung erſichtlich werden. 


90 100 10 
Feſtlandsmarkt A 10 100 go B Feſtlandsmarkt 
| gen ar re | 
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Überſeemarkt C 2 100 100 2 D England 

A und B verkörpern Märkte des europäischen Feſtlandes, bei 
denen die große Maſſe der Auslandsguthaben als Holguthaben, 
in Auslandswährung im Inlandsmarkt erſcheint, während Bring- 
ſchulden ſeltner ſind. Deshalb müſſen ſich dieſe Märkte unter⸗ 
einander ſehr einſeitig geſtalten, was oben dadurch gekennzeichnet 
wird, daß von den Guthaben des Landes A im eigenen Markte 
90 %, nur 10 im fremden, von den Schulden dagegen etwa 10, 
die übrigen 90 im fremden Gegenmarkt auftreten. Daraus ergibt 
ſich eine ſtarke Einſeitigkeit der Marktgeſtaltung im 
Verkehr zwiſchen europäiſchen Ländern; infolge des 
Überwiegend ber Holguthaben iſt wahrscheinlich nahezu 
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dauernd ein ſtetes Übergewicht des Angebots von 
Warenwechſeln auf das Gegenland vorhanden, das 
ohne Ausgleichsmittel den Kurs dauernd herabdrücken 
müßte. 

Anders iſt die Sachlage im Verkehr eines Europamarktes mit 
vielen überſeeiſchen. Die Guthaben Europas ſind dann in der Regel 
Bringguthaben in Inlands⸗ oder Pfundwährung, weil dadurch der Ex⸗ 
porteur das Wechſelkursriſiko dem Warenempfänger aufbürdet. Anderer⸗ 
ſeits kauft Europa in der Regel ebenfalls in heimiſcher Währung, ſeine 
Schulden ſind Holſchulden. Deshalb erſcheinen die Gut⸗ 
haben des überſeeiſchen Exporteurs in ſeinem Markte 
als Angebot, dem aber aus den Kreiſen der Bring⸗ 
ſchuldner eine etwa gleichgeſtellte Nachfrage gegen⸗ 
übertritt, wenn die Zahlungsbilanz zwiſchen den 
Einzelländern, wie wir zunächſt allgemein annehmen, 
ungefähr ausgeglichen iſt. Angebot und Nachfrage 
gleichen ſich dann nahezu aus, und der Markt ver⸗ 
zeichnet ſehr große Umſätze, faſt den Geſamtbetrag der 
Zahlungsbilanz, weil im Gegenmarkt Europas nur 
kleine Beträge, einige Holguthaben und Bring⸗ 
ſchulden zum Ausgleich kommen. 

Umgekehrt iſt die Stellung des Londoner Wechſelmarktes. 
England pflegt nahezu ſeinen Geſamtverkehr, auch mit dem Feſtland, 
durch Bringguthaben und Holſchulden in Pfundwährung abzuwickeln, 
infolgedeſſen vollzieht ſich der Wechſelhandel, welcher 
aus dert engliſchen Zahlungsbilanz heraus wächſt, zum 
weitaus größten Teil im Auslande, viel mehr als derjenige 
der Feſtlandsſtaaten, die wenigſtens aus dem Verkehr untereinander 
einen großen Teil im eignen Markte abwickeln. Dadurch wird der 
engliſche Wechſelmarkt ziemlich verödet. Daß er überhaupt noch 
erhebliche Umſätze verzeichnet, verdankt er nicht der Handelsbilanz, 
ſondern den Poſten, die aus anderen Teilbilanzen der Forderungs⸗ 
bilanz herauswachſen. Man darf aber nicht glauben, die Ode der 
eigenen Wechſelmärkte ſei ein Nachteil für England. Ganz das 
Gegenteil iſt richtig. Zunächſt hat es durch prinzipiellen Geſchäfts⸗ 
abſchluß in eigener Währung den Vorteil der völligen Befreiung 
vom Kursriſiko, das iſt wohl auch der Hauptgrund für die jetzige 
Geſtaltung der Verhältniſſe; außerdem aber haben neben der 
Vermittlertätigkeit Englands gerade dieſe Markt⸗ 
verhältniſſe ganz beſonders zu der herrſchenden Stel⸗ 


—— 
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lung des Pfundwechſels im Welthandel beigetragen, denn 
wenn der Ausgleich der an ſich gewaltigen engliſchen Zahlungsbilanz 


zum größten Teil an die Auslandsmärkte verlegt iſt, muß ſich dort 
ein viel breiterer Markt entwickeln als etwa in der Währung eines 
Landes, das den größeren Teil ſeiner Umſätze, infolge der ſtärkeren 
Abſchlüſſe in Auslandswährung, im eigenen Markte ausgleicht. 

Bei Bewertung der vorſtehenden Verhältniſſe darf indeſſen nicht 
vergeſſen werden, daß das gezeichnete Bild nur ungefähre Geltung 
für den Ausgleich der Handelsbilanz hat. Wie die Verhältniſſe 
für die zahlreichen anderen Schuld⸗ und Guthabenpoſten liegen, wo 
ſie auf den Markt gelangen, iſt nicht bekannt. Deshalb kann der 
Geſamtmarkt eines Landes ein etwas anderes Bild zeigen, doch wird 
der Überſchuß im ganzen Markte infolge der vorwiegenden Be⸗ 
deutung der Handelsbilanz doch ſchließlich auf der Seite liegen, die 
ihn oben zeigt. 


Die bisherigen Unterſuchungen zeigten, daß der Zahlungs⸗ 


mittelhandel im Verkehr zweier Länder, hauptſächlich 
in Europa, in ganz verſchiedenem Maße auf die Märkte 


beider verteilt ſein kann. Die natürliche Verteilung müßte 


in beiden Märkten oft zu ganz verſchiedener Preisbildung führen, 
wenn nicht ein Ausgleichsmittel in Geſtalt der Arbitrage vor⸗ 
handen wäre. 

Neben dieſen Ungleichmäßigkeiten im Verhältnis der Gegenländer 
zueinander beſtehen andere zwiſchen den Forderungs— 
bilanzen einzelner Gegenländer und der Geſamt— 
fordungsbilanz der Einzelländer. Ein Beiſpiel diene der 
Veranſchaulichung. Drei Länder: A B und C, haben untereinander 
folgende Guthaben und Schulden in der Zah lungsbilanz eines 
Tages ſtehen: 


4A | B 0 
ſchuldet »hat Gut⸗ ſchuldet hat Gut⸗ ſchuldet hat Gut⸗ 
an haben bei an haben bei an haben bei 
100 B 50 50 A 100 100 A 50 
u 50 C100 250 C 150 150 B 250 
Insgeſamt 150 150 300 2050 250 300 


Betrachten wir die Verbindlichkeiten zwiſchen A und B, fo zeigt 
ſich ein ſtarkes Überwiegen der Schulden des Landes A. Einerlei, 
wie die Verteilung an Angebot und Nachfrage auf die Gegen: 
märkte ſich geſtaltet, müßte doch auch beim Ausgleich durch Ar— 
bitrage zwiſchen den Gegenländern, wenn nicht andere Kräfte ein- 
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greifen, der Kurs in A auf B ſehr hoch und in B auf A ſehr 
niedrig ſtehen, weil A an B doppelt ſoviel ſchuldet, als es Guthaben 


bei B beſitzt. Umgekehrt müßte fi die Marktlage im Verhältnis 


mit C geſtalten. Nehmen wir an, der geſamte Umſatz vollzöge ſich 
im Markte A, dann würde das Mißverhältnis in beiden Fällen 
aufgehoben, wenn B bereit wäre, außer den 50 Millionen Wechſel 
auf ſein eigenes Land, die aus den Guthaben des A bei B heraus⸗ 
wachſen, noch 50 Millionen auf C, die im direkten Verkehr A—C nicht 
benötigt werden, in Zahlung zu nehmen. In der Praxis geſchieht 
das durch die Arbitrage, und B kann es in unſerem einfachen Beiſpiel 
ſogar mit Vorteil tun, denn er kommt dadurch in die Lage, den Über⸗ 
ſchuß ſeiner Schulden an C von 100 Millionen, der aus dem Gut⸗ 
haben bei C nicht beglichen werden kann, teilweiſe zu decken. 

Die Geſamtſchulden an A ſind demnach durch ſeine Geſamt⸗ 
guthaben gedeckt. Es bedarf keines weſentlichen Preisaufſchlags, 
um den Ausgleich durchzuführen. Anders iſt die Marktlage bei B 
und C. Im Markte B fehlen 50 Millionen Zahlungsmittel, auch 
wenn man von A 50 auf C erhielt. Demnach muß überſtarke 
Nachfrage den Kurs nicht nur auf. C, ſondern auch auf A hochtreiben. 
Gehen wir wieder der Einfachheit halber von der Vorausſetzung aus, 
alle Umſätze, die B angehen, würden in ſeinem Markte getätigt, ſo 
wäre dort unzweifelhaft die ſtärkſte Nachfrage für Zahlungsmittel 


auf C. Da aber der Bedarf 250 Millionen, das Angebot dagegen 


nur 150 Millionen betrüge, könnten viele nicht befriedigt werden. Sie 
würden verſuchen, ihr Ziel, den Ausgleich der Schulden mit C auf 
indirektem Wege zu erreichen, indem ſie Wechſel auf A kaufen, die 
ihnen geſtatten, dafür im Markte A, wo Zahlungsmittel auf O ſtark 
angeboten ſind, ſolche zu erwerben. Ja, da auch dieſes Mittel nicht 
ausreicht, um alle Zahlungsbedürfniſſe zu befriedigen, ſo würden 
ſowohl die Kurſe auf C wie auf A gleichmäßig jo hoch ſteigen, bis 
entweder dadurch neue Ausgleichspoſten geſchaffen würden oder ein 
Teil der Nachfrage zurückträte, um ſpäter den Ausgleich unter viel⸗ 
leicht günſtigeren Bedingungen von neuem zu verſuchen. 
Entgegengeſetzt wäre unter gleicher Vorausſetzung die Lage im 
Markte C. Dort überwiegen im ganzen die Guthaben. 50 Mil⸗ 
lionen, die man an A mehr ſchuldet als die Guthaben dort betragen, 


können ohne Schwierigkeiten beglichen werden, indem man über⸗ 


reichlich angebotene Wechſel auf B an A ſendet, wo fie zum Aus⸗ 


gleich ſehr erwünſcht find. Trotzdem bleiben für 50 Millionen Wechſel 


auf B unverkauft, und es wird ganz von der Dringlichkeit abhängen, | 
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mit der ihre Inhaber auf Abſatz beſtehen, wie weit der Kurs auf 


B und A ſinken muß, ehe neue Ausgleichspoſten entſtehen oder alte 
Poſten vom Markte zurücktreten. Auch der Kurs auf A muß ſinken, 
weil infolge der Senkung des Kurſes auf B alle Schuldner mit 
Wechſeln auf dies Land zahlen würden, ſolange es billiger wäre. 
Das Ganze zeigt, wie im Handel der Zahlungs- 


mittel für die Kursbewegung in einem Lande nicht die | 


Zahlungsbilanz mit den Einzelländern, fondern nur 


die Geſamtzahlungsbilanz, die Summe aller Shul- 


den gegen die aller Guthaben gerechnet, infolge der 
Austauſchbarkeit der Zahlungsmittel, maßgebend iſt. 
Über die Technik des Ausgleichs iſt bei der Arbitrage 
au e 


„ Weſen und Arten der Arbitrage 


Das Wort Arbitrage (arbitari meinen, guthalten, arbi- 
trium Gutachten, Entſcheidung) bedeutet den Abſchluß von Ge— 
ſchäften, bei denen man beſtrebt iſt, zu den wirtſchaftlich günſtigſten 
Bedingungen abzuſchließen. In dieſem allgemeinen Sinne iſt jeder 


Wirtſchaftende auch Arbitrageur. Der Wortſinn iſt jedoch in der 


Praxis des Zahlungsmittelhandels enger. Nur Geſchäfte, bei denen 
gleichzeitig die Preiſe mindeſtens zweier Märkte miteinander ver- 
glichen werden, gelten als Arbitragegeſchäfte. 

N Da an jedem Markte Angebot und Nachfrage aus lokalen 
Kreisen in ihrem Verhältnis zueinander von vielen Zufälligkeiten 


abhängen, kann die Preisbildung in jedem Markte und für jede 
Währung eine andere ſein. An manchen Plätzen überwiegt für 


manche Zahlungsmittel die Nachfrage, und hohe Preiſe ſind die Folge, 
an- anderen liegt für alle oder einige Zahlungsmittel ſtarkes Angebot 
vor, das niedrige Preiſe herbeiführt. Der Arbitrageur nutzt ſolche 


Zufälligkeiten gelegentlich oder ſyſtematiſch aus, indem er im Markt 


der billigen Preiſe kauft, im Markt der hohen Preiſe 
verkauft. Die Wirkung dieſes Eingreifens iſt ſpäter zu unter- 
ſuchen. Gegenſtand der Arbitrage können alle handelsfähigen Werte 


fein. Wir befaſſen uns indeſſen hier nur mit dem Zahlungsmittel 
handel. Dort hat die Arbitrage zur Aufgabe unter 


Vermeidung jedes Riſikos entweder aus den Preiſen 
oder Zins ſätzen verſchiedener Märkte den zum Aus- 
gleich oder zur Neuſchaffung einer Schuld oder eines 
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Guthabens günſtigſten auszuwählen = Ausgleichs- 
arbitrage) oder gleichzeitig zwei entgegengeſetzte Ge⸗ 
ſchäfte (Kauf und Verkauf) abzuſchließen, um an der 
Differenz zu gewinnen (= Differenzarbitrage). 

Dieſe allgemeinen Aufgaben der Arbitrage können auf ver⸗ 
ſchiedene Weiſe von verſchiedenen Parteien erfüllt werden. 

Wir unterſcheiden zunächſt die Ausgleichsarbitrage von der 


Differenzarbitrage. Bei der Ausgleichsarbitrage iſt es 


Aufgabe des Arbitrageurs, zu ermitteln, auf welchem Wege am 
günſtigſten eine Thon beſtehende Schuld zu bezahlen, 
eine neue Schuld zu ſchaffen, ein ſchon beſtehendes 
Guthaben einzuziehen oder ein neues Guthaben zu 
ſchaffen iſt. Vorausſetzung für die Arbitrage iſt, daß der in⸗ 
ländiſche Schuldner in fremder Währung ſchuldet, daß der inländiſche 
Gläubiger ein Guthaben in ausländiſcher Währung einzuziehen hat 
und daß der Arbitrageur das Wahlrecht, die Wahl des günſtigſten 
Ausgleichs, beſitzt. Wenn alle Poſten der Zahlungsbilanz eines 
Landes mit den einzelnen Auslandskontrahenten in Inlandswährung 
abgeſchloſſen wurden, hat kein Inländer Anlaß zu Arbitragen. Jeder 
zahlt in Inlandswährung und empfängt ſolche. Dieſer Zuſtand iſt 
in reiner Form nirgends zu treffen. England kommt ihm, wie 
ſchoͤn früher erwähnt, am nächſten. Die reichlichſte Gelegenheit zur 


5 S Arbitrage haben die Kaufleute und Banken jener Länder, die in 
fremder Währung kaufen und verkaufen, weil ihre Inlandswährung 


oder die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſo unſicher ſind, daß der Aus⸗ 
länder nur Geſchäfte auf Grund ſeiner Währung abſchließt. 
Handelnde Perſonen der Ausgleichsarbitrage können alle fein, 
welche Schuld oder Guthaben im Auslande beſitzen oder ſchaffen 
wollen. Das ſind in erſter Linie die hinter den Zahlen der Handels⸗ 
f bilanz ſtehenden Kaufleute, welche beſtehende Schulden und Guthaben 
auszugleichen haben. Von ihnen erwerben aber in der Praxis die 
Banken Auslandsguthaben, oder fie verpflichten fi, für fie Auslands⸗ 
ſchulden zu bezahlen. Da der Warenhändler wenig geneigt iſt, auf 
minimale Differenzen gerichtete Kalkulationen der Zahlungsmittel⸗ 
arbitrage vorzunehmen, ſo beſorgen das die an ſeine Stelle tretenden 
„Banken, deren Einfluß auf die Preisgeſtaltung als der zentralen 
Vermittler damit ſehr ſtark wird und denen daraus faſt ausſchließlich 
die Aufgabe, neue Guthaben und Schulden auf günſtigſtem Wege 
zu ſchaffen, zufällt. Bei der Ausgleichsarbitrage erfolgt im Markte 


der Zahlungsmittel ein Abſchluß, entweder Kauf zur Deckung 
14 * 
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einer Schuld, zur Schaffung eines neuen Guthabens oder Verkauf 
zur Einziehung eines Guthabens, zur Schaffung einer neuen Schuld. 


Da die Überlegungen bei Zahlungsmittelkäufen und Verkäufen die 


gleichen ſind, einerlei ob es ſich um den Ausgleich beſtehender oder 
die Neuſchaffung von Schulden und Guthaben handelt, werden wir 
vorzugsweiſe den häufiger auftretenden erſten Fall in den weiteren 
Erörterungen berückſichtigen. 

Bei der Differenzarbitrage iſt die Aufgabe des Arbi⸗ 
trageurs die Ausnutzung der an zwei Märkten beſtehen⸗ 


den Preis differenzen durch mindeſtens zwei gleichzeitig 


erfolgende Abſchlüſſe, je eines Kaufes und eines 
Verkaufes. Der Kauf muß dabei zu dem niedrigeren und der 
Verkauf zum höheren Preiſe erfolgen. Das Arbitragegeſchäft wird 
unterbleiben, wenn die Preisdifferenz nicht mindeſtens alle Koſten 
des Arbitrageurs deckt. Der Differenzarbitrageur, welcher bei glatter 
Durchführung ſeiner Abſichten gleiche Beträge in verſchiedenen 
Märkten kauft und verkauft, gewinnt, ohne eigenes Kapital 
irgendwelcher Gefahr auszuſetzen. Freilich gelingt es ihm 
nicht immer, gleichzeitig zwei Geſchäfte zu ſchließen, dann muß er 
mit eigenem oder geliehenem Kapital für einige Zeit eintreten und 
kann bei ungünſtiger Preisbewegung auch verlieren. Bei Abſchluß 
nur eines Geſchäftes in einem Markt wird der Differenzarbitrageur 
zum Spekulanten, der Kursdifferenzen zweier Zeitpunkte, 
nicht wie der Arbitrageur zweier Märkte, auszunutzen ſucht. 
Als Grundregel der Differenzarbitrage gilt, das erſte der beiden 
Geſchäfte im kleinen Markt abzuſchließen, weil das Gegengeſchäft 
im größeren leicht durchzuführen iſt. Perſonen der Differenzarbitrage, 
welche ſich durch beſondere Kompliziertheit auszeichnet, waren früher 


oft Spezialiſten, die von den Börſen aus operierten. Daraus er⸗ 


hellt, daß ihre Stellung um ſo ſchwächer wird, je weniger Umſätze 


man der Börſe zuführt. Da die Börſe nun in den führenden euro⸗ 


päiſchen Staaten für den Umſatz der Zahlungsmittel immer mehr 
durch die Großbanken erſetzt wird, ſo ſchwindet auch die Bedeutung 
ſelbſtändiger Differenzarbitrageure, die hauptſächlich nur noch in der 
etwas rückſtändigen Literatur eine Rolle ſpielen. An ihrer Stelle 


führen jetzt die Banken Differenzarbitragen, ſowohl im Verkehr- 


untereinander wie auch, aber ſeltener, von Börſe zu Börſe durch, 
doch werden ſie dazu nur ſchreiten, wenn die von ihnen täglich in 
großem Umfange vorzunehmenden Ausgleichsarbitragen die Wechſel⸗ 
preiſe nicht genügend beeinfluſſen. 
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Die Durchführung von Differenzarbitragen ſeitens der Spezia⸗ 
liſten erfolgte früher zumeiſt in der Form von Metageſchäften. Der 
Arbitrageur einer Börſe vereinbarte mit einem der anderen die ge⸗ 
meinſame Abwicklung der Geſchäfte. Sie berechneten dann zumeiſt 
nur die tatſächlichen Aufwendungen, nicht Proviſionen und erſparten 
Maklergebühren. Beide berichteten ſich gegenſeitig telephoniſch oder 
telegraphiſch über die Marktlage und mußten in kurzen Minuten 
Entſchlüſſe über hohe Beträge faſſen. Um das zu können, bedurfte 
es genauer und vielſeitiger Kenntniſſe des Marktes und insbeſondere 
der Fähigkeit, ſchnell zu rechnen. Der letzeren Anforderung zu ge⸗ 
nügen, kann bis zu gewiſſem Grade durch Tabellenwerke erleichtert 
werden !. 
Mehr als 90% der deutſchen Arbitragen werden auf Grund 
der täglich zwiſchen den Banken der führenden Wirtſchaftsſtaaten 
Europas und Nordamerikas ausgetauſchten Preiskarten und Tele⸗ 
gramme außerhalb der Börſe oder wenigſtens ohne Beteiligung der 
Börſenorgane abgewickelt. Viele Banken beſchränken ſich dabei auf 
die Umwandlung langer Wechſel in Buchguthaben und Schecks, an 
der ja auch infolge der im Verkehr mit der Kundſchaft üblichen 
verhältnismäßig hohen Proviſion und der Preisgewinne ſehr viel 
mehr zu verdienen iſt als in der reinen Arbitrage, wo / — / %% 
Rohgewinn auf Differenzgeſchäfte, ale zwei Abſchlüſſe, jet über⸗ 
ſchritten werden. 

Deshalb überwiegt die Ausgleichsarbitrage bei den Banken er⸗ 
heblich, denn bei ihr iſt wenigſtens einer der Abſchlüſſe, der mit der 
Kundſchaft getätigt wird und des Ausgleichs durch ein Gegengeſchäft 
bedarf, in hohem Grade, etwa / —1 o, oft mehr, nutzbringend. 
Anderſeits haben ſich einige Banken, die über beſonders gute Aus⸗ 
landsbeziehungen und tüchtige Beamte verfügen, zu Spezialiſten 
der Differenzarbitrage entwickelt, die aber, um mit Nutzen arbeiten 
zu können, ſehr große Abſchlüſſe, jeweils /2—1 Million, tätigen, 
denn nur dann vermag der Nutzen am Einzelumſatz, etwa 60 bis 
250 Mk., die Unkoſten zu decken. Damit wird auch erſichtlich, daß 
kapital⸗ und kreditarme Börſenmitglieder nicht mehr leicht zu kon⸗ 
kurrieren vermögen, weil ſie dem Riſiko eines fehlſchlagenden Ge⸗ 
ſchäfts wenig gewachſen ſind und vor allem keine Partner im Gegen⸗ 
lande finden, die ihnen genügend Kredit erteilen. In Deutſchland 
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1 Vgl. Swoboda, Die Arbitrage Berlin 1913, S. 60. — Seller 190 


Odermann, Kaufmänniſche Arithmetik. Leipzig 1913, S. 450. 
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ſind es beſonders die Banken, auch Privatbanken gehören dazu, in 

Berlin, Hamburg und Frankfurt, die ſolche Geſchäfte in großem 
Maßſtabe tätigen, um die een ihrer Deviſenabteilungen auf: 
zubeſſern. 

Die Ausgleichsarbitrage bedingt mindestens einen Geſchäfts⸗ 
abſchluß, die Differenzarbitrage mindeſtens zwei. Ahnlich verhalten 
ſich die Koſten. Die Differenz der Preiſe müßte alſo, um eine 
Differenzarbitrage lohnend zu geſtalten, auch annähernd doppelt ſo 
groß ſein als für die Ausgleichsarbitrage. Mit anderen Worten 
heißt das, es können ſchon in großem Umfange Ausgleichsarbitragen 
getätigt werden, ehe ſich Differenzarbitragen lohnen. Deshalb und 
aus anderen Gründen iſt auch die erſtere vorherrſchend, und Wolf! 
hat durchaus unrecht, wenn er von ihr ſagt, ſie halte nur Nachleſe 
dort, wo die Differenzarbitrage bereits geerntet hat. Umgekehrt 
wäre wahrſcheinlich richtiger. Ä 
Beide Arten der Arbitrage können gerichtet ſein auf Preis- 
gewinn oder Zins gewinn. 

Preisgewinne entſtehen aus der Ausnutzung von Preis- 
differenzen gleichartiger Zahlungsmittel. Sucht man ſie durch Aus— 
nutzung von Preisdifferenzen der gleichen Ware im gleichen 
Zeitpunkt an verſchiedenen Märkten zu erreichen, ſo han- 
delt es ſich um die an ſich riſikoloſe Arbitrage, während die Abſicht 
der Ausnutzung von Preisdifferenzen eines oder mehrerer Orte, 
aber zu verſchiedenen Zeitpunkten eine von ungünſtiger 
Preisbewegung dauernd bedrohte Spekulation bedeutet. Nur ſei in 
Verweiſung auf die Beeinfluſſung der Zahlungsmittelpreiſe durch die 
Zinsgeſtaltung betont, daß in ſolchen Zinsgeſchäften vielfach eine 
Spekulation innerhalb der durch das Kursriſiko gezogenen äußeren 

Grenzen enthalten iſt. Dies iſt der Fall bei internationalen Geld⸗ 
verſchiebungen (Geldleihgeſchäften), die im Vertrauen auf gleich: 
bleibenden oder nicht ſehr veränderten Wechſelkurs zur Ausnutzung 
von Zinsdifferenzen vorgenommen werden und durch unerwartete 
Kursverſchiebungen Verluſte bringen können. Sie find nicht Arbi- 
tragen, ſondern Spekulationen, weil mit ihnen in der Regel Preis- 
gewinne oder Preisverluſte verbunden find. Der. Fall, wo das nicht 
eintritt, nämlich beim Vorhandenſein gleicher Wechſelkurſe bei Ein⸗ 
leitung und Auflöſung des Geſchäftes, wird nur durch Zufall vor- 

kommen. 


2 8 


1 Wolf, Das internationale Zahlungsweſen. Leipzig 1913, S. 60. 
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Die Preisarbitragen können ſich ſowohl auf reine, 


Sofort fällige Zahlungsmittel (kurze Wechſel, Schecks, 


Buchguthaben uſw.) als auch auf ſpäter fällige beziehen, 


immer aber nur auf eine der beiden Arten, während das Weſen der 


Zinsarbitragen darin beſteht, die durch den Zins ver⸗ 
urſachten Abweichungen der Preiſe langer Wechſel 
von denen reiner, ſofort fälliger Sehlungauittte: als 


Grundlage ihrer Rechnungen zu wählen. 


Von Preisarbitragen kann eigentlich erſt die Rede ſein, 
wenn ein Kursriſiko gänzlich ausgeſchaltet iſt. Praktiſch wird man 
höchſtens die Fälle einrechnen dürfen, in denen das Kursriſiko auf 


die Zeit beſchränkt bleibt, welche nötig iſt, um auf ſchnellſtem Wege 
Dokumente oder e von einem Platz ei ben anderen zu 


bringen 

Die Zinsarbitragen unterſcheiden ſich von der Geldanlage 
in zinstragenden Zahlungsmitteln ( langen Wechſeln), von Zins⸗ 
geſchäften, dadurch, daß der Arbitrageur feſte Anlagen vermeidet, 
indem er die Krediterteilung anderen Kreiſen überträgt. Bei der 
Kalkulation muß er alſo neben den Kurſen die Bedingungen, zu 


denen ſpäter fällige Zahlungsmittel (Wechſel) in zur 


Deckung von Schulden geeignete Barmittel verwandelt 
werden, kennen und berückſichtigen. Im allgemeinen lauten dieſe 


Bedingungen folgendermaßen: Als Käufer oder Verkäufer der 
Wechſel hat der Arbitrageur mit der Gegenpartei Fälligkeits⸗ 
differenzen zwiſchen Verfalltermin des Kurſes und 


der Wechſel zum Vankſatze des bezogenen Landes abzurechnen; 
als Beſitzer dagegen, und das iſt für die Zinsarbitrage maß⸗ 
gebend, vermag er ſpäter fällige Wechſel, ſoweit ſie den Anforderungen 


des Privatdiskontmarktes im bezogenen Lande genügen, unter Ab⸗ 


zug des Marktſatzes des bezogenen Landes dort durch 
Diskontierung in Barguthaben oder Bargeld und dieſe 
wieder in leicht verkäufliche, ſofort fällige Zahlungsmittel, Scheck, 


Kreditbriefe uſw. zu verwandeln. 


Vergleicht man lange Kurſe mit kurzen, für vn Entfernung 
voneinander der Marktſatz des bezogenen Landes in weitaus vor⸗ 
herrſchendem Umfange maßgebend iſt, ſo kann in dieſem Falle immer 
von Zinsarbitrage geſprochen werden. Sind dagegen die Kurſe der 
langen. Wechſel untereinander zu vergleichen, To. könnten Zweifel 


entſtehen, ob es ſich um Preis⸗ oder Zinsarbitrage handelt, weil 
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einmal der Kurs der langen Wechſel ähnlicher Beeinfluſſung durch 
die Marktgeſtaltung unterliegt wie der der kurzen Wechſel, zum 


anderen aber auch von der Geſtaltung des Zinſes abhängt. Wir 


betrachten den Vergleich langer Wechſelkurſe als Preisarbitrage. 
Wie die Preisarbitrage, kann man auch die Zinsarbitrage 
in Ausgleichs⸗ und Differenzarbitrage zerlegen. Sie muß aber 
immer direkt zwiſchen dem Arbitrage- und dem Arbi— 
tragegegenland und in direkten Zahlungsmitteln auf 
das letztere ſtattfinden, denn nur im bezogenen Lande iſt es 
möglich, lange Wechſel auf dem Wege der Diskontierung in ſofort 


fällige Zahlungsmittel zu verwandeln. Kauf und Verkauf langer 


Wechſel an dritten Plätzen iſt reine Preisarbitrage. 

In der Regel handelt es ſich um Zinsdifferenzarbitrage der 
Banken, weil der Handel lange Wechſel bei ſeinen Zahlungen nur 
ſchwer verwenden kann, denn ſie hängen in ihrer Fälligkeit und ihrem 
Betrage in der Regel ganz von der Höhe des Guthabenpoſtens ab, 
den ſie verkörpern, ſind alſo nur wenig geeignet, Schuldpoſten 
mit anderer Fälligkeit und anderem Betrage zu tilgen. Deshalb 
liegt die Zinsdifferenzarbitrage faſt ausſchließlich in den Händen 
der Banken, deren hauptſächlichſte Aufgabe ja die Anpaſſung der 
Zahlungsmittel an die Bedürfniſſe der Inlandsſchuldner iſt. 
Die heutige Organiſation des Zahlungsmittelmarktes führt 
dazu, daß die Inhaber langer Wechſel auf das Ausland, die Ex⸗ 
porteure u. a., dieſe an die Banken verkaufen und dadurch ihre 
Auslandsforderungen ſchon vor der Fälligkeit zu Gelde machen. 
Natürlich können die Banken die Weiterbearbeitung ſolcher Wechſel 
nur durchführen, wenn ſie Gewinn daraus ziehen, den ſie in Geſtalt 
eines nicht nur um den Zinsabzug zum Marktſatz des bezogenen 
Landes, ſondern auch um Speſen, Riſikoprämie und einen Durch— 


ſchnittsgewinnſatz unter dem Preiſe ſofort fälliger Zahlungsmittel | 


liegenden Ankaufskurſes der langen Wechſel erzielen. 

Wie die Preisdifferenzarbitrage, baſiert auch die Zinsdifferenz— 
arbitrage auf gleichzeitigem Kauf und Verkauf. Da aber in der 
Fälligkeit der gekauften und verkauften Zahlungsmittel Ungleichheiten 
(kurze und lange Wechſel) beſtehen, ſo gehört zur völligen Aus⸗ 
ſchaltung des Riſikos ein Zinsgeſchäft, das die beiden Fälligkeiten 
einander gleich ſtellt. Wir wiſſen, daß die Differenz zwiſchen dem 
Preiſe ſofort und ſpäter fälliger Zahlungsmittel im weſentlichen 
von der Höhe des Marktſatzes im bezogenen Lande abhängt. Der 

Arbitrageur kann gleichzeitig entweder ſofort fällige 


r 


Zahlungsmittel kaufen und fpäter fällige verkaufen 


oder jpäter: fällige kaufen und ſofort fällige ver⸗ 
kaufen. 
Im erſten, ſehr ſeltenen Falle 15 die Fälligkeit des durch den 
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Kauf erlangten Auslandsguthabens durch ein Zinsgeſchäft bis zur 


Fälligkeit der verkauften Zahlungsmittel hinausgeſchoben werden. 
Es handelt ſich alſo um eine Geldanlage im Auslande unter Aus⸗ 
ſchluß des Kursriſikos. Die Anlage kann im Kontokorrent, im 
Wechſelmarkt zum Marktſatze, an der Börſe als täglich, Wochen⸗ 
oder Monatsgeld, in Lombard⸗ oder Prolongationsgeſchäften u. a. 
erfolgen. Die Zinsarbitrage ergibt Gewinn, wenn der 


Zinsertrag auf das Barguthaben nach Abzug der 


Speſen höher iſt als die Differenz im Preiſe zwiſchen 
kurzen und langen Zahlungsmitteln. Natürlich wird eine 
ſolche Arbitrage nur durchgeführt, wenn dieſer Fall eintritt, und 
das iſt ſo ſelten, weil in der Regel die Differenz zwiſchen dem Preiſe 
kurzer und langer Wechſel um Koſten und Gewinn der Umwand⸗ 
lungsbanken größer iſt als der Marktſatz des bezogenen Landes, 
zu dem die Geldanlage erfolgen kann. Nachteilig wirken ferner die 
Koſten des Anlagegeſchäftes im Gegenlande. 

Im zweiten, für die Praxis weitaus wichtigſten 
Falle hat der Zinsarbitrageur für die Deckung ver— 
kaufter, ſofort fälliger Zahlungsmittel auch ſofort zu 
ſorgen. Er kaufte aber ſpäter fällige. Seine Auf⸗ 


gabe iſt es, dieſe in Barguthaben zu verwandeln, um 


daraus zu zahlen oder zahlen zu laſſen. Er muß alſo 
bis zur Fälligkeit der ſpäter fälligen Zahlungsmittel Geld leihen. 


Das kann in der Fom des Wechſeldiskonts, möglichſt zum billigeren 
Marktſatze, ſeltener im Kontokorrent, auch an der Börſe unter Ver⸗ 


pfändung von Effekten eventuell auch von Wechſeln geſchehen. Die 
Arbitrage iſt nur dann mit Nutzen durchführbar, wenn die Auf⸗ 
wendungen für Zinſen und Koſten geringer ſind als der Gewinn 


aus der Differenz im Preiſe der e und langen Zahlungs⸗ 


mittel. 


der Preisarbitrage. Da an der gleichen Börſe nebeneinander kurze 
und lange Zahlungsmittel gehandelt werden, können, müſſen aber 
nicht, beide Geſchäfte von einem Orte, einer Börſe, alſo in der Regel 
billiger abgeſchloſſen werden. Abſchluß an einem fremden Platze 
wäre Verbindung von Zins⸗ mit Preisarbitrage. Das Zinsgeſchäft 


In einem weſentlichen Punkte unterſcheidet ſich die Zins⸗ in 


. „. et.. 434818 - 


muß im bezogenen Lande durchgeführt werden, wo es indeſſen Filialen 


des Arbitrageurs ſein können, die als Gegenpartei auftreten. 
Denkbar, doch infolge der mangelnden Anpaſſungsfähigkeit 
langer Wechſel an die Bedürfniſſe der Zahlenden und Geldempfänger 
recht ſelten in der Praxis vorkommend, iſt auch die Zins— 
ausgleichsarbitrage ſeitens der Kaufleute. Sie ſpielt heute 
noch eine ihre Bedeutung weit überſchätzende Rolle in den Lehr⸗ 
büchern, die in dem Kapitel: Wahl zwiſchen kurzer und langer Sicht 
zu zeigen ſuchen, wie man auf beſtem Wege im Auslande Schulden 
und Guthaben durch kurze oder lange Wechſel ausgleicht. 
Theoretiſch iſt es denkbar, daß ein Inlandsgläubiger, der das 
Recht zur Arbitrage beſitzt, ſein fofort fälliges Guthaben durch lange 
Wechſel, deren Nennwert um die Zinſen des Schuldnerlandes für die 
Laufzeit vermehrt iſt, einzieht, oder daß er ſich für das Barguthaben 
im Auslande lange Wechſel auf ſein eigenes Land kaufen läßt. 
Ebenſo kann der Inlandsſchuldner an Stelle kurzer Wechſel lange 
zur Tilgung ſeiner Auslandsſchuld benutzen oder den Gläubiger. ver- 
anlaſſen, an Stelle kurzer Wechſel lange mit einem um die Zinſen 
vermehrten Betrage auf ihn zu ziehen. 
Im erſten und vierten Falle, wo die Höhe der Zinſen von der 


freien Vereinbarung der Parteien abhängt, denn es handelt ſich um 


die Hinausſchiebung einer ſofort fälligen Schuld, iſt ein Zinsgewinn 
möglich, doch find die beiden Geſchäfte nicht mehr als Ausgleichs— 
arbitragen zu bezeichnen, es handelt ſich um Stundung einer Schuld. 
Im zweiten und dritten Falle dagegen erfolgt die Gutſchrift langer 
Wechſel zum Nennwert abzüglich des Zinsſatzes im bezogenen Lande, 
der oftmals, da nur von Banken gezeichnete Wechſel die vollen Vor⸗ 
tieile des niedrigen Marktſatzes genießen, auch noch der höhere Bankſatz 
ſein wird und neben dem Koſten zur Verrechnung kommen, ſo daß 
der Empfänger in der Regel mehr Aufwendungen hat, als die Diffe⸗ 
renz zwiſchen kurzem und langem Kurs beträgt, was praktiſch zum 
Verzicht auf ſolche Geſchäfte führt. Wohl aber können Banken 
Zinsausgleichsarbitragen mit Nutzen durchführen, und zwar ſowohl 
zum Ausgleich beſtehender Schulden oder Guthaben wie zur Schaffung 
neuer, weil ſie, wie ſchon erwähnt, den geen Privatdiskont 
genießen. 

5 Iſt die Bedeutung der Binsausgleichsarbitrage durch Kaufleute 
praktiſch recht gering, ſo liegt doch in ihr eine Bindung für den 
Gewinn der Umwandlungsbanken bei der Zinsdifferenzarbitrage. 
Würden ſie bei einem Marktſatze im bezogenen Lande von 4% den 


— 
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langen Kurs im ganzen 10 ͤ unter dem kurzen halten, alſo 6% Roh⸗ 
gewinn verdienen, ſo müßte das ſehr bald dazu führen, daß Inlands⸗ 
ſchuldner im Inlande lange Wechſel kauften und ſie zur Tilgung 
nach dem bezogenen Lande ſendeten, wo ſie etwa mit einem Geſamt⸗ 
abzug von 6% einſchließlich Koſten gutgeſchrieben würden. Die 
neue Nachfrage würde dann auch den langen Kurs bald heben, der 
Ausfall an Nachfrage im Markt kurzer Wechſel dieſen ſenken, bis 
der Anreiz zur Ausgleichsarbitrage für die Kaufleute aufhört. 
Man kann auch, und das ſoll hier bei den weiteren Betrach⸗ 
tungen geſchehen, die Preisdifferenzarbitrage als zwei 
Ausgleichsarbitragen, eine Zinsausgleich- und eine 
Preisausgleichsarbitrage auffaſſen. Das erleichtert die 
Erklärung der Vorgänge bei der Zinsarbitrage, die dann nur zu 
ſcheiden iſt in ſolche zwiſchen Gläubiger und Schuldner und ander⸗ 
ſeits zwiſchen Bank und Korreſpondent. Das letztere iſt das übliche. 
Die beſprochene Preisdifferenzarbitrage der Banken zerfällt dann in 
eine Zinsausgleichsarbitrage, deren Aufgabe es iſt, aus den im In⸗ 
lande von Auslandsgläubigern erworbenen langen Wechſeln auf das 
Ausland ſofort fällige Guthaben im Auslande, Buchguthaben, und 
zwar billiger als durch Kauf kurzer Zahlungsmittel, herzuſtellen. 

Dieſe Buchguthaben mit möglichſt hohem Nutzen zu verwerten, iſt 
dann Sache der Preisausgleichsarbitrage. Die Möglichkeit der 
ſelbſtändigen Zinsausgleichsarbitrage ſeitens der Kaufleute zieht dem 
Nutzen der vermittelnden Banken in ſchon geſchilderter Weiſe enge 
Grenzen. 

Schließlich unterscheidet man noch direkte Arbitragen von 
den indirekten 1. Bei den erſteren handelt es ſich um Geſchäfte, 
die der Arbitrageur zwiſchen dem Ort ſeiner Tätigkeit und 
einem ausländiſchen Platze (Gegenplatze) abſchließt. Im anderen 
Falle werden zwei oder mehr fremde Plätze herangezogen. 
* Dabei kann man ſchon von indirekter Arbitrage ſprechen, wenn 

bei den zugrunde liegenden Berechnungen die Preiſe von mehr als 
zwei Plätzen verglichen werden. Aus der indirekten Rechnung kann 
aber jederzeit, wenn die Preiſe des eigenen Platzes den Arbitrageur 
dort zu einem direkten Geſchäft veranlaſſen, eine direkte Arbitrage 
werden. 

Vom Stanbpuntie der Arbitrage ſind die Bablungsmittel 


1 geiſt, Der internationale Zahlungsverkehr, Leipzig 1914, vermehfet fie _ 5 


S. 140 f. mit 1 und Differenzarbitrage. 
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zweckmäßig zu gliedern in direkte und indirekte. Als direkte | 


Zahlungsmittel bezeichnen wir die in der Währung eines der 
zwei Plätze, die direkt miteinander abſchließen. Bei der indirekten 
Arbitrage, wo der Arbitragegegenplatz erſt aus mehreren Gegenplätzen 
herausgeſucht wird, iſt dabei an Kauf⸗ und Verkaufsplatz zu denken. 
Indirekte Zahlungsmittel ſind dann ſolche, welche weder auf 
die Währung des einen noch des anderen Abſchlußplatzes, des 
Kauf⸗ noch des Verkaufsplatzes, lauten. Sie müſſen erſt durch ein 
Sondergeſchäft in geſetzliche Zahlungsmittel eines der beiden Gegen- 
länder verwandelt werden. 
Nach dieſen Vorbemerkungen kann die Arbitrage in ihre Einzel⸗ 
arten zerlegt werden. Wir unterſcheiden: 
I. Die Preisarbitrage. 
A. Die Ausgleichsarbitrage. 
1. Direkte Ausgleichsarbitrage zwiſchen zwei Plätzen: 
a) mit direkten Zahlungsmitteln (Wahl zwiſchen Rimeſſe 
und Tratte); 
b) mit indirekten Zahlungsmitteln. 
2. Indirekte Ausgleichsarbitrage zwiſchen drei und mehr 
Plätzen: 
a) mit direkten Zahlungsmitteln; ; 
bh) mit indirekten Zahlungsmitteln. 
B. Die Differenzarbitrage. 
1. Direkte Differenzarbitrage mit dem Gegenplatz: 
a) direkte Arbitrage mit dem Gegenplatz zwiſchen Preiſen 
der direkten ſofort oder ſpäter fälligen Zahlungsmittel, 


b) direkte Arbitrage mit dem Gegenplatz zwiſchen Preiſen 


der indirekten ſofort oder ſpäter fälligen Zahlungsmittel. 
2. Indirekte Differenzarbitrage mit drei oder mehr Plätzen: 
a) mit direkten Zahlungsmitteln: 
b) mit indirekten Zahlungsmitteln. 
II. Die Zinsarbitrage. 5 


1. Direkte Zinsausgleichsarbitrage mit dem Gegenplatz für | 


direkte ſpäter fällige Zahlungsmittel. 
2. Direkte Zinsdifferenzarbitrage mit dem Gegenplatz für 
direkte ſofort und ſpäter fällige Zahlungsmittel. 


k 
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Ill. Die Wirkungen der Preisarbifrage 


a) Die Aufgaben der Arbitrage 


Die Arbitrage kann nicht neue Zahlungsmittel 
ſchaffen, ſie kann nur die vorhandenen, nötigenfalls 
durch Umwandlung, richtig verteilen. Ihre Mitwirkung 
im Zahlungsmittelhandel iſt aus drei Gründen unentbehrlich. 

1. Wir ſtellten bereits feſt, daß die Abmachungen zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner im internationalen Verkehr eine ganz ver⸗ 
ſchiedene Verteilung von Angebot und Nachfrage in Zahlungsmitteln 
auf den Märkten zweier Gegenländer bewirken, daß insbeſondere 
in kontinentalen Wirtſchaftsſtaaten, infolge Überwiegens der Hol⸗ 
guthaben, das aus Forderungs⸗ und Zahlungsbilanz herauswachſende 
Angebot im Markte häufig überwiegt, während die Nachfrage häufig 
gering bleibt. Die Arbitrage hat nun durch Umwandlung 
des auch im Gegenmarkte überwiegenden Angebots in 
inländiſche Nachfrage den Ausgleich, ſoweit er über⸗ 
haupt möglich iſt, herbeizuführen. Sie regelt alſo 
die Gegenmärkte und die Gegenkurſe. | 

2. Es wurde ferner gezeigt, daß die Regelung der Gegenmärkte 
nicht genügt, weil Schuld und Guthaben zwiſchen Einzelländern, 
auch wenn ein Marktausgleich ſtattgefunden hat, in der Regel nicht 
gleich hoch ſind, ſo daß Schuld⸗ oder Guthabenüberſchüſſe gegenüber 
dem Einzellande verbleiben. Die Arbitrage hat demnach die 
Aufgabe, Guthabenüberſchüſſe gegenüber einigen 
Ländern, mit Schul düberſchüſſen gegenüber anderen 
auszugleichen und dadurch die Bildung einer Geſamt⸗ 
zahlungsbilanz jedes Landes herbeizuführen. 

3. Da in jedem Einzellande mehr als ein Markt zu beſtehen 
pflegt, jede Deviſenbank iſt im Grunde ein Sondermarkt, kann auch 
die Verteilung von Angebot und Nachfrage bei dieſen verſchieden 
ſein. Die Arbitrage hat dänn den Ausgleich der in⸗ 
ländiſchen Märkte durchzuführen, d. b. überſchüſſiges An⸗ 
gebot des einen Marktes aufzunehmen und an einem anderen Markt, 
wo Überſchuß der Nachfrage herrſcht, abzusetzen. Dieſer inländiſche 
Ausgleich ſoll, da er ſich nahezu ausſchließlich der direkten Differenz⸗ 
arbitrage bedient, ſeiner Einfachheit halber, nicht weiter berück⸗ 

ſichtigt werden. | 
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b) Die technjſchen Grundlagen der Arbitragewirkung 


Die Arbitrage wirkt durch den Abſchluß von Geſchäften. 
Ihr Eingreifen iſt bedingt durch die Arbitragekoſten. Ein 
Arbitragekauf bedeutet, wie jeder andere, eine Vermehrung der Nach— 
frage und damit eine Hebung des Preiſes oder wenigſtens eine 
Verlangſamung des vorliegenden Rückganges. Arbitrageverkäufe 


dagegen wirken wie jedes andere Angebot preisdrückend oder zum 


mindeſten als Hemmung einer Preisſteigerung. 


1. Die Arbitragekoſten 


Die Arbitragekoſten ſetzen ſich aus mehreren Einzelpoſten zu- 


ſammen. Insbeſondere kommen in Betracht: 
1. Ein Anteil an den Geſamtkoſten des Betriebes der Ab- 
ſchließenden; | 
2. Depeſchen⸗, Telephon⸗ und Portokosten; 
3. Gebühren, Proviſionen, Kommiſſionen, die an Vermittler des 
eigenen oder fremden Marktes zu zahlen ſind; 
4. Stempelkoſten; 
5. Verſicherung für die Transportzeit; 
6. eine Riſikoprämie für den Fall des Fehlſchlags und von 
Verluſten; 
7, ſchließlich eine Gewinnrate für den Arbitrageur. 


Alle Einzelpoſten vereinigt, ergeben die Geſamtkoſten, und dieſe 
ſind maßgebend für die Durchführbarkeit einer Arbitrage. Sie können 
aber in ihrer Höhe bei dem einzelnen Arbitrageur ſehr verſchieden ſein, 
manche laſſen ſich zum Teil ganz vermeiden, andere ſchwer in ihrer 
Höhe beeinfluſſen. Je geringer die Geſamtkoſten ſind, 
deſto kleiner braucht die Preisdifferenz zwiſchen zwei 
Märkten zu ſein, um ſchon Arbitragegeſchäfte zu er— 
lauben. Die Ausſicht auf Gewinn iſt für den Arbi- 
trageur am größten, der es verſteht, mit den geringſten 
Geſamtkoſten zu arbeiten. Im allgemeinen ſinken die Koſten 
mit der Zahl und dem Umfang der Geſchäfte. Arbitrageure, die 
ihre Einrichtungen auch für andere Geſchäfte mitverwerten können, 
vermögen in der Regel billiger zu arbeiten als ſolche, die aus— 
ſchließlich Arbitrage treiben. Das begünſtigt die Großbanken im 

Gegenſatz zum berufsmäßigen Spezialiſten, denn erſtere beſitzen be— 
ſitzen bereits für ihren Zahlungsmittelhandel alle Einrichtungen, die 
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auch zur Arbitrage nötig find, wie eine gut organisierte Deviſen⸗ 
abteilung, ein Netz von Auslandskorreſpondenten oder gar eigene 


Auslandsniederlaſſungen, eigene Börſenvertreter an verſchiedenen 
. Börfen u. a. m. Ein weiterer Vorteil entſpringt für die Banken 


aus ihrer Beteiligung am Zahlungsmittelhandel; ſie ſind in der 
Lage, auf Grund ihrer zentralen Stellung, der Käufe und Verkäufe 


mit den Handeltreibenden und dem Publikum in großem Umfange 


Ausgleichsarbitragen zu treiben, während der reine Arbitrageur, der 
ja nichts auszugleichen hat, nur Differenzarbitragen, die wie noch 
nachgewieſen wird, mit höheren Koſten belaſtet ſind, tätigen kann. 

Im einzelnen iſt zu den vorſtehenden Koſtenteilen zu bemerken: 


Der Anteil an den Geſamtkoſten des Betriebes iſt von deſſen 


Organiſation abhängig. Iſt ſie zweckmäßig und ſparſam, wird Zeit 
und Arbeitskraft ſyſtematiſch ausgenutzt, jo mindern ſich die Koften. 
Depeſchen«, Telephon⸗ und Portokoſten entſtehen aus dem 


Austauſch der Kurſe mit den ausländiſchen Plätzen. Die erſteren 


kommen bei weiteren Entfernungen allein in Betracht und können, 
da für ſchnellſte Beförderung oft Sonderzuſchläge bezahlt werden, 
recht belaſtend wirken. Die Einzelgeſchäfte treffen ſie um ſo geringer, 


je größer deren Zahl und je höher ihr Betrag iſt. Vermittler⸗ 
koſten am fremden und eigenen Platze laſſen ſich oft durch die Be⸗ 
tätigung eigener Angeſtellter oder der von Korreſpondenten, auch 


durch Abſchlüſſe ohne Makler außerhalb der Börſen oder im freien 


Markt ganz vermeiden. Soweit Angeſtellte den Abſchluß nebenher 
mitbeſorgen, tritt auch keine weſentliche Erhöhung der eigenen Koſten 


dafür ein. Stempelkoſten treffen alle Parteien gleichmäßig, ſie 
laſſen ſich aber oft durch die Wahl ſtempelfreier Zahlungsmittel, 
zum Beiſpiel der Auszahlung, Buchumſchreibung an Stelle von 
Wechſeln oder Schecks, ausſchalten. Letztere wieder ſind in der Regel 
weniger belaſtet als erſtere, die meiſtens einem Wertſtempel unterliegen. 
Verſicherungskoſten laſſen ſich bei großen Umſätzen durch feſte 
Verträge mit Verſicherungsgeſellſchaften etwas ermäßigen, vielfach 
aber durch Vermeidung der Verſendung unerſetzbarer Wertſtücke ganz 
ausſchalten. Die Verluſtgefahr wird bei der Arbitrage um ſo 


f kleiner, je ſorgfältiger die Auswahl, der Korreſpondenten erfolgt, 


das begünſtigt wieder die großen, kreditfähigſten Banken. Der 
Unterne hmergewinn des Arbitrageurs wird ſchließlich um ſo 


größer fein müſſen, je weniger Geſchäfte er abſchließt und je mehr 


er ſich allein auf die Arbitrage beſchränkt. Damit ſind wieder die 
Großbanken und Bankiers im Vorteil, insbeſondere auch, weil ſie 
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bei ihren Ausgleichsarbitragen noch einen Handelsgewinn aus dem 

Abſchluß mit dem Kunden erzielen. Im allgemeinen ſind die Koſten 
von Geſchäftsabſchlüſſen im eigenen Markt ſehr erheblich geringer 
als der in fremden Märkten. 


2. Die Zahl der Geſchäfte bei den einzelnen Arbitragearten 


Wenn wir feſtſtellten, daß die Arbitrage durch den Ab— 
ſchluß von Geſchäften auf den Wechſelpreis einwirkt, ſo 
iſt es von Bedeutung, zu unterſuchen, wie viele folder Ge— 
ſchäfte bei der einzelnen Arbitrageart nötig ſind. Da 
jedes Einzelgeſchäft ungefähr die gleiche Wirkung äußert, ſo läßt 
ſich nach der ermittelten Zahl die Geſamtwirkung beurteilen. 

Nur ein Geſchäft bedingt die Durchführung direkter Aus⸗ 
gleichsarbitragen in direkten Zahlungsmitteln. Man zieht ein Aus⸗ 
landsguthaben durch Verkauf von Wechſeln oder Schecks in Aus⸗ 
landswährung am eigenen Platze oder durch Kauf von ſolchen in 
Inlandswährung am Gegenplatze ein. Eine Auslandsſchuld wird 
durch Kauf im Inlande oder durch Verkauf im Gegenlande aus⸗ 
geglichen. | 

Zwei Geſchäftsabſchlüſſe ſind nötig bei: 

1. direkter Ausgleichsarbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln, 

2. indirekter Ausgleichsarbitrage mit direkten Zahlungsmitteln, 

3. direkter Differenzarbitrage mit direkten Zahlungsmitteln. 


Im Falle eins kauft der Inlandsſchuldner im eigenen Markt 


Zahlungsmittel auf ein drittes Land und ſendet ſie nach dem Gläubiger⸗ 
land, wo ſie verkauft werden. Ein Inlandsgläubiger kann um⸗ 
gekehrt Wechſel oder Schecks auf ein drittes Land, die er von ſeinem 
Schuldner, der ſie in ſeinem Markte kaufte, ul im eigenen Markt 
verkaufen. 

Im zweiten Falle kauft der Inlandsſchuldner im eigenen Markt 
Zahlungsmittel auf ein drittes Land, in dieſem dafür ſolche auf 
ſein Gläubigerland. Der Inlandsgläubiger verkauft Zahlungsmittel 
auf ein drittes Land und der dortige Vermittler dafür ſolche auf 
das Gegenland. 

Beim dritten Falle kauft der Differenzarbitrageur im eigenen 
Markte Zahlungsmittel auf das Gegenland und weiſt ſeinen dortigen 
Mitarbeiter an, dafür im Gegenmarkt Zahlungsmittel auf das In⸗ 
land zu kaufen. Umgekehrt können auch beide Parteien in ihren 
Märkten verkaufen. 


"Ai. Ti. mm. Te 


1 


225 | | Arbitrage und Wechſelkurſe g 3 225 


N 
Drei eindelgeſcafte werden in holgaden zwei Fällen 
nötig: 


mitteln, 
2. bei direkter Differenzarbitrage mit indirekten Saßfungsmitteln | 


Im erſten Falle kauft der Inlandsſchuldner im Inlandsmarkte 
Zahlungsmittel auf ein drittes Land; erwirbt dort dafür andere 
auf ein weiteres Land und läßt letztere zum Ausgleich der Schuld 
im Gläubigerlande verkaufen. Im zweiten Falle kauft ein Differenz, 
arbitrageur in ſeinem Markte Zahlungsmittel auf ein drittes 
Land, die der Partner im Gegenland verkauft. Für den Erlös 
kauft letzterer dann an ſeinem ur direkte eee auf das 
Ausgangsland. 


Vier Einzelgeſchäfte ſind nötig bei: | 
Indirekter Differenzarbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln. 


Dann kauft der Inlandsarbitrageur im eigenen Markte Zahlungs⸗ 


mittel auf ein drittes Land, läßt ſie an einem anderen Orte ver⸗ 
kaufen und erwirbt dort dafür ſolche auf das Gegenland. Für den 


Erlös erwirbt der Partner im . direkte Zablungsnitte 8 
N cf das Ausgangsland. 


| | Der Arbitrageweg könnte noch weſentlich verlängert 1 1 11 


| indem man erſt über mehrere Mittelsplätze zum Gegenplatz gelangt 


oder bei indirekter Arbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln beide 
Abſchlüſſe, die zum Gegenplatz führen, in indirekten Zahlungsmitteln 


tätigt, alſo ein Geſchäft mehr zur Durchführung benötigt. Bei der 


Differenzarbitrage wäre es möglich, das Gegengefchäft, anſtatt es 
direkt abzuwickeln, ebenfalls indirekt durchzuführen und ſo die Zahl 
der Einzelabſchlüſſe um weitere zu vermehren. Ferner iſt zu vor⸗ 
ſtehenden Beiſpielen zu bemerken, daß ſie die Austauſchbarkeit zwi⸗ 


ſchen Kauf oder Verkauf am eigenen Platze ( Rimeſſe bzw. Tratte) | 


mit Verkauf oder Kauf am va Platze ae ee bzw. Rimeſſe 
nicht berückſichtigen. er 
Obgleich wir min den Satz aufſtellten, daß die Arbitrage durch 


den Abſchluß jedes Geſchäftes auf die Marktlage wirkt, ſo darf man 


daraus doch nicht den Schluß ziehen, daß in der Praxis die Formen 
vorherrſchen, welche die, meiſten Einzelgeſchäfte nötig machen, 


denn wenn auch ſicher iſt, daß ſie am ſtärkſten wirken, weil ſie 
Schmollers Jahrbuch XLIII I. un | : 15 j 


| 


1. bei indirekter Ausgleicsarbitiage mit indirekten Zahlungs 


n 
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| mehrere Abſchlüſse veranlaffen, fo läßt fie ein gewichtiger Faktor, 
die Koſten, erſt zur Entſtehung kommen, wenn die einfacheren 


Arbitrageformen nicht genügen, um den Preisausgleich herbeizuführen. 


Das iſt durch den Umſtand begründet, daß jedes Einzelgeſchäft 


Koſten verurſacht. Bei einer gegebenen Preisdifferenz zwiſchen 


zwei Märkten mag es alſo lohnend ſein, direkte Ausgleichsarbitragen 
in direkten Zahlungsmitteln, die nur ein Einzelgeſchäft erfordern, 
durchzuführen; es kann aber ſchon unmöglich werden, Arbitragen 


mit zwei Einzelgeſchäften vorzunehmen, weil deren Koſten höher ſind 
als die Preisdifferenz. Da die Preisdifferenz von dem Drucke ab— 
hängt, den einſeitiges Angebot oder einſeitige Nachfrage ausüben, 


ſo wird ſie auch, wenn die Einſeitigkeit ſtark genug iſt und nicht 


genügend Ausgleichsarbitragen einfachſter Art möglich ſind, ſo weit 


anwachſen müſſen, bis ſie mindeſtens die Arbitragekoſten für die 
nächſtſtehenden Formen, welche zwei Einzelgeſchäfte bedingen, deckt. 
Erſt deren Eingreifen wird dann zum Ausgleich, zur Hemmung 


weiterer Ausdehnung der Preisdifferenz führen. Deshalb werden 


auch die drei Arbitrageformen mit zwei Einzelgeſchäften: Direkte 
Ausgleichsarbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln, indirekte Aus— 


gleichsarbftrage mit direkten Zahlungsmitteln und direkte Differenz⸗ 
arbitrage mit direkten Zahlungsmitteln zumeiſt genügen, um die 


Kurſe zu regeln. Allenfalls mag daneben noch die direkte Differenz⸗ 
arbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln und drei Einzelgeſchäften 


in Betracht kommen, denn dieſe Differenzarbitrage iſt in bezug auf 
die Koſten etwas günſtiger geſtellt als die indirekte Ausgleichsarbitrage 
mit indirekten Ausgleichsmitteln, welche ebenfalls drei Einzelgeſchäfte 


nötig macht, weil bei letzterer eines an einem dritten Platze durch 


einen weiteren Vermittler abgeſchloſſen wird, während bei der erſteren 
alle drei an den Plätzen der beiden Partner getätigt werden. 
Damit iſt ein neuer Geſichtspunkt zur Beurteilung der Koſten— 
frage gewonnen. Die Koſten fand im allgemeinen geringer, 
wenn die Abſchlüſſe am eigenen Platze ſtattfinden, 


als beim Abſchluß an fremden Plätzen, weil dann die 


Arbitrageure ſelbſt oder durch eigene Angeſtellte viel billiger arbeiten 
können, als wenn ſie ſich an einem dritten Platze der Vermittlung 
eines Unbeteiligten bedienen müſſen. Außerdem vermeidet der Ab- 


ſchluß am eigenen Platze Depeſchen⸗, Telephon⸗, Porto- und Trans⸗ 
portkoſten, auch iſt das Riſiko aus der Gefahr des Verſagens der 


Gegenpartei in der Regel beſſer zu beurteilen, und man vermag es 
deshalb erheblich herabzumindern. Da die Deviſenbanken nun ſämtlich 
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ein Netz von Korreſpondenten an allen wichtigen Auslandsplätzen 2 


befigen, alſo gewiſſermaßen immer an eigenen Plätzen durch eigene 
Partner abſchließen, ſind ſie den Außenſtehenden, insbeſondere den 
Importeuren und Exporteuren gegenüber, hinſichtlich der Durch⸗ 
führung von Arbitragen, dauernd im Vorteil, ſo daß ſich zwanglos 
erklärt, warum ſie es faſt ausſchließlich ſind, die ſolche Geſchäfte 


durchführen. 


Wenn bisher unterſucht wurde, wie die Arbitrage durch Sen 
Abſchluß von Geſchäften Angebot und Nachfrage beeinflußt, ſo iſt 
dem noch hinzuzufügen, daß fie auch negativ, durch Nidt- 
abſchluß von Geſchäften, einwirken kann, d. h. ſie vermag 


durch Ablenkung von Geſchäftsabſchlüſſen aus einem zum anderen 
Markt nicht nur den zu beeinfluſſen, wo die Geſchäfte ſchließlich ge⸗ 


tätigt werden, ſondern ſie ändert auch das Verhältnis von Angebot 
und Nachfrage und damit die Preiſe in dem anderen, dem ſie Ge⸗ 


5 ſchäft entzieht. 


3. Die Regelung der Gegenmärkte und Gegenkurſe durch die 
Arbitrage | 

Wir wiſſen, daß Angebot und Nachfrage in den Gegenländern | 

und Gegenmärkten, wie fie aus der Zahlungsbilanz herauswachſen, 
voneinander abweichen können. Das iſt der Fall, weil die Ab⸗ 
machungen zwiſchen Einzelſchuldnern und Gläubigern zweier. Länder, 
wie ſchon gezeigt wurde, den geſamten Zahlungsumſatz zwiſchen dieſen 


Ländern ſehr ungleich verteilen können. Der extremſte Fall läge vor, 


wenn zwei Länder im gegenſeitigen Verkehr nur Holguthaben oder 
Bringſchulden vereinbaren würden. Der letztere iſt nicht von 
praktiſcher Bedeutung, wohl aber darf man annehmen, daß im euro⸗ 
päiſchen Handel das durch Wechſel (Tratte) einzuziehende Holgut⸗ 


haben vorwiegt. Nehmen wir an, alle Auslandsguthaben ſeien durch 
Wechſel einzuziehen und das Gegenland handele gleichartig, ziehe 
- alfo die Schulden des Inlandes ebenfalls durch Wechſel ein; dann 
würde in jedem der Gegenmärkte zunächſt nur Angebot auftreten, 
nämlich das ſeitens der Inhaber von Inkaſſowechſeln. Einſeitiges 


Angebot aber müßte die Preiſe an beiden Plätzen ſehr ſtark nach 
unten drücken, wenn nicht ſchon eine geringe Preisänderung die 


Arbitrage auf den Plan riefe. 


Ein Beiſpiel ſoll das veranſchaulichen. Angenommen, die Kurſe 
zweier Plätze aufeinander ſtehen auf Pari. Das Land 4 notierte 


geſtern iu B ID) ebenſo das Land B auf A. Am heutigen Börſen⸗ 
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tage erſcheinen auf n Markte A 10 Millionen Wechſel auf B und 
im Markte B ebenfalls 10 Millionen auf A. Nachfrage aus Handels: 


oder anderen Kreiſen kann nicht vorhanden ſein, da alle Schuldner 


die Wechſel ihrer Auslandsgläubiger in Inlandswährung zahlen, 

alſo keinen Anlaß haben, ſich ausländiſche Zahlungsmittel zu ver— 

ſchaffen. Schematiſch . ergibt ſich folgendes Bild: 

Wechſel auf B 8 
f B . 

ehe auf. Angebot 10 Mill. in B 


Wie kann die Arbitrage einen Ausgleich der Marktlage und 


damit der Preiſe herſtellen? Zunächſt iſt zu fragen, welche Arten 
der Preisarbitrage hier in Betracht kommen? und dazu 
iſt zu bemerken, daß alle, auch die komplizierteſten, mitwirken können, 


weil jede Preisarbitrage in der Lage iſt, übermäßiges Angebot zu 
niedrigen Preiſen aufzunehmen oder übermäßige Nachfrage zu hohen 
Preiſen zu befriedigen, indeſſen ſollen hier nur die einfachſten und 
deshalb wirkſamſten Formen der direkten Arbitrage in direkten 


Zahlungsmitteln unterſucht werden. Auf die anderen iſt im nächſten | 


Abſchnitt zurückzukommen. Es handelt ſich alſo einerſeits um die 
direkte Ausgleichsarbitrage mit direkten Zahlungsmitteln und die 
direkte Differenzarbitrage gleicher Art, die beide infolge ihrer 
Gebundenheit an den direkten Verkehr zwiſchen zwei 
Plätzen nur Gegenkurſe, nicht aber die ſpäter zu be— 


handelnden Dreieckkurſe oder indirekten Paritäten zu 


regeln vermögen. 

Nehmen wir nun, um mit runden Zahlen zu rechnen, an, die 
einſeitige Marktlage würde in beiden Ländern den Wechſelkurs von 
100 auf 80 herabdrücken, das bedeutete, man zahlt im Lande A für 
100 Einheiten B80 A-Einheiten und im Lande B für 100 Einheiten A 
80 Einheiten B. Im Lande A verhält ſich die Inlandswährung 
zu der des Gegenlandes wie 80: 100 oder 100: 125 und im Lande 
B ebenſo. 

Bei ſolcher Prelslage hätte die direkte Ausgleichsarbitrage in 


direkten Zahlungsmitteln ein reiches Betätigungsfeld. Man bezeichnet 


ſie auch in der Literatur, ihrer Arbeitsweiſe nach, als die Wahl 
zwiſchen Rimeſſe und Tratte, denn in vorſtehendem Beiſpiele 
würde der Ausgleichsarbitrageur das an beiden Plätzen einſeitige 
Angebot von Tratten dadurch ausgleichen, daß er, anſtatt Tratten 
im Inlande zu verkaufen, ſeinen Schuldner im Gegenlande be— 


Angebot 6 Mill. auf B 
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auftragte, im Gegenmarkte für den geſchuldeten Betrag Wechſel zu 
kaufen und zum Inkaſſo an ihn zu ſenden, zu remittieren. Aus⸗ 
gleichsarbitrageure könnten die Kaufleute und andere direkt an den 
internationalen Schuldverhältniſſen Beteiligten ſelbſt ſein. In der 
Praxis jedoch pflegt meiſt auch dieſe Aufgabe den Deviſenbanken, 
welche die von Minute zu Minute wechſelnde Marktlage beſſer zu 
beobachten vermögen und mit ſehr geringem Nutzen zufrieden ſind, 
übertragen zu werden. Der Ausgleich durch Deviſenbanken führt 
auch zur direkten Differenzarbitrage in direkten Zahlungsmitteln. 
Im erſten Falle, der Ausgleichsarbitrage, würden die Inlands⸗ 
gläubiger angeſichts der Unterbewertung ihrer Tratten auf das Land 
B mit nur 80 für 100 B⸗Einheiten bei Erreichung eines ſolchen 
Kurſes einen Teil der Guthaben auf B vom Verkauf zurückhalten 


und dafür an ihre Schuldner in B den Auftrag erteilen, dort für - 
den Schuldbetrag Wechſel auf A zu dem billigen Kurſe von 80 zu 


kaufen. Damit wären die Gegenmärkte dem Ausgleich nahe gebracht. 
Wenn man annimmt, daß A von dem urſprünglichen Angebot in 


ſeinem Markt etwa 4 Millionen in Nachfrage im Gegenmarkt ver⸗ 
wandelt und B ebenſo verfährt, wäre die neue Marktlage wie folgt: 


am ar, Angebot 6 Mill. auf A 
Nachfrage 4 Mill. auf B + Guthaben B bei a. Na,gchfrage 4 Mill. auf A 

Der Anreiz zur Ausgleichsarbitrage und damit zur Annäherung 
beider Märkte an den Ausgleich liegt in der Preisgeſtaltung beider 
Märkte. Wenn für Guthaben des Landes A in B nur 80 bezahlt 
wird und die Koſten der Ausgleichsarbitrage, d. h. der Mehraufwand 


für den Kauf im Gegenland (Rimeſſe) gegenüber dem Verkauf im 
eigenen Markt, wie wir zunächſt annehmen wollen, etwa 10 beträgt, 


würde ſich die vergleichende Rechnung der Gläubiger in A oder in 
B für die beiden Wege folgendermaßen geſtalten: 
ii Verkauf im eigenen Markt: | 3 
Erlös für 100 Einheiten Guthaben im n Gegenland 80,— Inlandseinheiten = 
2. Kauf im Gegenmarkt: 
Für 100 Einheiten Guthaben im 8 5 erhält 


man dort durch Kaunß 125,— Inlandseinheiten 
abzüglich Mehrkoſten. 7E 10.— a 
alſo Reinerlös 8 % 1 N al Ar A ie re 115,— Inianbseinheiten 


Wer würde angeſichts ſolcher Verhältniſſe noch im unklaren ſein, 
wie er handeln müſſe? Lägen die Märkte jemals ſo, dann würden 


0 


. 
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alle Gläubiger im Lande A und im Lande B den Vorteil wahr— 
nehmen wollen und ſämtlich, anſtatt im eigenen Markte zu verkaufen, 
Auftrag erteilen, im Gegenmarkte zu kaufen. Das aber würde dem 
Preiſe, von dem wir ausgingen, jede Grundlage nehmen, denn dann 
träte plötzlich in A ſowohl als in B nur noch Nachfrage auf. Damit 
müßten die Preiſe in ein entgegengeſetztes Extrem ausſchlagen. 

| In Wirklichkeit wäre der Verlauf ein anderer. Die erſten, 
welche von der ſchiefen Marktlage erführen, würden ſofort, und zwar 
auf telegraphiſchem oder telephoniſchem Wege den Vorteil wahrzu— 
nehmen ſuchen und erheblichen Gewinn erzielen. Andere folgen, doch 


ſind ihre Ausſichten ſchon geringer, weil die Abſchlüſſe der erſten 


Auftraggeber nicht ohne Einfluß auf den Preis bleiben konnten. 
Im Lande A wie auch B mindert ſich das Angebot, mehrt ſich die 
Nachfrage; alſo ſteigen beiderſeits die Preiſe, etwa auf 90. Auch 
dann noch iſt es vorteilhaft, an Stelle der Tratte die Rimeſſe zu 
wählen, denn man erzielt im Inlande für 100 Einheiten des Gegen— 
landes 90; dagegen durch Kauf von Inlandseinheiten im Gegenlande 
lande für 90 Einheiten des Gegenlandes 100 Inlandseinheiten, alſo 
für 100 Einheiten erſter Art 111,11 Inlandseinheiten, ſo daß die 
Differenz = 21,11, abzüglich Arbitragekoſten 10, —, immer noch 
11,11 Inlandseinheiten Nutzen läßt. 

| Die weitere Betätigung der Arbitrageure wird indeſſen die Preiſe 
nochmals ſteigern, ſie würden wahrſcheinlich in A wie in B 100 
erreichen, wenn die Gläubiger in A und in B je die Hälfte ihrer 
Forderungen auf das Gegenland als Käufer im Gegenmarkt auf— 
treten ließen. Dann wären nämlich die beiden Märkte vollkommen 


ausgeglichen. In jedem ſtänden ſich 5 Millionen Angebot und 
5 Millionen Nachfrage gegenüber. Ja, wenn die Mehrzahl der Gut⸗ 


haben im Gegenmarkt als Nachfrage auftreten würde, könnten die 
Preiſe an beiden Plätzen auf 110, 120 oder noch höher ſteigen. Daß 
es nicht geſchieht, bedingt die wirtſchaftliche Überlegung der Arbi— 
trageure, die doch nur dann aus dem bequemeren Inlandsmarkt auf 
den Gegenmarkt abwandern, wo fie auch erhöhte Koſten aufwenden 
müſſen, wenn der erzielte. Vorteil größer iſt als die 
Arbitragekoſten. 

So würde in dem vorſtehenden Beiſpiel die Geneigtheit zu 


Arbitragen immer geringer werden, je mehr ſich die Kursdifferenz 


ausgleicht, je näher ſie den Arbitragekoſten kommt. Da 
die letzteren aber nicht für alle Beteiligten, aus ſchon erörterten 
Gründen, gleich zu ſein pflegen, ſondern etwa zwiſchen 15 und 5 Ins 
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landseinheiten ſchwanken, würde der Anreiz zur Arbitrage für die⸗ 


jenigen, welche den Höchſtſatz an Koſten aufzuwenden haben, ſchon 5 


ſchwinden, wenn der Kursgewinn auf dieſen Betrag zuſammen⸗ 


ſchrumpft. Andere Arbitrageure dagegen, die mit geringeren Koſten 
arbeiten, vermögen noch einzugreifen. Je mehr ſie es aber tun, deſto 
ſtärker wird die Annäherung beider Kurſe an die Parität, N 
weniger Arbitrageure können noch mit Nutzen arbeiten. 

Indeſſen wird die Abweichung der Gegenkurſe voneinander nur 


dann bis auf die Arbitragekoſten des am billigſten arbeitenden Arbi⸗ 


trageurs herabgedrückt, wenn dieſer in der Lage iſt, Geſchäfte von 
genügendem Umfange durchzuführen, um die Märkte auszugleichen. 
Da das in der Regel nicht der Fall iſt, können die Gegenkurſe in 
unſerem Beiſpiel nur auf dem Stande zur Ruhe kommen, der 
zmwiſchen ihnen eine Abweichung beſtehen läßt, die groß genug iſt, 
um auch weitere Arbitrageure mit Nutzen arbeiten zu laſſen, und 
zwar wird die Grenze durch die Koſten des letzten zum 
Ausgleich der Märkte benötigten Arbitrageurs be⸗ 

dingt. 
Wie die Ausgleichsarbitrage wirkt auch die direkte Differenz— 


arbitrage mit direkten Zahlungsmitteln. In unſerem 


Beiſpiele würde die Preisdifferenz zahlreiche Banken veranlaſſen, im 


Inlande Wechſel auf das Gegenland zu 80 zu kaufen, im bezogenen 5 


Lande einzufaffieren und dort für den Erlös Wechſel auf das Inland 
zu erwerben. Sie erzielten dann für die urſprünglichen 80 Inlands⸗ 


einheiten deren 125. Die Käufe in beiden Märkten würden indeſſen 


auch hier die Preisdifferenzen ſehr bald erheblich mindern, und 
zwar ebenfalls bis auf einen Punkt, der ſie gerade groß genug ſein 
läßt, um genügend Ausgleichsgeſchäfte herbeizuführen. 

Man kann übrigens im Zweifel ſein, ob die Tätigkeit der Banken 


als Ausgleichs⸗ oder Differenzarbitrage zu bezeichnen iſt, wenigſtens 


dann, wenn ſie den Kauf im Inlande mit den urſprünglichen 
Gläubigern abſchließen, denn er kann dann gls Inkaſſovermittlung 
angeſehen werden und verurſacht den Banken jedenfalls keine Koſten, 
ſondern bringt ihnen einen Gewinn, ſo daß nur ein Geſchäft im 
Gegenlande Arbitragekoſten verurſacht. Man muß den Fall als 


Ausgleichsarbitrage der Banken anſehen, wenn ihr Beſitz von Tratten 


als gegeben angenommen wird und ſie vor der Wahl ſtehen, wie ſie 
dieſe Auslandsguthaben einziehen wollen. Anderſeits ſind ſolche Ge⸗ 
ſchäfte, bei denen Banken im Austauſch untereinander auch beim 


Kauf Koſten aufwenden, ausgeſprochene Differenzarbitragen, die trotz 
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der Koſten für zwei Geſchäfte nur deshalb mit den Ausgleichs- 
arbitragen konkurrieren können, weil ſie in größten abgerundeten Be— 
trägen unter günſtigſten Bedingungen abgeſchloſſen werden. 

Hier iſt nun noch an Hand des vorſtehenden groben Beiſpiels 
auf den Einfluß im Gegenland erzielter Arbitrage— 
gewinne auf die Zahlungsbilanz hinzuweiſen. Nehmen 
wir an, daß ſich bei einem Angebot von je 10 Millionen im Markte 
A wie B, angeſichts der zur Arbitrage reizenden beiderſeitigen Kurſe 
von etwa 80, ſämtliche Gläubiger im Lande A entſchlöſſen, ihr Gut— 
haben bei B nicht durch den ungünſtigen Verkauf von Tratten im 

Markte A zu 80, ſondern durch Kauf von Wechſeln auf A im 
Markte B einzuziehen. Dann ſtünden plötzlich in B dem Angebot 

von 10 Millionen A-Währung zu einem Kurſe von 80, alſo 

8. Millionen in B- Währung, eine Nachfrage in dieſem Gelde (8) von 

10 Millionen gegenüber. Für 10 Millionen B Währung, dem Betrag 
der dortigen Schuld, kann man aber zum Kurſe von 80 insgeſamt 

12,5 Millionen A- Währungswechſel erwerben, und damit haben die 

Arbitragegewinne die Zahlungsbilanz von B weſentlich verſchoben, 
denn in deſſen Markt ſtehen ſich nunmehr ein Angebot von 10 Millionen 
und eine Nachfrage von 12½ Millionen in A-Währung gegenüber, 


was ſicherlich zu einer Hebung der dortigen Preiſe führen muß. 


Steigen dieſe aber, ſo mindert ſich auch der Arbitragegewinn, von 
dem übrigens die im Auslande aufgewandten Arbitragekoſten in jedem 
Falle abzuſetzen ſind, da ſie als neue Schuld des Platzes A an B 
ſofort in die Zahlungsbilanz eintreten, ſoweit ſie nicht befriſtet ſind. 
Dieſe neuen Teile der Zahlungsbilanz, Arbitragegewinne und 
Arbitragekoſten, ſind indeſſen von nebenſächlicher Bedeutung, weil die 


erſteren praktiſch ſelten eine Promille überſchreiten und auch noch - 


durch die Koſten zum Teil in ihrer Wirkſamkeit aufgehoben werden, 


ſo daß fie bei Betrachtung der Zahlungsbilanz ohne Schaden un- 


erwähnt bleiben können. | 

Das Beiſpiel der. Marktbildung, von dem wir ausgingen, kenn⸗ 
zeichnet nur eine der verſchiedenen Möglichkeiten, über die in einem 
früheren Abſchnitt berichtet wurde. Es zeigte einſeitiges An- 
gebot in beiden Märkten. Das Gegenbeiſpiel würde ein⸗ 
ſeitige Nachfrage auf beiden Seiten aufweiſen, EM 


in A in B 


Nachfrage 10 Millionen B Nachfrage 10 Millionen 4 
zur Deckung der Bringſchulden an B. zur Deckung der Bringſchulden an A. 


5 233] u Arbitrage und Wesfettufe - | 233. 


' 
Im 


2 


Das Ergebnis ſolcher Marktlage müßte bedderſeltiges Steigen | 


des Kurſes fein. Überſchreitet die Abweichung die rechneriſche Parität 
des Gegenplatzes um mehr als die Arbitragekoſten, ſo ſetzen Arbi⸗ 
tragen ein. Schuldner des Platzes A beauftragen ihre Gläubiger 
in B, den Schuldbetrag durch Verkauf von Tratten im dortigen 
Markte einzuziehen. Ebenſo handeln Schuldner in B. Schließlich 


wirkt auch die Differenzarbitrage durch Verkauf in A und B. Alles 
wirkt auf beiderſeitige Senkung der Kurſe, bis ſie ſich der Parität 
des Gegenplatzes ſo weit genähert haben, daß gerade noch die Arbitrage⸗ 
koſten der zum Ausgleich unentbehrlichen Arbitrageure gedeckt werden. 
Schließlich kann die Marktgeſtaltung, wie zumeiſt in der Praxis, 
auch an beiden Plätzen Angebot und Nachfrage aufweiſen, doch jo, 
daß beiderſeits unausgeglichene Reſte beſtehen bleiben. Zwei Fälle 
wirken genau wie die vorbeſprochenen, wenn nämlich in A wie in B 
entweder das Angebot oder die Nachfrage überwiegt. Dann 


ſenkt oder hebt der beiberfeitige gleichartige Überſchuß die Kurſe an 


u beiden Plätzen und die Arbitrage beſorgt den Ausgleich, bindet die 


Kurſe an die Paritäten, und zwar ſo, daß bei beiderſeitiger Tendenz 
zur Kursſenkung die Preiſe an beiden Plätzen um die Arbitragekoſten 


unter der rechneriſchen Parität des Gegenplatzes und im entgegen⸗ 

geſetzten Falle ebenſoviel über der rechneriſchen Parität des Gegen⸗ 
plwatzes (berechnet aus 100: Inlandskurs & 100) liegen. Sie müſſen 
dort liegen, weil bei anderem Stande entweder die Arbitrage keinen 


Lohn, alſo keinen Anlaß zum Ausgleich hat, oder weil ſie bei größerer 
Abweichung von der Parität übermäßig ſtark eingreift und ers 


eine natürliche Reaktion berbeiführt. 


Anders iſt die Sachlage, wenn in einem Markte A das Angebot 


aum 5 Millionen, im anderen B die Nachfrage um ebenſoviel über- 


wiegt, dann hat im erſten der Kurs die Tendenz zu ſinken, im 
zweiten zu ſteigen und muß um die Arbitragekoſten über die rechneriſche 


Kursparität des Gegenplatzes herausgedrückt werden, ehe der Arbi⸗ 


trageur Anlaß zu Geſchäften findet. Nimmt man an, im Platze A 


mit überwiegendem Angebot ſinke der Kurs auf 90, während er in B 


infolge Überſchießens der Nachfrage auf 125 ſteige. Die Arbitragekoſten 
betragen 10 und die rechneriſche Kursparität für A in Währung B 
iſt 111,11 & 10 000: 90). Dann wird in A ein Teil der Nachfrage 


von B als Angebot auftreten, weil die dortigen Schuldner angeſichts 


der Preislage ihren Gläubigern in A die Anweiſung erteilen, ihre | 


Guthaben durch Verkauf von Tratten auf B in A einzuziehen. Der 
Schuldner in B zahlt dann für 10 000 Schuld in A 11 111,11 Ein⸗ 


1 


2340 8. Sant 2234 


u beiten B plus Arbitragekoſten 1000 — 12 111,11, während er bei 


Kauf in B 12 500 zu zahlen hätte. Die Marktverſchiebung ver⸗ 
urſacht nun ſofort Preisveränderungen; er ſinkt in A, weil das An— 


gebot vermehrt iſt, und ſinkt in B, weil die Nachfrage zurückging, 


und zwar ſo lange, als die Arbitragen noch lohnend ſind. Hören ſie 
auf, ſo erhält das alte Marktverhältnis die beiderſeitigen Preiſe an 
der Arbitragegrenze, N neue Überſchreitung ſofort weitere Arbitragen 
auslöſt. 

Bisher wurde immer angenommen, die Summe der Schulden 
ſei gleich der Summe der Guthaben zwiſchen zwei Ländern. Dann 
iſt offenſichtlich ein Marktausgleich auf dem Wege der Arbitrage 
möglich, wenn überſchüſſige Nachfrage des einen Platzes in zuſätz— 
liches Angebot des Gegenplatzes und umgekehrt verwandelt wird. 
Wenn man die beiderſeitigen Kurſe miteinander vergleicht, ſo be— 
ſagt eine Überſteigung der rechneriſchen Kursparität 
des Gegenplatzes um die Arbitragekoſten im Inlande, 
daß im Inlande überſchüſſige Nachfrage vorliegt, die 


den Kurs nach oben zieht, bis ein Teil der Schuldner 


es günſtiger findet, anſtatt Rimeſſen zu ſenden, auf 
ſich im Gegenlande traſſieren zu laſſen. Steht der 
Inlandskurs dagegen um die Arbitragekoſten unter 
der rechneriſchen Parität des Gegenkurſes, fo iſt ſicher, 
daß der Inlandsmarkt überſchüſſiges Angebot auf— 
weiſt. Man kann alſo, ähnlich wie bei den Betrach- 
tungen über den Ausgleich durch Gold, beim Ausgleich 
durch Arbitrage von je einem oberen und unteren 
Arbitragepunkte ſprechen, die um die Arbitragekoſten 
über oder unter der Parität des Gegenkurſes liegen 
und die Arbitragegrenzen bilden, deren Überſchrei— 
tung ſolche Geſchäfte möglich macht. 

»Dieſes Geſetz der Arbitragepunkte und Arbitragegrenzen bleibt 
auch in Kraft, wenn die Zahlungsbilanz zwiſchen zwei Ländern nicht 
ausgeglichen iſt, ſondern, wie meiſt in der Praxis, mehr Schulden 
als Guthaben oder umgekehrt aufweiſt. Iſt das der Fall, ſo ver— 
mag natürlich die Gegenarbitrage nicht dieſen Überſchuß auszugleichen, 
das kann nur die Preisgeſtaltung, indem ſie entweder den Rücktritt 
einiger Parteien auf der Überſchußſeite, das Hinzukommen neuer auf 
der kleineren Seite, oder beides veranlaßt. Nehmen wir zum Beiſpiel 
an, das Land A ſchulde an B insgeſamt 30 Millionen und habe gleich— 
zeitig ein Guthaben von 25. Die Schuld tritt mit 20 Millionen als 
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Nachfrage im Markte A mit 10 Millionen als, Angebot im Markte 
B auf, das Guthaben dagegen mit 10 Millionen als Angebot im 
Markte A und mit 15 Millionen als Nachfrage im Markte B auf, 
dann zeigt A Nachfrage 20, Angebot 10 und B Nachfrage 15, An⸗ 
gebot 10. In beiden Märkten überwiegt alſo zunächſt die Nach⸗ 

frage und ſteigert den Kurs, der vorher beiderſeits auf 100 ſtand. 

Iſt die obere Arbitragegrenze erreicht, ſo wandern 5 Millionen der 
Nachfrage in A nach B und treten dort als Angebot auf oder 
5 Millionen der Nachfrage in B nach A, um dort als Angebot zu 


wirken. In jedem Falle gelingt es nicht, die Märkte auszugleichen. 
Immer fehlen 5 Millionen Angebot in A, und deshalb müſſen die 


Preiſe dort immer weiter ſteigen, wobei die Arbitrage dafür ſorgt, 


daß ſie in B durch zufließendes Angebot aus A ebenſo ſtark ſinken, 
bis der veränderte Preis durch Herbeiführung neuen Angebots oder 


Minderung der Nachfrage den Ausgleich herbeiführt. Immer jedoch 


werden die Kurſe in A und B an der oberen Arbitragegrenze 


liegen, weil nur dadurch eine Rückwirkung der Preiſe in A auf die 


In B möglich iſt. Die obere Arbitragegrenze wird es fein, weil in A 


ſowohl als in B zunächſt die Nachfrage überwiegt. Würde dagegen 


in B etwa das Angebot mit 20 überwiegen, ſo ſänken dort die 


Kurſe auf der unteren Arbitragegrenze immer tiefer, bis die Preis⸗ 


wirkung durch Ausſcheiden von Angebot oder Herbeiführung neuer 


Nachfrage das Marktverhältnis ausgleicht oder umſtürzt, etwa in 
B durch Zutritt von 10 Millionen Nachfrage den Kurs auf die 
obere Arbitragegrenze verſchiebt und damit die Möglichkeit gibt, die 
5 Millionen dann überſchießende Nachfrage durch N auf den 
Markt A zu bringen. 

Demnach gilt auch bei nicht durch Arbitrage ausgleichbaren 


Märkten der Satz, daß ein Stand der Kurſe auf oder über 


dem oberen Arbitragepunkt ein Überwiegen der Nach⸗ 
frage in dem betreffenden Markt und Papier, dagegen 
ein Stand auf dem unteren Arbitragepunkt ein Über: 
wiegen des Angebots für Einzelmarkt und Einzel⸗ 


währung bedeutet. Kurſe, die zwiſchen beiden Punkten 


ſtehen, geſtatten keine Arbitragen, alſo keinen Aus⸗ 
gleich. Deshalb können ſie zwiſchen dieſen Punkten auch nur ſelten 
verweilen, denn das ſetzte völligen Ausgleich von Angebot und Nach⸗ 


frage voraus, was nur ſelten eintreffen wird. 


Über die ſchematiſche Entwicklung einiger runder Kurſe, ihrer 


rechneriſchen Paritäten am Gegenplatze und der beiden Arbitrage⸗ 
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grenzen in den f Gegenmärkten bei angenommenen Arbitragekoſten 
von einer Einheit gibt die nachfolgende Tabelle Auskunft. 


Rechneriſche Paritäten Arbitragegrenzen in A| Arbitragegrenzen in B 
Kurſe in A auf B Kurhe in B auf A obere | untere obere | untere 
400 25 401 399 26 | 24 
300 38,3 301 299 34,3 32,3 
250 40 251 249 41 39 
200 50 201 199 51 49 
150 66,6 151 149 67,6 65,6 
133,33 75 134,33 132,33 76 74 
125 0 126 124 81 79 
111,11 90 11211 | 110,11 91 89 
1 100 101 99 100 99 
90 111,11 91 89 112,11 110,11 
80 2 1 79 126 124 
75 133,33 76 74 134,33 132,33 
66,6 1 67,6 65,6 151 14 
50 200 51 49 201 ı 199 
40 250 41 39 251 249 
33,3 300 34,3 32,3 301 299 
25 400 26 401 399 


6 In den beiden im Spalten find die eitletiſchen Paritäten 
der Gegenplätze einander gegenübergeſtellt, die ſich eine aus der 
anderen durch Regeldetri oder Proportion berechnen laſſen. Die 
Spaltenpaare zeigen obere und untere Arbitragegrenzen jedes Platzes 
für jeden der zwei Kurſe, zwiſchen denen ſich der tatſächliche Wechſel— 
kurs, allein unter dem Drucke von Angebot und Nach— 
frage, wie ſie in dem Einzelmarkt aus den Grund— 
poſten der Zahlungsbilanz herauswachſen, frei bewegt. 
Eine der Arbitragegrenzen wird erſt dann erreicht, 
wenn einſeitiges Angebot oder einſeitige Nachfrage 
im Markte dringend nach Arbitrageausgleich mit dem 
Gegenmarkte verlangt. Iſt die Einſeitigkeit der Gegenmärkte 
eine dauernde, ſo muß auch ihr Wechſelkurs dauernd durch den 
inneren Druck der Marktverhältniſſe auf die obere oder untere Ar— 
bitragegrenze gepreßt werden, um einen dauernden Arbitrage⸗ 
ausgleich zu ermöglichen. 

Nun bleibt noch zu fragen, wie hoch denn die Arbitrage— 
koſten in der Praxis zu ſein pflegen. Sie entſprechen 
etwa der durchſchnittlichen Entfernung des Wechſelkurſes von der 


rechneriſchen Parität des Kurſes vom Gegenplatze, wobei aber zu 


beachten iſt, daß die Zufälligkeiten der Marktbildung und Preis⸗ 
ermittlung Einzelzuckungen des Kurſes herbeiführen können, die als 


2377 Arbitrage und Wechſelkurſe f 237 


Sondererſcheinungen nicht maßgebend ſein dürfen. Ebenſo müſſen 
der Berechnung ſolche Kurſe ferngehalten werden, die zu einem Zeit⸗ 


punkt entſtehen, wo innere Ausgeglichenheit des Marktes Arbitragen 
unnötig machte und den Kurs der Arbitragegrenze fernhielt. 


Über die Tatſachen berichten die gründlichen Darſtellungen von 
Schmalenbach und Mahlberg, die, der erſtere den Pfundwechſelkurs, 
der andere den Frankenkurs, daraufhin unterſuchten. Sie haben in 
vorzüglichen graphiſchen Darſtellungen ganz deutlich die enge Bin⸗ 
dung der Gegenkurſe aneinander gezeigt und kommen beide auf eine 
durchſchnittliche Abweichung der Kurſe von der Parität der Gegen⸗ 


kurſe von etwa 1—1 / %o. Dabei zeigt ſich, daß die Kurſe faſt 


immer auf der unteren Arbitragegrenze liegen, daß alſo in Deutſch⸗ 
land das Angehot im Markte überwiegt, was ſich zwanglos aus den 
in normalen Zeiten R Holguthaben in n 


erklärt. 


Indeſſen beſteht Grund zu zweifeln, daß die tatſächlichen Arbi⸗ 


5 tragekoſten wirklich fo hoch find, wie die graphiſche Darſtellung zeigt, 


denn eine Reihe an anderer Stelle erörterter Einzelbedenken ſprechen 
dagegen. Auch Schär? kommt zu anderem Reſultat, denn er be⸗ 
rechnet die Höchſtabweichung, allerdings nur für einen Tag, auf / /o. 
Deshalb darf man auch zweifeln, daß die Kurſe in Deutſchland tat⸗ 
ſächlich ſo vorwiegend auf der unteren Arbitragegrenze verweilen, 
vielmehr ſcheinen die Zufälligkeiten der Marktbildung ſie doch auch 
öfter bis zur oberen zu drücken. Vollkommen ficher iſt nur 
die Bindung der Gegenkurſe aneinander d urch die ehh 
trage bewieſen. | 


- 4. Die Regelung der indirekten Paritäten oder u und 


Herſtellung einer, Geſamtzahlungsbilanz durch die Arbitrage ö 


In dem Abſchnitt über die Marktbildung im Zahlungsmittel 
handel wurde bereits feſtgeſtellt, daß neben der ungleichen Verteilung 


von Schuld und Guthaben auf die Gegenmärkte auch die Ge⸗ 


ſtaltung der Schulden und Guthaben zwiſchen den 
Einzelländern zum Teil ſehr abweichend von der der 


| a ablungsbilanz ſein kann. Es gilt . 


i „Zeitschrift für handelsmiſſenſchaftlihe Forſchung⸗ „ Bd. 1 N 3, 
dazu meine Aufſätze, Bd. 11, S. 93 f. Zur Theorie der Wechſelkurſe, ‚und 
demnächſt erſcheinend: Das Verhältnis der Gegenkurſe. Zeitſchrift für Handels. 


wiſſenſchaft und Handelspraxis. 


2 Schär, Zahlungsbilanz und Diskont. Berlin, S. 54. 
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gegenüber einem Lande zur Deckung von überſchüſſigen Schulden bei 
einem anderen zu verwenden. Das geſchieht durch die Arbitrage. 

Für dieſen Zweck kommen direkte Arbitragen in direkten Zahlungs- 
mitteln nicht in Betracht, wohl aber alle übrigen Preisarbitrage— 
methoden, und zwar einerſeits die direkten Ausgleichs- und Differenz- 
arbitragen in indirekten Zahlungsmitteln, anderſeits alle indirekten 
Arbitragen in direkten und indirekten Zahlungsmitteln. Die beiden 
erſtgenannten werden in der Praxis vorherrſchen, weil ſie, die eine 
zwei, die andere drei Geſchäfte, wenige und ſchnelle Abſchlüſſe, davon 
einen reſpektive zwei im eigenen Markt und vor allem auch nur einen 
Helfer am Gegenplatz, nicht deren . an zwei Plätzen, ſowie weniger 
Transporte nötig machen. 

Betrachten wir nun an einem Beiſpiel die Technik dieſer 
Arbitragewirkung. Vier Länder, die wir als die Geſamt— 
heit der miteinander verkehrenden betrachten, haben an 
einem beſtimmten Tage folgende Poſten in ihrem Zahlungsmittel— 
markt. Dabei ſoll angenommen werden, daß Ausſicht, es werde 
ohne Preisverſchiebung an dem nächſten Tage anders 
ſein, nicht beſteht. Zur Vereinfachung der Rechnung ſei ferner, 
wie ſchon bisher, angenommen, die Währungseinheiten der 
Einzelländer ſeien zunächſt gleichartig, wie es im Verkehr 
der Frankenländer untereinander der Fall iſt. 


Zahlungsmittelmärkte von vier Ländern 


A B Bo | D 
Gut⸗ ..: Gut⸗ ..; 4 Gut⸗ Gut: ..: 
haben bei Schuld haben bei Schuld haben bei Schuld haben bei Schuld 


100 B 600 600 A 100 200 A 200 200 A 400 
200 C 200 200 C 200 200 B 200 200 B 200 
400 D 200 200 D 200 200 DD 200 200 C 200 


700 1000 1000 500 600 600 600 800 


Wie wirken nun bei dieſer Marktlage die einzelnen Arbitrage- 
arten und die Arbitrage im ganzen? 

1. Die direkte Ausgleichsarbitrage mit indirekten 
Zahlungsmitteln würde, wie jede Arbitrage, im Markte ein⸗ 
greiſen, wenn direkte Zahlungsmittel ungünſtiger ſind als andere. 
Betrachten wir die Marktlage im Lande A. Es hat dem Lande B 
gegenüber einen ſtarken Überſchuß von Schulden, gegenüber D einen 
Überſchuß von Guthaben, und mit C gleichen ſich Schuld und Gut- 
haben aus. Wir nehmen bei dieſen Beſprechungen an, die Ge— 


= mi ee 5 hir 
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ſamtheit der Schulden und Guthaben von A trete in 
ſeinem Markte auf, denn wenn es auch zunächſt nicht ſo iſt, 
würde doch die direkte Arbitrage zwiſchen den Gegenplätzen zu einem 
Ausgleich der Gegenmärkte führen. Dann muß im Markt A der 
Kurs in Zahlungsmitteln auf B infolge der ſtark überwiegenden 
Nachfrage ſteigen, der Kurs in Zahlungsmitteln auf D aus entgegen- 
geſetztem Grunde fallen, N nur der au C Ausſicht hat, gleich⸗ 


zubleiben. 


Hat nun jemand in A an B zu zahlen, ſo wird er ſich angeſichts 
des ſtark ſteigenden Kurſes auf B nach anderen, billigeren Zahlungs⸗ 


f wegen umſehen und bemerken, daß Zahlungsmittel auf D die Tendenz 
zeigen zu fallen, weil das Angebot überwiegt. Iſt er gleichzeitig 
über die Marktlage in B unterrichtet, jo weiß er, daß dort Zahlungs: 
mittel auf B zum alten Preis verkauft werden können, weil Gut⸗ 
haben und Schulden zwiſchen B und D fi ausgleichen. Der 


Schuldner Bs in A kauft alſo Zahlungsmittel auf D und ſendet 
ſie nach B zum Verkauf, um dort aus dem Erlös ſeine Schuld an 


B zu decken. 


Das Reſultat iſt ein einfaches: Abſchwächung der Bu 


ſteigerung in A für Zahlungsmittel B, durch Ablenkung eines Teiles 


der Nachfrage aus dem Markt der Zahlungsmittel B auf D. Die 


Ablenkung wird unwirkſam, wenn 200 Einheiten Nachfrage nach 


Zahlungsmitteln B in ſolche auf Zahlungsmittel D umgewandelt 


ſind, denn dann iſt auch das Angebot in den letzteren erſchöpft und 


weitere Nachfrage ſteigert auch den Kurs auf D. | 
2. Der Kurs auf Zahlungsmittel D müßte in A zunächſt finken, 
weil das Angebot überwiegt, doch ſchon, wenn ſich zwiſchen Zahlungs⸗ | 


mittel B und D eine geringe Preisverſchiebung entwickelt hat, die 


groß genug iſt, um die Arbitragekoſten zu decken; wenn alſo die. 
Arbitragegrenze erreicht iſt, fließt Nachfrage aus dem Markte 
der Zahlungsmittel auf B in den ſolcher auf D. Solange dieſer 
Austauſch möglich iſt, können ſich die Kurſe auf B wie auf D nur 
um die Arbitragegrenze voneinander entfernen. Erſt nachdem die 
Aufnahmefähigkeit des Marktes für Zahlungsmittel D erſchöpft iſt, 


wird der Kurs in ſolchen auf B ſtärker ſteigen. Geſchieht das aber, 
ſo vermehrt ſich mit der Differenz in den Kurſen auf B und D. 


auch der Anreiz neue Zahlungsmittel B oder D herbeizuſchaffen. 
Praktiſch wird. der Verlauf fo fein, daß die Inhaber von Zahlungs⸗ 


mitteln auf B, C oder D, wenn fie. bemerken, daß die Nachfrage im 


allg emeinen überwiegt, ſchon vor Erſchöpfung ihrer Vorräte höhere 
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Preiſe fordern. G5 werden alſo auch die Zahlungsmittel auf C 
ſteigen, obgleich bei dieſen ſich im Grunde Angebot und Nachfrage 
ausgleichen, und zwar dann, wenn es, infolge der geſtiegenen Kurſe 
auf B, billiger wird, mit Zahlungsmittel C an B zu zahlen. So 
erfolgt alſo ein ſteter Ausgleich zwiſchen den Preiſen 
aller Zahlungsmittel eines Marktes. Nicht Angebot 
und Nachfrage in einem Zahlungsmittel iſt maßgebend, 
ſondern der Überſchuß aller Schulden über alle Gut— 
haben oder umgekehrt mit dem geſamten Auslande. 
Die Marktverhältniſſe der einzelnen Zahlungsmittel 
können nur Verſchiebungen um die Arbitragegrenze 
nach oben oder unten herbeiführen. 

3. Dieſe Austauſchbarkeit der einzelnen Zahlungsmitteln wirkt 
auch in den anderen Märkten. Betrachtet man zum Beiſpiel 
die Verhältniſſe des Landes D in dieſem Zuſammenhange, ſo zeigt 
ſich, daß es im ganzen einen Überſchuß der Schulden um 200 auf⸗ 
weiſt. Dieſe entſtehen aus den Beziehungen mit dem Land A, dem 
D 400 Einheiten ſchuldet, während es nur 200 direkte Guthaben 
aufweiſt. Nun ſehen wir, daß in A die Kurſe auf D trotz des 
ſtärkeren Angebots von der im allgemeinen ſtärkeren, aus den Be⸗ 
ziehungen zu B entſpringenden Nachfrage, anſtatt zu ſinken, mit in 
die Höhe gezogen wurden, ebenſo wie die Kurſe auf C. Dieſer Aus⸗ 
tauſch wirkt abev auch im Markte B. Dort kommen bei zu— 
nächſt ausgeglichenem Markt in Zahlungsmitteln auf D plötzlich 


neue Angebote aus den Arbitragen im Markte A hinzu, und dadurch 


müßte bei iſoliertem Markt der Kurs auf D ſinken. Er ſinkt aber 
deswegen höchſtens auf die untere Arbitragegrenze, folgt aber der 
ſich aus dem allgemeinen Verhältnis von Angebot und Nachfrage in 
B ergebenden Kursſenkung. Im Markte C, der im ganzen und : 
einzelnen ausgeglichen iſt, liegt dagegen kein Anlaß vor, Zahlungs- 
mittel von anderen Märkten herbeizuführen oder ſolche dorthin zu 
bringen, es handele ſich denn um Arbitragen zum Ausgleich der 
Gegenkurſe. Trotzdem wird der Kurs auf A in C durch die Gegen— 
arbitrage verſchoben. Im Markte D dagegen überwiegt im ganzen 
die Nachfrage; alſo wird auch der Kurs aller Zahlungsmittel dort 
die Tendenz zur Steigerung aufweiſen, und zwar nicht nur für die 
auf A, weil dort die Nachfrage überwiegt, ſondern auch für die auf 
B und C, denn für dieſe wird verſtärkte Nachfrage auftreten, die 
aus dem Markt der Zahlungsmittel auf A abgelenkt wurde. 

Die Wirkung der direkten Differenzarbitrage mit 


— 


! 
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indirekten Zahlungsmitteln iſt die gleiche. Sie würde im 
Markte A bei Kurſen auf D, welche die Arbitragegrenze unterſchritten 
hätten, Zahlungsmittel D kaufen, im Markt B, C oder D verkaufen 


und den Erlös nach A übertragen, indem fie entweder in B, Coder 


D Zahlungsmittel A kaufen, alſo dort, wahrſcheinlich in B, wo das 
Angebot überwiegt, den Preis heben oder im Markte A das Angebot 
vermehren, indem ſie ihre Auslandsguthaben durch Tratte auf B ein⸗ 
ziehen, alfo dort die Kurſe drücken, und demnach das urſprüngliche 


Angebot in Zahlungsmitteln D in ſolches der Zahlungsmittel 3 


verwandeln, alſo den Ausgleich der Zahlungsbilanz mit den a \ 

ländern zur Geſamtzahlungsbilanz durchführen helfen. „ 
Indirekte Ausgleichsarbitragen mit direkten 

Zahlungsmitteln würden in A auf der unteren Arbitragegrenze 


. ſtehende Zahlungsmittel D kaufen, fie in D einkaſſieren und dort 
dafür Zahlungsmittel auf B erwerben, die zum Ausgleich einer 


Schuld in B dienen. Alſo wird Angebot der Zahlungsmittel D in 
A aufgenommen und dafür 8 Nachfrage Zahlungsmitteln B 
gemindert. 

Indirekte. Differenzarbitrage mit direkten gah⸗ 
lungsmitteln würde, wie im vorſtehenden Falle, aus dem An⸗ 
gebot in A von Zahlungsmitteln D über D Guthaben in B ſchaffen, 
die, als Tratte auf B im Markte A auftretend, das dortige Angebot 


in Zahlungsmitteln B vermehrte. 


Indirekte Ausgleichsarbitrage mit indirekten 
Zahlungsmitteln könnte etwa im Markte B Zahlungsmittel A 
kaufen, fie im Markt D verkaufen und dort Zahlungsmittel C als 
Deckung für eine Schuld in C erwerben. Man wandelt alſo ur⸗ 
ſprüngliche Nachfrage nach Zahlungsmitteln C in B in ſolche im 
Markte D um und hebt die Nachfrage nach Zahlungsmitteln A in B. 

Indirekte Differenzarbitrage mit indirekten Zah⸗ 
lungsmitteln würde ebenſo verfahren, aber weiter das in C er⸗ 
langte Guthaben entweder als Angebot von C im Markte B oder 
als Nachfrage nach B im Markte C auftreten laſſen. | 


Das Ergebnis der Sade Unterſuchungen über den Einfluß . 
der einzelnen Arbitragearten iſt folgendes: N 

1. Die Arbitrage gleicht im Einzelmarkte über⸗ 
ſchüſſiges Angebot in einem Zahlungsmittel gegen 
überſchüſſige Nachfrage in einem anderen aus, ſchafft 


alſo eine Geſamtzahlungsbilanz, deren Saldo allein 


Sämolters Jahrbuch XIII I. 16 
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währung im Verhältnis zu allen fremden Zahlungs— 
mitteln. Sie vereinheitlicht demnach den Wert der Inlands⸗ 
währung in den Einzelmärkten. Das bedeutet zum Beiſpiel für 
den Markt A, daß nicht die Preiſe für Zahlungsmittel B infolge 
der überwiegenden Nachfrage ſtark anſteigen, während die Preiſe für 


Zahlungsmittel D ſtark fallen, weil dort das Angebot überwiegt; 
vielmehr müſſen alle Preiſe in A, ſowohl in Zahlungsmitteln B wie 
auch C und D gleichmäßig ſteigen, nur mit dem Unterſchiede, daß 
der Einzelmarkt der Zahlungsmittel B die Führung hat. Zuerſt 


ſteigen Zahlungsmittel B auf die obere Arbitragegrenze, dann wird 
es lohnend, an ihrer Stelle zur Zahlung an B Zahlungsmittel D 


oder C zu verwenden, und mit der für C und D einſetzenden Nach— 


frage ſeitens der Arbitrage muß auch deren Kurs ſteigen. Im 
Markte B kann nicht der Kurs auf A allein ſinken. Er übernimmt 
nur die Führung, und ſobald er die untere Arbitragegrenze erreicht, 


beginnt es vorteilhafter zu werden, anſtatt mit Zahlungsmittel A 


auszugleichen, ſolche auf C oder D zu verwenden. Im Markt D 


hebt die überſchießende Nachfrage nach Zahlungsmitteln A nach Über- 


ſchreitung der oberen Arbitragegrenze auch den Preis für die auf 
B und C. 
2. Die Arbitrage kann nicht die Preiſe der einzelnen 


Zahlungsmittel auf die fremden Länder vereinheit⸗ 
lichen, ſondern nur den Wert der Inlandswährung 


für den Geſamtmarkt. Der Wert jeder Inlands währung 
im eigenen Markt entwickelt ſich aus dem Geſamtver— 
hältnis zwiſchen Schulden und Guthaben der Zahlungs— 


bilanz. So würde zum Beiſpiel im Markt 4, nicht etwa im 


Lande A, wie viele meinen, der Wert der Währung A um etwa 
30% geſenkt, im Markte B die Währung B um 100% in ihrem 
Werte gehoben, im Markte C bliebe der Wert der Inlandswährung 
unverändert, und im Markte D ſänke die Inlandswährung etwa um 
30% im Werte. Wäre das, die Prozentſätze ſelbſt laſſen ſich nicht 
beweiſen, wohl aber die gleichlaufende Markttendenz, der Fall, ſo 
verhielte ſich nunmehr die Kaufkraft der Währungen in den Einzel— 


ländern, die vorher, wie wir annehmen, wie 100: 100: 100: 100 


ſtand, wie 142,85: 50: 100: 142,85, denn wenn mit 100 Einheiten 
A Währung früher 100 B=, C- oder D⸗Einheiten gekauft werden 
konnten, ſo erhält man nach einer Senkung der Kaufkraft in A um 


30% für 100 A nur noch 70 B, man muß alſo für 100 B der 


/ 
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unveränderten Art 142,85 A anlegen. In B ſtieg die Kaufkraft 
der Inlandswährung um 100%, alſo erhält man für 100 B dann 
200 C; demnach zahlt man für 100 C nur 50 B. Ebenſo ergeben 
ſich die Zahlen für C und D. Das damit ermittelte neue 
Verhältnis muß auch in den Wechſelkurſen, die ja nichts 
anderes ſind als Vergleiche zwiſchen dem Wert der In⸗ 
landswährungen mit dem der Auslandswährungen, im 
Zahlungsmittelmarkt, zum Ausdruckkommen. Die Kurſe 
müßten ſich, feſtgebannt in enge Arbitragegrenze, etwa wie folgt 
geſtalten: | | 


für A (142,85) für B (50) 

auf B (50) = 285,7 auf A (142,85) = 35 

„0 (100) = 142,85 „ 0 (1000 = 50 
„D (142,85) = 100 D (142,85) = 35 
für C (100) Ä für D (142,85) 

auf A (142,85) = 70 auf A (142,85) = 100 

„ B (50 = 20 „ B 60) = 285,70 
„D (142,85) = 70 0 (10) = 142,85 


— Die vorſtehenden 95 ſind aus den in Klammern beigefügten 


Verhältniszahlen der Kaufkraft der einzelnen Währungen zueinander 
entſtanden. Währung A verhält ſich zu B wie 142,85: 50. Man 


zahlt. für 50 Einheiten B 142,85 Einheiten A, alſo für 100 B = 285,7 A, 


den Wechſelkurs. Ferner 142,85 A = 100 C, 142,85 A = 142,85 D, 
alſo Wechſelkurs — 142,85 A —= 100 C und 100 A = 100 D. Im 
Markte B rechnet man 50 B = 142,85 A, alſo 100 A = (50: 
142,85) = 35 B = Wechſelkurs, 50 D = 100 C —= Wechſelkurs uff. 
Damit find die Ergebniſſe der früheren Unterſuchung über die 


Arbitragewirkung kursmäßig ausgedrückt. 


3. Der Kaufwert einer Währung im Zahlungs- 
mittelhandel wird im Markte des eigenen Landes auf 


Grund der Geſamtzahlungsbilanz gebildet. Die Arbi⸗ 


trage bewirkt, daß dieſer Wert in ſeinem Verhältnis 


Zu dem der Zahlungsmittel der anderen Länder auch 


in deren Markt zum Ausdruck kommt. Das geſchieht 
durch die Regelung der indirekten Paritäten, der 
Dreieckkurſe. Gehen wir von den unter 2. ermittelten Wert⸗ 
verhältniſſen und Kurſen ſowie den früher gegebenen Poſten der 
Zahlungsbilanz A aus. Was zwingt die Kurfe, ſich fo zu 
geſtalten, wie die Berechnungen es zeigen? Dabei iſt die 
Wertfeſtſtellung der Einzelwährungen im eigenen Markt als feſter 
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Ausgangspunkt zu nehmen. Alle Kurſe zwiſchen A, B, C 
und D ſtehen zunächſt auf 100. 

| Fall 1. Im Markt A ſteigt infolge ſtarker Nachfrage und 
damit verbundenen Sinkens der Kaufkraft der Inlandswährung der 
Kurs auf B bis auf 142,85 gegen früher 100. Die Kurſe auf C 
und D wie C— b und B—D ſollen zunächſt noch als unverändert 
(— 100) gedacht ſein. Dann ergibt ſich folgendes Bild: 


142.85 
100 ſinkend auf 70 B 


— > 
Ar 


100 fteigend auf 142,85 
100 ſinkend auf 70 


Se Kurs AB ſei feſtſehend, d. h. praktiſch: der Markt in A 
geſtattet beliebige Umſätze zu dieſem Preiſe. Wie müſſen ſich dann 
die Kurſe B— A, A—C, C—A, A—D und D—A geſtalten, wenn 
deren Märkte auf jede Veränderung von Angebot oder Nachfrage 
reagieren? Die Kurſe C—-D und DB mit ihren Gegenkurſen 
werden vorläufig ebenfalls als feſtſtehend angenommen. | 

Dann wirkt zunächſt das eingehend beſprochene Geſetz der 
Gegenkurſe, der direkten Paritätsregulierung, der 
Einfluß direkter Ausgleichsarbitrage in direkten 
Zahlungsmitteln (Wahl zwiſchen Rimeſſe und Tratte) und der 
direkten Differenzarbitrage mit direkten e 
mitteln zwiſchen A—B. | 

Wenn A auf B 142,85 notiert, dagegen B auf A 100, ſo 
werden alle Gläubiger in A ihre Guthaben in B durch Tratte ein— 
ziehen, alſo im Markte A verkaufen. Alle Schuldner in A dagegen 
laſſen auf ſich von B aus traſſieren, ſo daß in B fortlaufend das 
Angebot überwiegt und den Kurs auf 4 herabdrückt, bis er der 
rechneriſchen Parität - 70 ſoweit angenähert iſt, daß die Koſten der 
Arbitrage, d. h. des Geſchäftes am fremden Platze, abzüglich der 
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Koſten für Geſchäfte am eigenen Markt, gerade noch fur jo viel 
Arbitragen gedeckt werden, als nötig find, um den Kurs in B an die 
Parität zu binden. 

Gleichartig würde die direkte Differenzarbitrage mir 
direkten Zahlungsmitteln wirken. Sie verkaufte in A, er⸗ 
zielte für 100 B 142,85 A, ließe B ebenfalls (A) verkaufen und hätte 
für 100 B, die aus dem letzten Verkauf erzielt würden, 100 A zu. 
zahlen, ſo daß ein Gewinn von 42,85 erzielt würde. Die Verkäufe 
in B würden indeſſen den Kurs in B ſchnell herabdrücken, und wenn 


er bei 1 Einheit Arbitragekoſten 71 erreicht hätte, hörte die Möglich⸗ 


keit weiterer Gewinne auf. 
+ Damit find die Gegenkurſe zwiſchen A—B geregelt. Betrachten 


wir nunmehr die Wirkung der direkten Arbitragen mit indirekten 
Zahlungsmitteln und der indirekten mit direkten und indirekten 


Zahlungsmitteln auf die Beziehungen zwiſchen A—C und A—D. 

Die direkte Ausgleichsarbitrage mit indirekten 
Zahlungsmitteln würde, nachdem die Gegenkurſe A—B dei 
Parität nahegebracht find, Schulden von A in B nicht mehr. auf 


direktem Wege, ſondern über C oder D ausgleichen. Am günſtigſten 
wäre wohl der Weg über D, weil ein Übergewicht des Angebots von 


Wechſeln auf dieſen Platz vorliegt. Die Schuldner von B in A 
kaufen alſo Wechſel auf D zu 100, vielleicht ſogar noch etwas 
billiger, und ſenden ſie nach B zum Verkauf, wo damit 100 Einheiten 
Schuld in B- Währung gedeckt werden. Ebenſo liegt die Sache bei 
Verwendung von Wechſeln auf C. Durch die Käufe von Wechſeln 


auf D und C in A werden dort die Kurſe allmählich gehoben. Er⸗ 


reichen ſie, bei Arbitragekoſten von 2 Einheiten in A, 140,85, ſo wird 
es unvorteilhaft, dieſen Weg weiter zu beſchreiten. Jedenfalls zeigt 
das Beiſpiel deutlich, daß die direkte Ausgleichsarbitrage mit in⸗ 
direkten Zahlungsmitteln dahin wirkt, die veränderte Kauf⸗ 


kraft der Währung A bei allen Kurſen durchzuſetzen 
und die einheitliche Geſamtzahlungsbilanz für alle 
Kurſe maßgebend zu machen. 


Doch iſt dieſer Arbitrageart auch eine indirekte Wirkung auf 
die Gegenkurſe A—B eigen. Gehen wir von folgenden Kurſen aus: 
A142,85 B, BIO A, A 142.850, A 14285 D, BI000, BI00D, fo würden 
Schuldner in B mit Vorteil an A zahlen, indem fie nicht Wechſel 
auf A, ſondern auf D oder C zu 100 erwerben und ſie in A ver⸗ 
kaufen, denn damit decken ſie für 100 B eine Schuld von 142,85 A, 
während der Kauf direkter Wechſel auf A für 100 A 100 Ein⸗ 


246 8. edu 1418᷑ꝰ2 6 


heiten B erforderte. Die Wirkung dieſes Vorgehens auf den Kurs 
B—A iſt eine indirekte, denn die Benutzung indirekter Zahlungs⸗ 
mittel mindert die Nachfrage nach A im Markte B, begünſtigt 
alſo das Sinken dieſes Kurſes auf die Parität des 
Gegenkurſes. 

Direkte Differenzarbitrage mit indirekten Zah⸗ 
lungsmitteln würden in beiden Fällen gleichartig wirken. Man 
erwirbt im erſten Falle Wechſel C oder D in 4, ſteigert dort deren 
Kurs, verkauft ſie in B, erzielt dort 100 Einheiten B abzüglich 
Arbitragekoſten und hat nun die Wahl, den Ausgleich durch Rimeſſe 
oder Tratte mit A herbeizuführen. Steht A—B auf 142,85 und 
B— A auf 100, jo wird man die Tratte von A auf B wählen, 
deren Verkauf 142,85 Einheiten A ergibt. Dadurch mindert ſich die 
Nachfrage in B nach A, und der Kurs ſinkt auf die Parität. ö 
Indirekte Ausgleichsarbitragen mit direkten 
eee e würden, wenn die Gegenkurſe zwiſchen A—B 
nahe der Parität ſtehen, Schulden von A in B decken, indem man 
in A Wechſel auf D oder C zu 100 und allmählich ſteigenden Preiſen 
kauft, dafür in D oder C B-Wechſel zu 100 erwirbt und demnach, 
abgeſehen von Koſten, 100 Einheiten Schuld in B zum Preiſe von 
100 deckt, während man bei direktem Kauf von B in A 142,85 Ein⸗ 
heiten A zahlen mußte. Dadurch werden die Kurſe auf CO und D- 
in A gehoben, alſo dem Charakter der Geſamtzahlungs— 
bilanz angepaßt; Gläubiger von A in B dagegen werden den 
Weg des indirekten Ausgleichs über C oder D erſt wählen, wenn 
das Angebot ihrer Tratten auf A den Kurs B— A herabgedrückt 
hat. Steht er etwa auf 70, fo iſt es bei 2 Einheiten Arbitrage 
koſten vorteilhaft, das Guthaben von B in A auf indirektem Wege 
einzuziehen, indem man Tratten auf D oder C in B verkauft und 
dort zur Deckung ſolche auf A verkaufen läßt. Dadurch wird der 
Kurs C—A oder D—A gedrückt, alſo der Parität angenähert; der 
Kurs B— A dagegen durch Minderung des Angebots geſtützt. Da 
wir annehmen, C—A und D—B ſeien unveränderlich, zeigt ſich hier 
deutlich ein feſtes Verhältnis zwiſchen dem Kurs B—A und C—A 
wie D—A. B wird den indirekten Weg beſchreiten, wenn der 
Kurs B—A um die Arbitragekoſten niedriger ſteht als 
der Kurs C—A oder D—A. Sie seien gleich 2, jo müſſen die 
Kurſe C—A und D—A, wenn nicht andere Urſachen mitwirken, 
immer höchſtens mit einem Abſtand von 2 Einheiten 
der Senkung des KurfesB—A folgen; ſie werden alſo 
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der Parität'des Gegenkurſes nähergebracht. Außerdem 
hat der Arbitrageur bei jedem der Geſchäfte in direkten Zahlungs- 
mitteln die Wahl zwiſchen Rimeſſe und Tratte mit dem jeweiligen 
Gegenplatz, regelt alſo gleichzeitig bei indirekter Arbi- 


trage mit direkten Zahlungsmitteln auch die direkten 
Gegenkurſe. So kann B, anſtatt C oder D in B zu kaufen, den 

Vermittler am Gegenplatz Wechſel auf B verkaufen laſſen, und D 
wie C können, anſtatt Wechſel auf A zu kaufen, Tratten auf ſich in 


A verkaufen laſſen. 


Auch dieſe Arbitrageart kann indirekt auf den Gegen⸗ 


kurs B10 A wirken. Wenn A 142.8 B, A 142850, A 142.85 D, B100C 
und BI00D ftehen, würden Schulden von A an B durch Kauf von 
D oder C in B und Kauf von A in D oder C vorteilhaft beglichen, 
damit die Nachfrage nach direkten Wechſeln B—A gemindert und 
deren Kurs geſenkt. 

Indirekte Differenzarbitragen mit direkten Jah- 
lungs mitteln veranlaßten gleichartige Geſchäfte, zu, denen ein 


weiteres direktes zwiſchen A—B träte. Man kaufte zum Beiſpiel 
in B Wechſel auf C oder D zu 100, in C oder D B zu 100 und 
übertrüge den Erlös auf günſtigſtem Wege, durch Rimeſſe oder Tratte, 
hier durch Tratte A— B zu 142,85 nach A. Die Wirkung wäre 


Hebung der Kurſe C und D in A und Minderung der Nachfrage, 


alſo Kursſenkung in B für Wechſel auf A, demnach auch Anpaſſung 
des Kurſes B—A an die Parität des Gegenkurſes. 


Indirekte Ausgleichsarbitragen mit indirekten 


Zahlungsmitteln führten in A für den Schuldner von B zu 
Käufen von C, die in D verkauft würden, Erlös 100 D. Dafür 


erwirbt man 100 B und bewirkt Steigerung der Kurſe A—C. 
Gläubiger in B auf A könnten ihrerſeits dem Schuldner in A den 


gleichen Weg vorſchreiben. Schuldner in B an A könnten in B D 


kaufen, in C verkaufen und den Gläubiger auf den Erlös traſſieren 


laſſen, ſo daß die geminderte Nachfrage nach A in B dieſen Kurs 
der Parität annähern würde. Differenzarbitragen gleicher Art hätten 


dann noch mindeſtens ein direktes Ausgleichsgeſchäft zwiſchen A— B, 
das auch dem Ausgleich der Gegenkurſe dienen würde, hinzuzufügen. 

| Die vorſtehenden Beiſpiele zeigten, daß die Arbitragen folgende 
Wirkungen ausübten: 


1. Die Gegenkurſe Un der Parität bis auf die 


Ä Arbitragegrenzen genähert und dort feſtgehalten. 


— 
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2. Die ARTE PELTISTPEN übertragen eine Ber- 
ſchiebung der Kaufkraft der Inlandswährung im 
Zahlungs mittelmarkte, die die Arbitragegrenzen über— 


ſchreitet, auf alle Inlandskurſe. 
Demnach ſtehen jetzt die Kurſe in den vier Märkten wie folgt: 


in A j in B Ä in C in D 
auf B 142, 1 auf 4 70 auf A 70 auf A 70 
20 142,8 „ C 100 „ B10 . B 100 
=: 'D nn 2D 100 D 100 - C 100 


Betrachten wir nunmehr die Entwicklung in der zweiten 
Etappe, die uns zeigen ſoll, wie die Steigerung der Kaufkraft der 
Währung B um 100 % im dortigen Zahlungsmittelmarkt auf die 
Kurſe einwirkt. Man zahlt in B nur noch die halben Preiſe wie 
vorher. Dann bewirken die Dreieckarbitragen, daß dieſes neue Ver⸗ 
N auf alle Kurſe des Marktes B übertragen wird, und ſie 
wie die Gegenarbitragen ſorgen für Anpaſſung der Gegenkurſe⸗ 
| Danach ergibt ſich folgendes Kursbild: 


in A j in B in C in D 
auf B 285,7 auf A 35 auf A 70 auf A 70 
„ 0 142,85 „(0 50 „ B 200 - B 200 
= D 142,85 „ D 50 „ D 100 - C 100 


An dritter Stelle iſt die Verſchiebung der Kurſe im Markte C 
zu unterſuchen. Dort befinden ſich Angebot und Nachfrage für die 
einzelnen Zahlungsmittel wie für die Geſamtzahlungsbilanz im 
Gleichgewicht. Nur die Regelung der Gegenmärkte kann zu Arbitragen 
Anlaß fein. Deshalb ändert ſich auch die Kaufkraft der Inlands- 
währung im Markte C nicht, und Inlandskurſe ſamt ihren Gegen— 
kurſen bleiben unverändert wie in der vorhergehenden Auf— g 
ftellung. - 

Schließlich iſt viertens die Geſtaltung der Verhältniſſe im 
Markte D zu ünterſuchen. Dort überwiegen im ganzen die Aus— 
llandsſchulden, alſo muß die Kaufkraft der Inlandswährung im 
Zahlungsmittelmarkte infolge der überſtarken Nachfrage ſinken, und 
zwar, wie wir annehmen, auf 70% des früheren Wertes. Alſo 
muß man jetzt für 100 Ausläandseinheiten 142,85 gegen frühere 
100 Einheiten D zahlen. Dann geſtaltet ſich unter dem Einfluß der 
Arbitragen das Kursbild folgendermaßen: 


in A in in C N in D 
auf B 285,7) auf 435 auf 4 70 auf A 100 
0 142,85 : O 50 „ B 200 = B 285,70 


D 100 2D 35 D 70 0 142,85 
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Damit iſt durch ſchrittweiſe Darſtellung des Einfluſſes der Arbi⸗ 
tragen dasſelbe Kursbild erreicht, das früher rein rechneriſch er⸗ 
mittelt wurde, und es iſt demnach bewieſen, daß die Arbitragen 
verſchiedenſter Art das praktiſch durchſetzen, was die 
Rechnung ergab. Freilich werden die durch Arbitrage erfolgenden 
Ausgleichungen nicht ganz ſo exakt ausfallen können, weil die 
Arbitragekoſten den Kurſen eine gewiſſe, in normalen Zeiten 
praktiſch eng begrenzte Beweglichkeit innerhalb der Arbitragegrenzen | 
belaſſen. 

Die vorſtehenden Betradtungen der Ybitrageteni beweiſen 
folgendes: | 

1. Das Bekannte, die Gegenkurſe ben durch direkte 
Arbitragen in direkten Zahlungsmitteln auf die 
Parität gedrückt und dort auf oder pe. der 
beiden Arbitragegrenzen erhalten. Gegenarbitragen 


können nur Gegenkurſe ausgleichen. 


2. Nicht nur direkte Arbitragen mit direkten 
Zahlungsmitteln regulieren die Gegenkurſe, ſondern 
auch alle anderen Arbitragearten. Gäbe es die erſteren nicht, ſo 


würden die letzteren den Ausgleich beſorgen; daß fie praktiſch, ſolange 


die erſteren möglich ſind, wenig zur Wirkſamkeit auf die Gegenkurſe 
gelangen, liegt an den höheren Koſten aller Dreieckarbitragen. Dabei 
iſt die Wirkung der Dreieckarbitragen auf die Gegenkurſe eine ver⸗ 
ſchiedene. Alle mit direkten Zahlungsmitteln zwingen 
den Arbitrageur, zwecks Erzielung der günſtigſten Re⸗ 
ſultate, jedes Einzelgeſchäft mit direkten Zahlungs⸗ 


mitteln zwiſchen zwei Plätzen zur Wahl zwiſchen Tratte 


oder Rimeſſe auszugeſtalten, al ſo die Dreieckarbitrage 


1 


aus zwei oder mehr-Gegenarbitragen zu bilden. Diefe 


Wirkung auf die Gegenkurſe ift alſo eine direkte. 


Daneben wirken alle Dreieckarbitragen mit direkten | 


wie indirekten Zahlungsmitteln auch indirekt auf die 


Gegenkurſe ein, denn ſie mindern oder vermehren im 
Markte des einzelnen Zahlungsmittels Angebot oder | 
Nachfrage durch Umleitung der n auf andere 
Wege. | 

3. Die indirekten Krbitragen mit direkten und in⸗ 
direkten Zahlungsmitteln wie die direkten mit in⸗ 


direkten Zahlungsmitteln bewirken die Verſchmelzung | 


der aan ungabtlonzen mit den Gingelgegenländern zu 


' 
4 
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einer Geſamtzahlungsbilanz und die Vereinheitlichung der 


Kaufkraft des Julandsgeldes im Zahlungsmittelmarkt. 

Daran ſind alle Dreieckarbitragen beteiligt. Am meiſten die 
. mit den geringſten Koſten, welche die wenigſten Geſchäfte nötig 
machen und die meiſten derſelben im eigenen, danach im Gegenmarkt, 
abzuſchließen geſtatten. Alſo kommt in erſter Linie die direkte Aus⸗ 
gleichsarbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln in Betracht, die nur 
zwei Abſchlüſſe verlangt. An zweiter Stelle wirkt die direkte Differenz⸗ 
arbitrage mit indirekten Zahlungsmitteln und die indirekte Ausgleichs— 
arbitrage mit direkten Zahlungsmitteln, doch haben die Ausgleichs— 
arbitragen allgemein den Vorzug, daß ſie, wenn Banken ſie durch— 
führen, gleichzeitig ein gewinnbringendes Geſchäft mit den Kunden 
erlauben. Demgegenüber kann die Differenzarbitrage nur durch 


Abſchlüſſe in viel größeren Beträgen und infolge ihrer 
freien Beweglichkeit, ſie iſt nicht an ein beſtehendes 


Schuldverhältnis gebunden, in Wettbewerb treten. 

| 4. Alle indirekten Arbitragen und die direkten 
mit indirekten Zahlungsmitteln regeln die indirekten 
Paritäten oder Dreieckkurſe. Als ſolche bezeichnet man die 
Kurſe, welche auf indirektem Wege, im Dreieck, über fremde Plätze 
oder mit fremden indirekten Zahlungsmitteln Auslandsforderungen 
ausgleichen. Wenn alſo eine Schuld des Landes A an B zu zahlen 
iſt, kann das auf direktem Wege erfolgen, indem man in A Coder 
D kauft, in B verkauft oder auf indirektem, wenn A ein Guthaben 
in C erwirbt und dort dafür Zahlungsmittel auf B kauft oder einen 
ähnlichen, jedenfalls nicht den direkten Weg mit direkten Zahlungs⸗ 
mitteln beſchreitet. Die Dreieckkurſe unterliegen, wie gezeigt, ebenfalls 
den Einflüſſen der Arbitragen, und ihre Regelung durch ſie führt 
dauernd dazu, daß eine Zahlung oder Schuldeinziehung 
auf direktem Wege nicht weſentlich billiger ſein kann 
als auf indirektem und nicht erheblich mehr Koſten 
verurſachen kann als letztere. Umgekehrt ausgedrückt 
bedeutet das, der indirekte Weg kann nicht weſent— 
lich teurer oder billiger werden als der direkte, weil 
ſonſt Arbitragen einſetzen, die durch Ablenkung der 
Geſchäfte den Ausgleich wiederherſtellen. 

Der indirekte Zahlungsweg wird beſchritten, wenn die indirekte 
Parität, der Dreieckkurs, um etwas mehr als die Mehrkoſten dieſer 
indirekten Zahlung (Arbitragenkoſtendifferenz) gegenüber der direkten 
unter dem direkten Kurſe ſteht. Nimmt man dieſe Mehrkoſten im 
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vorstehenden Beiſpiel mit 1 an, die Koſten der einfachen direkten 
Arbitrage mögen 1, die der indirekten 2 betragen, ſo kann bei einem 


Kurſe von A auf B von 70 der indirekte Kurs wenig unter 69 und 


wenig über 71 ſtehen, alſo kann A—C ſich um höchſtens einen Punkt, 
vorausgeſetzt daß C—B auf 100 verbleibt, verſchieben, oder C—B, | 

falls A—C gleichbleibt, ſich ſeinerſeits um einen Punkt verändern. 
Sänke etwa A—C auf 68, jo würden Zahlungen für A an B über 
O nur 68 koſten, direkte aber 70. Da die Mehraufwendungen gegen⸗ 
über dem direkten Wege nur 1 betragen, verbleibt 1 Punkt als 
Gewinn, alſo werden alle Schulden in A den Weg über C wählen, 
bis ihre verſtärkte Nachfrage nach Zahlungsmittel C und in C nach 
B deren Kurſe ſo weit hebt, daß der indirekte Weg höchſtens noch 


um die Koſtendifferenz unter dem direkten ſteht, alſo kein Vorteil 


mehr durch ſeine Benutzung erlangt wird. Die Verſchiebung im 


Markte A würde auch auf den Kurs A—B wirken, und zwar ebenfalls 


. ausgleichend, d. h. ſenkend, denn die plötzlich abgelenkte, fehlende 


Nachfrage würde den Kurs A—B ſinken laſſen. Stiege dagegen 
etwa der Kurs A—C auf 72, ſo würden Gläubiger auf B in. A 
ihre Guthaben nicht mehr durch Verkauf einer Tratte in A auf B 
einziehen, ſondern indirekt, d. h. die Tratte auf B in C verkaufen 
und dafür in A eine Tratte auf C auf den Markt bringen, bis das 
verminderte Angebot in A den Kurs A—B auf 71 hob oder das 
vermehrte Angebot den Kurs A—C und C- entſprechend ſenkte. 


In der Regel wurden alle drei Kurſe gleichzeitig in der Richtung 
eines Ausgleichs beeinflußt. | 


In Wirklichkeit verlaufen nun die A ee anders als 


in den vorſtehenden Unterſuchungen. Einmal iſt kein Kurs dauernd 


feſtſtehend, vielmehr pflanzt ſich jeder Druck innerhalb des Kurs⸗ 
ſyſtems, der ſtark genug iſt, die „Reibung“ der Arbitragekoſten zu 
überwinden, auf alle anderen Glieder des Ganzen fort, ſo daß ſich 
eine ſtete Bewegung aller Einzelkurſe ergibt. Jede Veränderung in 


der Kaufkraft einer Währung im Markte der Zahlungsmittel ver⸗ 
ändert nicht nur die Kurſe des eigenen Marktes, ſondern auch alle 


mit ihnen direkt oder indirekt in Beziehung ſtehenden der fremden 
Märkte. Dann erfolgen die Bewegungen auch nicht, wie dargeſtellt, 
in Etappen, ſondern ſie übertragen ſich infolge des hochentwickelten 
Nachrichtenweſens blitzſchnell auf die fremden Märkte und Kurſe. 
Ferner iſt nicht gut denkbar, daß ſelbſt in den bewegten Zeiten des 
Weltkrieges von einem Markttage zum anderen ſo umfangreiche 
Kursverſchiebungen einſetzen, wie ſie unſer Beiſpiel zeigte, um das 


1 
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| Wesentliche recht augenſcheinlich zu machen; vielmehr muß uan ſich 
die Geſamtverſchiebung auf Wochen, Monate, ja Jahre verteilt 
denken. Was hier im groben gezeigt iſt, gilt aber für alle die 
feinen Bewegungen, welche zwiſchen Ausgangs⸗ und Endpunkt liegen. 
Im übrigen ſind ſo radikale Verſchiebungen im Zahlungsmittelhandel 
nur bei nationalen Währungen möglich, weil internationale Währungen, 
ſolange ſie die Ausgleichstätigkeit durch internationale Metallzahlungen, 
alſo ſich ſelbſt aufrechterhalten, die Kurſe innerhalb enger Grenzen 
(Goldpunkte) feſthalten. 
Überlegen wir alſo, wie der tatfächliche Verlauf in den Märkten 
A, B, C und D auf Grund der gegebenen Zahlungsbilanzen etwa 
| ſein würde. Im Markte A muß die Inlandswährung im ganzen 
an Kaufkraft verlieren, weil die Schulden überwiegen, doch iſt zunächſt 
die Geſtaltung der Einzelkurſe zu betrachten, wobei jetzt angenommen 


ſei, daß die Schulden und Guthaben je zur Hälfte guf ben Heiden 


. Gegenmärkten auftreten. Der Kurs auf B muß ſteigen, weil die 
Nachfrage überwiegt. An die Parität des Gegenkurſes iſt er durch 
die direkte Arbitrage ſo gebunden, daß er höchſtens die obere Arbitrage— 
grenze erreichen kann. Der Kurs auf C wird zunächſt die Tendenz 
der Beharrung zeigen, denn Angebot und Nachfrage gleichen ſich aus, 
während der auf D auf die untere Arbitragegrenze gedrückt wird 
und ſinkt, weil das Angebot überwiegt. Hat nun die Bewegung der 
Gegenkurſe einen Grad erreicht, der direkte Arbitragen mit indirekten 
Zahlungsmitteln und indirekte Arbitragen erlaubt, ſo erfolgt durch 
ſie die Umbildung der Einzelbilanz zur Geſamtzahlungsbilanz. Die 
Schuldner gegenüber B zahlen nicht mehr mit dem verteuerten direkten 
Wechſel, ſondern mit dem billigeren auf D und C, heben alſo deren 
Kurſe gleichfalls, wobei die auf D jedoch immer auf der unteren 
Arbitragegrenze gegenüber dem Gegenkurſe verbleiben werden. 
Nimmt man etwa an, daß die Koſten direkter Gegenarbitrage 
1 betragen, die der Dreieckarbitrage dagegen 2, ſo würden etwa die 
Kurſe B auf die Parität des Gegenkurſes plus 0,5 ſteigen, die für C 
auf der Parität des Gegenkurſes verweilen und die auf D um 0,5 unter 
der Gegenparität ſtehen. Die Gegenkurſe in B würden gleichzeitig 
auf 100,50, in C auf 100, in D auf 99,50 ſtehen. Nun bewegen 
ſich die Kurſe in A auf B und D weiter in der eingeſchlagenen 
Richtung. B ſteigt etwa auf 101,—, D ſinkt auf 99,—, dann 


müſſen deren Gegenkurſe auf 98,— reſpektiv 102, — ſtehen, und gleich- 


zeitig beginnt in A die Dreiedarbitrage lohnend zu werden, die Nach⸗ 
| ‚frage aus dem Markte B auf D ablenkt. Steigt in A der Kurs 
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B weiter etwa auf 110,— ſo zieht er die auf C 115 D durch die 


Dreieckarbitragen nach oben hinter ſich her, doch immer in einem 
Abſtande, der den Koſten der indirekten Arbitrage entſpricht. Dabei 
wird der Kurs auf C, welcher zunächſt auf der Parität verharrte, 
weil ſein Markt ausgeglichen war, erſt für Dreieckarbitragen in 
Betracht kommen, wenn der auf B 102, — erreicht hat, während D 
ſchon zu Dreieckarbitragen bei einem Kurſe auf B. von 101 ver⸗ 


wendbar wird, weil er ſelbſt zunächſt ſinkt. Bei dem weiteren ge⸗ 


meinſamen Steigen von B, C und D wird dann die verſchiedene 
Geſtaltung der Einzelmärkte nur noch im Verhältnis der Einzelkurſe 


zu ihrer Parität am Gegenplatze zum Ausdruck kommen, indem 


immer um 1 darüber, C darauf oder wie D um 1 darunter ſteht. 
Gleichzeitig mit dieſen Verſchiebungen im Markte A ſetzen auch 


ſolche im Markte B, C und D ein, von wo ſie durch Gegen⸗ und 


Dreieckarbitragen auf die anderen Märkte übertragen werden. Im 


Markte B ſchiebt das überwiegende Angebot von A den Geſamtkurs 
nach unten, der Markt C paßt ſich durch Arbitragen den Verſchiebungen 


in den anderen Märkten an, während in D unter Führung des Kurſes 
A eine Steigerung aller Kurſe einſetzt. Einerlei wo eine Kurs⸗ 


| bewegung einſetzt, ſie wird augenblicklich, falls ſie die Arbitrage⸗ 


grenzen überſchreitet, auf alle anderen Märkte übertragen, allerdings 


ſchneller und früher, infolge der geringeren Koſten der Gegenarbitragen . | 


auf direkte Gegenmärkte, d. h. ſolche, die gegenſeitig Kurſe aufeinander 
notieren; langſamer und ſpäter, weil höhere Arbitragekoſten ver⸗ 


urſachend, erfolgt der Ausgleich zwiſchen Märkten, die nur durch 
gemeinſame Beziehungen zu einem oder mehreren . ver⸗ 
bunden ſind. Ta 
Ein gewiſſer Widerspruch der vörſtehenden Darlegungen zu den 


praktiſchen Verhältniſſen iſt noch klarzuſtellen. Wir gingen immer 


von der Annahme aus, daß Währungen einander gegenüberſtehen, 
die ihrer Grundlage nach gleichwertig ſind, d. h. einheitlichen Münz⸗ 
fuß beſitzen. Nun wird eine ſolche Gleichartigkeit praktiſch nur durch 


Verwendung eines Münzmetalls hergeſtellt, das in den beteiligten 
Ländern einen Marktwert, am beſten einen feſtgelegten, wie das 
Gold, befitzt, denn eine Papierwährung hat keinen inneren Wert, alſo 
auch keine Kaufkraft, höchſtens Kreditkraft im Auslande. Aber ſelbſt 


zwiſchen Goldwährungsländern iſt das Verhältnis der Währungen 


kein ſo rundes, wie wir annehmen, denn dieſe Länder pflegen, mit 
Ausnahme der zur lateiniſchen Münzunion gehörigen, nicht Münzen 
gleichen Gehaltes und Wertes herzuſtellen. Deshalb verhalten ſich 
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auch die Münzparitäten oft ganz anders als 100: 100, ſo zwiſchen 


Deutſchland und Frankreich 81 Mk. = 100 Fr., Deutſchland und 


England 24,43 Mk. = 1 £ uſw. Erſt wenn man Wechſelkurs— 


verſchiebungen in Prozenten dieſer Ausgangsverhältniſſe ausdrückt, 
werden ſie vergleichbar. | 
Grundbedingung jeder Arbitrage iſt das Vorhanden fein beſter 
Nachrichtenmittel. Brieflicher Verkehr erlaubt keine Arbitragegeſchäfte, 
die doch nur dann im gleichen Zeitpunkt, alſo ohne Preisriſiko, ab- 
geſchloſſen werden können, wenn man: 
1. zu einem Zeitpunkt gleichzeitig alle in Betracht kommenden 
Kurſe kennt und | 
2. auch in der Lage iſt, im gleichen Augenblick an verſchiedenen 
Maärkten Geſchäfte abzuſchließen, alſo den Auftrag dazu ohne 
Zeitverluſt auch nach dem Gegenplatz zu befördern. 
Dieſe Bedingungen ſind in der Praxis im Grunde nie voll 
erfüllt. Selbſt wenn die Parteien am Telephon verhandeln, kann ſich 


während des Geſpräches die Marktlage an einem oder beiden Plätzen 


verſchieben. Das Riſiko des Preisverluſtes ſteigt mit der Mindeſt⸗ 
zeit, die techniſch zwiſchen den Einzelgeſchäften liegen muß. Je 
größer dieſe iſt, deſto mehr handelt es ſich um Spekulationen, und 


deſto höher muß die Riſikoprämie ſteigen, welche der Arbitrageur 


in ſeine Koſtenrechnung einzuſetzen hat. Damit weiten ſich dann 
wieder die Arbitragegrenzen, wie insbeſondere während des Krieges. 
Zu Anfang verhinderte die Unterbrechung des Nachrichtenweſens jede 


Arbitrage, dann kam fie langſam mit weiten Arbitragegrenzen wieder 


zur Wirkung, und auch im ſpäteren Verlauf hat ſie nie normal 
funktioniert, weil die Brief⸗ und Telegrammzenſur einerſeits, die 
Unſicherheit der zum Teil von Behörden regulierten Märkte ander⸗ 
ſeits, die Riſikoprämie der Arbitrageure und damit die Arbitrage⸗ 


grenzen ſehr ungünſtig beeinflußten, wenn icht, wie in Deutſchland, 


die Abſperrung des Inlandsmarktes Arbitragen überhaupt un⸗ 
möglich machten. 

Die Lehre von Geſamtzahlungsbilanz, Einheitlichkeit des Zahlungs⸗ 
mittelmarktes und des Wertes der Inlandswährung in dieſem auf 
die Praxis angewandt, zwingt zu nachſtehenden Folgerungen: 

1. Schwankungen der Wechſelkurſe können aus zwei Urſachen 
entſtehen, entweder weil fih der Wert der Inlandswährung 
oder der Wert einer oder mehrerer Auslandswährungen 
verändert. 
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a) Verändert ſich der Wert der Inlandswährung im Zahlungs⸗ 
mittelmarkt, ſo iſt das im Inlandsmarkte an einer gleichmäßigen 


Verſchiebung aller Wechſelkurſe des Inlandes kenntlich. 


b) Verändert ſich der Wert einer Auslandswährung im Zahlungs⸗ 
mittelmarkte, ſo iſt das im Inlandsmarkte an der geſonderten 
Verſchiebung des Wechſelkurſes auf dieſes eine Land 
zu bemerken. | 

2: Gleichbleibende Wech ſelkurſe find zwiſchen zwei 
Ländern nur möglich, wenn der Wert der Währungen 


85 beider im Zahlungsmittelmarkt gleichbleibt. 


Daraus folgt für die Politik der Wechſelkursbeherrſchung, die 


5 fih für jedes Land durch die Beherrſchung der Zahlungsbilanz aus- 
ſchließlich auf die Feſtlegung des N der n er⸗ 


ſtrecken kann, a 
a) daß bei gleichbleibendem Werte der Auslandswährung 


ö ſchwankende Wechſelkurſe durch Feſtlegung des Wertes der ee, 


währung ſtabiliſiert werden können; 
b) daß bei ſchwankendem Werte der Auslandswährung, wie 


ſie im Kriege vorhanden und nach dem Kriege vielfach zu erwarten 


iſt, auch eine Stabiliſierung des Wertes der Inlandswährung nicht 
zu gleich bleibenden Wechſelkurſen führen kann; N 
c) daß bei Feſtlegung eines feſten Verhältniſſes zwiſchen zwei 


| Währungen auf dem Wege der Ausgleichspolitik, wie im Kriege 


zwiſchen Pfund Sterling und Dollar, die Wechſelkurſe auf dritte 


Länder in jedem der beiden weiter ſchwanken müſſen, wenn die Be⸗ 


wertung der dritten Währungen oder derjenige der beiden verbundenen 


Währungen ſich W 


lw. Die Regelung der Differenz zwischen REN und langen 
Zahlungsmitteln durch Zinsarbitrage und Preisſpekulation 


Zinsarbitragen bezwecken die Ausnutzung der 


zwiſchen kurzen und langen Zahlungsmitteln beſtehen⸗ 


den Preisdifferenz, die fie dadurch regeln. Viele Poſten 
der Forderungsbilanz ſind befriſtet, die Mehrzahl indeſſen nur bedingt 


in der Weiſe, daß zwar der Schuldner erſt zu einem ſpäteren Zeit⸗ 


punkt zu zahlen verpflichtet iſt, während dem Gläubiger geſtattet it, 
jein Guthaben vorher. durch Mittler, die Banken, flüſſig zu machen. 


Das geſchieht durch lange Wechſel, deren Laufzeit im Überſee⸗ 


verkehr nicht ſelten bis zu 6 und 9 Monaten beträgt und die der 
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bezogene Schuldner oder ſeine Bank in der Regel verpflichtet iſt, mit 
einer Annahemerklärung zu verſehen. 

Dieſe langen Wechſel verwandelt der Gläubiger in Bargeld, in⸗ 
dem er ſie verkauft. Als Abnehmer kommen Schuldner des bezogenen 
Landes wenig in Betracht, weil die Beträge und Laufzeiten dieſer 
Zahlungsmittel nicht ihren Bedürfniſſen angepaßt ſind. Käufer ſolcher 
Wechſel ſind vielmehr in der Regel die Banken, welche die Umwand— 
lung dieſer befriſteten Zahlungsmittel in ſofort fällige und im Be⸗ 
trage den Bedürfniſſen der Inlandsſchuldner angepaßte als wichtigen 
Zweig ihrer beruflichen Tätigkeit betreiben. Vermittler aber greifen 
nur ein, wenn ſie verdienen, und ziehen ſich von Geſchäften 
zurück, wenn dieſe nicht mindeſtens die Selbſtkoſten decken 
und einen Mindeſtreingewinn übrig laſſen. Beides 
vereinigt, ſoll für dieſen Fall als Umwandlungskoſten 
bezeichnet werden. 

Die Selbſtkoſten des Vermittlers beſtehen aus dem Ankaufs⸗ 
preis für lange Wechſel zuzüglich der Koſten, die bei Umwandlung 
ſofort fälliger Zahlungsmittel entſtehen. Letztere ſind: 


1. Koſten des Ankaufs langer Wechſel, die, weil in der Regel im 
eigenen Markt erfolgend, niedrig ſind und bei Banken oft in⸗ 
folge Berechnung einer Proviſion gegenüber den Kunden ins 
Gegenteil umſchlagen; 

2. Koſten der Verſendung nach dem bezogenen Land; 

3. Umwandlung der langen Wechſel im bezogenen Land in ſofort 

fällige Guthaben. Sie erfolgt auf dem Wege des Diskonts. 

Das letztere iſt der Hauptpoſten der Koſtenrechnung, der die 
Umwandlungskoſten dauernd beherrſcht. Größere Wechſel, die durch 
die Hände einer angeſehenen Bank liefen, ſind im bezogenen Lande, 
ſoweit dort ein entwickelter Geldmarkt beſteht, zu dem beſonders 
niedrigen Privatdiskontſatz zu verkaufen. Da dieſer ganz ungebunden 
im freien Markt entſteht und ſehr ſchnellen Schwankungen ausgeſetzt 
iſt, müſſen auch die Umwandlungskoſten von jeder Veränderung be- 
einflußt werden und demnach die Differenz kurz⸗ lang mit jeder 
Marktſatzänderung im bezogenen Lande ſchwanken. Beſteht in einem 
bezogenen Lande kein Geldmarkt, beſitzt er nicht genügende Auf- 


nahmefähigkeit oder verſagt dieſer zeitweiſe, jo iſt die Umwandlung 


langer Wechſel in Barguthaben auf den Diskont bei der Zentral- 
bank oder den führenden Banken zu einem regelmäßig höheren, 
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aber gleichbleibenderen Satze angewieſen. Verſagt auch dieſer 
Weg, iſt alſo jede Möglichkeit der Umwandlung in Barguthaben im 


| bezogenen Lande verſchloſſen, fo können auch Zinsarbitragen nicht 


mehr durchgeführt werden. Dann ſind die Käufer langer Wechſel 
im Gläubigerlande reine Preisſpekulanten, die bis zum Fälligwerden 
des Betrages warten müſſen, ehe ſie über das befriſtete, im Wechſel 
dokumentierte Guthaben verfügen können. In dieſem Falle wird die 
Differenz im Preiſe kurzer und langer Wechſel einmal durch das 
Preisriſiko, zum anderen durch die im Ankaufslande maßgebenden 
Zinsſätze bedingt. Außer dem eigentlichen Zinsaufwand ſind ferner 
die beim Wechſelverkauf etwa auflaufenden Koſten der beteiligten Ver⸗ 


mittler am Gegenplatze ſowie Stempelkoſten zu berückſichtigen. 


4. Koſten des Verkaufs der baren Guthaben, die durch die Um⸗ 
wandlung erlangt wurden. 


Sie ſind auf jeden Fall gering, da der Verkauf in der Regel 


im eigenen Lande der umwandelnden Bank erfolgt. Ja in den 


meiſten Fällen treten ſie wie die unter 1. erwähnten Koſten des Kaufs 


langer Wechſel überhaupt nicht in die Rechnung ein, können ſogar 
darin einen negativen Poſten bilden, weil die Banken als Vermittler 
zwiſchen Gläubigern und Schuldnern häufig in der Lage ſind, dem 


Verkäufer langer und dem Käufer kurzer Zahlungsmittel dieſe Koſten, 


meiſt noch mit einem Gewinnaufſchlag in Geſtalt von Fee 
oder Kurszu⸗ und ⸗abſchlägen, in Rechnung zu ſtellen. 

5. Die Gefahr des Fehlſchlags der Operation und das infolge 
der Verſendung erworbener Wechſel nach dem Gegenland oft 
nicht ganz vermeidbare Riſiko der Preisveränderung bedingen 
eine Riſikoprämie; E e 

6. f. chließlich wird die Umwandlungsbank eine beſtimmte, praktiſch 
geringe Gewinnrate verlangen müſſen. . 
Von dieſen Einzelteilen der Geſamtkoſten der Umwandlung ſind N 

in normalen Zeiten alle bis auf die Zinskoſten ganz oder nahezu 


gleichbleibend. Wo der Diskont zum Marktſatz des bezogenen Landes 


erfolgt, werden deshalb die Geſamtkoſten und damit die Diffe⸗ 
renz kurz⸗lang dauernd und ſchnell mit dieſem Zins⸗ 
ſatz ſchwanken müſſen. ö 

Wir unterſchieden früher Zinsausgleichs— und Zinsdiffe⸗ 
renzarbitrage. Betrachten wir ihre techniſche Wirkung am Bei⸗ 
ſpiel. Der kurze Kurs auf ein Gegenland ſteht auf 100. Man ver⸗ 
mag dort lange von Banken unterſchriebene Wechſel zu einem Markt⸗ 
Schmollers Jahrbuch XIIII I. N | 17 
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ſatz von 4% zu verkaufen. Alle übrigen feſtſtehenden Koſten be⸗ 
tragen // der Wechſelſumme. Wie muß der lange Kurs auf das 
Gegenland im Inlande ſtehen, wenn er ſich auf Dreimonatswechſel 
bezieht? | 

4 %é Disfont bedingt auf drei Monate einen Abzug von 1 %, 
dazu / / feſte Koſten, ergibt einen Geſamtabzug von 1 % . Alſo 
muß der Kurs langer Wechſel auf 100 —1 / —= 98 / ftehen. Steht 
er niedriger, etwa auf 98, jo wird die ſtarke Nachfrage der Um⸗ 
wandlungsbanken, denen die Differenz = / % als hoher Sonder— 
gewinn zufließt, ihn ſehr bald heben. Steigt er dagegen, etwa auf 
99, ſo kann er ſich dort nicht halten, weil die Nachfrage der Um- 
wandlungsbanken ſofort aufhört, denn ſie können dann nichts mehr 
gewinnen. 


Andert ſich der Diskontſatz im Gegenland auf 3%, fo ſinkn 


die Umwandlungskoſten auf / + / % = 1% und der lange Kurs 
ſteigt auf 99. Steigt der Diskont etwa auf 6%, jo erhöhen fidh- 


die Umwandlungskoſten auf 9a + / o = 1/ Yo, und der lange 


Kurs ſinkt auf 98 ¾ lo. | 
Anderſeits muß berückſichtigt werden, daß der lange Kurs 
jeder Schwankung des kurzen Kurſes infolge der Bin- 


dung durch die Umwandlungskoſten folgt, und ſchließlich, 
iſt zu betonen, daß auch in langen Wechſeln Preisſpekulationen. 
ftattfinden, die den langen Kurs zeitweiſe von der durch die 


umwandlungskoſten gebundenen Linie wegdrängen 
können. 
Die Zinsausgleichsarbitrage kauft lange Wechſel und. 
ſchafft daraus Barguthaben im Gegenlande, entweder zur Begleichung 
vorhandener Schulden oder zur Schaffung von Zahlungsreſerven. 
Zinsdifferenzarbitragen würden zum Kauf langer Zahlungs- 
mittel und ihrer Umwandlung in ſofort fällige noch den Verkauf; 
der letzteren im Ausgangsmarkt treten laſſen. In beiden Fällen wird 
die Differenz zwiſchen kurzen und langen Kurſen durch die Um- 
wandlungskoſten beherrſcht und beide Kurſe feſt aneinander gebunden. 

Daß dem jo iſt, haben die ſchon erwähnten Forſchungen von 
Schmalenbach und Mahlberg über Pfund⸗ und Frankenwechſel be- 
wieſen. Im einzelnen ab ich dazu an anderer Stelle! etwa folgendes 
ausgeführt: 

Der lange Wechſel wird in der Regel um Zinsabzug zum Markt⸗ 


a Zeitſchrift für handelswiſſenſchaftliche Forſchung. Dezember 1916, S. 103 ff. 


— — — — N 


Zuſtandes erzwingen. Denn wenn auch m kürzere Zeiten an ihrer 
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ſatze, die ſonſtigen Koſten und Gewinn des Vermittlers, zuſammen⸗ 
gefaßt die Umwandlungskoſten, niedriger bewertet as der kurze 


Weechſel. 


Die Differenz zwiſchen kurzer und langer Sicht richtet ſich in 
ihren Bewegungen nach dem ausländiſchen Privatdiskont, wenn er 
verſagt, nach dem ausländiſchen Bankdiskont. Verſagt auch dieſer, 
ſo übernimmt der inländiſche Privatdiskont die Führung. Das 
weiſen auch die Diagramme Schmalenbachs (II) und Mahlbergs 
(IV und W für engliſche und franzöſiſche Wechſel aus. Allerdings 
findet ſich auch recht häufig eine ſo ſtarke Annäherung zwiſchen 
kurzem und langem Kurs, daß ſie, in Prozente umgerechnet, niedriger 


iſt als der Privatdiskontſatz des bezogenen Landes. Wenn wir dieſen 


Fall als Ausnahme anſehen, er iſt praktiſch nach dem Ausweis der 
Diagramme der ſeltenere, ſo müſſen wir verſuchen, in jedem Falle 


feſtzuſtellen, warum die vermittelnde Bank auf ihren Gewinn und 


auf Erſtattung der Umwandlungskoſten verzichtete. 
„Kurzer und langer Kurs find durch die dargelegten Beziehungen 
dauernd aneinander gekettet. Alle Einflüſſe, denen der kurze Kurs 


| unterliegt, wirken demnach auch auf den langen. Alle Verſchiebungen 
in den Verhältniſſen der Forderungsbilanz, des Privatdiskonts, ja 


ſelbſt die Überlegungen der Preisſpekulanten bewegen mit dem kurzen 


| Kurs auch den langen. Der lange Kurs hat indeſſen daneben noch 


eine Eigenbewegung innerhalb beſchränkter Grenzen, denn die Käufer 


und Verkäufer langer Wechſel pflegen neben der mechaniſchen Be⸗ 0 


rückſichtigung des kurzen Kurſes noch ſelbſtändige, unabhängige Über⸗ 
legungen anzuſtellen über die ſpätere Entwicklung der auch für den 
kurzen Kurs maßgebenden Preisfaktoren. 

So wird die zukünftige Geſtaltung der Forderungs⸗ 


| bilanz, ſoweit ſie ſich erkennen oder ſchätzen läßt, Beachtung finden. 


Auch die ſpätere Geſtaltung des Privatdiskonts und damit 
der Zinsgeſchäfte wird berückſichtigt. Ihren Ausdruck finden 
dieſe Erwägungen in den Entſchlüſſen der Preisſpeku⸗ 


lanten, die ſich bemühen, die Zukunft zu diskontieren. 


Die Bindung zwiſchen kurzem und langem Kurs hat die Form 


der Zinsarbitrage. Die Käufer langer Wechſel werden auch 

unter gegenſeitiger Konkurrenz nur ſo viel zahlen, daß ſie bei Um». 
wandlung derſelben in kurze nicht nur die Koſten, ſondern auch einen 
kleinen Gewinn erzielen. Iſt das nicht möglich, ſo werden ſie auf 


Geſchäfte verzichten und dadurch die Wiederherſtellung des normalen 


175 


260 F Schmidt 1᷑2ꝰ60 


Stelle Preisſpekulanten die zu Markt kommenden Wechſel zu günſti⸗ 


geren Preiſen aufkauften, ſo werden ſie dieſe Käufe doch nie auf 
lange Zeit fortſetzen, einesteils weil die Anſichten über die Markt⸗ 
lage ſich oft ändern, andernteils weil ſie ſonſt leicht unter der Maſſe 
des angebotenen Materials erſticken. | 

Liefert zu einer Zeit die Maſſe der kurz gewordenen Wechſel 
nicht genügend Zahlungsmittel, ſo ſteigt der kurze Kurs und dies 


ſo lange, bis entweder die normalen Umformer langer Wechſel, die 
natürlich auch gleichzeitig Preisſpekulanten ſein können, wieder mit 


Nutzen tätig ſind, oder bis die Preisſpekulanten ſich entſchließen, 
ihren Kursgewinn durch Umwandlung der langen Wechſel in reine 
Zahlungsmittel zu realiſieren. 

Als beſondere Art der Zinsarbitrage, die aber nicht riſiko⸗ 
frei iſt und deshalb auch als Zinsſpekulation bezeichnet werden 


kann, weil vielleicht Kursſchwankungen das Reſultat mindern, iſt der 


Fall zu bezeichnen, daß Inlandsfirmen bei niedrigem Inlandsmarktſatz 
ihr flüſſiges Geld in langen Wechſeln auf ein Land mit derzeit 
hohem Marktſatz anlegen. 

Unter beſonderen Umſtänden, nämlich wenn der Geldmarkt des 
bezogenen Landes nicht oder nur teilweiſe funktioniert, kann der 


Privatdiskont des Landes, das die langen Wechſel ausſtellt, auf die i 


Höhe der Differenz kurz⸗lang einwirken. Ein Beiſpiel: Franken⸗ 
wechſel Ende 1906, Diagramm IV. 


Ein Grund für manche Abweichungen des langen Kurſes von | 


den Umwandlungskoſten iſt die Unvollkommenheit des Nachrichten: 


weſens. Zwar iſt die Nachrichtenvermittlung im Börſenverkehr 


außerordentlich beſchleunigt, doch wird ſie kaum imſtande ſein, an 
den einzelnen europäiſchen Börſen die genauen Marktſätze des Gegen⸗ 
landes vor Feſtſetzung der eigenen Wechſelkurſe oder mindeſtens vor 


Abſchluß der Hauptmaſſe der Geſchäfte bekannt zu machen. Man 


iſt alſo im Deviſenhandel oft auf Schätzung des Marktſatzes im 
Gegenlande für den laufenden Tag angewieſen. Dadurch entſtehen 
zwiſchen den graphiſchen Darſtellungen, die ja ſpäter die exakten 
Marktſätze aufnehmen, und den Kurſen Unſtimmigkeiten. 

Auf den kurzen Kurs, den die Zinsdifferenz leitet, wirkt eine 
Uberſchätzung des ſteigenden Marktſatzes im Gegenlande als zu hohe 
Steigerung, eine Unterſchätzung desſelben als zu geringe Steigerung. 
Überſchätztes Sinken des Marktſatzes veranlaßt zu ſtarkes Sinken, 
und unterſchätztes Sinken des Zinſes zu geringes Sinken des Kurſes. 
Der lange Kurs hat alle Bewegungen des kurzen mitzumachen, 


. 
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er muß ſich aber daneben noch dem Marktſatze im bezogenen Lande 


anpaſſen. Da dieſer oft nur ſchätzungsweiſe bekannt iſt, bleibt der 
lange Kurs in der Regel bei ſcharfen Bewegungen desſelben dahinter 
zurück. Bei Steigung des Marktſatzes im bezogenen Lande bedeutet 
das leicht Unterſchreitung der Marktſatzlinie in * e, 
umgekehrt erhebliche Überſchreitung. 

Der lange Kurs iſt aber an ſich träge und folgt dem kurzen 
bei ſeinen ſchnellen Sprüngen oft nur zögernd, auch wenn der Zins 
im Gegenlande nicht erheblich verſchoben wird. In dieſem Falle 
ſind ſtarke Anderungen der Zinsdifferenz und des kurzen Kurſes faſt 
nur durch Veränderung des inländiſchen Marktſatzes möglich. Senkung 
des kurzen mit Zögern des langen Kurſes ergibt Unterſchreitung 


Steigung des kurzen mit Zögern des langen Kurſes führt zu ſtarker 


Überſchreitung der Linie des Marktſatzes in den Diagrammen. (Bei⸗ 
ſpiel Frankenkurs 1907.) 

Da große Kursſchwankungen mit erheblichen Verſchiebungen der 
Zinsdifferenz und dieſe wieder zum Teil mit Veränderungen des 


Marktſatzes im Gegenlande verknüpft find, fo iſt es oft unmöglich, 


zu entſcheiden, ob die Mängel des Nachrichtendienſtes oder die 
Trägheit des langen Kurſes Urſache der eee von der 
Zinsarbitragegrenze ſind. 

Schließlich kann die Anderung des Bankdiskonts im bezogenen 
Lande, welche ja auf deſſen Marktſatz ſcharf einwirkt, auch die Differenz 
kurz⸗lang beeinfluſſen, weil man nach der meiſt frühzeitig, oft im 


voraus bekannten Bankſatzänderung auch die des Marktſatzes ſchätzt, 


ohne daß dieſe immer der Schätzung recht gibt. | | ' 
Beim deutſch⸗engliſchen Wechſelkurs konſtatiert Schmalenbach 
als das Normale eine Vergütung an den Käufer langer Wechſel 
von // % über dem Privatdiskont des bezogenen Landes. Da 
beim Rediskont der Wechſel in England mindeſtens der Privatdiskont 


wieder verloren geht, verbleiben dem Vermittler alſo nur die s bis 


¼ pro Jahr, d. h. alſo auf den Dreimonatswechſel etwa s bis 


/½ % 0. 


Verſuchen wir nun zu ermitteln, unter welchen Verhältniſſen 
eine Abweichung von der dargeſtellten Regel erfolgt. Am häufigſten 
tritt ſie ein am Anfang und Ende der einzelnen Jahre, während in 
der Zwiſchenzeit nur gelegentliche Abweichungen feſtzuſtellen ſind. Die 


AUrſache kann, wie Schmalenbach ausführt, in den Sonderbewegungen 


des kurzen oder langen Kurſes liegen. Einerſeits ſinkt der kurze 


Kurs allein; das kommt vor, wenn der Anlaß dazu nach Meinung 


\ 
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der Parteien ſchnell vorübergeht, alſo zu einer Entwertung der ſpäter 
fälligen Wechſel kein Grund iſt. Anderſeits ſteigt der lange Kurs 
allein, wenn die Parteien annehmen, daß die ſpätere Kursgeſtaltung 
bis zur Fälligkeit der langen Wechſel nach oben führt. Ausſicht 
dazu beſteht in hohem Maße bei tiefem Kursſtande, in geringem bei 
hohem. Deshalb muß bei hohem Wechſelkurſe auch die normale 
Vergütung oft überſchritten werden, um den Käufer langer Wechſel 
für das Riſiko des Kursfalls zu entſchädigen. Dieſe Erhöhung kommt 
ganz von ſelbſt zuſtande, wenn bei hohem Kurſe die Käufer langer 
Wechſel zurückhalten, alſo die Nachfrage mindern. Der Handel mit 
langen Wechſeln iſt bis zu gewiſſem Grade immer Spekulation, die 
aber beſchränkt werden kann, wenn gekaufte Wechſel mit möglichſter 
Beſchleunigung im bezogenen Lande diskontiert werden. 

Die Preisſpekulationen im Handel langer Wechſel wirken auf 
die Differenz kurz⸗lang bei Ausſicht auf Kursſteigerung mindernd 
und bei Ausſicht auf Kursfall erhöhend ein. Sie geſtalten den 
langen Kurs oft ſchwerfälliger als den kurzen, weil die Parteien 
beim Geſchäft in, langen Wechſeln ihren Blick auf einen aus⸗ 
gedehnteren Zeitraum richten als beim Abſchluß in kurzen Wechſeln. 
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Innere Koloniſation in Preußen re 
England 


Von Regierungsaſſeſſor von der Lühe 


Inhaltsverzeichnis: I. Die Entwicklung der engliſchen Agrarverfaſſung 
S. 263—274. — II. Die Geſchichte der inneren Koloniſation in England 
S. 274—278. — III. Der gegenwärtige Stand der Geſetzgebung in England 
S. 279—286. — IV. Die Erfolge der Geſetzgebung in England S. 286—289. 
— V. Die unterſchiede in der Förderung der Begründung von Bauern⸗ und 
ländlichen Arbeiterſtellen in England von derjenigen in Preußen beſtehen 
und find begründet: A. In der Entwicklung der Agrarverfaſſung S. 289 — 298. 
B. In der Geſchichte der inneren Koloniſation S. 298— 299. C. In dem 

gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung: 1. In der Organiſation der Be⸗ 

hörden S. 299—302. 2. In der Beſchaffung der Geldmittel S. 302 —303. 
3. In der Beſchaffung des Grund und Bodens S. 303-305. 4. In der 
Art der geſchaffenen Stellen: a) Small Holdings (Bauernſtellen) S. 305—813, 
b) Allotments (Arbeiterſtellen) S. 313—315. D. In den Erfolgen S. 315— 316. 
— VI. Vorausſichtliche künftige Entwicklung S. 316—317. 


B' einer Betrachtung der Entwicklung, welche die innere Kolo⸗ 
niſation in England genommen hat, iſt es erforderlich, kurz 
auf die Agrargeſchichte Englands einzugehen. 

Gegen Ende des 13. Jahrhunderts war die grundherrliche Ver⸗ 
faſſung in ganz England verbreitet. Der allgemeinen Regel nach 
waren die Bauern zu Arbeitsleiſtungen verpflichtet!. In dieſem Zu⸗ 
ſtande trat dann im Laufe des Mittelalters noch vor dem Ausbruche 
des „ſchwarzen Todes“ ein Umſchwung dadurch ein, daß an die Stelle 
der Naturalleiſtungen Bezahlung in Geld trat“. Für die geleiſteten 
Geldzahlungen konnte ſich der Grundherr Arbeiter dingen. Es bildete 
ſich demnach ſchon damals ein Stand von Landarbeitern, die zwar 
häufig kleine Grundſtücke beſaßen, aber doch zum großen Teil auf | 
Lohn angewieſen waren ?. Die Mehrzahl der Bauern war jedoch 
durch die Ablöſung der Dienſte in Geld noch nicht zur perſönlichen 
Freiheit gelangt, ſie blieben glebae adscripti. Ihr Land ſtand im 
Eigentum der Grundherren, doch ſind Fälle gewaltſamer Vertreibung 
von Bauern aus ihrem Beſitz zu dieſer Zeit ſelten, was ſeinen Grund 


1 Gonner, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften II, S. 590. | 
2 Aſhley I, Engliſche Wirtſchaftsgeſchichte, über]. von Oppenheim, 
Leipzig 1896, S. 27. * s Ebenda S. 30. n 
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\ 
darin hatte, daß. es zumeist nicht im Intereſſe der Grundherrſchaft 
lag, die Arbeitskräfte ihres Beſitzes durch Vertreibung von Hinter: 
ſaſſen zu verringern 1. In dieſer Zeit ſcheint es das Übliche geweſen 
zu ſein, daß die Grundherren das Land nicht ſelbſt bewirtſchafteten, 
ſondern es an ihre Hinterſaſſen verpachteten. 

Ein weſentlicher Umſchwung in den agrariſchen Verhältniſſen 
Englands trat dann durch die Peſt ein. In drei furchtbaren Aus⸗ 
brüchen vernichtete ſie einen ſehr großen Teil der Bevölkerung. Man 
nimmt an, daß etwa die Hälfte der Bewohner Englands ihr zum 
Opfer gefallen ſind. Dieſer ſchreckliche Verluſt an Menſchen mußte 
ſich in der engliſchen Landwirtſchaft auf das ſchwerſte fühlbar machen. 
Es fehlten die Arbeitskräfte, und eine erhebliche Steigerung der Löhne 
war die Folge. Da nun die Dienſte zum Teil ſchon vor der Peſt, 
zum Teil nachher in Geldleiſtungen umgewandelt worden waren, 
konnten die Grundherren von ihren Hinterſaſſen keine Dienſtleiſtungen 
mehr fordern, und andererſeits reichten die von dieſen geleiſteten Zah⸗ 
lungen nicht mehr hin, um die Arbeiter zu bezahlen, beſonders da 
zahlreiche Stellen durch die Peſt ausgeſtorben waren und nicht wieder 
beſetzt werden konnten. Eine Weiterführung des Betriebes auf den 
bisherigen Grundlagen war demnach nicht möglich. Da das Mittel 
der geſetzlichen Feſtſetzung von Lohntaxen fehlſchlug, war der Grund— 
herr genötigt, zu einem anderen Wirtſchaftsſyſtem überzugehen. Die 
Möglichkeit dazu bot ihm das damals eintretende Aufblühen der eng⸗ 

liſchen Wollinduſtrie, die ſtaatlicherſeits gefördert wurde durch die 


Heranziehung ausländiſcher Weber und das Verbot des Tragens 


ausländiſcher Tuche. Die Schafzucht wurde hierdurch zu einem 
einträglichen Erſatz des bisher vorwiegend betriebenen Ackerbaues 
gemacht. 
| Es beginnt nun ‚bie Zeit der Einhegungen, der Enclosures, durch 
die im Laufe der Jahrhunderte viele Tauſende von Bauern und länd- 
lichen Arbeitern vom Lande vertrieben worden ſind und durch welche 
England ſein heutiges charakteriſtiſches Landſchaftsbild erhalten hat. 
Es ſind hierbei zwei getrennte Perioden zu unterſcheiden. Die erſte 
ſpielte ſich hauptſächlich im 15. und 16. Jahrhundert (1450-1600) 
ab und wurde zum Zwecke der Wollproduktion unternommen. Die 
zweite dagegen wurde vorwiegend des Getreidebaues wegen betrieben 
und ſetzte um die ſechziger Jahre des 18. Jahrhunderts ein, als das 
ZN der a ER ae Ibeen Höhepunkt während 


Ashley, a DB. I, S. 36. 
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der Napoleoniſchen Kriege und dauerte bis weit in das 19. Jahr⸗ 
hundert hinein. In der erſten Periode war die Einhegung größerer 
zuſammenhängender Weideflächen zum Zwecke der Schafzucht erforder⸗ 
lich. Sie war gleichzeitig das Zeichen, daß der Eigentümer eines 
Grundſtückes dieſes der bisher üblichen Dreifelderwirtſchaft entzog. 
Auch ſpäterhin, als der Getreidebau der Beweggrund zu den „Ein⸗ 
hegungen“ war, hat ſich allgemein der Brauch erhalten, das eigene, 
in größerer Fläche zuſammenliegende Land mit einer Einhegung zu 
verſehen. In dieſer Periode iſt dann der Ausdruck „Einhegung“ 
etwa dem gleichzusetzen, was in Preußen mit Gemeinheitsteilung 
und Zuſammenlegung bezeichnet wird. 

Die Grundherren begannen damit, ihr Salland, welches zumeiſt 
ein Drittel bis ein halb des geſamten zur Grundherrſchaft gehörigen 
Pfluglandes umfaßte, einzuhegen. „Der Übergang vom Ackerbau zur 
Weidewirtſchaft auf dem Sallande muß auf die geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe von einſchneidender Wirkung geweſen ſein. Denn ſeit⸗ 
dem die Arbeitsleiſtungen der Werkleute in Geldzahlungen umge⸗ 
wandelt waren, hatte die Beſtellung des Sallandes einer nicht un⸗ 
erheblichen Zahl von kleinen Pächtern und beſitzloſen Köttern Be⸗ 
ſchäftigung gewährt!.“ Nachdem dieſe weggefallen war, mögen fie 
zwar noch eine Weile um ihre Exiſtenz gekämpft haben, aber ſchließ⸗ 
lich waren ſie genötigt, abzuziehen, was dem Grundherrn im allge⸗ 
meinen nicht unlieb geweſen ſein wird, konnte er doch ihre Stelle 
alsdann ohne Schwierigkeiten einziehen und das Land ſeinen ein⸗ | 
gehegten Flächen zuſchlagen. 

Da, wo das Salland geſchloſſen zuſammenlag, griff ſeine Ein⸗ 


hegung zumeiſt gar nicht oder doch nur wenig in fremde Rechte ein. 


Anders da, wo es im Gemenge mit anderen Grundſtücken lag; hier 
wurde die bisher übliche Dreifelderwirtſchaft geſtört und damit die 
Berechtigung zur Viehweide auf der Brache und dem Stoppellande. 

Es läßt ſich annehmen, daß die Grundherren bis zur erſten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts ihr geſamtes Salland von den ge 
meinſam bewirtſchafteten Ländereien der Dorfgemeinde ziemlich all⸗ 


gemein abgeſondert und eingehegt haben“. Die Einhegungen wurden 


teils von den e ſelbſt, teils von ihren zen vor⸗ 
genommen. 

Um dieſe Zeit bahnt ſich die Erſcheinung an, daß die Grundherren 
ihren Beſitz entweder ſelbſt bewirtſchaften oder in großen Pachtſtellen 


ı Aſhley, a. a. O. II, S. 28. Ebenda II, S. 286. 
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an Stelle der bisherigen kleinen ausgeben. In der zweiten Periode 


der engen hat dieſe eee dann noch weiter um ſich 


gegriffen. 

Dem Beiſpiele der Grundherren folgten die Freiſaſſen, die ihre 
Grundſtücke allmählich vereinigten, aus der Dorfflur ausſchieden und 
zum Zweck der Schafzucht einhegten, wodurch die gemeinſame Weide 


noch weiter geſchmälert wurde. 


Die ſchlimmſte Schädigung widerfuhr ihr, und damit der wirt⸗ 


ſchaftlichen Kraft der Bauern überhaupt, durch die Einhegung des 


Gemeinlandes der „Commons“. Es beſteht kein Zweifel darüber, 
daß die Einhegungen einzelner Teile des Weidelandes zum Nutzen 
der Grundherren oder, was auf dasſelbe hinauslief, die alleinige 


Inanſpruchnahme eines Teiles oder des geſamten Weidelandes durch 


die Herden desſelben faſt allerwärts aufkam und zu einer der haupt⸗ 
ſächlichen Urſachen, wenn nicht zur Haupturſache der im Volke 
herrſchenden Unzufriedenheit wurde.“ 

Die ſchwerwiegendſte Folge der Schafzucht und der Einhegungen 
war aber die Vertreibung zahlreicher Bauern von ihren Stellen. Wie 


ſchon gefagt, ſtand das Land der Bauern, ſoweit es ſich nicht um 


Freiſaſſen handelte, im Eigentum der Grundherren. Es beſtand zwar 
der Brauch, die Höfe an den Sohn des vorigen Beſitzers zu vergeben, 
aber zu einem Gewohnheitsrecht hatte ſich dieſer Brauch noch nicht 
entwickelt. Während nun der Grundherr im Mittelalter zur Zeit 
des Ackerbaues, kein Intereſſe daran gehabt hatte, ſeine Hinterſaſſen 
zu vertreiben, ſondern bemüht geweſen war, fie zu halten, war nun⸗ 
mehr das Gegenteil der Fall. Jetzt ging das Beſtreben des Grund— 


herrn dahin, weite, eingehegte Flächen zu ſchaffen, auf denen ſeine 


Schafe weiden konnten. Ein Intereſſe an der Erhaltung der Hinter- 
ſaſſen war bei ihm infolgedeſſen nicht mehr vorhanden. Er bedurfte 


außer wenigen Schäfern keiner Arbeiter mehr für ſeine Landwirtſchaft. 


Baute er doch häufig nur biejenigen Früchte, die er für feinen eigenen 
Bedarf brauchte. | 


Wir hören denn aud) von feiten der Zeitgenoſſen die beweglichſten 


Klagen über die Entvölkerung des Landes. Wir hören von dem Ver⸗ 


fall vieler Städte und Dörfer, und die landwirtſchaftlichen Geſetze 
jener Zeit enthalten klägliche Schilderungen der Verwüſtung, Zer⸗ 


ftörung und abſichtlichen Verödung der Häuſer und Ortſchaften und 
den sn Verfall des Ackerbaues. Häufig machen 2 oder 3 Hirten 


1 Aſhley, a. a. O. II, S. 287. 1 
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200 Menſchen an einem Orte beſchäftigungslos !. Mögen auch 


in dieſen immer wiederkehrenden Klagen manche Übertreibungen 
enthalten ſein, ſo iſt doch ſicher, daß in dieſer Zeit eine ganz außer⸗ 
ordentliche Verminderung der Landbevölkerung Englands ſtattgefunden 
hat. So zählt bereits im Jahre 1459 ein Geiſtlicher 54 Plätze auf, 
die ganz oder teilweiſe entvölkert find und die innerhalb eines Kreiſes 
von 13 Meilen um feine Kapelle bei Warwick liegen?. Dieſe Zuſtände 
brachten Unruhen im Lande mit ſich, und die Geſetzgebung war ge⸗ 
nötigt, einzugreifen. Die volkstümliche Politik der Tudors führte 


im Jahre 1489 zum Erlaß einer Verordnung zur Erhaltung der 


Bauernhöfe. Dieſe wurde in einem Geſetze von 1515 wiederholt. 
Aber wie bei ſo vielen Agrargeſetzen in England, ſind dieſe zunächſt 
nicht durchgeführt worden. Erſt den Bemühungen Wolſeys unter 
der Regierung Heinrich VIII. gelang es, eine ernſtgemeinte Bewegung 
gegen die Einhegung ins Leben zu rufen. Kommiſſionen bereiſten 


das Land und wachten darüber, daß die Beſtimmungen des Geſetzes 


von 1515 beobachtet wurden“. Nach einer aus dem Jahre 1518 
ſtammenden Verfügung des Kanzleigerichtshofes waren alle, die wegen 
ungeſetzlicher Einhegungen die Gnade des Königs angerufen hatten, 
gehalten, ſämtliche ſeit dem Regierungsantritt Heinrichs VIII. vor⸗ 
genommenen Einfriedigungen innerhalb 40 Tagen niederzureißen. Aber 
der bald darauf erfolgte Sturz Wolſeys, der nicht zum wenigſten auf 


dieſe Maßnahmen zurückzuführen iſt, ließ die Bewegung im Sande 


verlaufen. Seine Nachfolger entwarfen wohl zuweilen Geſetze „zur 
Bekämpfung der Armut“, die ſich gegen die Einhegungen richteten, 
aber das Parlament, das zumeiſt aus Grundbeſitzern beſtand, lehnte 
ſie häufig ab und, ſoweit ſie Geſetz wurden, überließ man ihre Durch⸗ 
führung den Friedensrichtern, die immer der Klaſſe der Grundbeſitzer 
angehörten und daher keinerlei Intereſſe daran hatten, auf die Be⸗ 


obachtung der Geſetze zu halten. So muß denn die ganze gegen die 


Einhegungen gerichtete Bewegung, die immer in Zeiten ſozialen Un⸗ 
behagens, beſonders von Teuerungen, wieder auflebte, doch im ganzen 
genommen, als ein völliger Fehlſchlag bezeichnet werden. 

Über den Umfang der Einhegungen und die Zeit, in welcher 
die erſte Periode ihren Abſchluß gefunden hat, gehen die Anſichten 
der Schriftsteller auseinander. Nach dem Verzeichnis der ganz oder 


1 Gay, Zur Geſchichte der Einhegungen in england. Differtation, Berlin 


1912, S. 13. Ebenda S. 27. 


a Ebenda 8. 28.— Fuchs, Wörterbuch der Bertenistfaf , ©. 362. 
4 Ebenda. — Aſhley, a. a. D. II, S. 299. 
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teilweiſe eingehegten Grafſchaften, welches Aſhley gibt, ſcheinen haupt⸗ 
ſächlich die ſüdweſtlichen Teile Englands von den Einhegungen be⸗ 
troffen worden zu ſein, während die nördlichen zumeiſt uneingehegt 


blieben. Das Ende der erſten Periode der Einhegungen ſetzt Aſhley 


auf das Ende des 16. Jahrhunderts, während Gay, auf zahlreiche 
Beweiſe geſtützt, annimmt, daß ſie noch das ganze 17. Jahrhundert 
hindurch gedauert haben. Auf dieſe Streitfrage einzugehen, iſt hier 
nicht der Ort. 

Feſt ſteht, daß der Ackerbau ſeit dem Ende des 16. Jahrhunderts 
in England einen großen Aufſchwung genommen hat. Mehr und 
mehr trat an die Stelle der bisherigen reinen Weidewirtſchaft ein 
gemiſchtes Syſtem. Der Körnerbau nahm von Jahr zu Jahr zu, 


bis er in den 70 er Jahren des vorigen Jahrhunderts ſeinen Höhe- 


punkt erreichte. Cunningham! ſagt von dieſer Zeit, d. h. dem Ende 
des 16. und dem Beginn des 17. Jahrhunderts: „Tillage revived, 
as it had not had a chance to do, since the time of the Black 
Death and the consequent disorganisation of the social system ?.“ 


Auch ſeiner Anſicht nach gingen aber die Einhegungen, nunmehr zum 


Zwecke der Feldgraswirtſchaft, weiter. 

Der Aufſchwung des Ackerbaues war wohl — was allerdings 
nicht unbeſtritten iſt — hauptſächlich eine Folge der ihm durch die 
Regierung zu teil gewordenen Förderung. Insbeſondere wirkte in 
dieſer Richtung die Einführung von Schutzzöllen und Ausfuhr⸗ 
prämien. Letztere wurden zuerſt im Jahre 1689 für Weizen einge⸗ 
führt und wurden dann gewährt, wenn der Preis unter 48 sh für 
das Quarter ſank. Durch die guten Preiſe angeregt, begannen die 
Grundbeſitzer umfangreiche Meliorationen. Zur beſſeren Bewirt⸗ 
ſchaftung des Landes und zur Durchführung der begonnenen Melio⸗ 
rationen legten dann die Grundbeſitzer die kleineren Pachtſtellen zu⸗ 
ſammen und vergaben ſie an wenige kapitalkräftige an Stelle der bis⸗ 
herigen kleinen Pächter. Nur die großen Pachtſtellen konnten Ge⸗ 
treidebau zum Zwecke des Verkaufes in großem Umfange betreiben, 
die guten Preiſe voll ausnützen und infolgedeſſen hohe Pachtpreiſe 
bezahlen. Die kleinen Pächter mo ihne Platz machen und vom 
au weichen. 2 


= Sung be The erh o English. an nd Commerce. 
Cambridge 1903, I, S. 100, 

2 „Der Aderbau lebte in einer Weiſe Wieder auf, wie es ihm ſeit der Zeit 
des ſchwarzen Todes und der darauf 1 eee der Geſellſchaft 
= mehr möglich geweſen war.“ b f 
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Trotz der Einhegungen in früherer Zeit hatte ſich in zahlreichen 
Gegenden die Dreifelderwirtſchaft auf uneingehegten Fluren bisher 
noch immer erhalten und bildete ein großes Hindernis für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Fortſchritt. Man begann daher wieder mit den Ein⸗ 
hegungen. Aber während ſie in früherer Zeit ausſchließlich der 
Schafzucht zugute gekommen waren, dienten ſie jetzt hauptſächlich 
dem Ackerbau. Sie wurden nun nicht mehr willkürlich vorgenommen, 
ſondern in der Weiſe, daß zunächſt der Grundherr allmählich durch 
Bitten oder Drohungen die Mehrheit ſeiner Gemeinde, welche das 
Parlament verlangte, veranlaßte, ihre Namen unter eine Petition 
an das Parlament zu ſetzen, in welcher die Einhegung, d. h. die 
Zuſammenlegung und Gemeinheitsteilung der Gemarkung, beantragt 
wurde. Daraufhin erließ das Parlament eine ſogenannte „Private 
Bill“, die die Einhegung anordnete, und es zogen dann in die Ge⸗ 
meinde Feldmeſſer und Sachwalter ein, die die Einhegung erledigten. 
Das Verfahren war ein äußerſt koſtſpieliges und langwieriges. Bis⸗ 
weilen zog es ſich über mehrere Jahre hin. In dieſer Zeit hatten 
dann die Beſitzer, beſonders die kleineren, kein Intereſſe mehr daran, 
ihren Grund und Boden ordentlich zu bewirtſchaften, wußten ſie 
doch nicht, welches Stück ihnen nachher zufallen würde. Infolge⸗ 


deſſen war das Land nachher häufig in ſo ſchlechtem Zuſtande, daß 


es jahrelanger Arbeit bedurfte, um es wieder in Kultur zu bringen. 
Gerade in dieſer Zeit waren aber die ſehr hohen Koſten für das 


Verfahren zu bezahlen. Schon hierbei waren viele kleine Landeigen⸗ 


tümer nicht in der Lage, ſich zu halten, und mußten ihr Land an 
den kapitalkräftigen Grundherrn verkaufen. | 

Die Vorteile, die der kleine Grundbeſitzer aus den Einhegungen 
zog, waren gering und konnten die Nachteile nicht aufwiegen. Ab⸗ 
geſehen davon, daß das Land wohl häufig ſtark zuungunſten der 
kleineren Beſitzer verteilt wurde, bedurfte es eines ziemlich bedeutenden 
Kapitals, um aus dem Wechſel Nutzen ziehen zu können. Außer den 
Koſten des Verfahrens waren erhebliche Mittel erforderlich, um die 
neu gewonnenen Grundſtücke mit Gattern zu . und die not⸗ 
Wehen Meliorationen vorzunehmen. 

»Die häufigen und ſtarken Schwankungen in den Getreidepreiſen 
e dazu bei, den kleinen Beſitzer zu verſchulden und dann zum 
Verkauf zu zwingen. Die Landwirtſchaft war um dieſe Zeit in 
hohem Maße . bei der der kleine Mann nicht. kon⸗ 
kurrieren konnte 1. | . 


1 Sunninssem, a a. O. II, S. 559. 
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Dazu. kamen noch die ſich mehr und mehr fteigernden Armen: 
laſten, die den kleinen Grundbeſitzer zwangen, dazu beizutragen, die 
Arbeiter des Großgrundbeſitzers zu unterhalten. 

Den ſchwerſten Schaden, den der kleine Grundbeſitzer und der 
Landarbeiter durch die Einhegungen erlitt, war aber die Aufteilung 
des Gemeinlandes. Während er früher — häufig ohne eigentlich 
hierzu berechtigt zu ſein — auf der Gemeinweide ſeine Kuh oder 
ſein Kleinvieh hatte weiden laſſen, wurden jetzt alle Rechte geprüft, 
und diejenigen, die ihr Recht nicht nachweiſen konnten, erhielten gar 
keine Entſchädigung. Aber auch diejenigen, deren Rechte anerkannt 
wurden, erlitten ſchwere Nachteile. Der kapitaliſierte Wert der 
Weidegerechtigkeiten wurde ſehr gering bemeſſen, und das kleine 
Stück Land, das als Entſchädigung gegeben wurde, hatte nur ge= 
ringen Wert und reichte zumeiſt nicht aus, um eine Kuh zu halten. 
Die Folge war, daß gewöhnlich Kuh und Land an den reichen Be— 
ſitzer verkauft wurde !. 

Hatte vollends der Landarbeiter ſeine Stelle nur gepachtet, ſo 
nahm ihm der Großgrundbeſitzer dieſe fort und ſchlug ſie dem 
Pachtgut des Großpächters zu, der höhere Pachtpreiſe zahlen konnte 
als der nur für den eigenen Bedarf produzierende Kötter, der durch 
die hohen Getreidepreiſe mehr Schaden als Nutzen hatte?. 


Selbſt da, wo für das Wohl des Landarbeiters bei den Ein⸗ 


hegungen durch Schaffung kleiner Stellen geſorgt wurde, war ſeine 
Lage verſchlechtert. Früher hatte er hoffen können, allmählich eine 
kleine Pachtung zu übernehmen und dieſe ſpäter zu vergrößern. Jetzt 
verſchwand der Stand des kleinen Pächters und mit ihm die Mög- 
lichkeit, in ihn einzurüden. N 
| Als dann im Jahre 1801 ein General Enclosure Act erlaſſen 
wurde, der die Private Acts beſeitigte und dadurch die Einhegungen 
verbilligte und erleichterte, nahmen die Einhegungen neuen Auf— 
ſchwung und wurden in großer Zahl durchgeführt. Um den Schädi⸗ 
gungen der kleinen Weideberechtigten vorzubeugen, ſchrieb dann der 
General Enelosure Act vom Jahre 1845 die Entſchädigung der 
Weideberechtigten durch Ackerparzellen vor. Aber trotz dieſer Be⸗ 
ſtimmung wurden in den Jahren 1845—1867 rund 194000 ha ein⸗ 
gehegt, davon aber nur 850 ha zu Parzellen für kleine Leute be⸗ 


a Cunningham, a. a. O. II, S. 714. 
2 Levy, Landarbeiterfrage und Landflucht, S. 486. 
| * 
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ſtimmt !. Ebenſo gelangte die Beſtimmung aus den Commons Acts 
von 1876 und 1879, daß bei Einhegungen geeignete Grundſtücke als 
Feldgärten für Arbeiter zurückzubehalten ran. nur vereinzelt zur 
Durchführung. | 
Die Einhegungen ſind heute in ganz England mit verſchwindenden 
Ausnahmen durchgeführt. 
Die Wirkungen der e wie ſie ſich in der Zeit vom 


15. bis zum 19. Jahrhundert abgeſpielt haben, waren demnach: Der 
kleine Grundeigentümer wurde von dem Großgrundbeſitzer, der Kleine 


Pächter von dem Großpächter verdrängt. Die Landarbeiter und die 
ihnen naheſtehenden kleinen Eigentümer und Pächter verfielen der 
Proletariſierung. 

Dieſe proletariſierte Bevölkerung aber war es, die dann aus 
Gründen, deren Erörterung hier zu weit führen würde, um die 


Wende des 19. Jahrhunderts in großen Scharen der öffentlichen 


Armenpflege anheimfiel. Die Laſten dieſer ruhten auf dem Grund⸗ 
eigentümer und waren zum Teil ſo hoch, daß ſie die geſamte von 


dem Lande erzielte Pacht verſchlangen. Der Grundeigentümer ſah 
ſeine einzige Rettung darin, daß er die Zahl der Katen ſoweit als 


möglich verringerte und die Inſaſſen zwang, fortzuziehen. Die er⸗ 
forderlichen Arbeiter konnten aus ſogenannten open villages, d. h. 
ſolchen, wo der Grund und Boden vielen kleinen Leuten gehörte, be⸗ 
zogen werden?. Um dieſe Zeit erreichte die Not unter den Arbeitern 
ihren Höhepunkt. Die von Haus und Hof vertriebenen Arbeiter 


ſammelten ſich in den open villages und zogen in Arbeiterkolonnen 


auf die benachbarten Güter zur Arbeit aus; der Lohn, den ſie dort 
erhielten, war infolge des großen Überangebots äußerſt gering. 

So war denn im Laufe der Jahrhunderte ein großer Prozent⸗ 
ſatz der landwirtſchaftlichen Bevölkerung Englands von der Scholle 
gelöſt, ja zum Teil ſogar von ihren Sitzen vertrieben worden und 
das Land faſt völlig in die Hände des Großgrundbeſitzes gelangt. 

Als nun die induſtrielle Entwicklung Englands große und 
ſchnelle Fortſchritte machte, war es natürlich, daß dieſe Bevölkerung 


in Scharen dorthin abwanderte. Dieſe Bewegung hat ſchon ziem⸗ 


lich frühzeitig — erheblich früher als in Preußen — eingeſetzt. Schon 
im Jahre 1811 waren „nur mehr 35,2 % großbritanniſcher Familien 


1 Skal 28 Anſtedlungsbeſtrebungen in England. Archiv für innere 
Koloniſation, Bd. IV, S. 4. 

2 Hasbach, Die engliſchen Landarbeiter in den letzten hundert Jahren 
und die Einhegungen. Leipzig 1894. S. 202: 


0 
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an der Landwirtſchaft, dagegen 44,4% an der Induſtrie und dem 


Handel intereſſiert !.“ 
Zu der Abwanderung in die Induſtrie trat die ſtarke Aus⸗ 


wanderung hinzu. Von 1815—1905 find etwa 13 Millionen 


Briten ausgewandert. Nimmt man an, daß hiervon etwa die Hälfte 
Iren und Schotten ſind, ſo bleibt doch für England ein Verluſt von 
etwa 6 Millionen Menſchen, von denen ein großer, wenn nicht der 


größte Teil der Landwirtſchaft entſtammte. 
Die Abwanderung des kleineren Beſitzers wie des landloſen 


Arbeiters wurde noch durch die Agrarkriſis der 70 er und 80 er Jahre 
beſchleunigt. Als am Ende der 70 er Jahre die europäiſchen Märkte 


plötzlich mit amerikaniſchem Weizen, dem Erzeugnis des durch das 


Heimſtättengeſetz geförderten Ackerbaues in den Vereinigten Staaten 


überſchüttet wurden, wurde die engliſche Landwirtſchaft beſonders 
ſchwer betroffen. Der Grund lag darin, daß fie den erſten Anfturm 


infolge der geographiſchen Lage auszuhalten hatte, und daß ſie durch 
keine Zölle mehr geſchützt war. Die Folge war, daß nur der Groß⸗ 


grundbeſitzerſtand; der in England notoriſch außerordentlich reich iſt, 
ſich halten konnte, während die wenigen kleineren Beſitzer, die ſich 


durch die Einhegungsperioden hindurchgerettet hatten, ſich nun zu⸗ 
meiſt zum Verkauf genötigt jahen?. Ihr Land wurde von dem 
Großgrundbeſitz oder dem ſtädtiſchen Kapital aufgekauft. 

Da der Ackerbau infolge der geſunkenen Preiſe auf vielen Böden 
nicht mehr lohnend war, wurde viel Ackerland in ewige Weide ver⸗ 
wandelt oder ging auch völlig außer Kultur. Die ewige Weide er⸗ 


fuhr in der Zeit von 1866— 1911. in England und Wales eine Ver⸗ 
größerung von über 2,2 Mill. ha während die Getreideanbaufläche 
in der Zeit von 1871—1911 um 1 Mill. ha zurückging und gegen 


wärtig nur noch rund 2,3 Mill. ha oder etwa ein Siebentel des 
Staatsgebietes beträgt. Von der Geſamtfläche von Großbritannien 
(außer Irland) von 56 Mill. acres werden heute 24 Millionen als 
nicht kulturfähig bezeichnet, eine Zahl, die ſehr hoch gegriffen er⸗ 
ſcheints. Von dem Reſt find. 17 Mill. acres Grasland oder 


außer Kultur * 14½ Mil, Ackerland. Durch dieſe Ver⸗ 


Se a. a. O., ©. 492. 5 en, 
2 Goetſch. Wörterbuch der Volkswirtſchaft. I, S. 315. 
4 


® Conrad, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften I, S. 218. 
1 The Times, „The Land and the People“ IV, Juli 1913. 
8 „Review of Reviews“ 1912, S. 410. ö 
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änderuug in dem Umfange des bebauten. Landes ſind zweifellos zahl 


reeiche Landarbeiter eleminiert worden, auch mag die e von 
Maſchinen das ihrige dazu beigetragen haben. 

Die Statiſtik gibt ein klares Bild der Abwanderung 1: 

Der Prozentſatz der in der Landwirtſchaft befchäftigten Familien, 
der noch 1811 35 é betragen hatte, ſank bis zum Jahre 1901 auf 
9,2% in Großbritannien und 8,8% in England und Wales. 

Während bis zum Jahre 1821 zwar der Prozentſatz der in der 
Landwirtſchaft beſchäftigten Familien fiel, aber die abſolute Zahl 
noch eine Steigerung erfuhr, ſetzte von dieſer Zeit ab auch ein Fallen 
in der abſoluten Zahl ein. Von 1821—1831 ſank die Zahl der in 
der Landwirtſchaft beſchäftigten Familien in England und Wales 
von 773732 auf 761348. Während der folgenden 20 Jahre iſt ein 
Vergleich der Zahlen wegen Anderung des Syſtems nicht möglich. 
Von 1851—1901 ſank dann die Zahl der in der Landwirtſchaft be⸗ 
ſchäftigten Perſonen von 1742 739 auf 1 192167. Im ben alſo 

ein Verluſt von 520 572 Köpfen. 8 

Noch ſtärker iſt der Verluſt an landwirtſchaftlichen Arbeitern. 
Ihre Zahl ſank von 1851—1901 von 1 376.051 auf 727 140. Der 
Verluſt beträgt alſo 648 911 oder 47 %8. des Standes von 1851. 

Während Anfang der 70 er Jahre in England und Wales noch 
Rüber die Hälfte der Bevölkerung in den ländlichen Bezirken wohnte, 
hatte ſich im Jahre 1911 das Verhältnis derart verſchoben, daß in 
den ſtädtiſchen Bezirken 78 „/, in den ländlichen 22 der Bevölkernng 


wohnten; doch ergibt dieſe Statiſtif kein ganz zutreffendes Bild, da 


manche ſogenannte ländliche Bezirke namentlich in der Nähe von 


London und anderen großen Städten einen mehr ſädtiſhen e . 
haben?. 


Anderſeits darf ale nicht überfehen een daß im 19. Jahr⸗ 


hundert die Bevölkerungsziffer in den ländlichen Bezirken nur relativ, 


aber nicht abſolut abgenommen hats. So wurden in 112 Bezirken, 
die im Jahre 1901 rein ländlichen Charakter hatten, 1801: 932 346, 
1851: 1324528 und 1901: 1330319 Einwohner gezählt. Es iſt 
aber bei dieſer Zahlengruppierung zu bemerken, daß dieſe Vermehrung 
der Bevölkerung in den ländlichen Bezirken nach dem vorher Geſagten 
unmöglich der Landwirtſchaft zugute gekommen ſein kann, vielmehr 
ift anzunehmen, daß fie u die ä von 4 


1 The Times, „The L Land and the People“ III und U, Juli 1918. 
/ 2 Skalweit, a. a. O. S. 1 und 39. 2 Ebenda ©. 99. 
Schmollers Jahrbuch XIIII 1. | . 18 
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der reichen Klaſſen mit ihren Familien und Bedienten, von Penſio⸗ 
nären und ähnlichen Leuten, die ſich auf das Land zurückgezogen 
haben, entſtanden iſt. 

Wie ſehr der kleine Beſttz durch den Großgrundbeſitz verdrängt 
worden iſt, zeigt die Statiſtik der heutigen Grundbeſitzverteilung. 
Die allmähliche Entwicklung iſt zahlenmäßig mangels ſtatiſtiſcher 
Erhebungen nicht feſtzuſtellen. | 

In England und Wales nehmen die größeren Beflisrnge von 
über 202 ha 66,68% der Geſamtfläche ein. 874 Perſonen befigen - 
über 28%/0 der Gefamtfläche 1. Es iſt aber zu bemerken, daß dieſe 
Statiſtik grafſchaftsweiſe erhoben iſt, jo daß, wer in mehreren Graf: 
ſchaften Land beſitzt, doppelt gezählt iſt. Hierdurch wird die Zahl 
eine nicht unerhebliche Verſchiebung gegenüber dem wirklichen Zu⸗ 
ſtande erfahren haben. 

Von ſämtlichen landwirtſchaftlichen Betrieben über 0,4 ha ſind 
in Großbritannien 87,8 / verpachtet, der Reſt wird vom Eigen⸗ 
tümer bewirtſchaftet; doch iſt dabei zu berückſichtigen, daß dieſes Ver⸗ 
hältnis zu günſtig iſt, da unter dieſe Rubrik auch der „Gentleman⸗ 
Farmer“ fällt, d. h. der ſelbſtwirtſchaftende „Rittergutsbeſitzer“, dem 
es aber in England weniger auf die Erträgniſſe feiner Landwirtſchaft 
ankommt als darauf, einen angenehmen Landſitz zu haben und der 
nebenher etwas Ackerbau, aber vorwiegend Zucht edler Tiere betreibt ?. 
Die Zahl des vom Eigentümer bewirtſchafteten Landes geht zudem 
ſtändig zurück. Im zwanzigjährigen Zeitraum von 1892 iſt die 
Fläche des vom Eigentümer bewirtſchafteten und bewohnten Landes 
um mehr als ein Drittel, nämlich von 1 652 000 ha auf 1 182 000 ha 

geſunken ö. 

Die landwirtſchaftlichen Betriebe von 0A ha an verteilen fi _ 

in Großbritannien folgendermaßen“: | 


0,4—2 haa 21,4% 

| 2-20 ha . 45,5% 

X Fi 20—120 hkaa 29,6% 
| e über 120 ha 23,5 % 


1 Sering, Politik der ee eee in den großen Reichen. 
Berlin 1912, S. 46. 
: 2 Plehn, Die neue Landvolitit in Großbritannien, Zeitſchrift f. Agrar⸗ 
politik 1907, S. 278. 

8 Deutſche ee Die britiſche Agrarfrage, in 1 getaggt 1913, 
Nr. 26 und 321. 

4 Sering. u. a. O. E. 46. ee 
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Es konnte die öffentliche Meinung Englands nicht unberührt 
laſſen, daß einerſeits die Zahl der kleinen Eigentümer im Laufe der 
Jahrhunderte nahezu völlig verſchwunden war, daß die Entvölkerung 
des platten Landes ſtetig zunahm, daß immer größere Flächen dem 
Ackerbau entzogen wurden, und daß anderſeits in der Induſtrie 
Überangebot von Arbeitskräften herrſchte, und daß die Zahl der ein⸗ 
geführten landwirtſchaftlichen Produkte, zu deren Erzeugung England 
ebenſo befähigt geweſen wäre, in ſteter Aufwärtsbewegung war. Das 
engliſche Volk mußte erkennen, daß ſeine Landwirtſchaft durch und 
durch krank war, und daß an dieſem Zuſtande hauptſächlich ſchuld 
trug, daß man ſeit Jahrhunderten nichts für den ländlichen Mittel⸗ 
ſtand getan hatte und es, als die ausländiſche Konkurrenz die heimiſche 
Landwirtſchaft auf das ſchwerſte ſchädigte, an einem ausreichenden 


Schutz hatte fehlen laſſen. Während man ſich aber bis jetzt noch 


nicht hat dazu entſchließen können, mit dem gewiſſermaßen heiligen 
Freihandelsdogma zu brechen, hat man ſich ernſtlich bemüht, dem 
landwirtſchaftlichen Kleinbetriebe zu Hilfe zu kommen. 

Bei den Kleinſiedelungen in England werden zweierlei Arten 


unterſchieden: „Allotments“ und „Small Holdings“. Da es ſich 
um techniſche Ausdrücke des Geſetzes handelt, empfiehlt es ſich, ſie 


beizubehalten. Als Allotments bezeichnete man urſprünglich Arbeiter⸗ 


ſtellen bis zu 1 acre (0,4 ha) Größe, doch wurde dieſe Grenze be⸗ 


reits im Jahre 1894 erweitert und dann in dem Geſetze von 1907 
auf 5 acres (2 ha) feſtgeſetzt. Small Holdings ſind ſolche land⸗ 


wirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, deren Größe zwiſchen 0,4 ha und 


20 ha beträgt. Im Falle das Grundſtück die Größe von 20 ha über⸗ 


ſchreitet, darf der Wert u jährlichen Ertrages nicht mehr als | 
1000 Mk. betragen. ee 


Bei den erſten Beſtrebungen auf dem Gebiete der Kleinfiedelung, 
die ſchon ziemlich früh einſetzten, handelte es ſich durchweg um Allot- 
ments 1. Zunächſt wurden ſchon gegen Ende des 18. Jahrhunderts 


von ſeiten Privater Verſuche gemacht, ſolche Stellen an landwirt⸗ 


ſchaftliche Arbeiter auszugeben. Es waren wohl ausſchließlich Pacht⸗ 
ſtellen. Staatlicherſeits wurden zuerſt im Jahre 1795 Schritte unter⸗ 
nommen, als eine ſtaatliche Kommiſſion zum Studium dieſer Fragen 
eingeſetzt wurde. Obwohl ihr Bericht den Kleinſiedelungen günſtig 
lautete, erfolgten die erſten Anſätze zu einer geſetzlichen Förderung 
erſt im Jahre 1819. Hels ebenſo wie * des . 


| "Otatweit, a a. O. S. 2 fl. e 
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1831 wurde veranlaßt durch die günſtigen Erfahrungen, die man 
mit der Begebung derartiger Stellen an Landarbeiter bei der Be⸗ 


kämpfung der unter ihnen herrſchenden furchtbaren Not gemacht 
hatte. Sie tragen daher weſentlich den Charakter von Geſetzen zur 


Erleichterung der Armenlaſten. Durch ſie wurden die Gemeinde⸗ 
und Armenverbandsvorſteher ermächtigt, Gemeinde⸗ bzw. Kronland 


an arme Gemeindeangehörige zu verpachten. Dasſelbe beſtimmte ein 
Geſetz von 1833 bezüglich der Ländereien wohltätiger Stiftungen. 
Dieſe Geſetze gelangten aber nur ſelten zur Anwendung und waren 
kin Fehlſchlag. 

Deswegen wurde im Jahre 1882 der „Allotments Extension 
Act“ erlaſſen, der auch „Jesse Collings Act“ genannt wird, nach 
dem eifrigſten Vorkämpfer der inneren Koloniſation in England. 
Nach dieſem Geſetze ſind die Kuratoren von Stiftungen verpflichtet, 
das dazugehörige Land für Allotments zur Verfügung zu ſtellen. 
Die Durchführung des Geſetzes ſtieß aber auf Hinderniſſe, weil die 
Kuratoren wegen der mit der Verpachtung in kleinen Stellen ver⸗ 


bundenen Schwierigkeiten und Unſicherheiten Widerſtand entgegen⸗ 


ſetzten. Erſt ein Geſetz vom Jahre 1887, wonach die Verpachtung 
von Stiftungsländereien im ganzen an die Gemeinden zur Ein⸗ 
richtung von Allotments zuläſſig war, bewirkte eine Förderung 
ſolcher Stellen. 

Die Schaffung von Allotments auf Grund des General Enclosure 
Act von 1845 und der Commons Acts von 1876 und 1879 find be⸗ 
reits oben erwähnt worden. \ 

Durch den Allotments Act vom Jahre 1887 wurde den Ge⸗ 
ſundheitsbehörden, d. h. in Städten den Town Councils, auf dem 
Lande den District Councils zur Pflicht gemacht, auf Antrag von 


6 ſtimmberechtigten Parlamentswählern das Beſtehen einer Nachfrage 


nach Allotments zu prüfen, und eventuell ſolche einzurichten. Den 


Behörden war zu dieſem Zweck das Enteignungsrecht jedoch vorbe⸗ 


haltlich der Genehmigung des Parlaments gegeben. 


Da die Districts Councils die Schaffung von Allotments ſehr 


läſſig betrieben, wurde durch ein Geſetz vom Jahre 1890 eine Be⸗ 
ruſung an den Grafſchaftsrat (Country Council) zugelaſſen, wenn 
die Diſtriktsbehörde ihren Verpflichtungen nicht nachkam. In dieſem 
Fall war der Grafſchaftsrat zur ſelbſtändigen Durchführung auf Koſten 
der Diſtriktsbehörde berechtigt. 


Durch den Local Government Act vom Jahre 1894 wurde die 
Begrundung von Allotments den Parish Councils, d. h. den Ge⸗ 


— — — — 
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meindebehörden übertragen, auch fielen eine Reihe von Formalitäten 
weg, insbeſondere die Entſcheidung des Parlaments bei Enteignungen. 


Jetzt entſchied im Falle des Widerſpruches die Kommunalaufſichts⸗ 
behörde (Local Government Board) hierüber. Auch wurde jetzt 
eine zwangsweiſe Anpachtung von Land zugelaſſen. 


Der Erfolg dieſer Geſetze war ein recht geringer. In den erſten | 


7 Jahren, als die Ausführung noch in den Händen der Geſundheits⸗ 
behörden lag, wurden nur 911 ha in 5536 Stellen ausgegeben. In 
der folgenden Zeit bis 1907 ſind ſeitens der Gemeindebehörden in 


3½ Jahren 32663 Stellen auf 6000 ha eingerichtet worden!. Bis 
Ende 1907 fehlen dann amtliche Zahlen, doch nimmt Skalweit an, daß 


die Fläche von 1902 bis 1907 höchſtens um 1000 ha zugenommen hat. 


Die ausgegebenen Stellen waren ſämtlich Pachtſtellen ohne 


Wohngebäude. 
Wegen des geringen Erfolges, den die bisherigen Geſetze ge⸗ 


habt hatten, wurde dann im Jahre 1907 das neue Geſetz über die 
Allotments erlaſſen, deſſen Inhalt unten wiedergegeben werden ſoll. 

Die Beſtrebungen zur Begründung von Small Holdings, d. h. 
zur Schaffung eines Kleinbauernſtandes, begannen ebenfalls mit der 


Tätigkeit Privater. Im Jahre 1892 wurde dann auf Grund des 
günſtigen Berichtes einer nach dem Feſtlande zum Studium der 
dortigen bäuerlichen Verhältniſſe entſandten Kommiſſion der Small 


Holdings Act von 1892 erlaffen. 


Im Gegenſatz zu den Allotments war hier eine käufliche Er⸗ 


werbung der begründeten Stellen vorgeſehen, eine Verpachtung war ' 
nur aushilfsweiſe gedacht. Die Enteignung der erforderlichen Flächen 


— 


war zwar im Entwurfe vorgeſehen, ſcheiterte aber an dem Widerſtande 
der Großgrundbeſitzer. Im übrigen enthielt das Geſetz im weſentlichen 


dieſelben Beſtimmungen wie das Geſetz von 1907, auf das unten noch 


näher eingegangen werden, wird, jedoch iſt zu bemerken, daß der Zentral⸗ 


behörde, dem Landwirtſchaftsminiſterium noch keine direkte Einwirkung 
auf die Grafſchaftsräte zuſtand, denen die en der Small 
HFoldings übertragen war. 

en Infolgedeſſen war der Erfolg des Geſetzes nur gering. In den 
erſten drei Jahren ſeit Inkrafttreten erwarben 8 von den 95 Graf⸗ 


ſchaften Großbritanniens 195 ha? und gaben ſie an 152 Anſiedler 


aus, davon entfielen 35 ha auf Schottland, wo das Geſetz von 1892 
im Unterſ ed von „ von 1907 ebenfalls galt. Bis Ende 


1 Skalweit, a. a. O. E 7. — 2 Ebenda S. 13. 
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1902 hatten fih in England 8 und in Schottland 1 Grafſchaft mit 
insgeſamt 383,5 ha beteiligt, wovon allein 131 ha auf Worceſterſhire 
entfielen. Hiervon hatten die Grafſchaftsräte 290 ha gekauft, den 
Reſt gepachtet. Von dem ausgegebenen Land war nur ein Viertel 
zu Eigentum, der Reſt als Pachtſtellen begeben worden. 

Die erzielten Erfolge waren demnach äußerſt gering. Der Grund 
iſt in verſchiedenen Umſtänden zu ſuchen. ö 

Für die Grafſchaftsräte war es ſchwierig, den erforderlichen 
Grund und Boden zu angemeſſenen Preiſen zu erhalten, da ihnen 
das Mittel der Enteignung noch nicht gegeben war, und weil der 
Preis des Grund und Bodens in England in Verhältnis zu ſeinem 
Ertragswert ſehr hoch iſt, was ſich beſonders damals fühlbar machte; 
erreichte doch gerade in den 90 er Jahren die engliſche Landwirtſchaft 
ihren tiefſten Stand. Ferner iſt in England ein ſehr großer Teil 
des Grund und Bodens in ähnlicher Weiſe wie die preußiſchen Fidei⸗ 
kommiſſe gebunden und ſeine Veräußerung mit Schwierigkeiten ver⸗ 
knüpft. Dazu kam noch, daß die Grundbeſitzer im allgemeinen „ab— 
geneigt waren, Land zu Kleinbetrieben herzugeben, da ihre Güter 
auf Verpachtung in größeren Farmen zugeſchnitten waren und 
kleinere Grundſtücke ihnen vielfach aus Sportrückſichten im Wege 
ſtanden“ 1. Bot ſich den Grafſchaftsräten aber einmal eine günſtige 
Gelegenheit zum Landerwerb, ſo waren ſie dem Privatkäufer gegen⸗ 
über im Nachteil, weil ſie erſt mit ihren Anſiedelungsluſtigen ver⸗ 
handelten. 

Ein weiterer Grund, weshalb ſo wenig Stellen auf Grund des 

Small Holdings Act begeben wurden, war auch der, daß durch den 
Local Government Act von 1894 die Gemeindebehörden ermächtigt 
wurden, Allotments auch von über 0,4 ha Größe zu vergeben. Da 
die Beſtimmungen hierfür weniger ſchwierig waren, insbeſondere dort 
die Verpachtung in erſter Linie vorgeſehen war, ſo nahm man bei 
Stellen kleineren Umfangs lieber auf dieſes Geſetz Bezug. 

Der wichtigſte Grund aber iſt in der mangelnden Neigung der 
Grafſchaftsräte zur Schaffung von Small Holdings zu finden. Sie 
wollten ſich nicht den mancherlei Schwierigkeiten und Unbequemlich⸗ 
keiten ſowie dem Riſiko unterziehen. Um die Bewerber abſchlägig 
zu beſcheiden, führten ſie mancherlei Scheingründe an?. „Unter 
anderem wieſen ſie ſolche Bewerber, die nicht kaufen, ſondern 
pachten wollten, auf die Beſtimmung des Geſetzes hin, wonach in 


1 Skalweit, a. a. O. S. 14. 2 Ebenda ©. 15. 
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erſter Linie Kauf in Ausſicht zu nehmen ſei.“ Auch die Vorſchrift 
des Geſetzes, daß dem Grafſchaftsrat durch die Anſiedelung keine 
Verluſte erwachſen dürften, ſchränkte die Bereitwilligkeit zur An⸗ 
wendung des Geſetzes ein. ö 
Nicht unerwähnt darf bleiben, daß die Geſetze infofern frucht⸗ 
bringend geweſen ſind, als ſie die private und genoſſenſchaftliche 
Tätigkeit anregten. Insbeſondere ſind die Beſtrebungen Earl Car⸗ 
ringtons zu erwähnen, der auf feinen Privatgütern Kleinfiedekungen 
anlegte und damit die beſten Erfolge erzielte. f 
Als er ſpäter Landwirtſchaftsminiſter geworden war, nahm er 
auch die Beſiedelung der Kronländereien in die Hand. Durch den 
Crown Lands Act von 1906 wurde ihm als Landwirtſchaftsminiſter 
die ſpezielle Verwaltung der vorzugsweiſe landwirtſchaftlich genutzten 
Grundſtücke in einer Größe von rund 25 000 ha übertragen!. Sobald 
die einzelnen Farmen pachtfrei wurden, wurden ſie aufgeteilt und in 


leinen Pachtſtellen vergeben. 


Durch Lord Carringtons Bemühungen ift 815 das Geſetz von 


1907 „Small Holdings and Allotments Act“ zuſtande gekommen. 


Er wurde erlaſſen unter Benutzung der Vorſchläge, welche eine vom 


Landwirtſchaſtsminiſterium berufene Kommiſſion gemacht hatte?. Im 


Jahre 1908 und 1910 hat das Geſetz dann noch in einigen unweſent⸗ 
lichen Punkten Abänderungen erlitten. | 
Es zerfällt in drei Teile. Der erſte behandelt Small Holdings, 


der zweite Allotments, der dritte gibt die gemeinſamen Beſtimmungen. 


Der Geltungsbereich des Geſetzes umfaßt nur England und Wales. 
Irland und Schottland ſind ausge] chloſſen, da dort beſondere Geſetze 


gelten. 


| Die Schaffung von Small Holdings blieb auch fernerhin den 
Grafſchaftsräten übertragen“, doch find die Befugniſſe der Zentral⸗ 
inſtanz, des Landwirtſchaftsminiſteriums weſentlich geſtärkt worden, 


zum die Durchführung des Geſetzes und die einheitliche Behandlung 
zu gewährleiſten 5. Landwirtſchaftlich vorgebildeten Kommiſſaren des 


1 Skalweit, Beſiedlung von Krongütern. Mitteilungen der: Deutſchen 
Landwirtſchaſtsgeſellſchaft, 1907, Nr. 414. 

2 Report of the Departmental Committee appointed by the Board. aof 
Agriculture and Fisheries to inquire into and report upon the ‚subject of 
Small Holdings in Great Britain. London 19060606. 

® Dumsday, The Law of Allotments and Small Holdings under The 


* Holdings and Allotments Act. London 1906, Sect. 1. 


4 Ebenda Sect. 2 
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Miniſteriums — ihre Zahl beträgt gegenwärtig acht, die über das 
Land verteilt find — liegt es ob, das Bedürfnis nach Schaffung von 
Small „Holdings feſtzuſtellen und hierbei mit allen in Betracht kom⸗ 
menden Behörden, insbeſondere den Grafſchaftsräten, Hand in Hand 
zu arbeiten 1. Iſt der Kommiſſar der Anſicht, daß die Vergebung von 

Small Holdings wünſchenswert iſt, ſo hat er dem Miuiſterium hier⸗ 
über zu berichten. Weigert ſich der betreffende Grafſchaftsrat, den 
Vorſchlägen entſprechend einen Beſiedelungsplan aufzuſtellen, ſo kann 
das Miniſterium den Kommiſſar damit beauftragen ?. Alle Pläne ſind 
ſtets — gleichgültig, ob von einem Kommiſſar oder einem Grafſchafts— 
rat aufgeſtellt — dem Miniſterium vorzulegen ?. Dieſes veröffentlicht 
den Plan. Hiergegen können Einwendungen erhoben werden. Falls 
der Grafſchaftsrat ſelbſt widerſpricht, muß ein Ortstermin abgehalten 
werden“. Nachdem ſodann der Plan von dem Miniſterium endgültig 
feſtgeſtellt worden iſt, liegt es dem Grafſchaftsrat ob, den Plan in 
der dort vorgeſehenen Friſt auszuführen. Andernfalls kann das 
Miniſterium ſeine Kommiſſare mit der Ausführung auf Koſten des 
Grafſchaftsrates beauftragen. In lezterem Falle iſt dem Parlamente 


Mitteilung zu machen. 


| Bei dem Kauf bzw. der Pachtung von Land durch die Graf— 
ſchaftsräte ift Sorge zu tragen, daß die einkommenden Pachten bzw. 
Kaufpreiſe die entſtandenen Koſten in vollem Umfange decken 5. Iſt 
ein Grafſchaftsrat nicht in der Lage, im Wege freier Vereinbarung 
Land zu angemeſſenem Preiſe zu erhalten, ſo iſt Enteignung oder 
Zwangspacht zuläſſig. | 

Den Grafſchaftsräten ſteht es frei, das erworbene Land zu 
meliorieren, die nötigen Einrichtungen zu treffen und Gebäude zu 
errichten '. 

Im allgemeinen dürfen Small Holdings nur an ſolche Perſonen 
vergeben werden, die das Land ſelbſt bewirtſchaften wollen“. Pacht 
und Verkauf find hierbei im Gegenſatz zu dem Geſetz von 1892 gleich⸗ 
geſtellt. Es iſt jedoch auch Verpachtung an Beſiedelungsgeſellſchaften 
ſowie Verkauf und Verpachtung an Vereinigungen geſtattet, welche 
das Land auf genoſſenſchaftlicher Baſis bewirtſchaften wollen. 

über Vergebung und Verwaltung der Stellen ſind ſeitens der 
Grafſchaftsräte Statute zu erlaſſen, wels der Genehmigung des 
Miniſteriums unterliegen“. 


l Ebenda Sect. 3. Ebenda Sec. 4. 2 Ebenda Sect. 5. 
4 Ebenda Sect. 6. 5 Ebenda Sect. 7. Ebenda Sect. 8. 
1 Ebenda Sect. 9. s Ebenda Sect. 10. 
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Der Käufer eines Small Holding hat bei der Übernahme ein 
Fünftel des Kaufpreiſes anzuzahlen; ein Viertel kann als dauernde 
Rentenlaſt ſtehen bleiben 1. Der Reſt kann in eine, höchſtens 50 Jahre 


laufende Tilgungsrente verwandelt werden. Die Ablöſung der 


Renten ſeitens des Erwerbers iſt jederzeit zuläſſig. Stundung 
kann bis zur Dauer von 5 Jahren gewährt werden, wenn der Er⸗ 
werber Meliorationen vornimmt. 

Für jede verkaufte Stelle gelten auf die Din von 20 Jahren 
oder ſolange noch irgendwelche Zahlungen zu leiſten ſind, folgende 


boten ?. Es darf nur landwirtſchaftlich genutzt werden und muß 
vom Eigentümer ſelbſt bewirtſchaftet werden. Ausſchank alkoholiſcher 
Getränke iſt verboten. Gegen den Willen des Grafſchaftsrates darf 
kein Wohnhans erbaut werden. Im allgemeinen ſoll auf jeder Stelle 
nur ein Wohngebäude errichtet werden. Ausnahmen von dieſer Vor⸗ 


ſchrift ſind zugelaſſen, wenn es im Intereſſe dieſes oder benachbarter 
Small Holdings liegt, doch darf dann auf jede Stelle höchſtens ein 


Wohngebäude entfallen. Falls einer dieſer Bedingungen nicht genügt 


wird oder wenn die Zahlungen nicht regelmäßig eingehen, ferner wenn 


nach dem Tode des Eigentümers die Gefahr der Teilung beſteht, kann 
der Grafſchaftsrat den Verkauf des Grundſtückes anordnen oder den 


Verkauf an ſich ſelbſt erwirken, wobei der Preis durch Schiedsſpruch 


Bedingungen: Teilung oder Verpachtung des Grundſtückes iſt ver⸗ 


feſtgeſetzt wird. Dieſelben Bedingungen gelten ſinngemäß für ver- 


pachtete Stellen. 


Auch nach Ablauf der Friſt, binnen welcher obige Bedingungen | 


gelten, hat der Eigentümer die Stelle, wenn er fie zu anderen als 
landwirtſchaftlichen Zwecken nutzen will, dem Grafſchaftsrat und 
eventuell demjenigen zum Kauf anzubieten, von deſſen e 
fie urſprünglich abgetrennt worden ift?. 

Während das Geſetz von 1892 eine Erhöhung der l 
ſteuer für die Zwecke des Small Holdings nicht geſtattet, iſt jetzt 


zugelaſſen “. 
Aus dem Geſetz von 1892 iſt die Beſtimmung übernommen, daß 


die Grafſchaftsräte befugt ſind, Darlehen an ſolche zu gewähren, 
die Small Holdings von anderer Seite gepachtet haben und im 
Einverſtändnis mit ihrem Verpächter die Stelle kaufen wollen 5. 


1 Ebenda Sect. 11. 2 Ebenda Sect. 12. . Ebenda Sect. 15. 
4 Ebenda Sect. 17. 5 Ebenda Sect. 19. N 


eine Erhöhung um 1 d auf das Pfund ſteuerpflichtigen Einkommens | 
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Das Darlehen darf bis vier Fünftel des Kaufpreiſes betragen. 


Im übrigen gelten dann dieſelben Beſtimmungen wie für Small 


Holdings, die von den Grafſchaftsräten begeben worden find. 


Dem Landwirtſchaftsminiſterium iſt es freigeſtellt, ausnahms⸗ 


weiſe ſelbſt Small Holdings anzulegen, um darzutun, daß ihre 
Schaffung in einer beſtimmten Gegend tunlich iſt, doch iſt eine 
Enteignung hierfür nicht zuläſſig !. 
Die den Grafſchaftsräten für Feſtſtellung der Nachfrage nach 
Small Holdings und für das — in England ſehr koſtſpielige — 
Eigentumserwerbsverfahren entſtandenen Koſten können ihnen aus 
Staatsmitteln durch das Miniſterium erſtattet werden?. 
Die obigen Beſtimmungen gelten ſinngemäß für die Councils 
von kreisfreien Städten (Councils of County Boroughs) s. f 
Der zweite Teil des Geſetzes behandelt die Schaffung von 
Allotments. 
Wenn ein Council eines Borough, Urban District oder Bae 
d. h. die Verwaltungsbehörde einer Stadt oder eines ländlichen Kirch⸗ 
ſpieles, zu der Überzeugung gelangt, daß in dem Bezirke eine Nach⸗ 


frage nach Allotments für die Arbeiterbevölkerung beſtehe, welche 


nicht im Wege freier Vereinbarung befriedigt werden kann, ſo ſind 


dieſe Behörden verpflichtet, ſolche Allotments zu ſchaffen und an die 


Arbeiterbevölkerung zu verpachten“. Sie ſind jedoch nicht gehalten, 
Stellen von über 1 acre (0,4 ha) zu ſchaffen. 
Falls die zuſtändige Behörde ihren Verpflichtungen nicht nach⸗ 


kommt, fo hat der Grafſchaftsrat die entſprechenden Erhebungen an⸗ 


zuſtellen und, wenn er hiernach ein Bedürfnis nach Allotments für 
vorhanden erachtet, ſo hat er durch Beſchluß die Befugniſſe der be⸗ 
treffenden Behörde an ſich zu ziehen und Allotments einzurichten“. 
Zu dieſem Zwecke iſt er befugt, Anleihen auf Rechnung der läſſigen 
Behörde aufzunehmen. Dementſprechend ſind auch alle Einnahmen 
dorthin abzuführen. Der Grafſchaftsrat iſt berechtigt, die Verwaltung 


der ſo beſchaffenen Allotments der Stadt⸗ bzw. Kirchſpielbehörde zu | 


übertragen oder ihr die Allotments ganz zu überlaffen. 
Kommt auch der Grafſchafsrat feinen Verpflichtungen nicht nad), 
ſo kann das Miniſterium nach Abhaltung eines Ortstermines ſeine 
Kommiſſare mit der Durchführung beauftragen, wobei die Befugniſſe 
des Graff afts rates auf dieſe übergehen. 


. 1 Ebenda Sect. 20. . Ebenda Sect. 21. Ebenda Sect. 61, I. 
4 Ebenda Sect. 23. Ebenda Sect. 24. | 
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Die Allotments-Behörden find berechtigt, Land innerhalb oder 
außerhalb ihres Bezirkes zu kaufen oder zu pachten !. Falls ein 
freihändiger Erwerb nicht möglich iſt,“ ſo iſt die Enteignung bzw. 
Zwangspacht zuläſſig. Nur ſolches Land ſoll gekauft oder gepachtet 
werden, von dem anzunehmen iſt, daß ſämtliche angewandten Koſten 
durch die einkommenden Pachten ihre Deckung finden werden. Die 
Behörden ſind berechtigt, das Land zu meliorieren und in jeder 
Weiſe den Zwecken der Allotments anzupaſſen, auch Gebäude zu 
errichten, insbeſondere — im Gegenſatz zu dem früheren Geſetze — 
auch Wohnhäuſer, letztere jedoch nur auf Stellen von über 1 acre 
(0,4 ha) Größe?. Auch darf auf jeder Stelle nur ein 8 


erbaut werden. 


Die Pachtpreiſe der Allo teen ts ſind ſo feſtzuſetzen, daß für 


die betreffende Behörde kein Verluſt entſteht d. 


Die Größe einer Stelle wird auf 2 ha beſchränkt, doch ſind 


mit Genehmigung des Grafſchaftsrates Ausnahmen zugelaſſen. 
5 Die Weiterverpachtung eines Allotments iſt verboten. 


Es iſt zuläſſig, mehrere Allotments an eine Mehrheit von 
Perſonen zu verpachten, die die Bewirtſchaftung auf genoſſenſchaft⸗ 
licher Baſis betreiben wollen, wie auch an ſolche Geſellſchaften, deren 
Zweck die Förderung von Allotments iſt“. Letzteren iſt dann eine 


Weiterverpachtung geſtattet. 


Wenn der Pachtzins länger als 40 Tage rückſtändig iſt oder 
wenn der Pächter weiter als eine engliſche Meile (6 km) aus dem 


Bezirk, für den die Allotments geſ chaffen worden ſind, fortzieht, ſo 


iſt ſofortige Kündigung zuläſſig '. 

Mit Genehmigung des Graff chaftsrates iſt es den Behörden 
auch geſtattet, Land zu gemeinſamer Weide für die e 
zu erwerben ®. 

Der dritte Abſchnitt des Geſetzes enthält gemeinfame Vorschriften | 
für Small Holdings und Allotments. Ä 

Über Enteignung und Zwangspacht ift folgendes beſtimmt: Be⸗ 
abſichtigt eine Behörde Land zu enteignen oder zwangsweiſe zu pachten, 
ſo iſt dem Landwirtſchaftsminiſterium ein Enteignungsbefehl vor⸗ 
zulegen 7. Dieſes veröffentlicht den Plan, und falls Widerſpruch 


nicht erhoben wird, ſo kann der Plan ohne weiteres beſtätigt werden, 


1 Ehenda Sect. 255. Ebenda Sect. 26. Ebenda Sect. 27. 
+ Ebenda Sect. 27 (0. Ebenda Sect. 30. Ebenda Sect. 34. 
2 Ebenda Sect. 89. — First Schedule, Dumsday, a. a. O. S. 110. 
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andernfalls muß ein Ortstermin vorangehen. Seitens des Miniſteriums 


wird alsdann der Schiedsrichter beſtimmt, der den Kauf- bzw. Pacht⸗ 


preis für das Grundſtück feſtzuſetzen hat. Die Entſcheidung des 


Miniſteriums und des Schiedsrichters iſt endgültig. Eine Anrufung 
der Gerichte iſt ausgeſchloſſen. In dem Enteignungsbefehl kann auch 
die Schaffung von Grunddienſtbarkeiten, ſoweit ſie für die Stellen 
notwendig ſind, vorgeſehen werden. Für ein Parish Council wird 
die Enteignung durch den Grafſchaftsrat vorgenommen. 


Venn die betreffende Behörde nachträglich zu der Überzeugung 


gelangt, daß das erworbene Land für die Schaffung von Small 
Holdings bzw. Allotments ungeeignet iſt, ſo kann ſie binnen 


6 Wochen nach Feſtſetzung der Entſchädigung von dem Geſchäft' 


zurücktreten. In dieſem Falle iſt dem früheren Eigentümer eine 
Entſchädigung zu zahlen, die mangels Einigung durch Schiedsſpruch 
feſtgeſtellt wird. 

Von der Enteignung ſind ausgeſchloſſen: Gärten, Parks, Spiel⸗ 


plätze und ſolche Grundſtücke, die zu einem Herrenſitz gehören und 


in der Regel mit dieſem zuſammen genutzt werden!, oder welche 
zur Annehmlichkeit oder Bequemlichkeit eines Wohnhauſes dienen, 
ferner ſolche Grundſtücke, welche bewaldet ſind und nicht in un⸗ 
mittelbarem Anſchluß an Land liegen, welches im Rahmen dieſes 


Geſetzes von öffentlichen Körperſchaften erworben worden iſt, ſowie 


‚solche Grundſtücke, welche zum Eiſenbahn⸗ oder Kanalbau gebraucht 
werden oder auf denen ſich ein Denkmal befindet. 

Den Behörden wie dem Miniſterium wird zur Pflicht gemacht, 
bei dem Erlaß der Enteignungsbefehle die Geſamtfläche zu berück⸗ 
ſichtigen, welche ſich in Händen eines Eigentümers oder Pächters 
befindet, wie auch Größe und Art der ihm verbleibenden Gebäude 
und darauf zu achten, daß ſoweit als möglich dem Betreffenden 
kein unangemeſſener Teil ſeines Beſitzes weggenommen wird?. Auch 
ſollen ſie vermeiden, eine nennenswerte Anzahl von Arbeitern aus 

ihrer bisherigen Beſchäftigung zu verdrängen. 
| Die Mindeftgröße der zur Enteignung oder Zwangspacht zu⸗ 
gelaſſenen Flächen iſt auf 20 ha feſtgeſetzt. 

Den Behörden iſt es geſtattet, auch Weideberechtigungen zu 
kaufen bzw. zu pachten, dieſe ſind dann den Stellen zuzulegen“. 


1 Ebenda Sect. 4. — Forms part of the home: farm attached to and 


‚usually occupied with a mansion house. 
. 2 Ebenda Sect. 41 (2). . e Ebenda Sect. 42. 
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Wenn ein Eigentümer den Nachweis führt, daß er des ihm 
zwangsweiſe abgepachteten Landes zur Errichtung von Bauten oder 
zu bergbaulichen Zwecken bedarf, ſo hat er nach 12 monatlicher 
Kündigung mit Genehmigung des Landwirtſchaftsminiſteriums das 
Recht, von feinem Lande wieder unmittelbaren Beſitz zu ergreifen !. 

An Arbeiter, die durch die Schaffung von Small Holdings 
oder Allotments ihre Arbeitsſtätte verloren haben und andere ge⸗ 
eignete Arbeit nicht finden können, ebenſo an Pächter, die 
ihre Pachtſtellen verloren haben, können Entſchädigungen gezahlt 
werden . 

Den Grafſchaftsräten und den kreisfreien Städten iſt mit Ge⸗ 
nehmigung der Kommunalaufſichtsbehörde, dem Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium unter Zuſtimmung des Finanzminiſteriums geſtattet, 
Genoſſenſchaften, deren Aufgabe die Förderung von Small Holdings 
oder Allotments iſt, durch e von Beihilfen oder Darlehen 
zu unterſtützen “. 

In jeder Grafſchaft iſt ein Ausschuß für Small Holdings zu 
bilden, dem Mitglieder des Grafſchaftsrates wie auch andere Perſonen 
angehören können!“. Der Ausſchuß iſt in allen Small Holdings be⸗ 
treffenden Fragen gutachtlich zu hören. Die Befugniſſe des Graf⸗ 

ſchaftsrates können ihm mit Ausnahme der Feſtſetzung von Abgaben 
und der Aufnahme von Anleihen übertragen werden. 

Für die Zwecke der Small Holdings wie zur Gewährung von 
Beihilfen an Genoſſenſchaften haben die Grafſchaftsräte, zur Schaffung 
von Allotments die übrigen Behörden das Recht, mit Genehmigung 
der Kommunalaufſichtsbehörde Anleihen aufzunehmen . Es iſt ein 
wichtiger Unterſchied gegenüber dem Geſetz von 1892, daß die Auf⸗ 
nahme von Anleihen nicht mehr auf den Landerwerb beſchränkt iſt, 
ſondern auch für die Errichtung von Häuſern und anderen Aus⸗ 
legungsarbeiten in Anſpruch genommen werden darf ?. Den Behörden 
wird durch Vermittelung der „Public Works Loans Commissionerg“ 
der Staatskredit zur Verfügung geſtellt, und zwar den Grafſchafts⸗ 
räten zu dem jeweilig niedrigſt zuläſſigen Zinsſatz “. | 
Die Tilgungsfriſten betragen bei Anleihen der Grafſchaftsräte, 
wenn ſie zum Zwecke des Landerwerbes gemacht werden, 80 Jahre, 


1 Ebenda Sect. 46. 2 Ebenda Sect. 43. 3 Ebenda Sect. 49. 
4 Ebenda Sect. 50. 8 Ebenda Sects. 52, 53. = Ze 
° Skalweit, a. a. O. S. 18. | 
7 Dumdday, a. a. O. Sect. 52 (2). 
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in allen anderen Fällen 50 Jahre. Wird Staatskredit in Anſpruch 
genommen, jo beträgt die Tilgungsfriſt für die Allotments⸗Behörden 
höchſtens 50 Jahre, für die Grafſchaftsräte 30 Jahre, doch können 
auf Antrag der Kommunalaufſichtsbehörde die oben genannten Friſten 
von 80 und 50 Jahren zugelaſſen werden“. 

Alle Einnahmen aus den Stellen ſind demſelben Zwecke zu⸗ 
5 zuführen. Ausnahmen kann die Kommunalaufſichtsbehörde zulaſſen ?. 

Über die Ausführung des e iſt in jedem Jahre dem 
Parlament Bericht zu erſtatten“. 


Der Erfolg des Geſetzes muß als im allgemeinen erfreulich und 
den gehegten Erwartungen entſprechend bezeichnet werden. 


Was zunächſt die Small Holdings betrifft, ſo befanden ſich am 


31. Dezember 1912 rund 62 000 ha in Händen der Grafſchaftsräte, 
von dieſen find 42 000 ha zu Eigentum erworben und 20000 ha ge⸗ 
pachtet“. Hiernach find 49 883 ha an 8950 Perſonen verpachtet und 
84,8 ha an 20 Perſonen verkauft worden. Außerdem ſind 2437,5 ha 
an 49 Geſellſchaften verpachtet, die das Land ihrerſeits an 967 ihrer 
Mitglieder weiterverpachtet haben. Ferner ſind 2984 Perſonen 
ſeitens privater Grundeigentümer zumeiſt durch Vermittlung der 
Grafſchaftsräte mit insgeſamt 14800 ha ausgeſtattet worden. Das 
bereits erworbene, aber noch nicht ausgelegte Land wird ungefähr 
weitere 2000 Stellen ergeben. Die kreisfreien Städte haben 634 ha 
erworben, welche an 255 Perſonen ausgegeben worden ſind. 


Im ganzen ſind demnach ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes 


678 404 ha an 13176 Perſonen vergeben worden. Hiernach ent⸗ 
fallen auf die einzelne Stelle im Durchſchnitt 5,15 has. Nach der 


Angabe des Berichtes für das Jahr 1912 ſchwankt die durchſchnitt⸗ 


liche Größe der von den Grafſchaftsräten beſchafften Stellen zwiſchen 
5,2 und 5,6 ha, doch weiſt die Größe je nach der Gegend erhebliche 
Verſchiedenheiten auf. In einigen Grafſchaften, zum Beiſpiel in 
Isle of Ely, iſt die Durchſchnittsgröße wenig über 2 ha und in 
Worceſter ſogar noch . Dieſe Grafſchaften ſind Gegenden 


g Ebenda Sect. 53 (5) ieh Sect. 243, Public Health Act 1875. — 
Genaue Angaben der Tilgungsfriſten ſiehe Skalweit, a. a. O. S. 18 und 
Annual Report of Proceedings under the Small Holdings and Allotments Act. 
London 1910, S. 27. Für Landerwerb iſt 80 Jahre vorgeſehen, für maſſive 
Neubauten 50, für die übrigen Meliorationen 15—30 Jahre. 

2 Ebenda Sect. 54. . 3 Ebenda Sect. 59. 

4 Dum day, a. a. O. Report 1912. 5 Report 1912, S. 7. 
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mit viel Gemüfeban und Obſtzucht. Anderſeits iſt die Durchſchnitts⸗ 


größe in Northumberland 12,4 ha und in North Riding (Yorkſhire) 


10,8 ha. In Wales iſt die Durchſchnittsgröße im ganzen Lande 


über 12,4 ha und in Cardigan ſogar 28,8 ha, was ſeinen Grund 
darin hat, daß die Mehrzahl der ‚Small Holdings dort aus Schaf⸗ 


weide beſteht. 


Bemerkenswert iſt auch die Verſchiedenheit, mit der ſich die 
einzelnen Grafſchaften beteiligt haben. Während in den kleinen 


Grafſchaften Cambridge und Isle of Ely 818 bzw. 650 Stellen ge⸗ 


ſchaffen worden ſind, ſind es in den drei großen Grafſchaften, aus i 
denen ſich Porkſhire zuſammenſetzt, im ganzen nur 375. Eine 
größere Anzahl von Stellen weiſen außer den genannten noch Norfolk 
mit 848, Worceſter mit 482, Bedford mit 437 und Peer d mit 
436 auf. 

Die Nachfrage hält weiter in ſtarkem Maße an. Im ganzen 


find bis jetzt 23 122 Bewerber als geeignet befunden worden, jo daß 


noch eine erhebliche Anzahl von unbefriedigten Bewerbern vorhanden 
ift!, Von den 4076 neuen Bewerbern des Jahres 1912 werden in 
dem Bericht faſt 29% als „Agricultural Labourers“ bezeichnet, 


. doch iſt dieſe Bezeichnung nicht in allen Grafſchaften gleichmäßig, 
auch trifft die deutſche Überſetzung mit „landwirtſchaftlicher Arbeiter“ 


wohl nicht ganz das Richtige. Entſprechender wäre wohl Landwirte. 
Deer Bericht beklagt es, daß in dem Prozentſatz derjenigen, die 
Stellen käuflich zu erwerben wünſchen, noch kein Zeichen von Zu⸗ 
nahme bemerkbar ſei. Er beträgt nur ein geringes über 2% aller 
derjenigen, die ſich klar darüber eech haben, ob ſie ee. 


oder kaufen wollen. 


Der Durchſchnittspreis, den die Graff Haftsräte für das von 
ihnen gekaufte Land bezahlt haben, iſt 32 K 7 sh 8 d für den aere 
oder in deutſchen Maßen und Geld 1652 Mk. für den Hektar. 

Als ein weſentlicher Erfolg muß es angeſehen werden, daß es 


gelungen iſt, die Zahl der kleinen Betriebe in den letzten vier Jahren 
um 5544 zu erhöhen, während gleichzeitig die landwirtſchaftlich ge⸗ 


nutzte Fläche um 69 289 ha, hauptſächlich durch das Wachstum der 
Städte, zurückgegangen iſt und während in der Zeit von 1890 bis 
1908 die Zahl der kleinen Stellen eu 0, 4 und 20 ha um 22 000 


| geſunken war”, 


1 Report 1912, S. 3 | en a 
„. 4. e 1912, S. 7. — Report 1910 S. 9. — Report 1912, S. 8 u. 12. 
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Wohrhäuſser nd in den letzten fünf Jahren auf 1788 Stellen 


beſchafft worden, d. h. alſo auf etwa ein Fünftel aller Stellen, die 


von ſeiten der Behörden gegeben worden ſind. Von den neuen Be⸗ 
werbern des Jahres 1912, die als geeignet bezeichnet worden ſind, 


verlangen 33% nach Stellen mit Häuſern. Im Jahre 1911 waren 


es 27%, ebenſo 1910 und 1909; im Jahre 1908 nur 16%. Es 
iſt alſo eine Steigerung in der Nachfrage nach Stellen mit Häuſern 
feſtzuſtellen. 


Bei dem Landerwerb ſehen ſich die Behörden häufig erheblichen 


Schwierigkeiten gegenüber wegen des zum Teil außerordentlich hohen 
Preiſes des Grund und Bodens. So iſt es in Middleſex nahezu 
unmöglich, Land zu einem Preiſe zu erhalten, deſſen Vergebung zu 
angemeſſenem Pachtzinſe möglich wäre. Allerdings ſtellt dies einen 
Ausnahmefall dar, da Middleſex diejenige Grafſchaft iſt, die dem 
Weſten von London unmittelbar vorgelagert iſt. 

Nach dem Bericht der Kommiſſare des Landwirtſchaftsminiſteriums 
iſt der Zuſtand der Small Holdings als durchaus befriedigend zu be- 


zeichnen. Trotz der Schwierigkeiten, welche die trockenen Sommer 
1911 und 1912 den Stellen bereitet haben, find die Zahlungen mit 


wenigen Ausnahmen pünktlich eingegangen. Es hat bisher erſt in 
zwei Fällen des Eingreifens des Landwirtſchaftsminiſteriums bedurft, 
um Behörden zur Erfüllung ihrer Pflicht zu zwingen. 

„Enteignungen und Zwangspacht haben dagegen in ziemlich be- 


deutendem Umfange ſtattgefunden. Seit Inkrafttreten des Geſetzes 
ſind 436 Enteignungsbefehle erlaſſen worden über 12 704 ha, von 


denen 7364 zu Eigentum erworben und 5340 gepachtet worden ſind. 
| Bon der Befugnis zur Gewährung von Darlehen an ſolche 
Pächter, die ihre Stelle zu kaufen wünſchten, iſt bisher wenig Ge- 
brauch gemacht worden. Es ſind in 74 Fällen etwa 800 000 Mk. 
verliehen worden. | 


Die ſtaatlichen Beihilfen, welche ſeitens des Miniſteriums an 


die Small Holdings⸗Behörden gewährt We de ſind, belaufen ſich 
auf etwas über 2 Mill. Mr. 


Anleihen zur Schaffung von Swall Holdings nd in Höhe von 


70 Mill. Mk. aufgenommen worden. 

Das von den verſchiedenen Behörden am 31. Dezember 1912 
als Allotments verpachtete Land betrug 12436 ha, von denen 
2875 ha im Eigentum der Körperſchaften ſtanden, während der 
Reſt gepachtet war. Die Zahl der Pächter belief ſich auf 117562 Per⸗ 
ſonen und 21 n Nimmt man an, daß kde Geſellſchaft 
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Land an etwa 20 Perſonen ausgegeben hat, was wohl ſicher nicht 
zu hoch gegriffen iſt, ſo würde die Zahl der Pächter ſich auf etwa 
117600 belaufen. Die durchſchnittliche Größe der Allotments be⸗ 
trägt ſonach etwa 0,105 ha. 

Der Bericht ſtellt feſt, daß es in ländlichen Gemeinden zumeiſt 
möglich iſt, Allotments direkt vom Eigentümer ohne Vermittelung | 
der Gemeinde zu erhalten. 

Für Allotments ſind bisher 9,6 ha enteignet und 180 ha zwangs⸗ 
weiſe gepachtet worden. Anleihen find in Höhe von 2 973 660 Mk. 
aufgenommen worden. | 

Das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen iſt Gegenſtand be⸗ 
ſonderer Pflege ſeitens des Miniſteriums geweſen. Die landwirt⸗ 
ſchaftliche Zentralgenoſſenſchaft iſt neu organiſiert worden und wird 
jetzt von einem Verwaltungsrat von 23 vom Landwirtſchafts⸗ | 
miniſterium ernannten Perſonen geleitet. Vom 1. April 1914 ab 
wird der Genoſſenſchaft mehr Freiheit gelaſſen; der Verwaltungsrat 
wurde auf 36 Mitglieder erhöht, von denen 12 vom Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſterium ernannt, 18 von den Genoſſen, 2 von den Graf⸗ 
ſchaftsräten, 2 von der Konſumvereins⸗ Zentralgenoſſenſchaft gewählt 
und 2 kooptiert werden. 

Die der Zentralgenoſſenſchaft zu zahlende Unterftügung in für 
das Jahr 1912 auf 180 000 ME. feſtgeſetzt worden. 


8 Bei einer Betrachtung der Unterſchiede, welche die Förderung 
der Begründung von Bauern- und ländlichen Arbeiterſtellen in 
England im Vergleich zu derjenigen in Preußen aufweiſt, iſt es zu⸗ 
nächſt erforderlich, die Verſchiedenheiten in der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung der Agrarverfaſſung in den beiden Staaten kurz zu betrachten. 
Ebenſo wie in England zeigen auch in Brandenburg die Guts⸗ 
herren ſeit Mitte des 15. Jahrhunderts Neigung, ihr Salland zu 
vermehren. Hatte der Adel bisher ſeine Beſchäftigung im Kriegs⸗ 
dienſte gefunden, ſo war er jetzt ſeit dem Aufkommen von Heeren, 
die zum größten Teile aus Fußvolk beſtanden, aus ſeiner, das Kriegs⸗ 
weſen beherrſchenden Stellung im weſentlichen ausgeſchaltet. Da 
gleichzeitig die ſtarke Macht der Landesherren die Fehden abſtellte, 
ſo ſuchte der Edelmann nach einer neuen Beſchäftigung. Er fand 
ſie im Ackerbau, den er bisher von ſeinen Hinterſaſſen hatte betreiben 
laſſen. Hieraus ergab ſich naturgemäß bei ihm der Wunſch, ſein 
Salland, das bisher in der Mehrzahl der Fälle keinen großen Um⸗ 
fang hatte, zu vergrößern. Das war aber nicht möglich, ohne in 
Schmollers Jahrbuch XIIII I. a i \ 19 
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die bisherigen Beſitzrechte der Bauern einzugreifen . Die landes⸗ 
herrliche Gewalt, welche unter Joachim I., Joachim II. und Johann 
Georg infolge finanzieller Abhänigkeit den Ständen gegenüber ſchwach 
war, war nicht in der Lage, dem Bauernlegen Widerſtand entgegen— 
zuſtellen. Im Gegenteil erkannte Johann Georg das Recht der 
Stände hierzu ausdrücklich an?. Die Veränderung der Grund— 
befigverhältniffe, die durch das Legen, von Bauern vor ſich ging, 
muß ſchon vor dem Dreißigjährigen Kriege einen ziemlichen Umfang 
erreicht haben. „In der Mittelmark zum Beiſpiel wuchs das guts— 


herrliche Areal in den letzten zwei Generationen vor dem Dreißig⸗ 


jährigen Kriege um die Hälfte ſeines bisherigen Beſtandes“ 3. Ein 
Ausgleich für dieſes Bauernlegen wurde aber dadurch geſchaffen, daß 
bis zum Schluſſe des dritten Viertels des 16. Jahrhunderts Bauern 
aus dem Weſten in ſo reichem Maße in die Mark einwanderten, 
„daß trotz aller Legung von Höfen doch die Zahl der Bauerngüter 
nicht in Abnahme erſcheint“ “. 

Hierzu iſt es erſt durch den Dreißigjährigen Krieg gekommen. 
Weite Strecken Landes waren verwüſtet und ihrer Einwohner be— 
raubt. Zahlloſe Hufen wurden von den Gutsherrn eingezogen. 
| Der Zuſtand des Landes um dieſe Zeit erinnert in mancher 

Hinſicht an die Verhältniſſe in England nach dem Auftreten der 
Peſt. Beide Länder hatten etwa die Hälfte ihrer Bevölkerung ver— 
loren. Doch ſind die Folgen des Dreißigjährigen Krieges für die 
landwirtſchaftlichen Verhältniſſe in Brandenburg⸗Preußen nicht jo ein- 
ſchneidender Natur geweſen wie diejenigen der Peſt für England. 
Während es in England der Grundherrſchaft, infolge der Ablöſung 
der Dienſte in Geld, an Arbeitern fehlte und ſie dadurch genötigt 
war, in großem Maßſtabe ſich der Schafzucht zuzuwenden, machte in 
Preußen der Arbeitermangel ſich nicht in demſelben Grade geltend. - 
Vielmehr war es den Gutsherren durch die Hilfe der zu Frondienſten 
verpflichteten Bauern möglich, den Ackerbau auf dem Gutslande auf— 
rechtzuerhalten. Es kam hinzu, daß die Wollinduſtrie in Preußen 
nicht ſoweit wie in England entwickelt und daher die Schafzucht 
nicht in demſelben Maße lohnend war. 

Der hauptſächliche Grund, daß unmittelbar nach dem Dreißig⸗ 
jährigen Kriege Bauernlegungen — von der Einziehung wüſter 


1 Lamprecht, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften V, S. 127. 
2 Schulze, Das preußiſche Staatsrecht. Leipzig 1888, S. 38. 
3 Lamprecht, a. a. O. V, S. 127. 4 Ebenda S. 128. 
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Stellen abgeſehen — nicht ſtattgefunden haben, der im 8 5 


teil Neuanſetzungen ſeitens des Adels vorgenommen worden ſind, 
iſt darin zu erblicken, daß der Gutsherr kein Intereſſe daran hatte, 


die für ihn durch ihre Arbeitsleiſtungen wertvollen Bauern zu ver⸗ 
treiben; in England dagegen war das Land des Bauern für den 


Grundherrn wertvoller als die geringen Abgaben, die er leiſtete. 


Trotzdem zu dieſer Zeit Bauern nicht vertrieben worden ſind, 


kann es keinem Zweifel unterliegen, daß das gutsherrliche Areal ſich 


infolge des Dreißigjährigen Krieges durch Einziehung wüſter Due 


ſehr erheblich vermehrt hat. 
Als aber dann mit der Zunahme der Bevölkerung auch das 


Bauernlegen wieder einſetzte, haben ſich die preußiſchen Herrſcher, 
die es inzwiſchen verſtanden hatten, ſich von dem Einfluſſe der Stände 


frei zu machen, in kräftigſter Weiſe des Bauernſtandes angenommen. 
Ihnen iſt es zu danken, daß Preußen „doch immer noch einen er⸗ 
heblichen Beſtand von Bauern aus den früheren Jahrhunderten“ 


bis auf die Gegenwart überkommen hat, und daß es vor Zuſtänden 


bewahrt geblieben iſt, wie fie England aufweiſt !. 


Die Bauernpolitik der preußiſchen Herrſcher bewegte ſich nach 


zwei Seiten: der Verhinderung des e und ae Zuführung 
neuer Anſiedler. 


Schon unter Friedrich I. ergingen Edikt, die eine Wiederbeſezung 


der verwüſteten Bauernſtellen forderten. Zum eigentlichen Bauern⸗ 


ſchutze kam es dann unter Friedrich Wilhelm I., doch trat ein voller 


Erfolg erſt unter Friedrich dem Großen ein. Durch das Edikt vom 


12. Auguſt 1749 wurde es verboten, das Land von Bauernſtellen 


zum Gutslande einzuziehen. „Im Jahre 1764 wurde dann das 


Verbot verſtärkt durch die pofitive Weiſung alle während des Sieben⸗ 


jährigen Krieges wüſt 9 Güter * Jahresfriſt wieder 


zu beſetzen.“ 


a Wenn auch dieſe Maßregeln in „Oſtpreußen nicht durchgeführt 
worden ſind, ſo iſt es doch durch ſtrenge Durchführung der Edikte 

in den anderen Provinzen gelungen, im weſentlichen den Zuſtand der 
Grundbeſitzverteilung des Jahres 1756 bis hin zu den Emanzipations⸗ 


geſetzen feſtzuhalten, während gerade in dieſer Zeit in den Nachbar⸗ 


ländern, die dieſes Schutzes entbehrten, die ſtärkſte Minderung des 
bäuerlichen Beſitzes ſtattgefunden hat”. | 


1 Sering, Die innere Kolonifation im beugen Doutfiland, S. a 
2 Lamprecht, a. a. O. V, S. 132. 
Knapp, Handwörterbuch der Staatswifſenſchaften II, S, 545. 
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Während 0 der Bauernſtand gegen die Macht der Gutsherr— 
ſchaft geſchützt wurde, wurde er anderſeits durch die ſich ſeit der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts immer wiederholenden Edikte 
„wider das freventliche Entlaufen der Bauern und Koſſäten“ auf 
ſeiner Scholle feſtgehalten und an einer Abwanderung gehindert. 


Mit der Zuführung neuer Anſiedler aus anderen, höher kultivierten 


Ländern hatte ſchon der Große Kurfürſt begonnen, und alle ſeine Nach— 
folger bis zu Friedrich Wilhelm III. haben dieſe Politik fortgeſetzt 
und in ſolchem Umfange betrieben, daß „im Todesjahre Friedrichs des 
Großen etwa 1 Million Einwohner, das iſt nach Schmoller ein Sechſtel 
bis ein Fünftel der preußiſchen Bevölkerung aus Koloniſten und Nach— 
kommen von ſolchen beſtand“ 1. Ein großer Teil der Anſiedler iſt auf 


dem Lande untergebracht worden; ſo haben allein von den von Friedrich 


dem Großen BERN DEN Familien 1279 ihren Weg auf das Land 
gefunden?. 


Es geht wohl nicht zu Ben zu jagen, daß im Gegenſatz zu England 


in Preußen, dank dem Eingreifen ſeiner Herrſcher, zu Beginn des 
19. Jahrhunderts eine im allgemeinen glückliche Grundbeſitzoerteilung 
herrſchte. Allerdings hatten die Grundherren im Laufe der Jahr— 


hunderte ihren Beſitz nicht unerheblich vergrößert. Wenn man auch 


dieſe Minderung des Bauernlandes beklagen muß, ſo wird man doch 
hierin keinen ſchwerwiegenden Schaden, vielleicht ſogar einen Vorteil 
erblicken können. Die Güter, mit denen die Ritter urſprünglich be— 
lehnt worden waren, waren, beſonders in der Mark, zumeiſt nur klein. 


Gelang es dem Großgrundbeſitzer nicht, feinen Beſitz zu vergrößern, 


ſo war er nicht imſtande, die „ſtarken, auf ländlichem Großbeſitz 
gedeihenden Perſönlichkeiten“ zu entwickeln, die für die agrariſchen 
Intereſſen kraftvoll eintreten und die die Führer des landwirtſchaft— 
lichen Fortſchrittes ſind “. | | 
In England dagegen iſt um dieſe Zeit ein großer Teil des 
ländlichen Mittel⸗ und Kleinbeſitzes durch die immer weiter fort- 
ſchreitenden Einhegungen und ihre Folgen ſeines Landes beraubt 
worden und wird allmählich vom Lande verdrängt. Zwar haben 
auch die englichen Könige — beſonders die Tudors — den Ver— 
ſuch gemacht, den Bauernſtand zu ſchützen, aber ihre Beſtrebungen 
ſind geſcheitert. Während nämlich die preußiſchen Herrſcher ſich 


I Sering, Wörterbuch der Volkswirtſchaft I, S. 1362. 
2 e Hohenzollernſche Kolonifation, | Leipzig 1874, 
S. 425. Ä 
. 8 Sering, Politik der Grundbeſitzverteilung in den großen Reichen, S. 8. 
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unabhängig von den Ständen gemacht und „das Königtum über die 

geſellſchaftlichen Mächte und Klaſſenintereſſen geſtellt hatten“, war 

dies den engliſchen Königen nicht gelungen 1. In England hatte das 
Parlament, das bis zu dieſer Zeit im weſentlichen die Intereſſen des 
Großgrundbeſitzes vertrat, den maßgeblichen Einfluß auf die Regierung 
gewonnen und verhinderte einen wirkſamen Bauernſchutz. Dazu kam, 
daß dem engliſchen Staate die Beamten fehlten, die mit Strenge auf 
die Durchführung der Geſetze achteten. Abgeſehen von der Zeit 
Wolſeys haben die zahlreichen Geſetze gegen die Einhegungen nie 
Gehorſam gefunden, ja das Parlament hat ihnen wohl häufig nur 
in der Überzeugung zugeſtimmt, daß die an nicht auf 
ihre Befolgung dringen würden. - 

Es kommt hinzu, daß das Kapital — neben hei Latifundien N 
der größte Feind des Bauern — in Preußen bis in die neuere Zeit 
hinein nicht Anlage auf dem Lande geſucht hat. Infolge der Ver⸗ 
nichtung unzähliger Werte im Dreißigjährigen Kriege und der darauf 
folgenden ärmlichen Entwicklung war die Bildung von Kapital hintan⸗ 
gehalten worden, und dem wenigen Kapital, welches vorhanden war, 
war durch das Verbot des Erwerbs von Rittergütern durch Bürger⸗ 
liche die Anlage in Grundbeſitz erſchwert. In England dagegen, wo 
Adel und Bürgertum in Handel und Induſtrie große Vermögen er⸗ 
worben hatten, iſt ſchon in früher Zeit viel Kapital auf dem Lande 
angelegt worden. Ja die Landwirtſchaft bedingte zeitweilig geradezu 
die kapitaliſtiſche Entwicklung?. Bei den ſchwankenden Kornpreiſen um 
die Wende des 18. Jahrhunderts konnte nur der Kapitaliſt aus der 
Landwirtſchaft Gewinn ziehen, während der kleine Mann häufig 
genug dadurch ruiniert wurde, um dann von dem reichen aus⸗ 
gekauft zu werden. 

In die im allgemeinen glückliche Grundbeſitzverteilung in 
Preußen vor den Napoleoniſchen Kriegen greift nun die „große 
Befreiungsakte der erſten Dezennien“ des 19. Jahrhunderts ein ö. 
Ohne die Notwendigkeit der Reformen verkennen zu wollen, läßt 
ſich nicht leugnen, daß durch ſie und ihre Folgen der bäuerliche 
Beſitz die ſchwerſten Einbußen erlitten hat. Ä 

Abgeſehen davon, daß von den regulierungsfähigen Stellen große 
Ä Teile dem Gutsherrn abgetreten werden e war es ein ſchwerer 


Sering, Die innere Kolonisation im öſtlichen Deutschland, S. 209. 
2 Cunningham, a. a. O. S. 558. | 
® Sering, Die innere Koloniſation im öſtlichen Deutſchland, S. 9. 
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Fehler, daß die Deklaration von 1816 die kleinen Höfe, die keine Acker⸗ 
nahrung bildeten, von der Regulierung überhaupt ansſchloß. Dieſe 
Maßregel, die im Intereſſe der Gutsherrſchaft geſchah, um die Fort— 
führung des bisherigen Gutsbetriebes auf der vergrößerten Gutsfläche 
mit nunmehr rechtlich freien Arbeitern zu ermöglichen, hat ſich in der 


Folge als eine ſchwere Schädigung gerade des Großgrundbeſitzes er— 
wieſen 1. Denn dadurch ſind in den vier öſtlichen Provinzen 300-400 000 


unſpannfähige Bauernſtellen verſchwunden und ihre Bewohner Land— 
arbeiter verwandelt worden?. Später, als „die Löhne und die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich an anderen Orten günſtiger ge— 
ſtalteten“, ſind dann dieſe von der Scholle gelöſten Arbeiter in 
Scharen dorthin abgewandert. 

Da ferner jetzt auch jede Schranke in dem Erwerb von Bauern— 
land gefallen war, ſo iſt in der Folgezeit viel bäuerlicher Beſitz in 
die Hände des Großgrundbeſitzes übergegangen. Sering berechnet, 


daß in dem preußiſchen Gebiete öſtlich der Elbe (außer Neuvor⸗ 


pommern) von 1816 bis Ende 1859 im Wege freien Verkehrs der 
Nettoverluſt der ſpannfähigen Bauernſtellen an den Großgrundbeſitz 
durch Konſolidation 417123 Morgen betragen hat (den Rittergütern 
allein gegenüber 623 960) 8. | 

Hierzu kam noch die Minderung, die die ſpannfähigen Bauern 
an den Großgrundbeſitz durch Eigentums⸗ und Dienftregulierungen 
erlitten haben. Der Nettoverluft hierdurch betrug in den Jahren 
1816—1859 nach Sering 788 586 Morgen. 

Der geſamte Abbruch, den die ſpannfähigen Bauern von 
1816-1859 zugunſten des Großgrundbeſitzes erlitten haben, be- 
läuft ſich demnach auf insgeſamt 4,5% des Bauernareales von 
1816 (zugunſten der Rittergüter allein annähernd 5,2 % ). Dem: 
gegenüber kann der Zuwachs durch Separationen mit 5,1% nicht 
in Betracht kommen, da hierdurch zumeiſt nur der Rechtstitel an 
ſolchen Flächen geändert wurde, „welche die Bauern ſchon vorher 


kraft eigenen Rechtes bewirtſchaftet hatten“ “. Dazu kam noch der 


Verluſt an ſpannfähigen Stellen an den Kleingrundbeſitz mit 1,1 Mill. 
Morgen, ſo daß „ſich die Geſamteinbuße der ſpannfähigen Nahrungen 
auf nicht weniger als 8,7% é“ ſtellt !. Zr: 


1 Sering, ebenda S. 9. 

2 Steinbrück, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften. I, S. 202. 

2 Sering, Die innere Koloniſation im öſtlichen Deutſchland, S. 47, 63 u. 64. 
4 Ebenda S. 64. 5 Ebenda S. 47 u. 64. 
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Den Grund für die ſtarke Abnahme der ſpannfähigen Stellen 
wird man hauptſächlich darin zu ſuchen haben, daß die Befreiung 
zu ſchnell vor ſich gegangen war, und daß man „unter dem Einfluſſe 
der individualiſtiſchen Wirtſchaftstheorie auch faſt jede poſitive ſtaat⸗ 
liche Fürſorge für die ſoziale und wirtſchaftliche Verfaſſung der Land⸗ 
bevölkerung beſeitigte“ !. Der neugeſchaffene, freie Bauernſtand war 
wirtſchaftlich zum Teil noch recht ſchwach und erlag daher den Nach⸗ 
wirkungen des Krieges und der Agrarkriſis von 1820 —1830 2. Der 
Großgrundbeſitz, in den damals maſſenhaft ſtädtiſches Kapital ein⸗ 
geſtrömt war, überwand die Kriſis ſchneller und hat dann, vorwiegend 
in den Jahren 1830—1850, viel Bauernland ausgefauft?. 

„Seit den 50 er Jahren iſt eine weſentliche Anderung der Zu⸗ 
ſtände zu beohachten 4. Die Bauern werden wohlhabender und kräftiger“ 
und erliegen nicht mehr jo leicht der Verſuchung zum Verkauf?. In 
den Jahren 1858 1878 iſt in den ſieben öſtlichen Provinzen die Zahl 
der ländlichen > bis zu 75 ha nach den wegen der 
Verſchiedenartigkeit der Berechnung allerdings nicht ganz einwandfreien 
Zahlendes Werkes des Preußiſchen Statiſtiſchen Bureaus: „Grundeigen⸗ 
tum und Gebäude im preußiſchen Staate auf Grund der Materialien 
der Gebäudeſteuerreviſion vom Jahre 1878“ zwar von 825 240 auf 
772 739 zurückgegangen. Der entſtandene Verluſt betrifft aber aus⸗ 
ſchließlich die Größenklaſſe bis zu 1,25 ha, welche etwa 90 000 Stellen 
verloren hat, während die Zahl der Stellen von 1,25 — 75 ha einen 
Zuwachs von 36 105 Stellen erfahren hat. Auch die Größenklaſſe 
von 75—150 ha zeigt einen Zuwachs von 800 Stellen. Die Zahl 
der Arbeiterſtellen iſt alſo geſunken, während die der bäuerlichen ge⸗ 
ſtiegen iſt. 
| Auch in der Folgezeit weiſt die Zahl der bäuerlichen Stellen 
kein Sinken auf, es iſt im Gegenteil in der Zeit von 1882—1895, 
für die zuverläſſige Zahlen vorliegen, faſt überall eine Steigerung 
zu bemerken“. Auch dieſe Steigerung vermochte die Minderung der 
früheren Jahrzehnte u N und a fehlte u 


1 Se Wörterbuch der Volkswirtſchaft I, S. 47. 

2 Im litauiſchen Departement ſind im Jahre 1822 von etwa 1600 Bauern⸗ 
gütern nicht weniger als 1000 öffentlich zu 8 BEN Preifen Braun | 
worden. 

' Sering, Die innere Kolonisation im Sttihen Deutföand, ©. 66. 

+ Ebenda S. 68. | 

5 Conrad, Handwörterbuch der Staatswifenfhaften II, S. 638. 

s Ebenda II, S. 646 u. I, S. 209. 
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die Möglichkeit, die großen Verluſte wett zu machen, die die land— 
wirtſchaftliche Bevölkerung durch die Abwanderung der proletariſierten 
Landarbeiter erlitten hat. Dem kleinen Beſitz und dem landbeſitzenden 
Arbeiter — ſoweit ſolche Stellen wegen der ihnen fehlenden Regulierungs— 
fähigkeit nicht überhaupt eingezogen waren — iſt durch die Auf: 
teilung der Gemeinweiden und ⸗waldungen und durch die Ablöſung 
der ſonſtigen gemeinſamen Nutzungen, ebenſo wie in England durch 
die Einhegungen „ein nicht genug zu würdigendes Kapital, die Grund— 
lage der eigenen Viehhaltung“, entzogen worden !. 

Zunächſt ſind zwar die Arbeiter häufig im Beſitz ihrer kleinen 
Stellen geblieben, auch wenn dieſe im Eigentum des Gutsherrn 
ſtanden. Als aber die Landwirtſchaft einen mehr kapitaliſtiſchen 
Zug annahm, brachte der Gutsherr möglichſt viel Gutsland in 
ſeiner Hand zuſammen, um ſeinen Beſitz ſo rationell wie möglich 
bewirtſchaften zu können. Die eigene kleine Wirtſchaft des Arbeiters 
wurde mehr und mehr beſchränkt, bis ſie ſchließlich ganz verſchwand. 
Es tritt hier dasſelbe in Erſcheinung wie in England, wo als Folge 
der Einhegungen des 18. und 19. Jahrhunderts der Arbeiter und der 
kleine Beſitzer proletariſiert worden war. 

Ebenſo wie ſich in England zwiſchen dem Arbeiter und dem 
großen Pächter im Laufe der Zeit eine ſo ſcharfe Trennung voll— 
zogen hatte, daß der Arbeiter nie hoffen konnte, in die Klaſſe der 
Pächter aufzurücken, ſo trat als eine Folge der Emanzipationsgeſetze 
auch in Preußen eine Abſonderung des Landarbeiters vom Bauern 
ein. Es war die ſichere Ausſicht, ſein Lebenlang Arbeiter bleiben 
zu müſſen und keine Möglichkeit zu haben, in den Stand der Bauern 
aufzurücken, der gerade die beſten und tüchtigſten Arbeiter dem Lande 
entzogen hat. Sie zogen es vor, nach Amerika oder in die Induſtrie 
zu wandern. 

Bei einem Vergleich der Verhältniſſe, wie ſie in den beiden 
Staaten hiſtoriſch geworden ſind, „tritt uns als wichtigſter Punkt 
vor Augen, daß wir, wenn auch nicht überall, ſo doch in recht vielen 
Gegenden noch eine landſäſſige Generation haben?“. Während in 
England der Prozentſatz der landwirtſchaftlichen Bevölkerung nur 
mehr 8,8 der Geſamtbevölkerung beträgt, iſt er in Preußen 28,6 %o. 
In Preußen haben wir an Stelle von Latifundienbeſitzern — deren es 


1 Sering, Die innere Koloniſation im öſtlichen Deutſchland, S. 10. 
2 Meyer, Randgloſſen zu den Anſtedlungsbeſtrebungen in England. 
Archiv für innere Koloniſation, Bd. III, S. 76. 
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glücklicherweiſe verhältnismäßig nur wenige gibt — und von Groß⸗ 
paächtern, neben einem Stande von Großgrundbeſitzern, die ihr Land 
zumeiſt ſelbſt bewirtſchaften, einen kräftigen Bauernſtand. Seine 
Exiſtenz verdanken wir, abgeſehen von dem Schutze, den ihm die 
großen preußiſchen Herrſcher des 17. und 18. Jahrhunderts haben 
angedeihen laſſen, unſerer geſunden Zollpolitik. Dadurch ſteht der 
Bauer heute wirtſchaftlich auf feſten Füßen, und ein ſolcher Stand 
läßt ſich nicht, von Ausnahmen abgeſehen, von dem Großgrundbeſitzer 
auskaufen. Mag auch die Landwirtſchaft in Preußen manche Schäden 
aufweiſen, ſo wird man ſie doch im allgemeinen als geſund bezeichnen 
dürfen, geſunder jedenfalls als die engliſche, wie die Gegenüberſtellung 
einiger Zahlen dartun wird. 
In England nehmen die Beſitzungen über 202 ha 66,68 % der 
Geſamtfläche ein!; in Preußen die Betriebe über 100 ha 29% der 
geſamten Wirtſchaftsfläche . 
Die landwirtſchaftlichen Betriebe über 0,5 bzw. 0,4 ha verteilen 
ſich folgendermaßen: 


Preußen: 3 Großbritannien: 
„ ra ei 370% 0,4—2 ha ...... 214% 
2—20 ha... . 54% 2—20 haa 45,5 % 
20—100 ha 8% 20—120 ha..... . 29,6% 
über 100 hgaa 1% über 120 haa . . 3,5% 


In Preußen überwiegt alſo die Größe von 2—20 ha, d. h. der 
Mittelbauernſtand über den Großbauern⸗ und Großgrundbeſitzerſtand. 
Es iſt dabei zu berückſichtigen, daß hier nur eine Betriebs⸗ und keine 
Eigentumsſtatiſtik vorliegt. Die Pachtbetriebe ſind als ſolche mit⸗ 
hin nicht erkennbar. 
| In Großbritannien find von ſämtlichen Betrieben über 0,4 ha 

87, 8% verpachtet; in Preußen 13,2 % der landwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzten Fläche. 

In England nimmt die Getreideanbaufläche etwa ein Siebentel 
des Staatsgebietes ein, in Preußen etwa zwei Siebentel, daneben 

wird in Preußen ein viel ſtärkerer Hackfruchtbau als in England | 
betrieben. 

In England ift die Zahl der in der Landwirtſchaft beſchäftigten 
Perſonen 1 192 167, in Preußen 10 836 194; die der landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiter in England 727 140, in Preußen 1966 368. Hierbei 


1 Sering, Politik der Grundbeſitzverteilung in den großen egen S. 46. 
2 Statiſtiſches Jahrbuch (Preußen) 1912. 
2 Metz, Archiv für innere Koloniſation, S. 48. 
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iſt einerſeits zu berückſichtigen, daß das Staatsgebiet Preußens über 
doppelt jo groß iſt wie England und Wales, anderſeits iſt die Zahl. 
der kleinbäuerlichen Betriebe, die keiner Arbeiter bedürfen, in Preußen 
viel größer als in England. = 


In England leben in den ſtädtiſchen Bezirken 78% der Be- 


völkerung, in Preußen nur 47,2 %. 


Während nun aber die Bevölkerung in den rein ländlichen Be⸗ 
zirken Englands keine abſolute Verminderung erfahren hat, iſt dies’ 


in zahlreichen Teilen von Preußen der Fall?. Beiſpielsweiſe hat 
in der Mark Brandenburg die Bevölkerung in den Landgemeinden 


und Gutsbezirken von 15 Kreiſen et 1871 recht erheblich bis zu 


12,8 % abgenommen. 


Wie in England, ſo gingen auch in Preußen den ſtaatlichen 


Beſtrebungen zur Förderung der Begründung von Bauern- und länd- 
lichen Arbeiterſtellen ſolche von privater Seite voran. Aber während 
dieſe in England hauptſächlich ſozialen Momenten entſprangen, hat 


in Preußen ausſchließlich der Wunſch, den Grund und Boden höher 


zu verwerten, zur Zerſchlagung von Gütern und Schaffung kleinerer 
Anſiedelungen geführt. 

Auch die erſten ſtaatlichen Beſtrebungen in dieſer Richtung unter: 
ſcheiden ſich in ihren Beweggründen. Während in England ſozial⸗ 
politiſche und populationiſtiſche Motive den Staat veranlaßt haben, 
der inneren Koloniſation ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden, waren 


es in Preußen zunächſt vorwiegend ſolche nationalpolitiſcher Natur, 


welche zu dem Geſetze, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedelungen 
in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 ge- 
führt haben. Es wurde eine ſtraffe ſtaatliche, mit bedeutenden Mitteln 
ausgeſtattete Organiſation, die Anſiedelungskommiſſion geſchaffen. 
Initiative und Durchführung liegen völlig in der Hand des Staates. 

Der nächſte Schritt war der Erlaß der Rentengutsgeſetze vom 
27. Juni 1890 und 7. Juli 1891. Die Schaffung von Rentengütern 


wurde der privaten Initiative überlaſſen, zur Durchführung aber 


ſtaatliche Behörden zur Verfügung geſtellt. Die Generalkommiſſionen, 


die mit Fonds aus den Rentenbanken in beliebiger Höhe ausgeftattet - 


waren, erhielten die Ermächtigung, die Auslegung der Rentengüter 
in die Hand zu nehmen. 

Als es ſich zeigte, daß die Anſiedelung dadurch, daß man ſie 
der privaten Initiative überließ, auf die Dauer nicht die gewünſchten 
Fortſchritte machte, entſchloß man ſich zu einer gemiſchten Organi— 
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ſation. Gemeinnützige Geſellſchaften mit Beteiligung des Staates 
wurden gegründet und ihnen außerdem Beihilfen für jede ausgelegte 
Stelle zugeſichert. Die Tätigkeit der Generalkommiſſionen beſteht 
bei den Anſiedelungen dieſer Geſellſchaften fort, doch iſt ſie im Ver⸗ 
gleich zu derjenigen, . Rentengutsausgebern gegenüber, ein⸗ 
geſchränkt. 

Daneben ſind auch die Kreiſe bzw. gemeinnützigen Kreisgeſell⸗ 
ſchaften zur Begründung von Arbeiterſtellen herangezogen und auch 


ihnen ſtaatliche Beihilfen in Ausſicht geſtellt worden. 


In Preußen iſt man ſonach ſozuſagen „den umgekehrten Weg“ 
gegangen wie in England, indem man zunächſt eine ſtraffe ſtaatliche 
Organiſation in der Anſiedelungskommiſſion ſchuf, dann bei den 
Rentengutsgeſetzen die Initiative Privaten überließ, und nur die 
Durchführung ſtaatlichen Behörden übertrug“. Schließlich iſt man 


im Wege der Dezentraliſierung dahin gekommen, die Initiative und 
auch mehr und mehr die Durchführung gemeinnützigen Geſellſchaften 
und den Kreisausſchüſſen zu überlaſſen. 


In England dagegen iſt die Organiſation eine immer ſtraffer 
zentraliſierte geworden. Zuerſt war die Schaffung der Allotments 
und Small Holdings ausſchließlich den Kommunalbehörden über⸗ 
tragen, wie dies bei der Eigenart der engliſchen Verwaltung, die 
ſich völlig auf dieſen Organiſationen aufbaut, das Gegebene war. 


. Da fie aber nahezu völlig verſagten, iſt die geſamte innere Koloni⸗ 


ſation nunmehr feſt in der Hand des Landwirtſchaftsminiſteriums 
und ſeiner Kommiſſare en 


Bei einem Vergleich der gegenwärtig in den beiden Staaten 


beſtehenden Anſiedelungsbehörden muß vor allem dieſe überragende 


Stellung des Miniſteriums in die Augen fallen. Neben der ihm bei 
Verſagen der Kommunalbehörden zustehenden Initiative liegt ihm 
auch die Kontrolle der Ausführung ob. Jeder Plan zur Schaffung 
von Small Holdings bedarf bis in die Einzelheiten feiner Prüfung 
und Zuſtimmung, auch die Pacht⸗ bzw. Verkaufspreiſe der aus⸗ 


zulegenden Grundſtücke unterliegen ſeiner Genehmigung. In mancher 


Hinſicht erinnert dieſe Tätigkeit an diejenige der Generalkommiſſionen 
in Preußen, aber es beſtehen doch ſundamentale Unterſchiede, ins⸗ 


beſondere haben die Generalkommiſſionen nie die Möglichkeit der 


Initiative, ſondern ſind gezwungen zu warten, bis ihre Hilfe von 


Serin g, Archiv des Deutſchen Landwirtſchaftsrates 1910, S. 602. 
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einem Rentengutsausgeber begehrt wird. Iſt dieſer eine gemeinnützige 

Landgeſellſchaft, ſo iſt ihre Stellung noch ſchwächer, da die Feſtſetzung 

der Preiſe ihnen in dieſem Falle im Verwaltungswege genommen iſt. 
Der direkte Einfluß der Regierung auf die Landgeſellſchaften 


und Kreisausſchüſſe iſt in Preußen gering. Abgeſehen von der An— 


ſiedelungskommiſſion kann keine der mit der inneren Koloniſation 
betrauten Organiſationen zu einem aktiven Vorgehen gezwungen 
werden. Es muß daher damit gerechnet werden, daß ſie verſagen. 


Dies hat ſich aber bis jetzt, bei den Landgeſellſchaften wenigſtens, 


im allgemeinen nicht gezeigt, im Gegenteil wird ihnen bisweilen der 
ungerechtfertigte Vorwurf zu energiſchen Vorgehens gemacht. Die 
Kreisausſchüſſe find allerdings bisher der Anſiedelung von Land— 
arbeitern zumeiſt noch nicht näher getreten; es iſt aber anzunehmen, 
daß allmählich die Arbeiternot die Großgrundbeſitzer, die in den 
meiſten Kreisausſchüſſen und Kreistagen im Oſten der Monarchie 
großen Einfluß beſitzen, e wird, mit der Arbeiter- 
anſiedelung zu beginnen. 5 

Anderſeits iſt die Regierung in der Lage, durch ihre unmittel⸗ f 
baren Beamten, die Landräte, ſtärker auf die Kreisausſchüſſe ein⸗ 
zuwirken als die engliſche Regierung auf die Grafſchaftsräte. Auch 
auf die Landgeſellſchaften wird in der Mehrzahl der Fälle ein in- 
direkter Einfluß durch die leitenden Perſönlichkeiten unſchwer zu er⸗ 
langen ſein. Sollte es freilich ttotzdem nicht gelingen, die Anſiedelung 
auch weiterhin zu fördern, ſo würde auch in Preußen die Regierung 
genötigt ſein, zu einer ſtrafferen Zentraliſierung zu ſchreiten. 

Die jetzige Organiſation des Anſiedelungsweſens bietet aber nicht 
zu unterſchätzende Vorteile. In den national gefährdeten Provinzen 
arbeitet die Anſiedelungskommiſſion unter unmittelbarer Aufſicht der 
Zentralbehörde, in den anderen Provinzen dagegen Landgeſellſchaften, 
die in der Lage ſind, ihre Geſchäfte nach kaufmänniſchen Grundſätzen 
zu betreiben und bei ſich bietender Gelegenheit ſchnell zuzugreifen. 
Schon die Rückſicht auf Erzielung von Gewinn wird ſie davor be— 
wahren, zu läſſig vorzugehen. Sie arbeiten jo, daß fie die auf: 
gewendeten Koſten decken und ihr Kapital verzinſen, ohne unangemeſſene 
Gewinne zu erzielen. Ihnen ſtehen geſchulte Beamte zu Gebote, deren 
Kräfte völlig ausgenutzt werden. In England mußte jeder Grafſchafts⸗ 
rat für ſeinen kleinen Bezirk beſondere Anſiedelungsbeamte heranbilden, 
die zum Teil nur nebenamtlich beſchäftigt werden können . Dagegen 


1 Annual Report of Proceedings under the Small Holdings and Allot- 
ments Act, 1912, S. 21. 
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iſt es in Preußen möglich geweſen, aufbauend auf den Erfahrungen, 
die ſchon bei der Anſiedelungskommiſſion und den Generalkommiſſionen 
geſammelt worden waren, geſchulte Beamte heranzuziehen und eine 
Verzettelung auf viele Kreisausſchüſſe zu vermeiden. | 
Zweckmäßig iſt es auch, daß in Preußen die Kreife ſich zwar 
durch Beitritt zu einer Landgeſellſchaft mit Geldmitteln, aber nicht 
praktiſch an der Schaffung von Bauernſtellen und der damit ver⸗ 
bundenen Aufteilung von Rittergütern beteiligen. Die Erkenntnis 
der Notwendigkeit, neue Bauernſtellen zu begründen, iſt heute in 
weite Kreiſe gedrungen, und es wird zumeiſt nur geringe Schwierig⸗ 
keiten bereiten, die Organe der Kreiſe zum Beitritt zu einer gemein⸗ 
nützigen Landgeſellſchaft zu bewegen. Sehr viel ſchwerer, wenn nicht 
unmöglich, würde es aber ſein, ſie dazu zu veranlaſſen, ſelbſt die 
Parzellierung eines Gutes in die Hand zu nehmen. Es iſt nur zu 
verſtändlich, daß die Zerſchlagung eines Rittergutes den anderen 
Rittergutsbeſitzern des Kreiſes ſchmerzlich iſt. Während ihnen das 
alte Gebilde durch Verkehr und angenehme Nachbarſchaft manche 
Annehmlichkeiten brachte, verwandelt ſich viel davon durch die Auf⸗ 
teilung in das Gegenteil. Insbeſondere ſinkt der politiſche Einfluß 
des Großgrundbeſitzes; auch die jagdlichen Verhältniſſe erfahren häufig 
eine erhebliche Verſchlechterung. Vorteile dagegen wird der Groß⸗ 
grundbeſitzer nur in den allerſeltenſten Fällen haben. Die in der 
neuen Siedelung vorhandenen Arbeiter werden zumeiſt nicht ihm zu⸗ 
ſtrömen, ſondern, ſoweit irgend möglich, Beſchäftigung im eigenen 
Dorfe ſuchen und auch finden. | 
Anderſeits wird man aber auch die Heranziehung der Kreis⸗ 
ausſchüſſe zur Anſiedelung von Landarbeitern als zweckentſprechend 
anſehen müſſen, weil die maßgebenden Perſönlichkeiten zumeiſt ſelbſt 
das größte Intereſſe an der Regelung der Arbeiterfrage haben werden, 
und weil die Kreiſe ſehr viel beſſer befähigt ſind, derartige kleine 
Stellen zu ſchaffen als die großen Provinzialgeſellſchaften. Dieſe 


Siedelungen ſetzen keine, jo großen Sachkenntniſſe und Erfahrungen m; 


voraus wie die Anſiedelung von Bauern, erfordern vielmehr eine 
ſorgfältige Kleinarbeit, wie ſie die großen n zu leiſten 
nicht imſtande ſind!. 


1 Es wird den Provinzialgeſellſchaften häufig der Vorwurf gemacht, daß 
ſie dieſe Art der Anſiedelung nicht oder. nicht genügend betreiben. Meines Er⸗ 
ſachtens aber zu Unrecht; denn, fol die große und wichtige Arbeit der Bauern⸗ 
anſiedelung nicht darunter leiden, ſo können ſie ſich nicht mit dieſer Kleinarbeit 
verzetteln. 


a 2 E Aut 


32 von der Süße 1 


Es wäre zu erwägen, ob 0 wie in England, die Gemeinden 
zur inneren Koloniſation heranzuziehen wären. In den meiſten Fällen 
werden dieſe aber hierzu nicht imſtande ſein, und anderſeits bedarf es 
einer beſonderen Übertragung dieſer Aufgabe an ſie, im Gegenſatz zu 
England, gar nicht, da die preußiſche Gemeinde jedes, nicht anderen 
Behörden vorbehaltene, Gebiet an ſich ziehen kann. 


Nicht zu unterſchätzen iſt der Vorteil, der für die innere Koloni⸗ 
ſation in Preußen dadurch gewonnen wird, daß das Verfahren vor - 


der Generalkommiſſion ein weſentlich vereinfachtes iſt. In England 


bereitet die Umſtändlichkeit und Koſtſpieligkeit der Grundſtücksüber⸗ 


tragung der Anſiedelung Schwierigkeiten. In Preußen dagegen iſt 
eine Auflaſſung überhaupt nicht nötig, die Grundbuchberichtigung 
wird durch die Generalkommiſſion veranlaßt 1. „Überhaupt fallen 
die mannigfachen Schwierigkeiten fort, die ſich aus den Verhand— 
lungen mit den ſonſt zuſtändigen Behörden für die Beteiligten er- 
geben.“ Faſt alle Streitigkeiten, die im Verlaufe des Verfahrens 
entſtehen, werden von der Generalkommiſſion ſelbſt mit richterlicher 


Befugnis entſchieden?. „Dazu koͤmmt, daß Koſten und Stempel für. 


die Eintragung des Eigentums und die ſonſt erforderlichen Grund— 
bucheintragungen nicht erhoben werden, vielmehr nur ein Pauſchal— 
ſatz für die Durchführung des ganzen Verfahrens zur Erhebung 


kommt, der in Anbetracht der N erwachſenen Koſten verhältnis⸗ 


mäßig gering iſt.“ 
Ohne die Hilfe der Generalkommiſſion wäre es den meiſten 


Privatleuten gar nicht möglich, ihr Gut zu parzellieren. Sie ſorgt | 


für Zwiſchenkredit und für die endgültige Übernahme der Renten 


auf die Rentenbank. Der Mangel einer ſolchen Behörde mag in 


England manchen Grundeigentümer, der an und für ſich der Auf⸗ 
teilung ſeines Gutes nicht abgeneigt wäre, davon abhalten, da ihm 
die nötige Erfahrung wie das Kapital fehlt. 

Als ein Vorteil der engliſchen Behördenorganiſation muß es 
bezeichnet werden, daß die Heranziehung möglichſt weiter Kreiſe der 
Bevölkerung zu tätiger Mitarbeit dort in umfaſſenderer Weiſe geſchehen 
iſt als in Preußen. Dort haben ſich ſämtliche Grafſchaftsräte und 
ein Teil der Gemeindebehörden — wenn auch häufig wohl nur unter 
dem Drucke des Miniſteriums — an der inneren Koloniſation praktiſch 


beteiligt. Dadurch iſt das Intereſſe und das Verſtändnis hierfür in 


weitere Kreiſe getragen worden als in Preußen. 


1 Haack, Die preußiſchen Geſetze über Rentengüter, S. 48. 2 Ebenda. 


\ 


ha} 


7 


5 5 


) 


303 duns e in Preußen und England | 303 \ 


Die Beſchaffung der nötigen Geldmittel geſchieht in England 
durch Gewährung von Staatskredit zu ſehr billigem Zinsfuße. In 
Preußen iſt die Geldbeſchaffung verſchieden, je nach der Organiſation. 
Der Anſiedelungskommiſſion ſtehen ausſchließlich Mittel des Staates 
zur Verfügung. Den Generalkommiſſionen ſtehen eigene Mittel 
überhaupt nicht zu Gebote, doch vermitteln ſie die Beſchaffung von 
Zwiſchenkredit wie die Übernahme der Renten auf die Rentenbanken. 
Den Anſiedelungsgeſellſchaften iſt der Staat mit erheblichen Anteilen 
unter Verzicht auf Zinſen und Gewinnanteilen beigetreten. Die 
übrigen Anteile ſind zumeiſt von Kommunalverbänden und Privaten 


übernommen worden. Die Geſellſchaften und die Kreiſe erhalten 
aus Staatsmitteln außerdem nicht unbedeutende Beihilfen für jede 


geſchaffene Stelle. Eine Gewährung von Kredit aus Staatsmitteln 
an die Kreiſe kann nicht in Frage kommen, weil es der Organiſation 
der Kommunalkredites in Preußen widerſprechen würde, iſt auch nicht 


ſo notwendig wie in England, weil den Kreiſen aus ihren eigenen 


Sparkaſſen und von ſeiten der Landesverſicherungsanſtalten billiger 
»Kredit zur Verfügung ſteht. 
| Viel günftiger als das engliſche Syſtem ift das preußiſche in⸗ 


ſofern, als die Renten der geſchaffenen Stellen von den Rentenbanken 


übernommen werden und der Rentengutsausgeber dafür Kapital erhält. 
Auf dieſe Weiſe wird es vermieden, daß die Landgeſellſchaften und 
die Kreiſe ihre Mittel feſtlegen und nachher aus Mangel an Kapital 
genötigt ſind, ihre Tätigkeit einzuſtellen. Iſt doch die Pommerſche 
Anſiedelungsgeſellſchaft allein dadurch ſchon in Schwierigkeiten ge⸗ 
raten, daß ſie ihre Mittel durch Gewährung von langfriſtigen Hypo⸗ 
theken hinter den Rentenbankrenten feſtgelegt hatte. N 
In England werden die Grafſchaften mit der Zeit eine große 
Schuldenlaſt anhäufen, deren Verzinſung und Tilgung — wofern ſie 
es nicht vorziehen, dieſe ihren Pächtern aufzubürden — Schwierig⸗ 
keiten bereiten und das Anſiedelungswerk hemmen muß. 


Um den erforderlichen Grund und Boden für die Anſiedelung 
zu beſchaffen, iſt in England durch den Crown Lands Act von 1906 
auch Kronland zur Verfügung geſtellt worden. In Preußen ſind 


zwar ebenfalls mehrfach Domänen parzelliert worden, doch beſteht 


ein wichtiger Unterſchied gegenüber England darin, daß dort ein 
Verkauf des Kronlandes nicht in Frage kommt. Vielmehr ſollen 
nur an Stelle der bisherigen größeren N ſolche kleineren 
Umfanges eingerichtet werden. 
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Bei der Beſchaffung des Grund und Bodens von ſeiten Privater 
hat ſich in den beiden Staaten eine Verſchiedenheit inſofern heraus— 
gebildet, als es in Preußen üblich iſt, ganze Güter zu zerſchlagen, 
während es in England anſcheinend bevorzugt wird, Teile von 
Gütern abzutrennen und der inneren Koloniſation zu erſchließen. 
Das preußiſche Syſtem verdient dabei meines Erachtens den Vorzug. 
Wie die „Times“ richtig ausführt, wird der kleine Anſiedler ſein 
Augenmerk ſtets auf die beiten Teile der größeren Beſitze richten !. 
Nimmt man dieſe aber weg, ſo iſt damit der große Beſitz häufig 
verkrüppelt, da oft — beſonders bei der ſchwierigen Lage der Land— 
wirtſchaft in England — der Wert und die wirtſchaftliche Kraft eines 
Gutes auf dieſem beſten Teile beruhte und ſeine Wegnahme eine 
völlige Anderung des Wirtſchaftsſyſtems erfordert. Anderſeits wäre 
es höchſt erwünſcht, wenn die Beſitzer größerer Güter in Preußen 
ſich dazu entſchließen könnten, unwirtſchaftliche Vorwerke und Außen⸗ 
ſchläge der Beſiedelung zugänglich zu machen, ſoweit fie hierzu ge— 
eignet ſind. Das geltende Hypothekenrecht wird dies Woh häufig 
unmöglich machen. ö 

Es iſt eine auffallende Erſcheinung, daß man gerade in England, 
dem Lande des höchſten Schutzes des Eigentums und der perſönlichen 
Freiheit ſich zu einem ſo weitgehenden Eingriff, wie die Enteignung 
und die Zwangspacht, entſchloſſen hat. In Preußen hat man nur 
unter den größten Bedenken die Enteignung in den national beſonders 
gefährdeten Teilen der Monarchie in beſchränktem Umfange zugelaſſen 
und hat bisher in ganz ſeltenen Fällen in ſchonendſter Weiſe von 
ihr Gebrauch gemacht. Auch bieten die Beſtimmungen über die Ent⸗ 
eignung in England viel weniger Sicherheit gegen behördliche Will— 
kür wie in Preußen. Dort iſt das Landwirtſchaftsminiſterium nur 
durch die ſehr dehnbaren geſetzlichen Beſtimmungen beſchränkt, die 
vorſchreiben, welche Grundſtücke von der Enteignung ausgeſchloſſen 
ſind. Die Anrufung einer höheren Inſtanz oder die Herbeiführung 
einer richterlichen Entſcheidung iſt in England ausgeſchloſſen. In 
Preußen dagegen iſt eine Beſchwerde an die zuſtändigen Miniſter 
und daneben über die Höhe der zu dae Entſchädigung der 
Rechtsweg gegeben. 
| Die Einführung der Enteignung iſt daraus zu erklären, daß 
England inſofern in einer Zwangslage war, als das Land ſich in 
Händen weniger großer Beſitzer befindet und verhältnismäßig wenig 


1 The Times, „The Land and the People“ VII, Juli. 1913. 
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auf den Markt kommt. Etwa die Hälfte des Grund und Bodens iſt 
durch „Entails“, eine Art von Fideikommiſſen, gebunden 1. Ferner 


mußte den Grafſchaftsräten die Möglichkeit genommen werden, die 


Schwierigkeit des Grundbeſitzererwerbes als einen Vorwand zu be⸗ 
nutzen, um die Schaffung von Small Holdings zu unterlaſſen. 


Immerhin muß aber ſehr fraglich erſcheinen, ob eine derartige ein⸗ 


ſchneidende Maßnahme notwendig war, beſonders da ſich in den 
letzten Jahren die Kaufs- und Verkaufsbewegung erheblich geſteigert hat?. 
Der Grund dafür liegt darin, daß ein großer Teil des Grund⸗ 
beſitzes ſtark verſchuldet iſt und nicht mehr die Laſten zu tragen ver⸗ 
mag, die ein Landbeſitz im Gefolge hat. Allerdings darf auch hier⸗ 
bei nicht vergeſſen werden, daß das ſtädtiſche Kapital begierig nach 
den frei werdenden Grundſtücken greift, denn „Landbeſitz hat in 
England einen rein geſellſchaftlichen Wert. Jeder reich gewordene 
Kaufmann oder Induſtrielle trachtet nach dem Erwerbe eines Land⸗ 
gutes, um einen höheren geſellſchaftlichen Rang zu gewinnen 3.“ 
Dadurch wird naturgemäß der Marktpreis des Landes erheblich 
geſteigert. 

Soweit das Motiv für die Enteignung nur die Förderung des 
Bauernſtandes iſt, drängt ſich ein Vergleich mit dem Regulierungs⸗ 
edikt von 1811 auf. Auch hier wurde eine Enteignung der Guts⸗ 
herren zugunſten der Bauern vorgenommen. Sie verloren einen 


Teil des Bauernlandes, das bisher in ihrem Eigentume geſtanden 
hatte. Gerade weil England nie eine derartige Reform gehabt hat, 


die bei der Eigenart der engliſchen Verhältniſſe in viel früherer Zeit 
als in Preußen hätte erfolgen müſſen, iſt es jetzt gezwungen, zu = 
Maßregel der Enteignung zu greifen. 

Die Förderung des Bauernſtandes iſt aber keineswegs der aus⸗ 
ſchließliche Beweggrund zur Einführung der Enteignung geweſen. 
Vielmehr war beim radikalen Flügel der liberalen Partei und bei 
der Arbeiterpartei die Abſicht maßgebend, den wirtſchaftlichen und 
geſellſchaftlichen Einfluß der Grundherren zu mindern, ebenſo wie 
ihr politiſcher Einfluß durch die Beſchränkung der Macht des Ober⸗ 
hauſes geſchwächt worden iſt“. Dazu kam der vorwiegend aus boden⸗ 


reformeriſchen und ſozialiſtiſchen Motiven entſpringende Wunſch, ſo⸗ 


1 Plehn, Die neue Landpolitik in Großbritannirn. Zeitſchrift für Agrar⸗ 


politik, Jahrgang 1907, S. 283. 


2 Deutſche Tageszeitung: Die britiſche Agrarfrage in „Zeitfragen“ Nr. 2 


vom 14. Juli 1913. 


3 Plehn, a. a. O. S. 283. 1 Ebenda ©. 275. 
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viel Land als möglich in der Hand des Staates bzw. feiner Unter- 

organe zuſammenzuziehen. Es war dies hauptſächlich die Frucht 

der Agitation eines Vereins, der „Land Nationalisation Society“. 
deſſen Zweck die Verſtaatlichung des Grund und Bodens ift. 


Bei einem Vergleiche der in den beiden Staaten geſchaffenen 
Stellen, wobei zunächſt die engliſchen Allotments und die preußiſchen 
Arbeiterſtellen auszuſcheiden ſein werden, muß in den meiſten Fällen 
deren gänzlich verſchiedener Charakter auffallen. In England über- 
wiegt die Pachtparzelle von geringer Größe und ohne Wohngebäude, 
auf der vorwiegend Gemüſebau oder Milchwirtſchaft betrieben wird. 
In Preußen dagegen ſind die Stellen zumeiſt zu Eigentum begeben 


und abgeſehen von einzelnen Zukaufsgrundſtücken durchweg mit Wohn⸗ 


und Wirtſchaftsgebäuden beſetzt. Der Betrieb auf ihnen iſt ein 


gemiſchter landwirtſchaftlicher, wie er bei den preußiſchen Bauern 


üblich iſt. 
Der Grund für das Überwiegen der Pachtſtellen in England 
iſt in verſchiedenen Umſtänden zu ſuchen. Vor allem iſt es die 


hiſtoriſche Entwicklung, die allmählich zu einer Gewöhnung an das 


Pachtſyſtem geführt hat. Die Zahl der Eigentümer, die ihr Land 
ſelbſt bewirtſchaften, iſt im Verhältnis zu Preußen verſchwindend 
klein. Die Grundherrſchaft hat, wie oben gezeigt, allmählich alles 
Land an ſich gezogen und gibt es nun in Pachtungen aus. Die 
Eigenwirtſchaft bildet bei den kleinen wie bei den großen Betrieben 
die Ausnahme. Hieraus erklärt ſich, daß der engliſche Landwirt im 
allgemeinen „an der Pachtung hängt und fie als zweckmäßiger vor- 
zieht. Er ſieht in ihr nicht im geringſten ein Brandmal perſönlicher, 
politiſcher Unfreiheit, ſie iſt ihm nur eine Organiſationsform wie 
beim Induſtriebetrieb, wo das Riſiko den Unternehmern zufällt, 


während er als Werkmeiſter ſich in auskömmlicher und geficherter 


Stellung befindet!.“ Dieſes Riſiko ſchlägt aber der engliſche Bauer 
nicht gering an, ſeitdem in der Agrarkriſis zu Ende der ſiebziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts die Grundſtückswerte ſtark geſunken 
ſind. Ein weiteres Riſiko, das er fürchtet, iſt die Erhöhung der 
Kommunalſteuern, die in England faſt ausſchließlich den Grund— 
ſtückseigentümer treffen und ſchon jetzt teilweiſe ſehr hoch ſind. Sie 
betragen durchſchnittlich 6,25 Mk. für den Hektar. Eine weitere 
Erhöhung kann den Erfolg haben, daß die Beſtellung des Bodens 
aufhört, rationell zu ſein. 


1 Neue Preußiſche Zeitung, 1913, Nr. 369. 
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Dazu kommt, daß die bei dem Ankaufe zu leiſtende Anzahlung 
von einem Fünftel des Grundſtückswertes den meiſten Anſiedelungs⸗ 
luſtigen zu hoch iſt. Man hat ſich nicht entſchließen können, dem 

Vorſchlag der Kommiſſion des Jahres 1905 zu folgen und fie auf 
ein Achtel herabzuſetzen. Der engliſche Bauer zieht es daher vor, 
ſein Betriebskapital nicht durch die hohe Anzahlung zu ſchwächen, 
ſondern eine Stelle zu pachten, die größer iſt als die, welche er 

ſeonſt hätte kaufen können. Wird von der hohen Anzahlung ab⸗ 
— geſehen, jo finden ſich auch viele, die bereit find, eine Stelle zu 
Eigentum zu erwerben, wie die Parzellierung der Herrſchaft Maulden 
” zeigt. Als der Eigentümer, der Herzog von Bedford, die Bedingung 
der Anzahlung von einem Fünftel des Wertes fallen ließ, meldeten ſich 
500 Käufer für 17 Grundſtück sx. 
Cin Vergleich der von den Anſiedlern zu leiſtenden Anzahlungen 
in den beiden Staaten iſt nur ſchwer möglich, da die engliſchen Stellen | 
zumeiſt nicht bebaut find. Bei den Stellen der Anſiedelungskommiſſion 
- beträgt das von dem Anſiedler nachzuweiſende Vermögen etwa 
„ zwei Fünftel des Stellenwertes, wobei jedoch Vieh und landwirtſchaft⸗ 
lliches Gerät angerechnet wird. Der Anſiedler hat dann von feinem Ver⸗ 
mögen die Gebäude zu errichten, kann jedoch ein Darlehen aus Staats: 
mitteln bis zu zwei Dritteln ſeines Vermögens erhalten, ſo daß man 
- jagen kann, die Anzahlung beträgt etwa 17,5 des Wertes der be 
bauten Stelle?. Bei den Siedelungen der Generalkommiſſionen be- 
rreägt die Anzahlung in der Regel ein Viertel des Wertes der Stelle 
Neeinſchließlich der Gebäude, doch kann dieſes Viertel auch als Reſt⸗ 
hypothek ſtehen bleiben. Drei Viertel werden ſeitens der Renten⸗ 
bank als Tilgungsrente gegeben; nach 5—10 Jahren übernimmt 
dieſe dann auch die Reſthypothek. Auf unbebauten Stellen beträgt 
die Anzahlung etwa ein Achtel. Man wird demnach ſagen können, 
daß die Anzahlung in Preußen im allgemeinen erheblich niedriger 
iſt als in England und daher die Erwerbung einer Stelle zu Eigen⸗ 
tum weſentlich erleichtert iſt. Dieſe Wirkung wird noch verſtärkt bei den 
Stellen der Anſiedelungskommiſſion durch Gewährung von drei Frei⸗ 
jahren, bei denen der Generalkommiſſionen durch Rentenſtundung 
auf ein Jahr. Zwar iſt dies auch in England zuläſſig, aber an⸗ 
ſcheinend nicht üblich, da die Berichte hierüber keine Nachricht geben. 


I Deutſche Tageszeitung: „Die Landpolitik der engliſchen Konſervativen“, 
1913, Nr. 321. 

2 Belgard, Parzellierung und innere Koloniſation in den ſechs öſtlichen ö 
Provinzen e Leipzig 1907, S. 55—57. | 
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Es ſcheint ſonach ſehr verſtändlich, daß der engliſche Bauer ſich 
davor ſcheut, ein Small Holding käuflich zu erwerben und die 


Pachtung vorzieht. Daher iſt auch keine Steigerung in dem Prozent— 
ſatz derjenigen, die Stellen kaufen wollen, zu bemerken. 
Pachtſtellen vermögen aber niemals — beſonders wenn die 
Pachtperioden, wie zumeiſt bei den Small Holdings und Allot- 
ments, nur einjährig ſind — auch nur einen annähernden Erſatz 
für den Erwerb zu Eigentum zu bilden. Das, was durch die innere 
Koloniſation erreicht werden ſoll, iſt eine neue Bindung der Geſell— 
ſchaft. Nachdem die Feſſeln der Erbuntertänigkeit und der ſchlechten 


Verkehrs verbindungen, die den Bauern fo lange Jahrhunderte an feine. 
Scholle gebunden haben, gefallen ſind, ſoll die Landbevölkerung durch 


das Mittel der inneren Koloniſation wieder auf dem Lande feſtgehalten 
werden. Nur ſo iſt der Fortſchritt der Abwanderungsbewegung zu 
hemmen. Sind aber die neugeſchaffenen Stellen nur verpachtet und 
außerdem vielleicht nicht einmal mit Wohnhäuſern beſetzt, wie zumeiſt 
in England, ſo kann man unmöglich ſagen, daß eine wirkſame der— 
artige Bindung erreicht iſt. Treten Mißernten auf, wird die Pacht 
bei dem Steigen des Ertragswertes des Grundſtückes geſteigert oder 


wird dem Pächter ſeine, außerhalb der Stelle liegende, Wohnung, 
gekündigt, ſo wird er ſeine Pachtung leichten Herzens aufgeben und 


abwandern. Selbſt wenn aber ſeine Liebe und Anhänglichkeit an 


den Grund und Boden, den er mit ſeinem Schweiße gedüngt hat, 


ſo groß iſt, daß er an ihm auch unter widrigen Umſtänden feſthält, 
ſo entfällt doch dieſer Beweggrund für ſeine Erben. Für ſie beſteht 


keine Veranlaſſung, an der Pachtſtelle feſtzuhalten. Es wird demnach 
mit einem häufigeren Wechſel der Pächter gerechnet werden müſſen, 


der „ſtets zum Schaden des Grundſtückes ausfällt“. Anderſeits 


if das Pachtſyſtem auf den engliſchen Stellen ſehr viel leichter . 


durchzuführen, weil ſie zumeiſt nicht mit Gebäuden beſetzt ſind, daher 

weniger Aufſicht bedürfen und weniger Koſten durch Reparaturen 

und Neubauten verurſachen. Daß ein Pächter ſein Grundſtück im 

allgemeinen nicht mit derſelben Sorgfalt beſtellt wie ein Eigen⸗ 

tümer, beſonders Meliorationen n vornimmt, ſei nur nebenbei 
erwähnt. 

| Immerhin, kann man die Pacht ach nicht dem Eigentum 


gleichſtellen, ſo wäre es doch verkehrt, ihren Wert zu unterſchätzen. 


England hat keinen Stand kleinerer Grundeigentümer mehr und iſt 
genötigt, einen ſolchen erſt wieder heranzubilden. Dazu erſcheint 
aber das Pachtſyſtem durchaus geeignet. Für England handelt es 
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ſich zunächſt darum, eine möglichſt große Anzahl von Menschen 
wieder mit dem Lande in Verbindung zu bringen, und das iſt auch 
durch das Pachtſyſtem gelungen. Es bleibt noch die Möglichkeit, 
die Pacht allmählich in das Eigentum zu überführen. Allerdings 
iſt das engliſche Pachtſyſtem hierzu weniger geeignet als das 


preußiſche, wie es bei den Stellen der Anſiedelungskommiſſion 


üblich iſt. Hier iſt die Pachtperiode eine zwölfjährige, während ſie 
in England einjährig iſt; ferner ſind die Stellen mit Wohngebäuden 
beſetzt, und insbeſondere iſt die Anzahlung, die der Pächter zu leiſten 
hat, wenn er ſeine Pachtſtelle käuflich erwerben will, zumeiſt viel 
geringer als in England. In Preußen kann die Anzahlung bis zu 


zwei Dritteln des Gebäudewertes herabgeſetzt werden, in England 


dagegen iſt, wie ſchon geſagt, ein Fünftel des Wertes der ganzen 
Stelle zu zahlen. In den meiſten Fällen wird aber zwei Drittel 
des Gebäudewertes viel geringer ſein als ein Fünftel des Wertes 


der Stelle. 


Es fragte ſich aber, ob in England ein Erwerb zu Eigenen 
überhaupt als wünſchenswert betrachtet wird. Unter den Parteien 
herrſcht über dieſe Frage lebhafter Streit. Während die Unioniſten 
dem Eigentum den Vorzug geben und die Pacht nur * 


und Vorſtufe zum Eigentum anſehen, wollen die Liberalen an de 


Pachtſyſtem feſthalten. Der Grund hierfür iſt ebenſo, wie für die 
Zulaſſung der Enteignung, hauptſächlich in dem Beſtreben nach Ver⸗ 
ſtaatlichung des Grund und Bodens zu ſuchen. Daneben herrſcht 
auch die Befürchtung, daß die geſchaffenen Stellen wieder in die 


Hände des Großgrundbeſitzes übergehen könnten. Bei dem Stande 


der engliſchen Geſetzgebung wird man dieſe Möglichkeit nicht von der 
Hand weiſen können, beſonders wenn man die hohen Luxuspreiſe für 
Grundſtücke berückſichtigt. Die Vorſchrift, daß ein verkauftes Small 


Folding, im Falle es zu anderen als landwirtſchaftlichen Zwecken 


benutzt wird, dem Grafſchaftsrat angeboten werden muß, bietet 
keinerlei Sicherung hiergegen. Daß ſich aber durch eine andere 
Regelung ein ſicherer Schutz der Stellen gegen das Aufkaufen 
ſchaffen läßt, hat die preußiſche Geſetzgebung durch Einführung des 
Wiederkaufsrechts bewieſen, durch welches jeder Verkauf, welcher 


den urſprünglichen Zwecken widerſpricht, gehindert werden kann, 


und zwar ohne zeitliche Beſchränkung. In derſelben Richtung 


wirkt auch das für die Anſiedelungsgüter allgemein eingeführte 


Anerbenrecht. 
Die gegen die Vergebung zu Eigentum geltend gemachten 
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Gründe können ſonach nicht als ftichhaltig anerkannt werden. Es 
gewinnt vielmehr den Anſchein, als ob die Grafſchaftsräte aus der 
inneren Koloniſation ein Geſchäft machen wollten. Abgeſehen davon, 
daß der Wertzuwachs der Grundſtücke ihnen, als Eigentümern, 
zufällt, haben ſie es verſtanden, ihre Pächter ſo hoch zu belaſten, 
daß die Grundſtücke nach Ablauf von 80 Jahren ihnen gehören, 
ohne daß ſie Koſten dadurch gehabt hätten. Sie ſtützen ſich dabei 
auf die Beſtimmung des Geſetzes, daß alle den Grafſchaftsräten 
erwachſenen Ausgaben durch die aufkommenden Pachten gedeckt 
werden müſſen . Die meiſten Grafſchaftsräte haben dies in Über— 
einſtimmung mit einem Teile der Rechtsberater der Regierung dahin 


aufgefaßt, daß auch die Tilgung des Kapitals von den Pächtern 


aufzubringen jei?. Da die Anſichten über dieſen Punkt aber aus⸗ 


. einandergehen, genehmigt die Kommunalaufſichtsbehörde auch Anleihen, 


bei denen eine Tilgung durch die Pachten nicht vorgeſehen iſt. Das 
befolgte Syſtem iſt daher verfchieden. Doch ſcheint die Deckung durch 


die Pachten zu überwiegen, wenigſtens ſpricht der Bericht für das 


Jahr 1910 und ein Artikel der „Times“ ausſchließlich von dieſem ?. 
Hierin wird man aber eine große Benachteiligung der Pächter er- 
blicken müſſen. Die Pacht trägt den Charakter einer Tilgungs— 
rente, und es wäre ein Gebot der Gerechtigkeit, daß das Grundſtück, 


mindeſtens nach Ablauf der Tilgungsperiode, in das Eigentum des 


Pächters überginge. 
In allen Berichten über erfolgreiche Small Holdings fällt es 
auf, daß faſt ausſchließlich von ſolchen die Rede iſt, die Gemüſebau, 


Obſtzucht, Blumengärtnerei, Geflügelzucht oder Milchwirtſchaft treiben | 


oder ſich auf irgendeine andere Spezialität gelegt haben“. So wird 
in dem Berichte über das Jahr 1912 unter einer größeren Anzahl 
von erfolgreichen Stellen nur eine erwähnt, die etwa in derſelben 


Weiſe wie eine preußiſche Bauernſtelle bewirtſchaftet wirds. Aber 


auch auf ihr wird ziemlich viel Gemüſe gezogen, außerdem ſcheint 


der Inhaber Schweinemäſterei als Spezialität zu betreiben. Auch 


das Buch „The Practical Side of Small Holdings“ von James 
Long, das als Propagandaſchrift und Lehrbuch für Anſiedler ge— 


1 Dumsday, a. a. O. Sect. 9, S. 31 u. 74. 

2 Report 1908, S. 16. 

Ebenda 1910, S. 12. — The Times: „Revival of Village Life“. 
31. Juli 1913. 

4 Report 1909, S. 763 1910, e. 24; 1912, ©. 23. 

5 Ebenda 1912, S. 35. 
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dacht iſt, ſpricht hauptſächlich von ſolchen Stellen, die einen gärtne⸗ 
riſchen Betrieb haben, oder auf denen Milchwirtſchaft und Viehzucht 
überwiegt. Vom eigentlichen Getreidebau iſt nur wenig die Rede. 
Die Wirtſchaft auf den engliſchen Small Holdings beruht demnach 
zumeiſt auf Grundlagen, die völlig von genen ber preußifchen An⸗ 
ſiedlerſtellen verſchieden ſind. | 

Die Urſache hierfür ift zum Teil ſchon in ihrer Größe begründet 
Während der Durchſchnitt der von den Grafſchaftsräten ausgelegten 

Stellen zwiſchen 5,2 und 5,6 ha ſchwankt, liegt die Mehrzahl der 
preußiſchen Rentengüter in den Größenklaſſen von 5—10 und 
10—25 ha. Hier wird das Hauptgewicht auf Schaffung ſelb— 
ſtändiger Ackernahrungen gelegt, für die Stellen von wenig über 
5 ha im allgemeinen nicht hinreichen. Die geringe Größe der 
Stellen in England hat zur Folge, daß, wenn die Anſiedler von. 
dem Ertrage ihrer Stellen leben wollen, fie intenſioſte Gartenkultur 
betreiben müſſen oder aber auf Nebenbeſchäftigung angewieſen ſind. 
Sie bringt es auch mit ſich, daß auf den Stellen zumeiſt keine Ge⸗ 
bäude errichtet werden, da die Gefahr beſteht, daß „die Verzinſung 
des Gebäudekapitals den Wirtſchafter erdrückt 1. 

Neben den oben genannten Arten von Betrieben, die die Mehr⸗ 
zahl bilden, finden wir zahlreiche Stellen, die von Gewerbetreibenden 
und anderen derartigen Perſonen aus den benachbarten Orten zu⸗ 
gepachtet worden ſind, um Gemüſe für den Haushalt und Futter 
für ihre Pferde zu liefern, ſowie ſolche, die von Leuten gepachtet 
ſind, die ſich ein ländliches Stilleben ſichern wollen. Die Zahl der 
Familien, die ihren vollen Lebensunterhalt aus der Stelle ziehen, iſt 
verhältnismäßig gering, ſehr viele ſind auf Nebenverdienſt angewieſen. 
Eine Vermehrung der ländlichen Arbeiter iſt aber dadurch nicht er⸗ 
reicht worden, denn die Stelleninhaber ziehen jede N Arbeit 
derjenigen auf größeren Gütern vor. 

Die Zahl der Small Holdings, die ihrem Charakter nach einen 
Vergleich mit den preußiſchen bäuerlichen Anſiedelungsgütern zulaffen, 
iſt nur gering. Der Grund hierfür iſt zum großen Teile in der un⸗ 


günſtigſten Lage der engliſchen Landwirtſchaft zu ſuchen, die den Ge⸗ 


treidebau häufig nicht lohnend macht. Dazu kommt, daß dieſer die 
ſchwächſte Seite des Kleinbetriebes iſt. Deſſen Stärke liegt vielmehr 
in der Viehzucht und der gärtneriſchen Kultur, zu der er hervorragend 
befähigt iſt. Der Bedarf Englands an tieriſchen Produkten ſowie 


— 


1 Meyer, Archiv für innere Koloniſation, Bd. IV, S. 74. 
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u ſolchen der Gärtnerei wird aber bei weitem nicht im Lande gedeckt. 


„D er Verbrauch von Obſt und Gemüſe iſt in Großbritannien in den 


letzten Jahren ſehr bedeutend geſtiegen, ſehr viel wird von Frankreich, 
Holland und Dänemark eingeführt. Die Möglichkeit, daß die engliſche 


Landwirtſchaftdie Konkurrenz des europäiſchen Feſtlandes aus dem 


Felde ſchlagen könnte (ſoweit es ſich nicht um das erſte Gemüſe und 
Frühobſt handelt), iſt nicht ausgeſchloſſen. Anderſeits iſt es klar, daß 


ſowohl die Aufnahmefähigkeit des Marktes beſchränkt iſt, als auch 


Areal, wo Klima und Boden den Anbau rentabel machen!.“ Auch 
Erzeugniſſe der Milchwirtſchaft und Geflügelzucht werden in großer 
Menge eingeführt. Dabei iſt der Preis der Milch in London ein 
andauernd ſehr hoher. Die Wirtſchaften, die ſich mit der Erzeugung 
dieſer Produkte befaſſen, werden daher im allgemeinen als ausſichts⸗ 
reich bezeichnet werden können. | 


Aus der Tatſache, daß die meiſten Small Holdings derartige 
Betriebe ſind, erklärt es ſich auch, daß die Zahl der Inhaber, die 


nicht von Beruf Landwirte ſind, verhältnismäßig ſehr groß iſt. 
Der ſtädtiſche Arbeiter hat als Pächter von Allotments Gelegen— 
heit, die Gartenkultur kennen zu lernen, auch find ihm die An: 
forderungen des ſtädtiſchen Marktes nicht fremd. Wenn daher der 
Augenblick eintritt, daß er arbeitslos wird — ein häufiger Fall bei 


dem älteren engliſchen Arbeiter —, ſo wird er gern ein Small Hol- N 


ding übernehmen und auch erfolgreich auf ihm wirtſchaften können. 


Bei den preußiſchen Anſiedelungen iſt auf dieſe Art Koloniſten nicht 
zu rechnen; ſie wären auch zumeiſt gänzlich ungeeignet, einen Betrieb 
zu führen wie den, auf den die Anſiedelungen zugeſchnitten find. Es 
wäre aber durchaus erwägenswert, auch in Preußen derartige Siede⸗ 


lungen zu ſchaffen. Deutſchland führt jährlich für 26 bis 27 Millionen 
Mark mehr Gemüſe ein als aus. Die Ausſichten für den Feld— 
gemüſebau auf kleinen Siedelungen in der Nähe großer Städte er— 
ſcheinen daher keineswegs ungünſtig. Freilich müßte der Gemüſebau 
durch Schaffung geeigneter Muſterbetriebe gefördert werden. 
England wird aber damit rechnen müſſen, daß die Möglichkeit, 


derartige Stellen auszulegen, beſchränkt iſt, weil der Markt für 


Produkte dieſer Art unbegrenzt aufnahmefähig iſt. Dieſe Grenze 
iſt allerdings anſcheinend noch lange nicht erreicht. Immerhin wird 
aber, wenn England in dem bisherigen Tempo mit der Koloniſation 


fortfährt, der Augenblick kommen, daß auch ſolche Stellen geſchaffen 


N 


1 Plehn, a. a. O. S. 297. 
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werden müſſen, die auf gemiſcht⸗landwirtſchaftlichem Betriebe baſiert 
ſind. Zwar iſt dies ſchon bei einzelnen Stellen, beſonders ſolchen 
im Oſten des Landes, deren Klima nicht ſo ſehr für den Gartenbau 


geeignet iſt, der Fall. Dieſe Siedelungen ſcheinen aber nicht ſo er⸗ 
folgreich wie die anderen zu ſein, was in der ſchwierigen Lage der 


engliſchen Landwirtſchaft begründet iſt. 
Erwähnenswert iſt noch, daß man in England in einzelnen 


Fällen den Small Holdings gemeinſame Weiden zugelegt hat. In 
Preußen iſt dies bisher gar nicht oder doch höchſtens in geringem 


Umfange geſchehen, iſt auch zumeiſt nicht in demſelben Maße wie 
in England erforderlich, weil die Stellen größer ſind. Immerhin 
wäre ein Verſuch nach dieſer Richtung auch in Preußen der Er⸗ 
wägung wert. Während jetzt das Vieh des kleinen Mannes, ſoweit 
es nicht zur Anſpannung gebraucht wird, das ganze Jahr hindurch 
im Stalle ſteht und dadurch zu Seuchen neigt, würde die Schaffung 
einer Weidegelegenheit, auch wenn ſie dem Vieh nicht viel Nahrung 
böte, doch für ſeine Geſundheit von Nutzen ſein. 


Die Allotments, die ſowohl für ländliche wie für induſtrielle 
Arbeiter gedacht waren, ſind in ihrer überwiegenden Mehrheit letzteren 
zugute gekommen. Dieſe Wirkung des Geſetzes iſt zwar erfreulich. 
Da aber ferner Wohnhäuſer auf den Stellen bis jetzt nicht errichtet 
worden ſind, ſo wird man nicht behaupten können, daß für die innere 


Koloniſation etwas Weſentliches gewonnen worden iſt. Dieſe Art 


Stellen ſind vielmehr zumeiſt nicht höher zu bewerten, als etwa die 
Schrebergärten in Deutſchland. Immerhin darf aber die Wirkung 


des Geſetzes auf die ländliche Arbeiterfrage auch nicht unterſchätzt 


werden. Es hat bei vielen ländlichen Arbeitgebern den Anſtoß dazu 
gegeben, ihre Arbeiter mit kleinen Stücken Landes auszuſtatten. Sie 
waren ſchließlich hierzu gezwungen, denn die Arbeiter zogen ſich natur⸗ 
gemäß dorthin, wo ihnen dieſe Vorteile, ſei es durch die Gemeinde, 
ſei es durch den Arbeitgeber, gewährt wurden. Freilich, eine Seßhaft⸗ 
machung der Arbeiter iſt damit nicht erreicht, es iſt ein leichtes, ein 
derartiges Stückchen Land wieder aufzugeben, aber es bildet ſich all⸗ 


mählich bei dem Arbeiter ein gewiſſer Affektionswert für das Grund⸗ 


ſtück heraus. Dies trifft beſonders dann zu, wenn es ſo groß iſt, 
daß es ihm ermöglicht, eine Kuh oder auch nur eine Ziege zu halten. 
Gerade die Kuh übt eine wunderbare Anziehungskraft auf den Arbeiter 


aus und hält die Familie oft viel ſtärker am Lande feſt, als es höherer 
Lohn zu tun imſtand wäre. Der Arbeiter hat damit, auch wenn 
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es ſich nur um eine Pachtſtelle handelt — viele Arbeitgeber werden 
es vorziehen, nur ſolche zu vergeben —, wieder einen Halt am Boden 
gewonnen, er hat einen eigenen kleinen Betrieb und hat aufgehört, 
ein ländlicher Proletarier zu ſein. 

Auch die in England übliche Durchſchnittsgröße der Stellen iſt 
als für Arbeiter im allgemeinen nicht zu klein gewählt zu bezeichnen 


und entſpricht etwa der Größe, wie ſie für Arbeiteranſiedelungen in 


Preußen vorgeſehen iſt. Bei einer Arbeiterſtelle iſt von Wichtigkeit, 
daß ſie ſo bemeſſen wird, daß der Inhaber gezwungen iſt, ſich einen 
Nebenverdienſt zu ſuchen. Iſt ſie ſo groß, daß es allenfalls möglich 
iſt, auf ihr zu beſtehen, ſo kommt der Anſiedler in die Gefahr, den 
Verſuch zu machen, ſich auf elende Art und Weiſe auf dem Grund— 
ſtücke durchzuhungern. 

Es wäre ein bedeutender Vorteil, wenn es gelänge, die Ge⸗ 
währung von derartigen Stellen — womöglich jedoch mit Wohn— 
gebäuden — an die Landarbeiter auch in Preußen allgemein zu machen. 
Zwar bahnt ſich dies allmählich an, wird aber häufig gehindert 
durch die Furcht des Dienſtherrn, die Arbeitskraft der Frau zu 
verlieren. Es iſt noch weit davon entfernt, ſo zu ſein wie in 
England, wo heute der Arbeitgeber nur die Wahl hat, „Arbeiter 
mit Land oder aber Land ohne Arbeiter“ zu haben!. Allerdings iſt 
zu berückſichtigen, daß es in Preußen ſehr viel ſchwerer ſein wird, 
durch derartige Maßnahmen ſich einen Stamm von Arbeitern zu er— 
halten. Mag auch der Arbeiter ſelbſt an ſeinem kleinen Anweſen 
hängen und dadurch in ſeiner Stellung feſtgehalten werden, ſo werden 
ſeine Kinder ſich nicht dadurch hindern laſſen, in die Stadt abzuwandern 

ſobald der Wunſch hierzu in ihnen rege wird. Und daß dies geſchieht, 
bewirkt nur zu oft die militäriſche Dienſtzeit, bei der fie das Stadt- 
leben kennen gelernt haben?. 

Die Frage der Landarbeiter iſt aber in Preußen eine ſehr viel 
ernſtere und dringlichere als in England. Während vor dem Kriege 


alljährlich etwa 300 — 400 000 ausländiſche Arbeiter in die deutſche 


Landwirtſchaft ſtrömten, iſt eine derartige Erſcheinung in England un— 
bekannt. Dort iſt allmählich ein Zuſtand der Gewöhnung an Arbeiter- 
mangel eingetreten. Es muß aber damit gerechnet werden, daß der 

1 Levy, Landarbeiterfrage und Landflucht. Sonderabdruck aus „Archiv 
für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik“ S. 514. 

2 Es wäre intereſſant, die Wirkung der militäriſchen Dienſtzeit auf die 
Landarbeiter zahlenmäßig feſtzuſtellen durch eine Statiſtik darüber, wie viele 
ältere Landarbeiter gedient haben. 
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Zuſtrom von Wanderarbeitern nach Deutſchland für die nächſte 


Zukunft nicht in Frage kommt. Daher muß mit allen Mitteln 
danach geſtrebt werden, energiſche und ſchnelle Abhilfe zu Schaffen. 
Es kann fraglich erfcheinen, ob die Schaffung derartiger Stellen 
durch die Kreiſe, wie ſie der Miniſterialerlaß vom 10. Auguſt 1909 
vorfieht, dieſer Aufgabe gerecht wird, oder ob es nicht zweckmäßiger 
iſt, daß die Arbeitgeber, wie in England, Stellen an ihre Arbeiter 
verpachten. Gerade in England hat es ſich gezeigt, daß durch 
Schaffung von Allotments und kleineren Small Holdings eine 
Beſſerung der Arbeiterverhältniſſe nicht erzielt wird, da die Inhaber 
jeden anderen Verdienſt der landwirtſchaftlichen Lohnarbeit vorziehen 2. 
Es beſteht daher die Gefahr, daß auch in Preußen durch Begebung 
der Stellen zu Eigentum ſich eine Vermehrung der ländlichen Arbeiter 
nicht wird erreichen laſſen. Häufig werden die Inhaber dieſer Stellen, 
wie es in ſo vielen Dörfern ſchon jetzt der Fall iſt, ſich einer benach⸗ 


barten Induſtrie zuwenden, was ihnen durch die modernen Verkehrs⸗ 


mittel, insbeſondere das Fahrrad, ermöglicht wird. Anderſeits ſteht 
zu befürchten, daß die Arbeiter durch die Verpflichtung zur Arbeit, 
die mit der Verpachtung von Stellen durch den Arbeitgeber ver⸗ 
bunden zu ſein pflegt, abgeſchreckt werden. Was das Zweckmäßigere 
iſt, kann erſt die Erfahrung lehren, ae in un e bisher 
R nur gering iſt. 


Die bisher in den beiden Ländern insgeſamt erzielten Erfolge 
zahlenmäßig zu vergleichen, iſt nicht möglich, da die innere Koloni⸗ 
ſation in Preußen viel früher eingeſetzt hat als in England. Den 
treffendſten Vergleich erhält man wohl, wenn man die Zahl der 
in den Jahren 1910 und 19112 begebenen Stellen nebeneinander 


ſtellt, wobei aber die Allotments außer Berückſichtigung bleiben 


müſſen. In England wurden in dieſen Jahren von ſeiten der Be⸗ 
hörden wie Privater rund 5200 Small Holdings geſchaffen. In 
Preußen durch die Anſiedelungskommiſſion und auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Juli 1891 5956 Stellen. Die Stellen ſind daher der 
Zahl nach ungefähr gleich, nicht aber dem Werte nach, wie oben 
erörtert. Im allgemeinen wird man ſagen können, daß nur die 
Stellen, die mit e beſetzt ſind, einen Vergleich mit den 


| 1 Haack, a. a. O. S. 157. 
2 Skalweit, Archiv für innere Koloniſation, S.. 72. 
3 Neuere Zahlen liegen für N noch nicht vor. 
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preußiſchen zulaſſen. Nur in dieſem Falle iſt dem Lande eine Familie 
auf die Dauer zurückgewonnen worden. Iſt den anderen Stellen 
auch keineswegs der Wert abzuſprechen, ſo iſt eben doch, wie Meyer 
treffend ſagt: „Ein neuer kleiner Bauernhof etwas ganz anderes 
als eine Pachtparzelle ohne Gebäude !.“ 

Bemerkenswert iſt die Wirkung der inneren Koloniſation in 
England auf die Verteilung der Bevölkerung. Im Jahre 1891 war 
der Anteil der ſtädtiſchen Bevölkerung 72 %, 1901 77% , 1911 
78 %% 2. Die Zunahme von 1901 bis 1911 betrug nur 1% gegen 5% 
von 1891 bis 1901. „Von 1891 bis 1901 hatte die Zunahme der Land— 
bevölkerung nur 2,9 % (gegen eine Zunahme der Stadtbevölkerung 
von 15,2%) betragen. Dagegen ſtieg von 1910 bis 1911 die länd⸗ 
liche Bevölkerungsziffer um 10,2, die ſtädtiſche um 11,1%. Es iſt 
alſo ein Stillſtand in der Landflucht eingetreten.“ Zweifellos hat 
die innere Koloniſation ihren Anteil hieran; es ſind daneben aber 
wohl auch andere Momente maßgebend geweſen, wie ſchlechte Arbeits— 
gelegenheit in der Induſtrie, Zuwanderung reicher Leute, höherer 
Geburtenüberſchuß auf dem Lande. 


Im ganzen betrachtet, wird man krotz aller Mängel, die das 
engliſche Syſtem aufweiſt, anerkennen müſſen, daß es der engliſchen 


Regierung gelungen iſt, etwas Nützliches zu ſchaffen, und daß ſie 
auf dem richtigen Wege iſt, das platte Land wieder mit Ackerbau 
treibenden Menſchen zu bevölkern und damit auch dem überfüllten 
induſtriellen Arbeitsmarkt in England Erleichterung zu ſchaffen. Sie 
iſt auf dem richtigen Wege, ſich allmählich wieder einen Kleinbauern- 
ſtand heranzuziehen. Es iſt ihr dadurch nicht nur gelungen, die 
Landflucht einzuſchränken, ſondern ſie hat es ſogar vereinzelt ver— 
mocht, induſtrielle Arbeiter auf dem Wege über die Allotments 
wieder ganz dem Lande zurückzugewinnen. 

Wenn die engliſche innere Koloniſation auch nicht allzuviel 
dazu beigetragen hat, den ländlichen Arbeiterſtand zu vermehren, ſo 
hat ſie doch inſofern günſtig gewirkt, als die Zahl der Betriebe, die 
der Anſiedler allein mit ſeiner Familie bewirtſchaften kann, gewachſen 
iſt. Dem ſteht allerdings der Umſtand gegenüber, daß gerade durch 
die Anſiedelung eine nicht unbeträchtliche Zahl ländlicher Arbeiter 
in ſelbſtändige Pächter verwandelt worden iſt. 

Es wird der engliſchen Regierung auch gelingen, ſich in den 


1 Meyer, Archiv für innere Koloniſation, S. 74. 
2 Archiv für innere Koloniſation 1913, S. 39. 
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von den Koloniſten vorwiegend erzeugten Produkten mit der Zeit 
vom Auslande unabhängig zu machen. Freilich kann ſich wohl 
niemand in England der Hoffnung hingeben, daß es auf dieſe 
Weiſe der heimiſchen Landwirtſchaft gelingen wird, den eigenen 
Markt auch nur annähernd mit dem erforderlichen Getreide zu ver⸗ 
ſorgen. Will man in dieſer Hinſicht an machen, fo ift die 
Einführung eines Schutzzolles unerläßlich. 


Die Ausſichten für die Zukunft der Small Holdings erſcheinen 
noch ungewiß. Zwar haben ſie mit Erfolg ungünſtige Sommer mit 
trockener Witterung überſtanden, aber noch keinen mit naſſer 1. Erſt 
nach einer Reihe von ſolchen, die in dem engliſchen Klima häufiger 
und gleichzeitig der Landwirtſchaft ſchädlicher als trockene zu ſein 
pflegen, wird es ſich zeigen, ob ſie wirtſchaftlich auf feſten Füßen 
ſtehen und imſtande ſind, die ſehr hohe Belaſtung zu tragen, die 
ihnen zum Teil aufgebürdet worden iſt. 


1 The Times, „The Land and the People“ VII, Juli 1913. 
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Ein Beitrag zur Judenfrage 
Von Finanzrat Dr. Julius Bunzel⸗ Graz 


| Snhaltsverzeichnis: Die Judenfrage eine ſoziale Frage S. 319. — 1. Die 


wirtſchaftlichen Gegenſätze zwiſchen den Juden und ihren Wirtsvölkern 
S. 319. — 2. Die Stellung der Juden im Aufbau der Geſellſchaft S. 322. 
a) Die Juden und die Herrſcher S. 322. b) Die Juden und das Volk 
S. 326. — 3. Die gedanken⸗ und empfindungsmäßigen Gegenſätze zwiſchen 
den Juden und ihren Wirtsvölkern S. 329. — 4. Die Möglichkeit der Aus⸗ 
gleichung der Gegenſätze zwiſchen den Juden und ihren Wirtsvölkern S. 335. 
— Schlußbetrachtung S. 339. 


ie Erörterung der Frage, ob wirtſchaftliche oder ideelle Momente 
bei der Entſtehung wie bei der Entwicklung des Judenproblems 


entſcheidend waren, und ob daher vorausſichtlich die einen oder die 


anderen bei ſeiner Löſung ausſchlaggebend ſein werden, ſcheint eben 


jetzt, da uralte, von den Vorvätern ererbte Leidenſchaften aufs neue 


wieder erwachten, beſonders zeitgemäß zu ſein. Sie wird daher 
ſicherlich manche Politiker — verantwortliche wie unverantwortliche — 


wieder auf lange hinaus lebhaft beſchäftigen. 


Und auch die Wiſſenſchaft wird an ihr nicht leicht achtlos vor⸗ 
übergehen können. Erklärt es doch Guſtav Ratzenhofer (in ſeiner 
„Soziologie“ S. 127) ſogar für „eine der wichtigſten Aufgaben der 
Soziologie, richtige Anſichten über das Judenproblem zu gewinnen“. 
Jedenfalls ſcheint es auch Unbefangenen als feſtſtehend zu gelten, 


| daß es ſich hier um eine der älteſten ſozialen Fragen handelt, an 
deren Geſchichte ſich daher beſonders leicht ein Urteil über das 


Weſen der ſozialen Frage überhaupt gewinnen läßt. 
Hat doch die Judenfrage ſchon im frühen Mittelalter faſt alle 
Kulturvölker auf das heftigſte erregt und bei allen ſozialen Um⸗ 


wälzungen, bei allen wichtigen Ereigniſſen des Volkslebens ſtets 


eine nicht made Rolle geſpielt. 


* x 
N. N 2 


Dabei nimmt man freilich meiſt an, daß die Stellung der Juden 


in der Offentlichkeit — im guten wie im böſen Sinne — gerade im 
Mittelalter nahezu ausſchließlich von wirtſchaftlichen Gründen ab⸗ 
hängig war. Die Art ihrer Betätigung — meint man — habe die 
Juden verhaßt gemacht, die Ergebniſſe dieſer Tätigkeit ihnen ihren 
großen Einfluß geſichert. Namentlich Sombart hat ja die Lehre 
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von dem Überwiegen des wirtſchaftlichen Einfluſſes der Juden mit 
beſonders ſtarker Leidenſchaft und großer Überredungskunſt verkündet. 
In ſeinem (vielgeleſenen, aber auch viel bekämpften) Werke über „Die 
Juden und das Wirtſchaftsleben“ glaubt er ſogar die Anſicht ver- 
treten zu können, daß „die Juden es waren, die an entſcheidenden 
Punkten den wirtſchaftlichen Aufſchwung dort förderten, wo fie er- 
ſchienen, den Niedergang dort herbeiführten, von wo ſie ſich wandten“. 
Indeſſen haben — wie eine unbefangene Betrachtung der ge— 
ſchichtlichen Tatſachen ergibt — die Juden zunächſt nicht einmal im 
Geldhandel (der doch in der Regel ihren einzigen oder doch ihren 
Hauptberuf gebildet hat) jene alles beherrſchende Rolle geſpielt, die 
ihnen ſo viele Forſcher freigebig zuerkannten. Schon Hoffmann 
(Der Geldhandel der deutſchen Juden während des Mittelalters) 
hat vielmehr (S. 21) mit Recht darauf hingewieſen, daß — nament- 
lich im 12. und 13. Jahrhunderte — neben den Juden ſowohl Geiſt— 


liche, wie Adelige und Bürger rege am Geldhandel beteiligt waren 


und ſelbſt ausländiſche Geldgeber, Lombarden und Cauwercini häufig 
in einen — geradezu gehäſſigen — Wettbewerb mit den Juden traten. 


Namentlich die Gawertſchini (wie man ſie in Steiermark nannte) | 


waren (wie Baumgarten: „Die Juden in Steiermark“ auf S. 17 


betont) überall „ſo ausgebreitet, daß ſich kaum jemand ihren 


Schlingen entziehen konnte“. 


Auch Roſenberg beſtätigt in ſeinen „Beiträgen zur Ge 
ſchichte der Juden in Steiermark“ dieſe Tatſache. „Darlehens 


gewährungen durch Chriſten ſind in Steiermark in den letzten 
zwei Jahrhunderten des Mittelalters immer häufiger nachweisbar,“ 
Schreibt er S. 38. „Namentlich Glieder des Adels ... hatten 


im vollen Verſtändnis für den Wert des Bargeldes ... eine 


Kapitalsmacht aufgerichtet, die durch zweckbedachte Gewährung 
von Darlehen ... nach einer Vermehrung des Grundbeſitzes durch 
günſtigen pfandweiſen Erwerb ſtrebte,“ fügt er ſpäter (S. 39) hinzu. 
Gleichwohl weiſt auch er immer wieder darauf hin, daß die Geld— 
wirtſchaft in der Steiermark „unter jüdiſchem Einfluſſe“ eingeführt 
wurde, ja daß dieſer (wenngleich nur mittelbar) auf die ganze kul— 
turelle Entwicklung im Lande die günſtigſten Wirkungen übte. Der 
Gedankengang ſcheint dabei etwa folgender zu ſein: Die Juden haben 
in der Steiermark als die Erſten den Geldverkehr eingeführt und 
ausgebreitet. Dieſer Geldverkehr trug dann zur allgemeinen Um— 
geſtaltung der Natural: in eine Geldwirtſchaft im Lande bei, und 
dieſe Geldwirtſchaft wurde wieder von größter Bedeutung für „die 


er 


. 
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Herſtellung und Geſundung des materiellen Lebens und damit der 
wirtſchaftlichen Grundlage für alle kulturelle Entwicklung überhaupt“ 
S a 
Das Irrige dieſer Schlußfolgerungen liegt klar zutage. Vor 
allem entſteht die Geldwirtſchaft niemals und nirgendwo aus dem 


Geldverkehre, ſondern ſie findet in dieſem nur ihren notwendigen 


Ausdruck. Auch in der Steiermark entwickelte ſich die Geldwirtſchaft 
nicht, weil die Juden dort den Geldverkehr belebten, ſondern weil 
ſich (nach Sprengung der agrar ⸗induſtriellen Hauswirtſchaft) die 
Tauſchnotwendigkeiteld mehrten, und ſo ein allgemein anerkanntes 
Tauſchmittel — eben das Geld — erforderlich machten. Nun erſt 
konnte auch der Geldhandel entſtehen, der dann den Juden ein ſo 
ergiebiges Betätigungsfeld bot. Und wären die Juden nicht ins 
Land gekommen, ſo wären eben die oberitalieniſchen oder ſüd⸗ 
franzöſiſchen Geldleiher zur Hand geweſen, die die nun notwendig 
gewordenen Geldgeſchäfte ganz in der gleichen Weiſe (mit allen 
guten und allen üblen Folgen) betrieben wie die Juden. | 

Überdies bedurfte es indeſſen auch niemals und nirgends der 
Geldwirtſchaft, um die kulturelle Entwicklung in einem Lande zu 
fördern. Stets führte vielmehr — gerade umgekehrt — erſt die 
Vermehrung und Verfeinerung der kulturellen Bedürfniſſe zur Geld⸗ 


wirtſchaft. Dieſe iſt ja ſchließlich nur eine der vielen Formen, in 


denen ſich der Tauſchverkehr vollzieht, ja ſie erweiſt ſich — wie eben 


jetzt im Kriege beſonders deutlich erkennbar war — auch in kulturell 


hochſtehenden Zeiten nicht einmal immer als die zweckmäßigſte und 
beſte. Die Rückkehr zur Natural⸗Tauſchwirtſchaft (die ſich im Kriege 


immer häufiger bemerkbar machte) beweiſt vielmehr, daß die Natural⸗ 


wirtſchaft keineswegs i immer die unzweckmäßigere Wirtſchaftsform ſein 
muß, und die Betrachtung der ſorgfältig ausgebildeten naturalwirt⸗ 
ſchaftlichen Einrichtungen im cen Agypten beſtätigt dieſe 
nun neu gewonnene Erkenntnis. 

Keinesfalls aber kann von einem irgendwie weſentlichen jüdi⸗ 


ſchen Einfluß auf die deutſche Kultur des Mittelalters die Rede 


ſein. Und wenn ſich gleichwohl irgendwo jüdiſche Kulturelemente 
nachweiſen laſſen ſollten, ſo würde ihre Wirkſamkeit ſicherlich nicht 
auf die wenigen in deutſchen Landen anſäſſigen Juden, ſondern — 
eher noch — auf kirchliche Lehren (die ja vielfach vom jüdiſchen 
Geiſte erfüllt ſind) zurückzuführen ſein. Auch Roſenberg betont 
(S. 84) ausdrücklich, daß zwiſchen Juden und Chriſten „Be⸗ 


ziehungen über die enen hinaus urkundlich nicht 
Schmollers Jahrbuch XLIII I. 21 
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nachweisbar ſind und aller Wahrſcheinlichkeit nach in jenen Tagen 
auch nicht vorhanden waren. 

Schon dieſe Tatſache beweiſt aber, daß unmöglich „das Geld 
allein“ für die öffentliche Stellung der Juden entſcheidend geweſen 
ſein kann. Wäre dies der Fall geweſen, ſo hätte ja die öffentliche 
Stellung des reichen von der des armen Juden weſentlich verſchieden 
ſein müſſen. Das war ſie aber nicht. Denn die Judenfrage war 
und iſt eben durchaus keine rein wirtſchaftliche, ſondern eine ſoziale 
Frage, und nur wer den grundlegenden Irrtum begeht, die ſozialen 
Gegenſätze auf die Verſchiedenheiten des Beſitzes allein zurückzuführen, 
kann die Weſensunterſchiede überſehen, die zwiſchen dieſen beiden 
Arten von Fragen beſteht. 
Gerade die Judenfrage iſt ſogar ein Schulbeiſpiel dafür, wie 

ſtark, ja wie entſcheidend neben den wirtſchaftlichen Verſchiedenheiten 
auf allen ſozialen Gebieten die Gegenſätze der Bildung, der Umwelt, 
der Sitte, der Weltanſchauung wirken. Ein wenngleich nur flüch— 
tiger Blick auf die ſoziale Lage der Juden im Mittelalter und zu 
Beginn der Neuzeit lehrt dies mit aller Eindringlichkeit und för— 
dert damit zugleich die Einſicht in das Weſen der ſozialen Fragen 
überhaupt. 

. . * * 

Als die Juden in deutſche Lande kamen, fanden ſie an den 
Fürſten ihre natürlichen Bundesgenoſſen. Denn dieſe mußten da- 
mals überall mit dem Adel um die Herrſchaft in ihren Ländern 
ringen und wußten daher die Unterſtützung, die ihnen die wohl— 
habenden, geſchäftskundigen neuen Ankömmlinge gewähren konnten, 
gar wohl zu würdigen. Zunächſt kamen die Juden für ſie gewiß 
nur als Darlehensgeber in Betracht. Bald aber gingen die Fürſten 
ihre Juden auch um Rat in wirtſchaftlichen und finanziellen An⸗ 
gelegenheiten an. So war (wie Hoffmann S. 116 und Roſenberg 
„S. 2 berichten) ſchon die Getreideſperre im Jahre 1235 auf An: 
raten von Juden über Oſterreich verhängt worden, und ſeither wurden 
ſie dann immer häufiger bei der fürſtlichen Finanzverwaltung ver— 
wendet. Bald findet man ſie als Hofpächter und Kammergrafen, 
bei der Münze wie bei der Steuereinhebung und auch als „Säckel— 
meiſter des Staates“ leiſteten ſie ihren Fürſten — namentlich in 
Kriegszeiten — die wichtigſten Dienſte: Sie vermittelten die 
Zahlungen, ja gelegentlich verwertete man auch die Kriegsbeute bei 
ihnen oder durch ſie. 


N 
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Bei onders hoch wurde allerdings die Steuerkraft der Juden von 
den Fürſten geſchätzt. Denn bei dem ſteten Sinken ihrer ſonſtigen 
Einkünfte und dem ſteten Steigen der Ausgaben waren die Herrſcher 
allenthalben immer mehr auf die Judenſteuern angewieſen. Nament⸗ 
lich ſeit die Erforderniſſe für die — im weſentlichen mit Bargeld zu 
beſtreitenden — Kriegsrüſtungen immer größer wurden, gewann (wie 
Roſenberg S. 12 zutreffend hervorhebt) die Judenſteuer als eine der 
wenigen, deren Erträgnis nahezu ausnahmslos in Bargeld beſtand, 
erhöhte Bedeutung. 

Man hob ſie daher in den mannigfachſten Formen, bei allen 
möglichen Anläſſen und von den verſchiedenſten Seiten her ein. Es 
gab direkte und indirekte, ordentliche und außerordentliche Juden⸗ 
ſteuern, Reichsſteuern, Kommunalabgaben, Kirchenſteuern und Kultus⸗ 
beiträge von Juden. Sie wurden das eine Mal als Leibzölle von jedem 
erwachſenen Juden, das andere Mal auf Grund von Verträgen mit 
einzelnen bevorrechtigten Juden, ein drittes Mal von der Geſamtheit 
der Juden (wobei dieſe ſie ſelbſtändig untereinander aufteilten) ent⸗ 
richtet. Auch in die Form von Strafgeldern, von Schuldaufhebungen 
oder Zwangsdarlehen wurden ſie gelegentlich gekleidet. Selbſt vor 


offener Gewalttat ſcheute man nicht zurück. So wurde 1370 von 


den Herzögen Albrecht III. und Leopold III. die geſamte Habe der 


ſteiriſchen Juden, 1439 von Herzog Friedrich dem Jüngeren der 


ganze Häuſerbeſitz der Grazer Juden eingezogen. „Wenn man ihrer 


oder ihres Geldes bedurfte (meint daher Wolf: „Ferdinand II. und 


die Juden“, S. 2) hat man rechtmäßig, auf geſetzlichem Wege, oder 
unrechtmäßig ſich ihres Beſitzes habhaft gemacht.“ 

Es iſt begreiflich, daß ſich die Herrſcher dieſe ſo erträgnisreiche Ein⸗ 
kommensgquelle zu erhalten, ja fie nach Möglichkeit noch ergiebiger zu 
geſtalten ſuchten. Damit erklären ſich die zahlreichen, der Hebung des 
Geldleihgewerbes dienenden Verordnungen der Landesherren, damit 
erklärt ſich auch ihre Bereitwilligkeit, den Juden gelegentlich ſogar 
beim Eintreiben der Schulden behilflich zu ſein. Auch die Ver⸗ 
fügungen, nach denen die Juden ſich ſchon durch die Kleidung von 
den Chriſten unterſcheiden ſollten, gingen gelegentlich auf die Er⸗ 
wägung zurück, daß man dadurch die Juden als Steuerobjekte 
leichter überwachen und ausbeuten könne. Selbſt dem Vorwurfe 
der Habſucht ſetzten ſich die Fürſten gerne aus, wenn ſie ſich die 
Juden als Steuerträger erhalten konnten. So ſchrieb man von 
Albrecht I., er begünſtige und ſchütze die Juden nicht aus 


frommer Varnherngkeit, nn aus gottloſer Habſucht; jo wird 
. 21 * 
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von Friedrich III. berichtet, er ſei judenfreundlich geweſen, weil 
ihn die Habſucht beherrſcht habe. 

Jedenfalls ließen ſich die Herrſcher dieſe Steuerquelle nicht ohne 
Entgelt verſtopfen. Ehe Kaiſer Maximilian die Ausweiſung der Juden 
aus der Steiermark verfügte, mußten ihn die Stände mit 38 000 Gold— 
gulden entſchädigen, und als dieſer Betrag verbraucht war, wurden 
(wie von Menſi: „Die Geſchichte der direkten Steuern in Steier— 
mark“, S. 66 ff. eingehend darlegt) — auf Grund der damals (zum 
erſten Male) nach überprüften Ertragsbekenntniſſen durchgeführten 
Güter⸗ und Gültenſchätzung — immer wieder neue Steuern ausge— 


ſchrieben, ſo daß die ſteiriſchen Stände nun zwar die Juden los- 


geworden waren, gleichzeitig aber auch ihre Steuerfreiheit verloren 
hatten. 

| So brachte das Zuſammenwirken mit den Juden den Fürſten 
noch Vorteile, als längſt die letzten Juden aus dem Lande vertrieben 
waren. Doch hatten auch dieſe inzwiſchen großen Nutzen aus dem 
ungleichen Bunde gezogen. Denn durch das Eingreifen der Fürſten 
war ihre rechtliche Lage ſchließlich ſo günſtig geworden, daß — wie 
auch Roſenberg (S. 8 ff.) hervorhebt — die Juden auf privat- 


rechtlichem Gebiete im allgemeinen weder an Rechten der chriſtlichen 


Bevölkerung nachſtanden, noch. bei der Handhabung der Geſetzes— 
pflege benachteiligt waren. Wurden doch ſelbſt Klagen darüber laut, 
daß „die verfluchten juden vil pezzer recht habent gegen den chriſten, 
den die chriſten gegen den juden“. 

Wo ſich gleichwohl in der mittelalterlichen deutſchen Geſetz— 
gebung Härten für die Juden zeigen, erklären ſie ſich meiſtens daraus, 
daß der Jude als Fremder eben unter Fremdenrecht ſtand, das — 
mit gleicher Strenge — auch gegen nicht jüdiſche Fremden an— 
gewendet wurde. Und wenn dann im ſpäteren Mittelalter in 
manchen Punkten noch eine weitere Verſchlechterung der Rechtslage 
der Juden eintrat, ſo iſt zu bedenken, daß — wie ſchon Schmoller 
(„Über einige Grundfragen der Sozialpolitik und Volkswirtſchafts— 
lehre“ S. 65) hervorhob — das 13. Jahrhundert, die erſte Zeit 
großer wirtſchaftlicher Blüte Deutſchlands, überhaupt noch unendlich 
mehr formale wirtſchaftliche Freiheit gezeigt hatte als ſpäter das 
15. und 16. Jahrhundert, die Zeit der zweiten wirtſchaftlichen Blüte 
Deutſchlands, in der man ſchon all den üblen Erfahrungen entgegen— 
zutreten ſuchte, die man während 155 erſten großen Aufſchwunges 
gemacht hatte. 

Indeſſen erſchöpfen ſich die 1 des ſtillen Bündniſſes 
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zwiſchen Fürſten und Juden keineswegs in den finanziellen Vorteilen, 
die es den Fürſten, und in dem Rechtsſchutze, den es den Juden brachte. 
Eine eingehendere Betrachtung der Geſchehniſſe zeigt vielmehr, daß es 
ſich bei der Seßhaftmachung der Juden in deutſchen Landen um die 
Entſtehung einer neuen ſozialen Gruppe handelt, wie ſie von den 
Herrſchenden im eigenen Intereſſe und gleichzeitig im Intereſſe der 
ſtaatlichen Entwicklung allenthalben immer wieder verſucht wurde. 

Denn dieſe Mittelſchichten, die zwiſchen Herren und Untertanen 
eingeſchoben wurden, hatten — nach den geiſtvollen Ausführungen 


von Gumplowicz (Sozialphiloſophie im Umriſſe, S. 59 f.) — zu⸗ 


nächſt ſehr wichtige wirtſchaftliche Aufgaben. Sie ſollten jene 
Lebensbedürfniſſe der Herrſchenden befriedigen, die durch Sklaven⸗ 


und Hörigenarbeit allein nicht befriedigt werden konnten, ſollten ſich 


alſo vor allem in Gewerbe und Handel betätigen. Daneben hatten 
ſie aber auch große politiſche Bedeutung, da „ſie die Reibungsflächen 
zwiſchen Herren und Untertanen milderten“ und ſehr häufig auch 
„zur Ableitung der in der Untertanſchichte aufgeſpeicherten Haß⸗ 
gefühle gegen die Herrenſchichte dienten, indem ſie den Sündenbock 
abgaben, auf deſſen Rücken ſich jene der Herrenſchicht geltenden Ge⸗ 
fühle des Haſſes und der Rache entladen“. 

Das Vorhandenſein ſolcher Mittelſchichten enthob ja die Herren 
vielfach der Notwendigkeit, einen unmittelbaren Druck auf die Unter⸗ 
tanen zu üben, da dieſer durch Vermittlung der neuen eingeſchobenen 
Gruppe ausgeübt werden konnte. So einte denn Fürſten und Juden 
nicht nur das gemeinſame Intereſſe an der wirtſchaftlichen Weiter⸗ 
und Aufwärtsentwicklung des Staates, ſondern vor allem auch das 
gemeinſame Streben nach Feſtigung der innerpolitiſchen Verhältniſſe. 
Von dieſem Standpunkte aus betrachtet, iſt daher Sombart völlig im 
Recht, wenn er (S. 507) meint, daß in der Vereinigung von Fürſten 
und Juden eine Symboliſierung des aufſtrebenden Kapitalismus und 
damit des modernen Staates gegenüber den Ständen und Zünften, 
als den vorkapitaliſtiſchen Mächten, zu erblicken ſei. Von dieſem 
Standpunkte aus kann man ſogar mit gutem Rechte ſagen, daß der 
Jude den modernen Kapitalismus verkörpert, mit dem ſich die Fürſten 
verbinden, um ihre Stellung zu erobern oder zu erhalten. er 

Deshalb haben ſich auch alle Herrſcher, die den wirtſchaftlichen 
Aufſchwung in ihren Ländern zu fördern, gleichzeitig aber auch die 
Stellung der Krone den Ständen gegenüber zu feſtigen ſtrebten, ſtets 
tatkräftigſt der Juden angenommen. So wurde — wie Roſenberg 
(S. 6, 10, 110 und 2) N — Oſterreich ſchon im Mittelalter 
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Ä gelegentlich „der juden verhaißen und geſegnet land“ genannt, ſo 
dachte unter Maria Thereſia der Kammerpräſident Graf Wagenſperg 
daran „zu nuzen des hierländigen publici und zu erhebung des in- 
ländiſchen negoty und deren fabriquen haubtſächlich aber zu herein- 
bringung fremder gelder“ 20 bis 30 wohlhabende jüdiſche Familien 
in der Steiermark anzuſiedeln. So wollte auch Joſef II. den Juden 
den Beſuch der öffentlichen Schulen geſtatten und ihnen neue Be- 

rufszweige eröffnen, um „die zahlreichen Kinder der jüdiſchen Nation 
dem Staate nützlicher zu machen“. 

nd ſchließlich trug das Zuſammenwirken der Fürſten mit den 
Juden ſogar ** bei, die Machtſtellung der Staaten nach außen 
hin zu ſichern. Denn es machte die Fürſten unabhängiger von den 
ſtets ſpärlichen und ungewiſſen Beiträgen der Stände, ſtellte ihnen 
Geld⸗ und Ausrüſtungsgegenſtände für das Heer zur Verfügung und 
ermöglichte ſo die Herſtellung der territorialen Selbſtändigkeit, wie 
das Feſthalten an einer weitausblickenden auswärtigen Politik. 

* 


Auf der anderen Seite konnten Stände und Volk den Juden 
nicht wohl anders als feindlich gegenüberſtehen. Nur in der erſten 
Zeit — als die Juden noch vorwiegend Warenhandel trieben — war 
ihre Stellung auch dieſen gegenüber noch verhältnismäßig günſtig. 
Denn ſie hatten ſich namentlich im Großhandel, vor allem im Handel 
mit dem Orient, auch der Bevölkerung vielfach geradezu als unent⸗ 
behrlich erwieſen und manche wichtige, das Geſchäftsleben beherrſchende 
Einrichtung ins Leben gerufen oder weiter ausgebildet. Sobald ſich 


aber — kurz nach Beginn der Kreuzzüge — ein chriſtlicher Kaufmanns⸗ 


ſtand gebildet hatte, mußten — ganz von ſelbſt — auch die Beſtre⸗ 


bungen einſetzen, die Handelstätigkeit der Juden in immer ſtärkerem 


Maße zu beſchränken. Denn der Wettbewerb mit den Juden ſchien 
den chriſtlichen Kaufleuten bald unerträglich. Mußten ſie doch ſehen 
wie die Kundſchaft dieſe „von guten Händlereigenſchaften förmlich 
triefenden“ Geſchäftsleute ſichtlich bevorzugte, ja ihnen gelegentlich 
ſogar heimlichen Schutz gegen Verfolgungen bot. 

Und als ſich dann die Juden vorwiegend, ja faſt ausſchließlich 
im Geldhandel betätigten, wurden ſie in allen Kreiſen der chriſtlichen 
Bevölkerung verhaßt. Zunächſt zwar nahmen ja — wenigſtens in 
der Steiermark — vorwiegend nur der Adel, die Geiſtlichkeit und 
das wohlhabende Bürgertum jüdiſches Geld in Anſpruch, die ſich in 
der Regel nur dann in Geldgeſchäfte einließen, wenn ſie ſelbſt dar⸗ 
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aus reichen Gewinn zu ziehen hofften. Sie lebten daher auch mit 
ihren jüdiſchen Geldgebern meiſt im beſten Einvernehmen und gaben 
ſich gelegentlich ſelbſt zu ID in Streitigkeiten zwiſchen 
Chriſten und Juden her. 

Die Lage änderte ſich jedoch auch hier ſehr ſchnell, als ſich (um 
die Wende des 14. Jahrhunderts) Adel und Geiſtlichkeit von den 
Geldern der Juden unabhängig gemacht hatten und dieſe nun ſuchen 
mußten, die Darlehen bei kleinen Gewerbsleuten und hörigen Bauern 
unterzubringen. Jetzt ſahen ſich die Stände durch die Geldgeſchäfte 
der Juden arg geſchädigt, da ja die Untertanen infolge ihrer Ver⸗ 
pflichtungen gegen die Juden die Leiſtungen an die Herrſchaften 
häufig nicht mehr pünktlich abſtatten konnten. Man ſuchte daher 
zunächſt den Untertanen die Aufnahme von Darlehen bei Juden 
gänzlich zu verbieten oder die Darlehensgewährung von der Ge⸗ 


nehmigung der Herrſchaft abhängig zu machen oder ſie wenigſtens 


auf eine beſtimmte Zeit (etwa 3 Jahre) einzuſchränken. Und als 
dies alles nichts fruchtete, forderte man kurzerhand die völlige Aus⸗ 
weifung der Juden „als eine der Vorbedingungen für die wirt⸗ 
ſchaftliche Geſundung des arg darniederliegenden Landes“. | 

Tatſächlich hatte ja der Wucher jüdiſcher Geldgeber faſt überall 


in deutſchen Landen großen Umfang angenommen. Nach der Höhe 


des Zinsfußes, der gefordert und gezahlt wurde, läßt ſich hierüber 


zwar kein rechtes Urteil fällen. Denn in Ländern mit geringer 
wirtſchaftlicher Entwicklung muß ſchließlich der Zinsfuß — wie 


unter anderem von Böhm im Handwörterbuche der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften (Aufſatz über Zins) anſchaulich darlegt — ſchon wegen des 


geringen, nur dem dringendſten Bedarfe genügenden Kapitalsvorrates 


regelmäßig beſonders hoch ſtehen. Es bedeutet daher ſelbſt ein Zins⸗ 
fuß von 130% (den Roſenberg S. 134 als den in der erſten Hälfte 


des 14. Jahrhunderts in Steiermark üblichen ausweiſt) in einem ſo 


kapitalsarmen Lande, wie es die Steiermark ja noch heute iſt, nicht 


oben allzuviel. Erwähnt doch Hoffmann (a. a. O. S. 72 f.) einen 
Fall, in dem im 13. Jahrhundert auf ein Darlehen von 105 Pfund 
im Laufe der Zeit 1000 Pfund als Zinſen gezahlt wurden. 


Allein auch abgeſehen von den hohen Zinſen, die ſie forderten, 
ſollen Juden (nach der bei Muchar: Geſchichte der Steiermark VIII 
S. 191 abgedruckten „Vertragsbriefe“ Maximilians) „mit falſchen 
Briefen, Inſieglen und in anderem Wege in und außerhalb Rechtens 
in mannigfaltig Weiſe betrogen und viel mächtiger und ander Ge⸗ 
ſchlecht damit in ganz Verderben von Armut geſtürzt“ haben. Und 
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wenn dabei auch ſcherlic vielfach die Übergriffe einzelner ver⸗ 
allgemeinert wurden, und wenn man ſich dabei auch immer wieder 
arge Übertreibungen zuſchulden kommen ließ, ſo iſt doch einleuchtenn 
daß ſchon die Innehabung des Zinsmonopols allein, wie es die Juden 
in jener Zeit beſaßen, ihnen die Feindschaft weiter Kreiſe zuziehen 
mußte. 

Dabei kommt es gar nicht in Betracht, ob die Juden (wie 
Leroy Beaulieu: | „Die Juden und der Antiſemitismus“ S. 197 es 
ausdrückt) genötigt waren, Geld zu machen, weil man ſie von den 
freien Gewerben ausſchloß und daher beinahe keiner von ihnen (wie 
unſere Väter ſagten) adelig zu leben vermochte. Auch iſt es völlig 
| gleichgültig, ob fie etwa ſchon deshalb hohe Zinſen fordern mußten, 
weil ſie — abgeſehen von den Schwierigkeiten der Einbringung bei 
ärmeren Schuldnern und abgeſehen von den ſchlechten Münzverhält— 
niſſen jener Zeit — ſtets fürchten mußten, daß man ihre Zinsforderung, 
gelegentlich ſogar die ganze Kapitalsforderung für ungültig erklären 
oder ihnen gar ihr ganzes Hab und Gut wegnehmen werde. | 

All ſolchen Erwägungen waren die Schuldner der Juden be- 
greiflicherweiſe nicht zugänglich. Sie ſahen nur die hohen Ge— 
winne, die dieſe erzielten, den Reichtum, den fie erwarben, und jo 
entſtand zwiſchen ihnen und den „poſen Juden“ jener tiefgreifende 
„Gegenſatz des Schuldners gegen den Gläubiger, des Pauperismus 
gegen den Kapitalismus“, der an allen Orten und zu allen Zeiten 
ſtets Neid, Haß und Verfolgung weckt. 

Dazu kam jedoch — was allzu häufig überſehen wird — auch 
noch das Gefühl des Abhängig⸗, des Gebundenſeins, das gerade in 
dieſem Falle dadurch nur noch drückender wurde, daß man die fremden 
neuen Herren, deren Machtmittel das Geld war, deren Herrſ cherrechte 
auf Schuldſcheinen beruhte, ſchlechterdings nicht lieben konnte. Mit 
wachſender Beſchämung verfolgte man vielmehr, wie Fürſten und 
Stände, Bürger und Bauern immer tiefer in ihre Schuld gerieten, 
wie die alte Verheißung zur Wahrheit zu werden ſchien, daß Iſrael 
vielen Völkern leihen, aber von niemandem borgen, daß es über viele 
Völker herrſchen, aber von keinem beherrſcht werden würde. Glaubte 
man doch ſogar die Gerichte in Abhängigkeit von den Juden, weil 
in der langen Liſte der R ſchließlich auch die Richter 
nicht fehlten. 

Jedenfalls verkannten ſelbſt Nuchterne, die auch die Gegenkräfte 
ſahen, die nach der anderen Seite wirkten, die große Gefahr nicht, 
die darin lag, daß dieſes Volk — um mit Schmollers Worten zu 
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ſprechen — „durch ſeine geſchäftliche Überlegenheit, die es oft noch 
und mannigfach durch zweifelhafte Mittel ausnützt, viele innere 
ſoziale Verſtimmungen und Kämpfe erzeugen“ konnte. Und da mit 
der Anzahl und Bedeutung der Juden auch die Abneigung und Miß⸗ 
gunſt gegen ſie ſichtbar wuchs, die Ruhe und Ordnung im Lande da⸗ 
her durch ſie immer mehr gefährdet ſchien, zögerte man nicht, gegen 
ſie einzuſchreiten oder doch der Bewegung gegen ſie freien Lauf zu 


laſſen. Leicht überſah man dabei, daß die Juden häufig nur die 


Werkzeuge und Prügelknaben der Mächtigen geweſen waren, denen 
ſie einen großen Teil ihres mit tauſend Flüchen und Verwünſchungen 
erkauften Gewinnes hatten abliefern müſſen, und von denen ſie nun 
auch die Ausbrüche all der Unzufriedenheit ablenken mußten, die 


„Kriegsnot, Peſt oder ſozialer Druck im Lande hatte wachſen laſſen. 


* * 
* 


Es wäre nun aber ſicherlich nicht ſo häufig geglückt, die Er⸗ 
bitterung des Volkes auf die Juden abzulenken, wären nur wirt⸗ 
ſchaftliche Gegenſätze allein in dieſem Sinne wirkſam geweſen. Denn 
zunächſt beſtanden dieſe doch auch zwichen den — gut chriſtlichen — 
Gutsherren und ihren Untertanen, und dann fehlte es ja keineswegs 


an riftlichen Geldleihern, die ganz in der gleichen Weiſe Wucher 


trieben wie die jüdiſchen. Hoffmann behauptet ſogar — und zwar 
auf Grund Kriftlicher Quellen —, „daß der öffentliche Wucher der 
Juden immer noch beſſer geweſen ſei als der geheime und verhüllte 
der Chriſten, ſo daß die Bürger in manchen Städten die ene 
von Juden geradezu als Erleichterung begrüßten“. 

Überdies hätten ſich aber — wenn wirklich nur wirtſchaftliche 


Gründe und Intereſſen maßgebend gedeſen wären — vor allem die 


Mitbürger der Juden an den Ausſchreitungen gegen ſie beteiligen 


und es hätten die Verfolgungen gerade in jenen Zeiten die größten 


Erfolge erzielen müſſen, in denen die Stände (die wirtſchaftlichen 
Widerſacher der Juden) alle Macht in Händen hatten. Allein beides 
iſt keineswegs der Fall geweſen. Jene, die mit den Juden in Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen ſtanden, beteiligten ſich vielmehr an den Metzeleien 
meiſt überhaupt nicht, und die Ausweiſung der Juden aus der Steier⸗ 
mark erfolgte in einer Zeit, in der die Macht der Stände durch das 
ſteigende Anſehen des Landesfürſten bereits ſtark zurückgedrängt war. 

In Wirklichkeit ſind für die Stellung der Juden eben niemals 
nur die wirtſchaftlichen, ſondern immer in erſter Linie gedankliche 
und empfindungsmäßige Umſtände maßgebend geweſen. So hat 
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namentlich die Tatſache, daß die Juden überall als Fremde lebten, 
entſcheidenden Einfluß geübt. Denn in den Staaten des Mittel- 
alters waren alle Fremden, die ſich im Lande niederließen, ohne den 
Schutz eines Einheimiſchen (insbeſondere des Königs) zu erlangen, 
grundſätzlich recht⸗, fried⸗ und bußlos. Ihr Leben und Gut ſtand 
außerhalb des herrſchenden Volksrechtes. Sie galten als Feinde, 
deren man ſich gelegentlich bediente, wenn man ihrer bedurfte, die 


aber immer verdächtig blieben, und vor denen man jedenfalls die 


eigenen Volksgenoſſen nach Kräften zu ſchützen ſtrebte. 
| Bei den Juden kam dann noch hinzu, daß ſie auch nicht ein- 
mal von auswärts Hilfe erhoffen konnten, und — vor allem — daß 
ſie durch tiefgreifende Religionsverſchiedenheit, ja durch religiöſen 
Haß von ihren chriſtlichen Wirtsvölkern geſchieden waren. Freilich: 
Der jüdiſche und der katholiſche Kirchenglaube zeigen ſo vielfache 
Ahnlichkeiten, daß — beiſpielsweiſe — Renan das Chriſtentum als 
das Hauptwerk des Judentums, als ſeinen Ruhm, als das Ergebnis 
feiner Entwicklung bezeichnen zu können glaubte. Allein die römifch- 
kirchliche Judengeſetzgebung hat dafür geſorgt, daß dieſe Ahnlichkeiten 
den Völkern nicht zum Bewußtſein kamen. „Der Geiſt Chriſti, jener 


erhabenen Lichtgeſtalt, deſſen ganzes Leben und Lehre der vollendetſte 
Ausdruck der Menſchenliebe und Duldens iſt, ſchwebt jedenfalls — 
wie Scherer: „Die Rechtsverhältniſſe der Juden in den deutſch-öſter⸗ 


reichiſchen Ländern“, S. 11) mit Recht betont — nicht über dieſen 
kirchlichen Geſetzen, ſondern der finſtere Geiſt der Intoleranz, der 
Vorurteile und des Fanatismus. Durch fie wurde hauptſächlich die 
Kluft geſchaffen, die die Chriſten von den Juden trennt, ſie haben 
die Juden inmitten der chriſtlichen Geſellſchaft völlig iſoliert und 
der Schmach und Verachtung preisgegeben.“ 

So waren denn auch fanatiſche Geiſtliche und Mönche ſtets be— 
reit, das Feuer zu ſchüren, die Juden der Kreuzigung Chriſti an— 
zuklagen, ſie als Marterknechte des Heilands zu brandmarken. Mit 
gutem Grunde klagten darum die „Eltiſten der Hofjudenſchaft“ zu 
Wien, es ſeien „auch dieſe Prediger wider die Juden alſo ergift, 
daß ſie khein abſcheih nehmen zu melden, daß die iezt wehrenden 
Kriegsleuff (aus gottlicher Straff) ſich umb deswillen erzeugen, 
weilen die Juden nit allein zu Hanav ſondern auch andern Orten 
des heiligen römiſchen Reichs gelitten werden“. Gewiß wurden auch 
die Gläubigen fremder chriſtlicher Bekenntniſſe, Waldenſer, Huſſiten, 
Proteſtanten gelegentlich grauſam verfolgt. Allein die Plünderung 
der Juden erſchien vielen doch ſtets als ein beſonders gottgefälliges 
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Werk, und jo verſtummten denn auch die Anſchuldigungen, daß die 
Juden Hoſtien durchſtochen, daß fie „junge chriſtenliche Kinder jämmer⸗ 
lich gemartert, getödt, ihr Blut von jenen genommen, und zu ihrem 
verſtockten, verdammenlichen Weſen gebraucht“ hätten, N des 
ganzen Mittelalters niemals für lange Zeit. | 

Ohnehin ſchien ja das Treiben dieſes fremden, verachteten und 


doch ſo häufig geſuchten Volkes, das ſich völlig abſeits hielt und 


inmitten der Wirtsvölker ſein eigenes dunkles Leben führte, immer 
unheimlich und gefährlich. Die wunderlich geformten hebräiſchen 
Buchſtaben ſeiner Schriften ſchienen kabbaliſtiſche Zeichen, ſeine heiligen 
Bücher Hexenwerkzeuge zu ſein. Der Glaube, daß die Juden im 


Beſitze gefürchteter Geheimniſſe ſeien, war daher weit verbreitet. 


Tatſächlich waren jedenfalls Weſen und Sitten der Juden von 
denen ihrer Wirtsvölker völlig verſchieden und mußten es auch durch 


die Jahrhunderte hindurch bleiben, da die beiden kräftigen Ver⸗ 
ſchmelzungsmittel des gleichen Glaubens und des gleichen Volks⸗ 
tums hier nicht wirkſam waren. Es zeigte ſich daher der Jude 


ſeiner chriſtlichen Umgebung immer wieder ſo, wie Schmoller (in 
ſeinem „Grundriß“, S. 151) den Semiten ſchildert: Als ein Mann 
mit hartnäckigem, zäh das Erworbene feſthaltendem Willen, mit un⸗ 
erſchütterlichem Glauben an ſeine ausſchließliche Berechtigung, mit 
hartem Egoismus, mit ſcharfer Abſtraktionskraft, im ganzen alſo 
als ein Mann, bei dem der Verſtand dem Gemüte und vielfach 
ſogar dem Charakter überlegen war, als ein Mann jedenfalls, der 
— zumindeſten — nicht jene tiefe Innigkeit des Gefühls, jenen 


ſchwärmeriſchen Hang zur Myſtik und Extaſe zu haben ſchien, der 


dem Deutſchen ſo tief im Blute liegt und ihm den Mitmenſchen 
erſt liebenswert erſcheinen läßt. 

Wenige nur dachten daran, daß der jüdiſche Typus doch erſt 
durch das Ghetto, in das die Geſetze der chriſtlichen Staaten das 
verachtete Volk zwangen, gebildet und geformt worden ſei. So wie 
er nun einmal geworden war, war er den Maſſen der chriſtlichen 


Wirtsvölker allerorten verhaßt. „Iſrael erſcheint uns — meint 


auch Leroy⸗Beaulieu (S. 60) — wie ein fremder, inmitten der 


modernen Völker gelagerter Stamm, der ſie mit moraliſcher Unter⸗ 


werfung und materieller Knechtung zugleich bedroht. Sehen wir 
ab von der chriſtlichen Ziviliſation: Der Jude wirkt zerſetzend auf 
etwas uns nicht minder am Herzen Liegendes, auf unſere nationale 
Kultur nämlich, unſer hiſtoriſches Genie, unſere franzöſiſche, | lawiſche, 
deutſche Seele.“ 
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Das ſchien ſich zunächſt im Wirtſchaftsleben zu zeigen. Denn 
hier machte ſich die Verſchiedenheit der „Wirtſchafsgeſinnungen“ (wie 
ſie Sombart S. 141 nennt) von allem Anfange an beſonders ſtark 
fühlbar, hier gerieten die feudalen ſtändiſchen Anſchauungen der 
chriſtlichen Wirtsvölker — bei denen im Mittelpunkt auch der wirt— 
ſchaftlichen Intereſſen doch immer der Menſch ſtand, bei denen auch 
im Wirtſchaftskampfe die altüberlieferten religiöſen und ſittlichen 
Grundſätze als die richtunggebenden galten — ſofort in unüber⸗ 
brückbaren Gegenſatz zu der jüdiſchen Geſchäftsmoral, für die ſtets 


nur reine Zweckmäßigkeitsmomente maßgebend ſchienen und die auch 


auf vielfach anders orientierten religiöſen und ſittlichen Geboten auf— 
gebaut war. Mit wachſendem Arger ſah man daher, wie jüdiſcher 
Erwerbsſinn immer häufiger die Verwaltung von Gütern ahnenreicher, 
aber verſchuldeter Adeliger leitete, wie die Veitel Itzig immer unauf- 
haltſamer in die Kontore der T. O. Schröter eindrangen und hier 
(wie es Feuchtwanger in dieſem Jahrbuch Bd. 35 S. 1443 — 


mit Sombart — ausdrückt) „den ökonomiſchen Rationalismus an | 


die Stelle des Traditionalismus“ ſetzten. 

Denn dadurch vergrößerte ſich die Kluft, die die Juden von 
ihren Wirtsvölkern trennte, immer mehr und ließ (wie Hammacher: 
„Hauptfragen der modernen Kultur“, S. 111 zutreffend ausführt) den 
Kampf gegen den Einfluß des jüdiſchen Geſchäftsgeiſtes auf die Kultur- 
entwicklung der Völker immer ſtärker als einen Kampf gegen den Ratio— 
nalismus überhaupt erſcheinen, deſſen Betätigung ſoviel zu den großen 
Erfolgen der jüdiſchen Händler beigetragen, deſſen Ausbreitung aber 
ſoviel der ſchönſten, edelſten Empfindungen und Werte vernichtet hat. 

War doch auch im geſellſchaftlichen Leben ſehr bald ein ähnlicher 
Gegenſatz zutage getreten. Denn die chriſtliche Geſellſchaft beruhte 
doch — wenigſtens grundſätzlich — auf dem Gewiſſen und auf der 
Ehre, demnach auf Begriffen, von denen — in der Meinung der 
Wirtsvölker — „der eine geſtern noch dem Juden fremd, der andere 
lange bei ihm verkümmert und gefälſcht“ war. Wie hätte auch der 
ſtets Mißachtete und Verhöhnte Ehrgefühle äußern, wie jenen gegen⸗ 
über, die ihn peinigten und bedrängten, ſtets ängſtliche Gewiſſens— 
bedenken hegen ſollen? 

Anderſeits find aber — wie Schmoller gelegentlich zutreffend 
hervorhebt — friedliche, geſittete Beziehungen mehrerer untereinander 
nicht möglich ohne eine gewiſſe Übereinſtimmung, ohne ein gegen- 
ſeitiges Verſtändnis und Anerkenntnis. Dieſes Verſtändnis, dieſes 
Anerkenntnis erſt bildet das geiſtige Band für die Beteiligten, für 
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die Geſamtheit. Und da es zwiſchen Jude und Chriſt all die Jahr⸗ 
hunderte hindurch ſchlechterdings undenkbar war, weil ja beide in 
ihrer Weltanſchauung, in ihrem Weſen, in ihrer Sitte völlig ver⸗ 
ſchieden waren, darum mußten die Juden ſtets die verhaßten, ver⸗ 
folgten Fremdlinge bleiben, darum konnten ſie in den Wirtsſtaaten 
ſo lange nicht die geſetzlichen Bürgerrechte erringen, konnten ſie noch 
länger nicht innerlich mit den Wirtsvölkern verwachſen. 

Allzulange war das Brandmal der Verachtung auf ihren Stirnen 
eingebrannt. Denn ſchon die römiſch⸗ chriſtliche Geſetzgebung hatte die 
Juden als eine minderwertige, den Chriſten untergeordnete, verächt⸗ 
liche Menſchenklaſſe hingeſtellt, hatte den Chriſten verboten, mit Juden 
zu eſſen, zu baden oder zu wohnen, hatte den Juden gezwungen, be⸗ 
ſondere, ihn von den Chriſten unterſcheidende Kleider anzulegen und 
in abſeits gelegenen Häuſern zuſammengepfercht zu wohnen. Das 
ganze Mittelalter hindurch blieb ſo der Jude außerhalb des gemeinen 


Rechtes geſtellt, ſeiner Menſchenrechte beraubt. Seinem Namen wurde 


die Bezeichnung als Jude, als Kainszeichen beigefügt, der gelbe Lappen 
machte ihn von weitem ſchon kenntlich, und die Gitter des Ghetto 
ſchützten die Chriſten vor ſeiner unerwünſchten Nähe. Für den Ge⸗ 
ſchmack des Chriſten ſchien ja „der Jude niemals verächtlich genug“, 
und wehen Herzens mußten auch die Gelehrten, dem praktiſchen Leben 
Abgewandten unter den Juden in die Klagen ihres Propheten ein⸗ 


ſtimmen: „Ach, meine Mutter, daß du mich geboren haſt, wider den 


jedermann hadert und zankt im ganzen Lande! Hab ich doch weder 
auf Wucher geliehen noch genommen: Doch flucht mir jedermann.“ 
Die Rückwirkungen blieben denn auch nicht aus. Da die Juden 
ſahen, wie man ſich ihnen gegenüber abſchloß, ſchloſſen auch ſie ſich 
ihrerſeits in ſtreng kaſtenmäßiger Art gegen ihre Wirtsvölker ab. 
Ohnehin verboten ja auch ihnen die Geſetze ihres Glaubens jede 
nähere Berührung mit Fremdgläubigen: Auch ſie durften ſich nicht 
an deren Tiſche ſetzen, nicht von deren Speiſen koſten. Und ſpäter 
erhöhten ihre Rabbiner noch die Mauern, mit denen ihr Glaube ſie 
umgeben hatte. Bald ließen ſie ſie kaum mehr die Sprache ihrer Wirts⸗ 


völker ſprechen. Mayer („Ein jüdiſcher Kaufmann“, S. 65) erzählt, 


daß jeder, der den Verſuch machte, auch nur deutſch leſen zu lernen, 
aus der Preßburger Rabbinatsſchule ausgeſchloſſen wurde. 

Um ſo feſter hielten fie untereinander zuſammen. Machte man 
ihre ganzen Gemeinden für das Tun jedes einzelnen Mitgliedes ver⸗ 
antwortlich, ſo fühlte ſich auch jeder einzelne Jude als gleichberechtigtes 
Mitglied der Gemeinde. Soziale Gegenſätze waren daher unter 
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ihnen kaum fühlbar. In den Beriehungen zur Außenwelt zumindeften 
leitete gleiches Denken, beſeelte gleiches Fühlen den Reichen wie den 


| Armen, den Gelehrten wie den Händler. Sie alle, die außerhalb der 


Ghettomauern als Parias der Geſellſchaft Verachteten, fühlten ſich 
in ihrem engen Kreiſe ihren Verfolgern an Charakter wie an Talent 


weit überlegen und blickten als Angehörige des auserwählten, des 


prieſterlichen Volkes voll Haß und Verachtung auf jene herab, die 
ſie beſchimpften und bedrohten. 

Auf dieſe Weiſe wurden die Gegenſätze von beiden Seiten immer 
mehr vertieft, bis ſie ſchließlich ſo groß geworden waren, daß es über— 
haupt kein ſoziales Übel mehr gab, für das man nicht kurzerhand die 
Juden verantwortlich gemacht hätte. Am bezeichnendſten hierfür iſt 
vielleicht, daß endlich ſelbſt die Peſt zum Anlaſſe für Judenver— 
folgungen werden konnte. Höniger („Gang und Verbreitung des 
ſchwarzen Todes in Deutſchland“, S. 6f.) weiſt einwandfrei nach, 
daß der Verdacht der Brunnenvergiftung — auf die man im Mittel- 
alter die Ausbreitung der Peſt zurückführte — urſprünglich nicht nur 
die Juden, ſondern bald die Ausſätzigen und Armen, bald die Reichen 
und Vornehmen getroffen, daß ſich aber die Anklage ſehr bald auf die 
Juden allein konzenkriert habe, und daß der Haß, der hierbei zutage 
trat, dann ſo wurzelecht geweſen ſei, daß man — wo keine Juden 
anſäſſig waren — die getauften Juden ermittelte und verbrannte. 

Selbſt zu Feinden der Staatsgewalt, zumindeſten zu einer Ge— 
fahr für jede ſtaatliche Ordnung ſtempelte man ſchließlich die Juden, 
obwohl ſie (wie bereits erwähnt) als Stützen der Fürſtengewalt den 
rückſchrittlichen ſtändiſchen Beſtrebungen gegenüber jederzeit für den 
wirtſchaftlichen und den kulturellen Fortſchritt in den einzelnen Staaten 
eingetreten ſind. Trotzdem rügten die einen, daß ſie überall einen Staat 
im Staate gebildet hätten und — infolge ihres Ausſchluſſes aus dem 
Gemeinſchaftsleben — den Wirtsſtaaten gegenüber gleichgültig ge— 
worden wären. Und gleichzeitig warfen ihnen andere vor, daß ſie ihr 
Geld dazu gebraucht hätten, ſich Anſehen und Einfluß in den Staaten zu 
ſichern, obwohl ſie (wie auch Schmoller meint) meiſt unfähig waren, „die 
ſtaatlichen Notwendigkeiten und Härten, den Mechanismus ſtaatlicher 
Inſtitutionen zu begreifen“, ſo daß die europäiſche Kultur ſofort von 
Barbaren vernichtet werden würde, wenn die Staaten nach ihren 
— allzu radikalen — Idealen eingerichtet würden. 

Für ebenſo verderblich hielt man aber den jüdiſchen Einfluß, 
wenn er ſich bei der Entwicklung einzelner Nationen allzu deutlich 
geltend machte. Denn das Judentum galt immer und überall als 
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international. Tatſächlich war ja der Jude im Laufe der Geſchichte 
lange Zeit Kosmopolit geblieben und ſchien im allgemeinen (gerade 
wenn er dem eigenen Raſſenverbande treu geblieben war) nur wenig 
Sinn für die Notwendigkeit der Wahrung der nationalen Eigenart 
ſeiner Wirtsvölker zu haben, während dieſe namentlich in neuerer 
Zeit immer mehr in den Bann nationaliſtiſcher und imperialiſtiſcher 
Gedankengänge gezogen wurden und ihrem Volkstum daher immer 
ſtärkere Geltung zu verſchaffen wünſchten. 

So wurzelte denn der altererbte, geradezu phyſiſche Widerwille 
gegen das fremdraſſige, glaubensverſchiedene Volk gerade infolge 
dieſer, rein ideologiſchen Umſtände ſtets feſter im Empfinden aller 


Wirtsvölker. Wirtſchaftliche Gegenſätze allein hätten auch gewiß 


nicht all die Bedrückungen und Heimſuchungen zu erklären vermocht, 
denen die Juden immer wieder ausgeſetzt waren. Denn ſolche Gegen⸗ 
ſätze führen vielleicht gelegentlich zu vereinzelten, örtlich begrenzten 
Aufſtänden, nie aber zu jahrhundertelangen, die ganze ziviliſierte 
Welt erfüllenden Verfolgungen. 

Derart andauernde und tief einſchneidende Verfolgungen waren 
vielmehr nur möglich, weil ein auf gedanklichen und empfindungs⸗ 
gemäßen Triebkräften beruhender, unauslöſchlicher Judenhaß die 
Seele all ihrer Wirtsvölker erfüllte und ſo die Juden außerhalb 
der Geſetze geſtellt wurden oder doch wenigſtens für ſchutzlos galten, 
weil jedermann wußte, daß die Geſetze nur gegen ſie, niemals aber 
zu ihren Gunſten angewendet würden. Zumindeſten wurde durch 
die im Gefühlsleben der Wirtsvölker verankerte Stimmung die Dis⸗ 
poſition geſchaffen, der gegenüber die wirtſchaftlichen Triebkräfte ledig⸗ 
lich als das auslöſende Moment zu gelten haben, ſo wie nach den 


Lehren der Pſychologie zu der latenten Anlage der Erreger e 


muß, damit die Dinge in die Erſcheinung treten. 
* * 
. * 


! 
t 


Daher kann auch eine Anderung in den Beziehungen zwiſchen 
den Juden und ihren Wirtsvölkern nur von einer gründlichen 
Wandlung in den Anſchauungen, demnach wieder nur von einer 
Anderung auf ideellem Gebiete erhofft und erwartet werden. Zu⸗ 
nächſt müſſen ſich daher — auf der einen Seite — alle Juden (nicht 
ſo ſehr durch das äußere Mittel der Taufe oder Raſſenmiſchung, als 
durch innere Anpaſſung) den Kulturkreiſen ihrer Wirtsvölker einzu⸗ 
fügen ſuchen. Dem beſſeren Teil von ihnen iſt dies längſt geglückt. 
Dann aber muß auch — auf der anderen Seite — der Berg von 
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(meiſt längſt überlebten) Vorurteilen abgetragen werden, der ſeit 
„Jahrhunderten auf den Juden laſtet. 

Daß die Abneigung der Raſſen gegeneinander „ein phyſiſches 
Moment, ein Reſt des Urzuſtandes iſt“, haben die Verſtändigen 
unter den Juden auch längſt eingeſehen und ſchließlich auch erkannt, 
daß dieſe Abneigung nur dann beſeitigt werden kann, wenn die zu 
tiefſt wurzelnden Raſſenverſchiedenheiten ſchwinden oder doch nach 
und nach gemildert werden können. Deshalb haben ja die jüdiſchen 

Philoſophen von Spinoza bis Hermann Cohen, Steinthal, Lazarus, 
Simmel, Stammler, Worms und Durkheim ſich immer wieder mit 
allgemeinen ethiſch⸗ſozialen Fragen beſchäftigt, ſelbſt wenn fie kein 
engeres Fachintereſſe an den Problemen des Sittlichen hatten. Des— 
halb haben ſich auch gerade jüdiſche Kaufleute an die Spitze einer 
Bewegung geſtellt, die eine Umgeſtaltung der chriſtlichen Grundſätze 
im Handel zum Ziele haben. So hat — beiſpielsweiſe — Guſtav 
Bunzel („Der Handel“, S. 42 und „Die ſittliche Erziehung des Kauf— 
mannes“ in dem „International Journal of Ethics“ Bd. 15, S. 338 ff.) 
unumwunden erklärt, daß der Handel, gleich allen anderen Erwerbs— 
gruppen, nur inſoweit eine Exiſtenzberechtigung beſitze, als er ſich 
nicht nur dem Einzelnen, ſondern der ganzen menſchlichen Geſell— 
ſchaft als nützlich erweiſt, und daß daher der Händler ſich (ſelbſt im 
Konkurrenzkampfe) nicht nur durch das Geſetz, ſondern auch durch 
ſtrengere ſittliche Schranken gebunden fühlen müſſe. 

Ebenſo beruht die ganze ſtarke Aſſimilationsbewegung unter den 
Juden nur auf der Erkenntnis, daß eine ſtarke Annäherung der An— 
lagen der Juden an die ihrer Wirtsvölker erzielt werden müſſe, 
wenn ein friedliches Zuſammenleben überhaupt möglich werden ſoll. 
Auf der anderen Seite müßte indeſſen ſelbſtverſtändlich auch bei den 
Wirtsvölkern eine gründliche Sinnesänderung Platz greifen. Denn 
dies war von jeher die erſte Vorausſetzung für eine den Juden er— 
träglich erſcheinende Geſtaltung ihrer Lage. 

So bedurfte es — beiſpielsweiſe — in den von Glaubens- 
fragen erregten Tagen des Mittelalters der ganzen Vorurteilsloſig— 
keit Friedrichs III. und ſeines tiefen Gefühls für Gerechtigkeit und 
Humanität, „die nur den Unterſchied zwiſchen Gutem und Schlechtem, 
aber nicht zwiſchen Chriſten und Juden gelten ließen“, um einiger— 
maßen befriedigende Verhältniſſe für die Juden zu ſchaffen. Und 
ebenſo bedurfte es erſt des Sieges der Aufklärungsgedanken des 18. 
und der demokratiſchen Ideen des 19. Jahrhunderts, um den Juden 
die langerſehnte äußere Rechtsgleichheit zu bringen. Wo dieſe Ideen 
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nicht zur Geltung gelangten (wie in Polen mit ſeiner ariſtokratiſchen 
Geſellſchaftsorganiſation oder im alten Rußland mit ſeinem zariſti⸗ 
ſchen Abſolutismus), blieben die Juden überwiegend arm und bedrückt. 

Wenn es daher bis zum heutigen Tage nirgends zu einem inneren 
Einvernehmen zwiſchen den Juden und ihren Wirtsvölkern gekommen 
iſt, ſo kann dies ſeinen Grund ebenfalls nur in der Tatſache haben, 


daß den Juden gegenüber die moraliſche Abrüſtung, die Abrüſtung 


der Geiſter immer noch nicht vollendet iſt, daß vielmehr weite Kreiſe 
der Völker immer noch in der Anſchauung leben, daß die Juden 


(weil ſie mit ihrer ſtarken intellektuellen Beweglichkeit den Handel, 


die Preſſe und vielfach auch die Literatur beherrſchen) einen über⸗ 
wiegenden und durchaus ſchädlichen Einfluß auf die Entwicklung 


ihrer Wirtsvölker genommen haben. Darum glaubt man nicht 


dringend genug vor den Gefahren der jüdiſchen Herrſchaft im 
wirtſchaftlichen und öffentlichen Leben warnen zu müſſen, darum 
hält man die Frage der Überwindung des Judentums — nicht 


etwa des jüdiſchen wirtſchaftlichen Wettbewerbs, ſondern des jüdi⸗ 


ſchen Geiſtes — geradezu für die Frage der Zukunft der Menſchheit. 
Es braucht indeſſen kaum hervorgehoben zu werden, daß alle 


dieſe Erwägungen die „jüdiſche Gefahr“ maßlos überſchätzen. Die 


unbefangene Betrachtung der Tatſachen zeigt vielmehr, daß ſelbſt in 


Oſterreich — wo (nach Bismarcks Ausſpruch) „die Geſchäftsleute“ 5 


die politiſche Leitung des Staates beſonders ſtark beeinfluſſen — in 
Wirklichkeit nicht nur die politiſche, ſondern ſogar die wirtſchafts⸗ 
und finanzpolitiſche Verwaltung den jüdifchen Wünſchen geradezu 


feindlich gegenüberſtanden. Denn in politiſcher Hinſicht wurde fie- 


durchaus in feudal⸗konſervativer Richtung geführt, wobei die Intereſſen 


der katholiſchen Kirche im Vordergrund ſtehen, während die jüdiſche 
Politik — aus begreiflichen Gründen — ſtets demokratiſch⸗fortſchritt 
liche und freiſinnige Ideale vertritt. In wirtſchaftlichen und finanz⸗ 


politiſchen Fragen aber berückſichtigte die Verwaltung in immer ſteigen⸗ 
dem Maße die Forderungen des unbeweglichen Beſitzes und des „kleinen 
Mannes“, während die jüdiſche Wirtſchafts⸗ und Finanzpolitik — ziem⸗ 
lich ergebnislos — die Intereſſen des beweglichen Kapitals und der 
Großunternehmungen zu wahren ſucht. 

Wenn ſomit — auch von den Maßgebenden — immer noch das 
Geſpenſt der jüdiſchen Gefahr heraufbeſchworen, wenn immer noch 
die Notwendigkeit gepredigt wird, die „Verjudung“ der europäiſchen 
Geſellſchaft aufzuhalten, damit den modernen Völkern die Wohltaten 
der chriſtlichen Geſittung erhalten bleiben, u kann dies wohl nur 


Schmollers Jahrbuch XIII I. 3 22 
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deshalb geſchehen, weil man bei den im Völkerleben immer wieder⸗ 


kehrenden wirtſchaftlichen und geiſtigen Bewegungen ſtets eines 
Sündenbocks bedarf, auf den alle Miſſetaten geladen, und der dann 


— mit dieſen — in die Wüſte geſchickt werden kann. 

Man hat ja die Juden, dieſes weſens⸗ und artfremde Volk, 
gegen das ſich die Menge ſtets am leichteſten aufbringen ließ, nicht 
nur im Mittelalter, ſondern bis in die neueſte Zeit hinein jederzeit 
gerne als Sündenböcke behandelt. Die Unruhen des Jahres 1848 
ſchloſſen an vielen Orten mit Plünderungen jüdiſcher Häuſer, der 
Kulturkampf gegen kirchliche Übergriffe löſte im Deutſchen Reiche 
wie in Oſterreich eine ſtarke antiſemitiſche Bewegung aus, und auch 
die ſoziale Unzufriedenheit, die der Krieg hervorrief, ſcheint man 
allenthalben vor allem auf die Juden ablenken zu wollen. 


Gleichwohl darf man von dem Kriege — wenn auch gewiß nicht 


ſogleich, ſo doch nach einiger Zeit — vielleicht eine Beſſerung der 
Verhältniſſe erwarten. Denn einerſeits dürfte ſich der beſſere Teil 
der Weſtjuden, der ohnehin ſeit langem erfolgreich die ererbten 
Ghetto Eigentümlichkeiten zu überwinden ſtrebt — gerade weil ſich 
ein anderer Teil ſeiner Stammesbrüder in dieſem Kriege ſo gewiſſen— 


los und ſchamlos bereicherte —, auch innerlich völlig von ſolcher Weſens- 


art und ihren Vertretern losgeſagt haben. Und die oſtjüdiſchen Ele— 


mente, die noch in ſolchen Überlieferungen leben und ſich bisher jeder 


Anpaſſung unfähig erwieſen, dürften —ſchon infolge der Umwälzung, 
die dieſer Krieg in Rußland hervorrief — nicht mehr in ſo erſchreckend 
großer Zahl wie bisher dem Weſten zuſtrömen, ſo daß ſich die un— 


erwünſchten, der weſtlichen Kultur der Wirtsvölker widerſtrebenden 


Eigenſchaften der jüdiſchen Raſſe — im öffentlichen wie im Ge— 
ſchäftsleben — hoffentlich nach und nach immer ſeltener bemerkbar 
machen werden. 

Anderſeits beruht aber 115 (wie gleichfalls Hammacher a. a. O. 
betont) die ganze moderne wirtſchaftliche Entwicklung der Kultur— 
völker auf rationaliſtiſchen Grundſätzen, demnach auf einem Syſtem, 
das alles Denken und Handeln auf vernünftige Zwecke, hier alſo 
auf möglichſt große Steigerung des Ertrages mit möglichſt geringen 
Mitteln einſtellt. Sie bewegt ſich daher durchaus in Bahnen, auf 
denen der jüdiſche Geſchäftsgeiſt ſchon bisher ſeine Erfolge erzielte, 
ſo daß ſich hier eine ſtarke Annäherung zwiſchen den Juden und 
ihren Wirtsvölkern (zumindeſten in den Betätigungsformen) ergeben 
hat. Zudem wird man aber auch der Mitwirkung der jüdiſchen In- 
telligenz und des jüdiſchen Unternehmungsgeiſtes bei dem Wieder⸗ 
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aufbau, der nach dem Kriege in allen Kulturſtaaten wird begonnen 
werden müſſen, auf die Dauer kaum entbehren können. N 

Auch Nüchterne dürfen daher wohl hoffen, daß ſich die Er⸗ 
wartungen Schmollers erfüllen, daß ſich „die chriſtlichen und jüdiſchen 
Nathan Naturen die Hände reichen werden, um die jüdiſchen Shylock⸗ 
Naturen und den chriſtlich⸗germaniſchen Raſſenſtolz und die alther⸗ 
gebrachten Vorurteile zu bekämpfen!“ Sie würden damit eine 
wichtige, ſegenverheißende Kulturtat vollbringen. 

* * 
* 


So konnte denn feitgehalten werden, daß bei der Judenfrage 
— die man als eine ſoziale Frage *r s Sox anſehen darf — 
die ideellen Momente das Ausſchlaggebende, das Entſcheidende waren. 
Und ſo kann man denn auch der in weiten Kreiſen herrſchenden 
Meinung gegenüber, nach der bei der Entwicklung und Löſung der 
ſozialen Fragen überhaupt wirtſchaftliche Triebkräfte das allein 
Maßgebende ſind, wohl behaupten, daß dieſe auf der materialiſtiſchen 


Geſchichtsauffaſſung fußende Anſchauung durch die Tatſachen ſelten 


beſtätigt wird. Neuerlich hat denn auch Simmel ſogar den Ge⸗ 
danken vertreten, daß im Gegenteil die Wirtſchaft ſelbſt durch ſoziale 
(alſo nicht rein wirtſchaftliche) Verſchiebungen beſtimmt iſt (die von 
ſich aus ebenſo alle anderen kulturellen Geſtaltungen beſtimmen), und 
daß auch die Wirtſchaftsform nur ein Überbau über den Verhält⸗ 
niſſen und Wandlungen der rein ſozialen Struktur iſt, die die letzte 


hiſtoriſche Inſtanz bildet und alle anderen Lebensverhältniſſe — freilich 


in einem gewiſſen Parallelismus mit dem wirtſchaftlichen — geſtalten 
muß. Zum mindeſten ſcheint es, als würden ſich die wirtſchaftlichen 
und geiſtigen Triebkräfte, die den Geſellſchaftsaufbau bedingen, ein⸗ 
ander gegenſeitig beeinfluſſen, ohne daß die einen dem anderen 
dauernd übergeordnet wären. Ein tieferer Blick in größere Zu⸗ 
ſammenhänge aber lehrt, daß letzten Endes e geiſtigen Trieb⸗ 


kräfte die richtunggebenden ſind. 


.. 
— 2 A 
4 
„ 
8 1 . ö — * 1 
—4 ' - ** 
7 
‘ — * 
\ 
er = * 
8 8 b 
e. 
D E 
2 8 V 
* Note 7 5 * 
. ) 22 
\ 5 = 
4 1 8 - . R 
x — 
. * 
Es 5 . 
2 > N R 
. 8 — 
u 1 — 8 5 — = . 8 = 
. _ . 8 . . A - . 
— — 8 ae = . x - 85 
2 2 - 5 8 . = 5 1 8 * 
m 2 * 2 — „ % en 
Pe .r = 5 - 2 - 
® 8 Er . 8 22 2 
en D : N — „ 5 x 
7 8 . 
e — 8 . 5 - — 
— * . = N - N A \ u 
— a eo. - 
* . a 
— . Ex} . = R 
* 2 . . 
„ ’ 5 8 
8 . . z 5 * vr * 
— 5 FE “ u [4 - 
ei 5 z N z 8 — 8 x = 5 * 
8 8 x 2 8 „ 5 — 1 ee 
„ 7 
= 2 — E — 85 2 3 . . 
a - 25 5 = s ; = — = 2 
3 wre N Ä 5” - a = Fur " = 
* . 5 5 . 2, “ . 2 
e 85 » a — 5 . 
— 5 N . = 52 . = 28 — 
8 0 5 0 £ 
5 . - 5 . 5 \ . 
— MR \ + » 5 = = ei 8 ” 
e . 2 8 — . . 8 25 = . 2 a 2 8 t - 
. 1 * ——— 
1 = . — „ . — 
5 A - - — 7 . 
* - 2 Ei L 5 
. Bis i } . - 
2 8 = . 2 „ . 
” * „ . = 2 = 
3 8 8 2 * 8 = 
. . u - =; - 
2 5 4 5 ia 8 . ” E N . 
. F 8 2 Br 
5 = a - - 5 = 5 * 
* 8 5 
& 2 . 
„ Ps = # ea % " 2 r 
* 9 2 7 25 1 # * > 5 
\ . —.— N 5 * . TH ö 8 
& . 2 a . x 
z Nr, . . ” ZT 
“ . * 5 * * 
2 N 5 * 
—— — 2 & . er % 8 5 Ki 
3 er = u „ -. > R 8 
7. 2 \ . . 
£ er ir — 2 — 2 . er 
* a = ” * & — - 
: a — 2 — . 
8 5 5 9 * = . „ 
== ® 1 ne 3 . Er A 7 3 
. 8 - —. - 
8 - - . * . _ “ 


300 | 5 841 
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Von Dr. dae Siemering⸗ = Berlin 
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ine gewiſſe Freude am Organiſieren ift heute in der geſamten 
deutſchen Wohlfahrtspflege zu ſpüren. Überall ſieht man das 


friſche Bemühen, ſchon in Angriff genommene Gebiete wie auch 
Stellungen, die erſt die Theorie gleich einem vorbereitenden Artillerie⸗ 


feuer beſtreicht, denkend und regelnd ſyſtematiſch zu bezwingen. Bald 

handelt es ſich darum, das weite Gefilde der Wohlfahrtspflege in 

ſeiner ganzen Ausdehnung nach einheitlichem Plan zu bebauen, bald 

gilt die ordnende Arbeit des Organiſators e ihrer Provinzen. 
Wie iſt das zu erklären? | 


Es mag fein, daß die Kriegswohlfahrtspflege dieſe Bewegung. 


| zum Teil veranlaßt hat. Nicht allein in der Löſung der Probleme 


der Kriegsbeſchädigtenfürſorge, der Verſorgung der Witwen und 


Waiſen hat ſie uns neue Gedanken, neue Geſichtspunkte eingetragen. 
Wie viel anregende Erfahrung hat in allen Teilen des Reichs die 


Fürſorge für die Kriegerfamilien eingebracht! Was für charakte⸗ 


riſtiſche Vorſtöße ſind etwa in Bayern und Baden auf dem Gebiet 


der Erwerbsloſenfürſorge in der Verſorgung einzelner Gruppen von N 
Arbeitern, die der Rohſtoffmangel zum Feiern zwang, unternommen u 


1 Nach zwei Vorträgen, gehalten am 25. April v. J. bei einer Verſammlung 


des „Ortsausſchuſſes für weibliche Jugendpflege“ in München und am 4. Juni 


bei einer Tagung des naugeliſck ärchnicden Jugendrates der Provinz Sachſene 
in Thale. = . 


Den 
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worden! Dazu kommt, daß die Kriegsnot ein Heer von neuen 
Perſonen, die ſich bisher von ihren Aufgaben und Problemen nichts 
träumen ließen, zunächſt als ehrenamtliche, ſpäter vielfach als be— 
ſoldete Hilfskräfte mit der Wohlfahrtspflege in nahe und nächſte 
Berührung gebracht hat. Man denke an die zahlloſen Frauen, die 


ſeit Kriegsbeginn überall in der Durchführung und Ausgeſtaltung 


der Familienfürſorge mitgearbeitet haben, man denke an die vielen 


Fabrikpflegerinnen, Wohnungsaufſeherinnen, Arbeitsnachweisbeam⸗ 
tinnen, Fürſorgerinnen aller Art — keineswegs immer vorgebildete 


Kräfte —, die Kriegsamt und Kriegsamtſtellen in der kurzen Zeit 


ihres Beſtehens in mannigfachen Kurſen notdürftig zu ſchulen ſich 


bemüht haben. 

Dieſe Leute haben, ſoweit fie treu aushielten und brauchbar 
geworden ſind, zum Teil Geſchmack an ihrer Arbeit gefunden. Sie 
wollen über den Krieg hinaus dabeibleiben. Ihren Arbeitswillen 
zuſammen mit den Erfahrungen und Ideen der Kriegswohlfahrts— 
pflege will man als Ernte in der Scheuer der Friedenszeit bergen. 
Aber auch dieſe Ernte gilt es zu rationieren, d. h. es gilt die 
Formen zu finden, in denen am zweckmäßigſten Gedanken und 


Menſchen auf unſerem Gebiet ſich auswirken können, es gilt zu 


organiſieren. 


Dazu kommt auch in der Wohlfahrtspflege das durch allzu 


häufiges Erwähnen und Erörtern ſchon banal gewordene Beſtreben, 


mit den unſerem Volke gegebenen, man könnte ebenſogut ſagen mit 
den ihm verbliebenen Menſchenkräften, mit den körperlichen wie mit 


den geiſtigen Fähigkeiten ſo hauszuhalten, daß ſie zum Beſten der 


Nation aufs zweckmäßigſte, aufs vollſtändigſte genutzt werden. In 
doppeltem Sinn wirkt dies Beſtreben anregend auf die Organiſation, 


richtiger, auf das Organiſieren oder die Organiſatoren der Wohlfahrts- 
pflege ein. Zum erſten iſt ſie ſelbſt das vorzüglichſte Werkzeug zur 
Erhaltung vieler Volkskräfte; zum zweiten gilt die Forderung der 
höchſtmöglichen Wirtſchaftlichkeit auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege 
genau ſo wie auf jedem anderen Arbeitsfeld. Deshalb Organiſation 
der Wohlfahrtspflege. 


Schließlich wäre als dritte Urſache vielleicht die Luft am Organi- 


ſieren an ſich zu nennen, die wir ſelbſt und ebenſo unſere Feinde im 
Krieg bis zum Überdruß als Teil. und Ausdruck unſeres Weſens feſt⸗ 
geſtellt haben. 

Zahlreich ſind neuerdings die Verſuche, zahlreicher noch und 
weitergreifend die Wünſche, die geſamte Wohlfahrtspflege, alle ihre 
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Teilgebiete einheitlich erfaſſend, durch Staat und Gemeinde zu 
organiſieren. Die Anfänge der ſtädtiſchen Wohlfahrtszentralen, die 
erſten Verſuche, die Leiſtungen der kommunalen und privaten Liebes⸗ 
tätigkeit in einem Mittelpunkt nach Möglichkeit zu verknüpfen, reichen 
ſchon über ein Jahrzehnt und weiter zurück. Soeben iſt Frankfurt 
daran, ein ſtädtiſches Wohlfahrtsamt zu begründen, in dem die eigenen 
Schöpfungen der Kriegswohlfahrtspflege ausgeſtaltet werden ſollen. 

Andere Städte haben verwandte Pläne. Sich räumlich auf ein 
ähnlich enges Gebiet wie die Großſtadtgemeinde beſchränkend, beginnt 
der Staat eine organiſierende Tätigkeit vielfach bei den kleinſten Ein⸗ 
heiten ſeines Machtbereichs. Kreiswohlfahrtsämter, die alle Zweige der 
Wohlfahrtspflege umfaſſen ſollen, will man in der preußiſchen Pro⸗ 


vinz Schleswig⸗Holſtein ins Leben rufen. Als die nächſthöhere zentrale 


Verwaltungsſtelle organiſieren die rheiniſchen Regierungsbezirke Düſſel⸗ 


dorf und Trier die Wohlfahrtspflege. Sie betonen vor allem die Ge⸗ 
ſundheitsfürſorge, neben der in zweiter Linie die Erziehungsfürſorge 


betrieben wird. In Oſtpreußen, wo der Boden der Wohlfahrtspflege N 


ungleich dürftiger beſtellt iſt als im Weſten, beginnt man gegenwärtig 


mit einem Provinzialwohlfahrtsamt. Ein Landeswohlfahrtsamt will 
das Königreich Sachſen ſchaffen. Eine ähnliche Gründung kann 
Braunſchweig bereits verzeichnen. Verwandte Pläne beſtehen auch 


1 = in anderen Bundesſtaaten. Kurz, die Verſuche ſtellen ſich uns in 


jener Mannigfaltigkeit der Formen dar, die allein den ſo verſchieden 


gearteten Bedürfniſſen aller Gebiete des weiten Vaterlandes gerecht 


zu werden vermag. Das Reichswohlfahrtsamt, das als letzte Krönung 
jüngſt ſchon im Reichstag von einigen Seiten gefordert worden iſt, 


liegt auch dem kleinen Kreis der Praktiker, die ſich eine ſolche Krönung 


wünſchen, noch in weiter Ferne. Erſt müßte als Grundlage die ört⸗ 
liche, vielleicht auch eine bundesſtaatliche Organiſation der Wohl⸗ 
fahrtspflege geſchaffen ſein. | 
Daß jetzt überall an ſolchen Plänen gearbeitet wird, daß fie | 


häufig und gründlich beraten werden — die Organiſation der Wohl- 
fahrtspflege iſt das zurzeit beliebteſte Kongreßthema unter ihren Fach⸗ 


leuten —, das alles beweiſt, wie ſtark und wie allgemein das Be⸗ 


dürfnis nach einer gründlichen Ordnung dieſer Dinge empfunden wird. 


Als ein Teilproblem in der größeren Frage der Organiſation 
der Wohlfahrtspflege erſcheint die öffentliche Organiſation der Jugend» _ 
pflege durch Staat und Gemeinde, vor allem durch den Staat. Auf 
dieſem Spezialgebiet beſteht in Preußen ſowie in einigen anderen 
Bundesſtaaten bereits eine ſtaatliche Organiſation, durch die ein ſchär⸗ 
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ferer Gegenſatz, als ihn die Praxis allein ergeben hätte, zwiſchen der 


pflegenden Tätigkeit im Dienſte der Schulentlaſſenen und der Jugend— 


fürſorge im engeren Sinne, d. h. der Arbeit an der gefährdeten und 
verwahrloſten Jugend ſowie an der pathologiſchen Jugend konſtruiert 
worden iſt. Ernſte Klagen über den Mangel an Einheitlichkeit in 


den Maßnahmen der Jugenderziehung und Jugendwohlfahrtspflege 


im weiteſten Sinne haben — abgeſehen von jenen allgemeinen 


Strömungen, die gegenwärtig in der geſamten deutſchen Wohlfahrts- 


pflege zu ſpüren ſind — eine lebendige Erörterung der Organiſation 
auf dieſem Gebiete geweckt. Dazu kommt, daß am Horizont der 
Geſetzgebung in Preußen ein Entwurf erſchienen iſt, der durch Jugend— 
ämter, die von allen Landkreiſen und kreisfreien Städten pflichtmäßig 
zu errichten wären, vornehmlich beſtimmte Teilgebiete der engeren 
Jugendfürſorge: die Waiſenpflege und die Fürſorge für die armen, 
die unehelichen und die Haltekinder zuſammenfaſſen bzw. regeln will. 


Dieſer preußiſche Geſetzentwurf beſchränkt ſich alſo einſtweilen in der Ä 
Hauptſache, vorfichtiger gejagt in feinem Wortlaut, auf das Gebiet 


der Jugend fürſorge, ja, er iſt geradezu als Entwurf eines Jugend— 
fürſorgegeſetzes bezeichnet. Demgegenüber erhebt ſich die Frage, ob 
es erwünſcht und zweckmäßig wäre, das kommende Geſetz, mindeſtens 


ſeine verwaltungsmäßige Durchführung ſo auszuweiten, daß der neue 


Bau auch die Jugendpflege zu überdachen vermag. Bejaht man dieſe 
Frage an ſich, oder kommt man zu der Erkenntnis, daß fie ſich an— 
geſichts der Entwicklung der Praxis, angeſichts des Wirkungskreiſes, 


den viele der ſchon beſtehenden oder gegenwärtig im Entſtehen be— 


griffenen Jugendämter ohne jenes Geſetz ſich geſteckt haben, nicht 
mehr verneinen läßt, ſo wird man weiter unterſuchen müſſen, in 
welchem Umfang die Jugendpflege in den Tätigkeitsbereich der Jugend— 
ämter einbezogen werden ſollte. Scheinbar iſt das ein Problem rein 
organiſatoriſcher Natur, und doch kann es nur auf Grund genauer 
Kenntnis des Weſens aller Jugendpflege und in gewiſſenhafter Be— 


rückſichtigung dieſes Weſens glatt gelöſt werden. Will man im be- 


ſonderen die Bedeutung der Jugendämter für die Jugendpflege in 
Preußen ermeſſen, ſo muß man etwas weit ausholen und zunächſt 
die öffentliche Organiſation der Jugendpflege, ihre Organiſierung 
durch Staat und Gemeinde im allgemeinen betrachten. 

Wir müſſen alſo zunächſt in die junge Geſchichte der deutſchen 
Jugendpflege, in die Geſchichte ihrer Organiſation, ſo, wie ſie ſich 
uns heute darſtellt, zurückgreifen. Dabei ſoll die Jugendpflege einſt⸗ 
weilen als eine gegebene und bekannte Größe angeſehen werden, und 
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erſt im Laufe der Betrachtung werden wir uns klar zu machen 
ſuchen, was denn im einzelnen Fall organifiert werben follte und 
was organifiert worden ift. 

In den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts erwachte 


zuerſt in kleinen, für Fragen der Wohlfahrtspflege intereſſierten 


Kreiſen die Erkenntnis, daß es ein grober pädagogiſcher Fehler der 
Geſellſchaft und ihrer Geſetze ſei, wenn ſie die eben der Volksſchule 
entwachſenen Burſchen und Mädchen nun gleich als erwachſene 
Menſchen behandelten, wenn ſie ihnen alle Freiheiten der Erwachſenen 
urteilslos hinwarfen und damit ihre ungefeſtigte Jugend mannig⸗ 
fachen Gefahren grauſam auslieferten: Der Lehrling und die junge 
Magd von ehedem hatten ſich in freie jugendliche Arbeiter verwan⸗ 
delt. Die Familienerziehung im Hauſe der Lehrherren und Arbeit⸗ 
geber kam ihrer Generation nicht mehr zugute. 

Die Kreiſe, die dies zuerſt erkannten, ſahen ſich naturgemäß 
nach einem Hilfsmittel um, ſuchten nach einer Einrichtung, die den 
Jugendlichen für das Maß an Erziehung, das ihnen im Familien⸗ 
und Berufsleben nicht mehr zuteil wurde, einen Erſatz bieten 
konnte. Dies Mittel ſchien in den Jugendvereinen der chriſtlichen 
Religionsgemeinſchaften, in den Jugendabteilungen der Turner⸗ 


ſchaft gegeben zu ſein, und der Ruf, überall im Vaterlande ſolche 


Vereine zur Erziehung ſeiner Heranwachſenden zu gründen, wurde 
lauter und lauter. Damals auch wurden die altüberlieferten Ar⸗ 
beitsformen der evangeliſchen und der katholiſchen Jünglings⸗ und 


Jungfrauenvereine durch die neuere und freiere Methode bereichert, die 


der Hamburger Paſtor Clemens Schultz in ſeiner eigenartigen und 
beſonders wirkſamen Arbeit an den Jungen des Hafenviertels St. 
Pauli entwickelt hatte. Warme Teilnahme und gütiges Begreifen 


zogen dieſen ſeltenen Mann zu den beſonders gefährdeten Groß⸗ 


ſtadtjungen, den Halbſtarken, wie er ſie nannte, und in pädagogiſcher 
Genialität verſtand er, nachzuempfinden, wie das Knabenherz fühlt. 
Er fühlte mit ſeinen Jungen, was ſie am Hamburger Hafenleben 


lockte und beglückte, er redete mit ihnen in ihrer Sprache, und er 


kannte genau die Stelle ihrer Seele, wo man ſie bei ihrer Ehre, bei 
ihrem Gewiſſen anpacken mußte. | 

In jener Zeit veranftaltete die Bentralftelle für Volkswohlfahrt 
in verſchiedenen deutſchen Städten die erſten Kurſe zur Einführung 
in die Jugendpflege. Überall hielt Clemens Schultz den Haupt⸗ 
vortrag, überall wurde im Anſchluß an dieſe Kurſe für die Gründung 
von Jugendvereinen lebhaft geworben. Die erſtarkende Bewegung 
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ftüßte ſich auf die ſchon bewährten Träger der Jugendarbeit und 
gewann friſche Kraft aus dem Idealismus der Lehrer. In dem neu— 
erblühenden Vereinsleben war die Grundlage, war der Stoff ge— 
geben für die öffentliche Organiſation der Jugendpflege, die nunmehr 
einſetzte, für die ſtaatliche Organiſation, wie ſie heute beſteht. 

Es mag im Jahre 1908 etwa geweſen ſein, als der damalige 
Leiter der Jugendpflegeabteilung der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt 
in Berlin auf den Gedanken kam, daß man zur Förderung der Er— 


zieherarbeit an unſeren Heranwachſenden die an einem Ort neben- 
einander wirkenden Jugendvereine der verſchiedenen Richtungen, die 


katholiſchen und die evangeliſchen Jünglings⸗ und Jungfrauenvereine, 
die Turnvereine und die damals im Anſchluß an die Volksſchulen 
entſtehenden Vereine ehemaliger Schüler und Schülerinnen in einen 
gemeinſamen Mittelpunkt zuſammenfaſſen ſollte. Zweck dieſer Ber: 
bindung ſollte der Austauſch von Erfahrungen unter den Vereins— 
leitern ſein, denn die moderne Jugendpflege war durchaus noch jung, 
und ſie verfügte noch keineswegs über die vielgeſtaltige und viel⸗ 
verbreitete Fachpreſſe, in der heute alle Erfahrungen ſogleich ver— 
arbeitet und der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. In 
Charlottenburg fand jener Mann Verſtändnis für ſeine Ideen, und 


es gelang ihm, hier mit ſtädtiſcher Unterſtützung den erſten Orts- 
ausſchuß für Jugendpflege ins Leben zu rufen. Die Einrichtung 


ſchien die Wünſche ihrer Begründer zu erfüllen, und bald darauf 
wurden in Berlin zunächſt die Körperpflege treibenden Vereine zu 
einem ähnlichen Ausſchuß verbunden. 


Dieſe Vorgänge werden nicht ganz ohne Einfluß auf die Ent- 


ſchließungen des Preußiſchen Kultusminiſteriums geweſen ſein, das 
durch einen Erlaß vom 18. Januar 1911 die Gründung von Orts-, 

Kreis⸗ und eee ſür Jugendpflege in der ganzen Mon— 
archie empfahl. 

Aufgabe der Ortsausſchüſse iſt es nach dem Wortlaut des Er— 
laſſes, „die der Jugendpflege dienenden Vereine tunlichſt zuſammen— 
zufaſſen, Reibungen vorzubeugen, ihr Zuſammenwirken bei Vorträgen, 
feſtlichen Veranſtaltungen und dergleichen zu erſtreben“. Die Kreis⸗ 
ausſchüſſe ſollen „die Tätigkeit der Organiſationen erhöhen, die in 
ländlichen Orten und nicht kreisfreien Städten geſchaffen werden“. 
„Beſonders Sache der Landräte und Kreisſchulinſpektoren“ ſoll es 
ſein, in ihnen „die Sammlung der geeigneten Kräfte, die Aufbringung 
der erforderlichen Mittel und die Bereitſtellung der nötigen Ein— 
richtungen zu fördern“. Steht dieſer Unterbau da, ſo wird die 
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Gründung einer höheren Stelle empfohlen, des Bezirksausſchuſſes für 
Jugendpflege, der „unter Vermeidung jedes Anſcheins bureaukratiſcher 


Regelung die geſamten Beſtrebungen für Jugendpflege innerhalb 
eines Bezirkes zuſammenfaßt“. „Unter der Leitung des Regierungs⸗ 
präſidenten“ vereinigt er „die in den einzelnen Zweigen der Jugend⸗ 
pflege hervorragend erfahrenen oder für ihre Verbreitung beſonders 


einflußreichen Perſönlichkeiten“. Ausdrücklich werden die Gewerbe⸗, 


die Schul⸗, die Medizinal⸗ und die Gewerbeſchulräte genannt. „Ver⸗ 
treter aller Berufsklaſſen und Stände, inſonderheit auch der aus- 
ſchließlich oder teilweiſe der Jugendpflege dienenden Vereine“ ſollen 
herangezogen werden. Aufgabe des Bezirkspflegeausſchuſſes iſt es, 
Geldmittel zu beſchaffen, „Verſtändnis und tätige Teilnahme für die 
Jugendpflege als eine nationale Aufgabe erſten Ranges und als un⸗ 
abweisbare Pflicht der oberen Schichten zu wecken“. Von dieſem 
Mittelpunkt aus ſollen die örtlichen Organiſationen durch „Turn- und 
Spielpfleger, Büchereikundige u. a. mit Rat und Tat unterſtützt“ 
werden; auch ſollen die bei der Einzelarbeit gewonnenen Erfahrungen 
für andere Stellen nutzbar gemacht und zur perſönlichen Arbeit an 
der Jugend geeignete und bereite Männer und Frauen „nötigenfalls 


durch Kurſe für ihre Aufgabe noch beſonders ausgebildet“ werden. 


Dieſe Richtlinien wurden für den Aufbau und die Wirkſamkeit 
der ſtaatlichen Organiſation gegeben, und ſie erhielt alsbald, um ſich 
die allgemeine Zuneigung zu erwerben, die ſeit altersher unter allen 


Staatsformen und bei allen Völkern hierfür wirkſamſte Wünſchel⸗ 
rute: ein angenehmes finanzielles Druckmittel, die Verfügungsgewalt 


über den Jugendpflegefonds, der von nun an alljährlich aus dem 
Staatsſäckel herausgenommen und größtenteils zu ihren Händen ab⸗ 


geliefert wird. Nur der Verein erhält eine Unterſtützung aus dieſem 


Fonds, der ſich in der Stadt dem Ortsausſchuß, auf dem Lande dem 
Kreisausſchuß anſchließt. Er allein genießt bei den Ausflügen jeiner 
Mitglieder die im Rahmen der ſtaatlichen Organiſation der Jugend⸗ 


pflege gewährte Fahrpreisermäßigung auf der Eiſenbahn; ihm allein 


iſt es geſtattet, für ſeine Mitglieder und Leiter an dem einheitlich 


vom Fiskus abgeſchloſſenen Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherungsvertrag 
teilzunehmen. Bewilligt wird die Geldunterſtützung von dem Re⸗ 


gierungspräſidenten, begutachtet wird das Geſuch des einzelnen Vereins 
von dem Orts⸗ bzw. Kreisausſchuß für Jugendpflege, dem er zu⸗ 
gehört. | | | 


Für die Verwendung dieſer ſtaatlichen Gelder, die in der Regel 


nur eine Beihilfe zu den im weſentlichen von dritter Seite auf⸗ 
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gebrachten Mitteln darſtellen ſollen, gelten feſte Grundſätze, von denen 
einer auch in dieſem Zuſammenhang von Bedeutung iſt: Die Mit⸗ 
arbeit in der Jugendpflege ſoll in der Regel ehrenamtlich ſein; ſo iſt 
es durch miniſteriellen Erlaß. ausdrücklich vorgeſchrieben. Infolge— 
deſſen iſt die Beſoldung von hauptamtlichen Jugendpflegern aus dem 


Jaugendpflegefonds unzuläſſig. In den ſeltenen Ausnahmefällen, in 


denen die Initiative der örtlichen Verwaltung die Einſtellung eines 
hauptamtlichen Beamten durchgeſetzt hat, werden andere Staatsfonds 
zur Aushilfe mitbenutzt. Grundſätzlich dürfen Lehrer und Lehrerinnen 


und andere geeignet erſcheinende Perſönlichkeiten von den Orts-, 


Kreis⸗ und Bezirksausſchüſſen nur im Nebenamt beſchäftigt werden. 
Sie erhalten für ihre Leiſtungen eine jährliche Vergütung, die in 
der Regel 300 Mk. nicht überſteigen ſoll, ſowie Erſatz ihrer baren 
Auslagen. Und zwar iſt dieſe Vergütung unmittelbar vom Mini⸗ 
ſterium, nicht von dem Regierungspräſidenten zu bewilligen. Daß 
unter ſolchen Vorausſetzungen eine beſondere berufsmäßige Aus⸗ 
bildung für die Jugendpflegearbeit im Dienſte der ſtaatlichen Organi- 


ſation nicht verlangt werden kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Und doch 


entſpricht eine ſolche Schulung durchaus dem heutigen Entwicklungs- 


ſtand der Jugendpflege. Viele der freien Jugendpflegeverbände, zum 
Beiſpiel die der evangeliſchen Jungfrauen⸗ und Jünglingsvereine ſeit 


längerer Zeit, neuerdings auch die entſprechenden katholiſchen Organi— 
ſationen, verlangen eine ſolche von ihren Beamten und ſchaffen ſich 
die Anſtalten, um ſie ihnen zu gewähren. 

Mit dem geſchilderten Syſtem der drei Typen von Ausſchüſſen 
war die Form für die ſtaatliche Organiſation der Jugendpflege in 
Preußen gegeben. Eine gemeinſame Spitze, eine höchſte Landesſtelle, 
die den Ausſchüſſen übergeordnet wäre, fehlt ihr bis heute. Der 
Krieg verhinderte 6s wohl, daß dem Bau ein ſolcher Abſchluß, der 
ohne Zweifel geplant war, hinzugefügt wurde. Der Krieg auch ließ 
viele Jugendpflegeausſchüſſe einſchlafen, ehe ſie noch zu rechtem Leben 
erwacht waren. In anderen war man auch während des Krieges 
eifrig bemüht, die begonnene Arbeit fortzuſetzen, ſie womöglich den 
Bedürfniſſen der Zeit anzupaſſen. Man ſtellte die Kompagnien für 
militäriſche Vorbereitung der männlichen Jugend auf, man ſuchte 
ihre Übungen und größere Kriegsſpiele, ſpäter die obligaten Wett⸗ 
kämpfe im Wehrturnen in Gang zu erhalten; vaterländiſche Abende 
wurden veranſtaltet. 

Damit hielten ſich die tätigen Ausſchüſſe durchaus in den Bahnen, 
in denen ſie ſich vor dem Krieg ſchon bewegt hatten. Gemeinſame 
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Kinovorſtellungen oder Theateraufführungen für die Jugend aller an⸗ 


geſchloſſenen Vereine hatte man eingerichtet, Spiel⸗ und Sportfeſte 
in größerem oder kleinerem Maßſtabe abgehalten. Bei ſtärkerem 
Unternehmungsgeiſt ſchuf man — etwa für einen Regierungsbezirk — 
eine Lichtbildzentrale, die Bilder und Apparate verleiht ſoweit ihre 
räumliche Zuſtändigkeit reicht; man ſchuf auch wohl Turnhallen und 
Jugendheime, man gründete Jugendpflegebüchereien für den Gebrauch 
der Leiter der angeſchloſſenen Vereine, und vor allem, man war un⸗ 
ermüdlich in der Veranſtaltung von ſogenannten Informationskurſen, 
die ſeltener ein Spezialgebiet behandeln, häufiger die Zuhörer in 
10 bis 20 Vorträgen mit allen möglichen Fragen der Pflege der 
Heranwachſenden, bisweilen noch mit anderen N bekannt machen 


ſollen. 


Die Arbeit der ſtaatlichen Ausſchüſſe — und dies iſt wichtig 


im Hinblick auf die Jugendämter — muß ſich ſorgfältig auf Gebiete 
beſchränken, die höchſtens bis an die Peripherie der Jugendvereins⸗ 


arbeit heranreichen. Das iſt einerſeits ein Gebot ihrer eigenen Neu⸗ 
tralität, anderſeits die unausgeſprochene, gelegentlich auch deutlich 
erhobene Forderung der Jugendpflegeverbände aller Richtungen, die 
jeden Eingriff in ihre Sphäre als Störung ihrer eigentümlichen 
Arbeit empfinden. | 


Ebenſo, oder doch ſehr ähnlich, wie in Preußen Seien Struktur N 


und Wirkſamkeit der ſtaatlichen Organiſation der Jugendpflege heute 


in den übrigen Bundesſtaaten aus, die über eine ſolche Ein⸗ 


richtung ſchon verfügen. Vielfach iſt eine Spitze in Form eines 
Landesausſchuſſes, in dem die Führer der einheimiſchen Jugendpflege⸗ 


verbände ſitzen, ſchon vorhanden. Eine Sonderſtellung nimmt Sachſen 
ein, wo ein freier Verband von der Regierung mit den Funktionen 


betraut iſt, die ſonſt Sache der ſtaatlichen Organe ſind. Leitender 


Grundſatz dieſes ſächſiſchen Landesausſchuſſes iſt nach den Worten 


ſeines Vorſitzenden, eines bewährten Schulmannes, „möglichſte Schonung 


und Förderung der im Lande und an einzelnen Orten auf dem Ge⸗ 


biete der Jugendpflege ſchon vorhandenen Vereinsarbeit und nur vor⸗ 
ſichtiges Aufbauen eigener Unternehmungen“. Raſche Maſſenerfolge 
wollte man dort, wie die gleiche Perſönlichkeit verſichert, bei der 


Jugend nicht erzielen, weil für ſie weder genug geſchulte Führer 


vorhanden noch andere nötige Vorausſetzungen erfüllt waren. Ein 
ſtarker Rückſchlag wäre zu befürchten geweſen, der der Bewegung 
keineswegs Nutzen gebracht hätte. 

Obwohl die öffentliche Organiſation der Jugendpflege fo ge⸗ 
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N legentlich den Charakter der freien Wohlfahrtspflege behält, ſo bleibt 
doch der Leitgedanke überall der gleiche. Überall, in den geltenden 


Satzungen und Beſtimmungen heißt es, daß ein Mittelpunkt geſchaffen 


werden ſoll, der die beſtehende Arbeit an der Jugend vereinigt und 


fördert. 
Es wäre undankbar, wollte ı man von dem gewaltigen Aufſchwung, 


a den die Jugendpflege in den letzten Jahren erlebt hat, nicht einen - 


guten Teil auch der ſtaatlichen Förderung zuſchreiben. Mindeſtens um 
die Zunahme des öffentlichen Intereſſes für die Fragen der Jugend— 


erziehung hat ſie ſich Verdienſte erworben. Auch in Einzelfällen, in 


denen für unſer Gebiet intereſſierte Landräte und andere höhere 
Verwaltungsbeamte in einem Kreis, einem Regierungsbezirk mit 


Geſchick und mit Verſtändnis für die Grenzen, die ihrer Wirkſamkeit 


auf dem Gebiet der Jugendpflege nun einmal gezogen ſind, die 


Initiative ergriffen haben, iſt Tüchtiges geleiſtet worden. So wurden 


etwa in einem Kreiſe Spielplätze angelegt, Spiel- und Sportgeräte 


im großen beſchafft, Wettkämpfe veranſtaltet und ſo der Spiel- und 


Turnbetrieb planmäßig gefördert. Die geſundheitliche Überwachung 
der heranwachſenden Jugend kam hinzu, die Berufsberatung wurde 
in Syſtem gebracht. Dennoch muß zugegeben werden, daß die ſtaat— 
liche Organiſation der Jugendpflege, ſo, wie ſie heute beſteht, in den 
letzten Jahren mehrfach einer ſchärferen Kritik unterzogen worden 
iſt, als es das Schickſal ſchlechthin jeder öffentlichen Einrichtung in 
Deutſchland zu ſein pflegt. Dieſe Kritik gilt — wenigſtens bei allen 
Einſichtigen — keineswegs der ſtaatlichen Organiſation, dem regelnden 


Eingriff der Offentlichkeit an ſich. Beweis dafür iſt die Tatſache, 


daß viele Praktiker der Jugendpflege wie der Jugendfürſorge von 
den jetzt überall im Lande entſtehenden Jugendämtern nicht allein 


ein nachbarlich⸗freundſchaftliches Zuſammenarbeiten der beiderſeitigen 


örtlichen Organe erhoffen, ſondern, daß fie bei dieſer ihrer Zuſammen⸗ 


arbeit auf die tatkräftige Mitwirkung von Staat und Gemeinde 


‘rechnen. Ja, es erſcheint ihnen ſogar zweckmäßig, beſtimmte Gebiete 
der Jugendpflege aus dem Arbeitsbereich der freien Wohlfahrtspflege 
loszulöſen und ſie den Jugendämtern zu übertragen. Damit wäre 
für einen Teil der Jugendpflege eine ſehr viel ſtraffere öffentliche 
Organiſation gegeben als bisher, freilich unter ſehr beſtimmten Be⸗ 
dingungen und in ſehr beſtimmten Grenzen. Lediglich die heutigen 
Formen der öffentlichen Organiſation der Jugendpflege alſo werden 


nach der erſten Feuerprobe der e als zum Teil verbeſſerungs⸗ 


bedürftig bezeichnet. 
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Ehe wir die Stellen bezeichnen, die etwa in dieſem Haus in 
nächſter Zukunft des Um⸗ und Ausbaues bedürfen, und die Pläne 
für ſolche Veränderungen entwerfen, ehe wir uns bemühen, feſt⸗ 
zuſtellen, was man auf Rechnung des Lehrgeldes, das bei der ſtaat⸗ 
lichen Organiſation der Jugendpflege in Preußen nun einmal gezahlt 
worden iſt, bei dem Neubau der Jugendämter zu berückſichtigen hätte, 
werfen wir einen Blick auf dieſe ſelbſt und auf den Geſetzentwurf. 

Mag der Wille des Geſetzgebers beziehungsweiſe der Verfaſſer 
des vorliegenden Entwurfes die Jugendämter durchaus auf die Für⸗ 
ſorge für die Armen: und Waiſenkinder uff. beſchränken, dennoch 


ſtellen ſich die Dinge weiten Kreiſen der Praktiker aus den Reihen 


der Jugendpflege völlig anders dar. Für fie bleibt der Entwurf. 
„eines Jugendfürſorgegeſetzes“ nur ſcheinbar bei ſeinem Leiſten. Und 
ſie werden vermuten, daß dieſer Schein nur deshalb gewahrt ſei, 
weil der Vater des Entwurfes das Miniſterium des Innern iſt, das 
dem Kindlein ſchlechterdings nur einen Namen aus ſeiner Familie, 


will ſagen einen Titel aus ſeinem Reſſort hat geben können. Weil 


aber die Jugendpflege vom Kultusminiſterium reſſortiert — werden 
ſolche Praktiker weiter folgern —, ſo ſei es legaler⸗, loyaler⸗ und 
kolegialerweiſe auf Jugend fürſorge getauft worden. Mit aller 
Vorſicht — ſo ſcheint es — gebraucht der Entwurf das Wort Jugend⸗ 
fürſorge, ohne daß die ſachliche Beſchränkung der Jugendämter auf 


dieſes Gebiet ausgeſprochen wird. 


So iſt das Jugendamt nach § 3 Ziſſer 1 des Entwurfes be⸗ 
rufen, „darüber zu wachen, daß den gefährdeten Minderjährigen der 
erforderliche Schutz gewährt und deren Verwahrloſung entgegengewirkt 
wird“. Hierin ſieht die Begründung „eine der weſentlichſten Aufgaben 
des Jugendamtes“, die erfolgreich nur dann gelöſt werden kann, 
„wenn ſich das Jugendamt nebſt ſeinen Waiſenpflegern in engſter 
Fühlung mit den auf dieſen Gebieten tätigen Vereinen und Ver⸗ 
anſtaltungen hält und mit Kirche und Schule zuſammenwirkt“. 
Daraus muß geſchloſſen werden, daß das Jugenamt nahe Beziehungen 
zu den Jugendvereinen ‚unterhalten fol. Gewiß befaßt ſich die 
Jugendpflege nach moderner Auffaſſung ausſchließlich mit der in ſitt⸗ 
licher Beziehung geſunden Jugend, und ſie will poſitive Erzieherarbeit 
an ihr treiben. Aber die Frage, inwieweit ihre Veranſtaltungen, 
insbeſondere die Jugendvereine, vorbeugend wirken, wird ebenſo wie 
die andere, wo die Gefährdung eines Minderjährigen beginnt, nur von 
Fall zu Fall auf der empfindlichen Wage pädagogiſchen Taktgefühls ent⸗ 
ſchieden werden können. Es iſt bezeichnend, daß die Terminologie der 
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chriſtlichen Liebestätigkeit, dem Dogma von der Erbſünde folgend, 
auch heute noch vielfach die Jugendpflege der „bewahrenden Fürſorge“ 
zurechnet, der ſie die „rettende“ gegenüberſtellt. 

Unmittelbarer noch als die Ziffer 1 nimmt die Ziffer 7 des 
gleichen Paragraphen auf die Jugendpflegearbeit Bezug. Sie beſagt, 
daß das Jugendamt berufen iſt, „die ſtaatlichen, Schul- und Kom— 
munalbehörden bei den ihnen ſonſt durch Geſetz oder Verwaltungs— 
vorſchriften zugewieſenen oder von ihnen übernommenen Aufgaben zu 
unterſtützen, die die Fürſorge für die Jugend in körperlicher, geiſtiger 
und ſittlicher Hinſicht betreffen“. Deutlicher noch ſagt die Be— 
gründung, daß mit den zuvor genannten Aufgaben, d. h. den in 
Ziffer 2—6 aufgeführten der Jugend⸗ und Kinderfürſorge in engerem 
Sinn, die Arbeitsgebiete des Jugendamtes in keiner Weiſe erſchöpft 


fein ſollen. „Neue Tätigkeitszweige können ihm durch Geſetz, Ber: 


waltungsanordnungen oder eigene Entſchließungen ſeines Trägers 
zugewieſen werden. Hierbei iſt in umfaſſendſter Weiſe an alle Auf- 
gaben zu denken, die die Fürſorge für die Jugend in körperlicher, 
geiftiger und ſittlicher Hinſicht betreffen.“ Damit aber iſt ſchlechter— 
dings nichts anderes umſchrieben als die Jugendpflege ſelbſt. Und 


da ausdrücklich die Verfaſſung der Jugendämter den Organen der 


kommunalen Selbſtverwaltung überlaſſen bleibt, damit ſie die neue 
Behörde nach eigenem Ermeſſen den örtlichen Bedürfniſſen anpaſſen 
können, ſo wird das für die Zukunft feſtgelegt, was heute in der 
Praxis Brauch iſt. c 

Die Praxis der beſtehenden und entſtehenden Jugendämter iſt 
weit weniger vorſichtig als der Entwurf, denn ſie iſt Sache der 
Selbſtverwaltung und gehört vor allem in das Hoheitsgebiet unſerer 


großen Städte, iſt alſo nicht beſchwert von den Nefjortdifferenzen 


höchſter Regierungsſtellen. Und zwar — das iſt ſehr lehrreich für 
unſere weitere Betrachtung — legen ſich die Jugendämter faſt regelmäßig 
auf die gleichen Gebiete, mit denen ſich jene Orts⸗ und Kreisausſchüſſe 
befaſſen, deren Wirkſamkeit wir vorhin als glücklich bezeichnet haben. 

Unlängſt hatte der deutſche Städtetag von denjenigen ſeiner 
Mitgliedsſtädte, die ſchon Jugendämter eingerichtet haben, Berichte 
über deren Wirkſamkeit erbeten. Nach dem auf dieſe Umfrage ein— 
gegangenen Material greifen fünfzehn ſtädtiſche Jugendämter — die 
freilich nicht alle dieſen Namen tragen — teils ſelbſttätig in die 
Jugendpflege ein, teils — das iſt aber verhältnismäßig ſelten der 
Fall — haben ſie eine organiſche Verbindung mit dem Ortsausſchuß 
für Jugendpflege vorgeſehen. Nicht berückſichtigt find hierbei die 
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ſehr viel häufigeren Fälle, in denen die Stadtverwaltungen, ohne 
ſich um die Terminologie der Wohlfahrtspflege zu bekümmern, manche 
Aufgaben der Jugendämter als Jugendpflege bezeichnen (ſo ſoll zum 
Beiſpiel das in Elberfeld geplante Jugendamt auch die geſamte 


„Jugendpflege“ bearbeiten, ohne daß das Gebiet näher umſchrieben 
wird) und gewiſſe Mitarbeiter, die durchaus in DR Jugendfürſorge 


tätig find, Jugendpfleger nennen (Metz). 


| Die gangbarſten Jugendpflegeleiſtungen der een ſind 
einſtweilen Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung, Gewährung | 


von Lehrbeihilfen an junge Leute, aber auch die Unterbringung der 


erholungsbedürftigen Großſtadtjugend auf dem Lande. In Lichtenberg en 


hat das Jugendamt die Durchführung des Sparzwanges übernommen, 


in Demmin nimmt es ſich der zugewanderten Jugend an. Sehr weit 
will man in Berlin gehen: die Vermehrung der Spielplätze iſt in, 
Ausſicht genommen, Jugendherbergen für Sonntags- und Ferien 


wanderungen werden rings um die Stadt errichtet, in Schwimmen 


und Rudern bildet man die Heranwachſenden aus, und zu Eis⸗ und 


Schneeſchuhlauf ſoll ihnen Gelegenheit gegeben werden. Man wird 
es wohl auf eine Kraftprobe zwiſchen Jugendamt und Ortsausſchuß 
ankommen laſſen. Ahnlich liegen die Dinge in Stettin, das übrigens 
auch außerhalb des Jugendamtes eine ausgedehnte jugendpflegeriſche 
Tätigkeit von Magiſtrats wegen zu verzeichnen hat. Die von freien 


Vereinen betriebene Jugendpflege war bisher in dem üblichen Orts⸗ 


ausſchuß zuſammengefaßt. Seiner Größe wegen konnte er indeſſen 


praktiſche Arbeit nicht leiſten. Deshalb wurde eine gemiſchte Depu⸗ 


tation für Jugendpflege eingeſetzt, die auch über die Verteilung der 
ſtaatlichen Geldmittel an die einzelnen Jugendvereine beſchließen ſoll. 


Die Dezernenten der Stadtſchuldeputation und des Waiſen⸗ und 


Jugendamtes gehören dieſer Deputation an, jo daß eine organiſche 


Verbindung zwiſchen Schule, Jugendpflege und Jugendfürſorge ge⸗ 


währleiſtet iſt. So dürfte der Ortsausſchuß zum Tode verurteilt 


ſein „denn Leiſtungsfähigkeit und Lebensfähigkeit ſind hier identiſch. 


Dem Jugendamt im Landkreiſe Schmalkalden ſollen außer der 
Säuglingspflege und Kleinkinderfürſorge und der Geſundheitspflege 


der Schuljugend folgende Aufgaben zugewieſen werden, die zweifellos 


ſämtlich in das Gebiet der Jugendpflege gehören: „die Berufsberatung 


der Jugendlichen, zumal der Konfirmanden, die Geſundheitspflege der 


Jugendlichen; die körperliche, geiſtige und religiösſittliche ſowie die 
gewerbliche männliche und weibliche Jugendpflege einſchließlich der 


zuſtändigkeitsmäßig zu bearbeitenden r der militärischen 
Schmollers Jahrbuch XLIII 1. 23 
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Vorbereitung der Sed der Verkehr mit den einheimiſchen und 
auswärtigen Organiſationen, welche die Förderung der Jugend be- 
zwecken; die Beſtellung der erforderlichen Bücher, Zeitſchriften uſw.; 
die Kreiseinrichtungen für Jugendförderung: das Kreisjugendheim, 
das Jugendpflegemuſeum, die Jugendpflegerbücherei einſchließlich 
Lichtgeſchirre uſw. „ die Kreisferienkolonie, die Vorräte an Hilfs⸗ 
mitteln für geregelte Leibesübungen (Bälle, Schwimmgeräte, Schnee⸗ 
ſchuhe, Rodel, Zeltbahnen, Kochgeſchirre uſw.); die vom Kreiſe ver⸗ 
walteten Stiftungen und Grundſtocks für die Förderung der Jugend; 
die Beaufſichtigung und Leitung des Rechnungsweſens in Anſehung 
der Jugendpflege“. 
Die Prapis alſo will die Jugendpflege i in den Bereich der Jugend- 
ämter einbeziehen, ſie hat ſich entſchieden. Solche Übergriffe werden 
dem nicht unſympathiſch ſein, dem eine Verbindung von Jugend⸗ 
pflege und Jugendfürſorge dringend erwünſcht erſcheint. Die Ab⸗ 
ſtufungen der Gefährdung der Jugendlichen ſind ſo mannigfaltige, die 
Grenzen beider Gebiete gegeneinander in der Wirklichkeit des Lebens 
oft ſo ſchwer beſtimmbar, daß eine ſcharfe Trennung auf die Dauer 
gewiß nicht erſprießlich iſt. Nicht ſelten gleitet der einzelne Jugend⸗ 
liche von der Jugendpflegebedürftigkeit in die Fürſorgebedürftigkeit 

hinüber. Dazu kommt, daß insbeſondere in kleinen Verhältniſſen der 
Stab der ehrenamtlichen Mitarbeiter, der Perſönlichkeiten, die die 
freie Vereinsarbeit tragen, auf beiden Feldern häufig der gleiche iſt. 
Dieſe nahe Verbindung hat ſich ſeit langem in dem von evangeliſcher 
Seite eingerichteten Stuttgarter Jugendſekretariat bewährt, ebenſo 
in dem jüngeren, gleichfalls evangeliſch⸗kirchlichen Jugendamt in 
Düſſeldorf. Deshalb ſollte man vor einer Ausweitung des Arbeits- 
gebietes der Jugendämter nicht zurückſchrecken aus Furcht, ſie zu 
überlaſten und ſie damit der Kraft für die in dem Geſetzentwurf 
zunächſt bedachten Aufgaben der Jugendfürſorge im engeren Sinne 
zu ſchwächen. In Groß: und Mittelſtädten, in weitgedehnten Land⸗ 
kreiſen freilich wird die Arbeitskraft eines Beamten für die Fülle 
der Aufgaben des Jugendamts alsdann nicht zureichen. Deshalb 
ſollte die Tätigkeit der Kreisjugendpfleger und Kreisjugendpflegerinnen, 
von denen ſpäter noch die Rede ſein wird, dem Jugendamt ange— 
gliedert werden. Für eine Löſung der echt öffentlichen Aufgaben der 
Jugendpflege iſt es dringend erwünſcht, dieſe feſt in einer Lokal⸗ 
behörde zu verankern, die grundſätzlich anders geartet iſt als die 
bisherigen Ausſchüſſe. 

Indeſſen beſteht ein grundſätzlicher unkeſcies zwiſchen den Auf⸗ 
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das Weſen der ä nicht klar erkannt wird. Endlich 
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gaben, die eine öffentliche, eine neutrale Stelle auf dem Gebiet der Ei 
Jugendpflege zu löſen vermag und berufen iſt, und denen, die fi 


ihr naturgemäß entziehen. Nur die erſten ſollten die Jugendämter a 
ſelbſt in Angriff nehmen. Ein Wegweiſer für die Auswahl der 


rechten Gebiete und den Ausbau der Organiſation der Jugendpflege 

innerhalb der Jugendämter iſt die Kritik an der gegenwärtigen ſtaat⸗ 

lichen Organiſation der Jugendpflege. g 
Was ſagt denn die Kritik im einzelnen, und wie ſind dieſe 


urteile zu bewerten? Es wird behauptet, das, Nibelungengold der 


Staatsbeihilfen verführe die Vereinsleiter dazu, ſich ſelbſt und ihre 
Arbeit in den ſeltenen Sitzungen der Ausſchüſſe geſchäftig heraus⸗ 

zuſtreichen, weil jeder von ihnen für ſich und ſeine Organiſation den 
größten Anteil haben wolle. Die Ausſchüſſe ſeien deshalb in ihrer 


Mehrzahl nichts anderes als öde Geldverteilungsſtellen, in denen man 5 
für die allgemeinen Fragen der Jugendpflege nicht das geringſte Intereſſe 
habe. Jedes Mitglied aus der Vereinsarbeit ſei nur der Repräſentant 


der eigenen Organiſation und kümmere ſich den Kuckuck um die übrige 
Jugend oder gar um die übrigen Vereine, die er höchſtens als un⸗ 
liebſame Konkurrenz für den eigenen empfinde. Wo aber die Aus⸗ 


ſchüſſe ſich zu eigenen Veranſtaltungen verſteigen, wo die Regierungs⸗ 


beamten und die ſtaatlich beſoldeten Jugendpfleger ſich um die 


Tätigkeit der Vereine kümmern, da beſchwerte man ſich über den ge⸗ | 


räuſchvollen Vergnügungsbetrieb und über beunruhigende bureau⸗ 
kratiſche Eingriffe. Im übrigen hätte -die Organiſation mit allen 


ihren Ausſchüſſen neue Jugendvereine kaum ins Leben zu rufen ver⸗ 


mocht. Was aber für die Ausbreitung der Arbeit geſchohen ſei, 
das danke man allein der Tätigkeit der freien Vereine und ihrer 
Verbände. 

Das wäre, auf eine kraſſe Formel gebracht, der Sauptingalt 


der Kritik. 


Aus drei Gründen wird man ihr einen Kern von Recht nicht 
ganz abſprechen können: die ſtaatliche Organiſation der Jugendpflege 
baut ſich in ihren Ausſchüſſen heute weſentlich aus den Jugend⸗ 


vereinen auf, dem für dieſen Zweck ſprödeſten Material. Sie kann 


nur dann fruchtbar arbeiten, wenn hervorragende Menſchen in den 
Ausſchüſſen ſitzen. Ein ſtaatlicher Apparat aber muß ſo konſtruiert 


ſein, daß er glatt läuft, wenn das ſchlichte Mittelgut ordentlicher 
und gewiſſenhafter Arbeiter zu ſeinem Betrieb hineingeſtellt wird. 


Bisweilen macht ſich ein gewiſſen Dilettantismus deshalb breit, weil 
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Erſt in Jahren könnte man vielleicht erwarten, daß das Zufammen- 
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fehlt es den Ausſchüſſen wie den ſtaatlicherſeits beſtellten Pflegern 
und Pflegerinnen an handgreiflichen, echt öffentlichen Aufgaben. 
Ein paar Worte zur Erläuterung: Der echte Jugendverein 


treibt nahezu immer Weltanſchauungserziehung. Der Münchener 
Pädagoge Alois Fiſcher geht neuerdings ſogar ſoweit, darin das 


Weſen der Jugendpflegearbeit zu erblicken, und er will deshalb nur 
dieſem Teil der Erzieherarbeit an den Heranwachſenden die Be— 
zeichnung „Jugendpflege“ zubilligen. Will man das tun, ſo iſt, wie 


wir gleich ſehen werden, öffentliche Organiſation der Jugendpflege 


ein Widerſpruch in ſich. Ohne Anſpruch auf abſolute Reinlichkeit 
der Terminologie wollen wir einſtweilen, etwas rückſtändig freilich, 
unter Jugendpflege im weiteren Sinne die Geſamtheit der erziehe— 
riſchen Maßnahmen begreifen, die unſerer reifenden, ſchulentlaſſenen 
Jugend dienen, ſoweit ſie i in körperlicher, geiſtiger und ſittlicher Be— 
ziehung normal iſt. | 

| Wer junge Menſchen im Lichte einer beſtimmten Weltanſchauung 
erziehen will, der muß ſelbſt mit voller Überzeugung auf ihrem Boden 
ſtehen. Was Wunder, wenn ihm alle Erziehungsarbeit jenſeits ſeiner | 
Sphäre als letzten Endes zu Erfolgloſigkeit verdammt erſcheint; was g 
Wunder, wenn er für dieſe, nach ſeiner Überzeugung erfolgloſe 8 
Arbeit keine Teilnahme an den Tag legt. Was Wunder auch, wenn i 
er Erörterungen allgemeiner Probleme nur ſoweit Bedeutung zu⸗ | 
geſteht, als fie ihm für die Arbeit des eigenen Verbandes Anregung 
liefern. So müſſen wir die Stimmung der Unterführer aus den | 
verschiedenen Lagern unſerer Bewegung einſchätzen, die einander in | 
den Jugendpflegeausſchüſſen kühl und intereſſelos gegenübertreten. 


arbeiten in den Ausſchüſſen in ihren einzelnen Gliedern jenes Maß 
von Gemeinſinn entwickelt hätte, das für ein erſprießliches Wirken 
notwendige Vorausſetzung iſt. Wenn alle Glieder ſich gegenſeitig 
wieder und wieder in ſelbſtloſer Weiſe anregen und fördern ſollen, 
ſo gehören dazu Perſönlichkeiten von höchſter ſittlicher Freiheit, und 
ſie müſſen davon durchdrungen ſein, daß es nationale und Menſch— 
heitsaufgaben gibt, deren Löſung von ſo allgemeiner Bedeutung iſt, 
daß man ſich ihretwillen für gewiſſe, von allen gleichmäßig zu be⸗ 
gehende Wegſtrecken auch einmal mit Andersgerichteten verbinden 
kann. Ein hohes Anſtimmen für den Alltag und ſeine Menſchen! 
Und ſpröder noch der Verbindung mit anderen gegenüber als 
ihre Leiter ſind die Jugendvereine an ſich. Das liegt in ihrer Natur. 
Dieſe kleinen Gemeinſchaften, in denen ſich die Mitglieder, ihrem 


. 


eigenen Streben, ihrer eigenen Neigung folgend, um den Vereinsleiter 


ſcharen und ſich damit in freier Wahl zu Führer und Kameradſchaft 
beſtimmter Färbung bekennen, laſſen ſich mit ähnlichen Gebilden 
anderer Richtung nur zu ſehr allgemeinen Veranſtaltungen zuſammen⸗ 


bringen. Bei Turnſpiel und fröhlichem Wettkampf, beim Kriegsſpiel 5 
glückt es. Aber ein auf geiſtigen Gehalt, auf geiſtige Wirkung abs 
geſtimmtes Feſt, das Turner und Wandervögel, das evangeliſche und 


katholiſche Jungfrauen zuſammen befriedigen und erheben ſoll, macht 
ſchon größere Schwierigkeiten. Ja, bei allzu häufigen Wiederholungen 


kein Junge und kein Mädchen mehr davon gepackt werden kann. — 


Eine gelegentliche Maſſenveranſtaltung auch des ſtaatlichen Aus⸗ 
ſchuſſes iſt gewiß ganz wirkſam. Die Jugend mag auch einmal ſehen, | 


wie ſtattlich die große deutſche Bewegung iſt, der fie durch ihren 
kleinen Verein angehört. Im allgemeinen iſt man aber lieber unter 
ſich im engen Freundſchaftskreis des eigenen Vereins, und ſchon, 
wenn die Leiterin einen gemeinſamen Ausflug etwa mit dem Klub 


einer benachbarten Schule vorſchlägt, fo macht ein Teil der Mädchen 


lange Geſichter. 
Aber auch dem ſtaatlichen, dem öffentlichen Einfluß widerſteht 


| die Jugendvereinsarbeit eben, weil ihr Weſen Weltanſchauungs⸗ 
erziehung iſt. Gleichmäßig und neutral muß der Staat dem Wohl 


aller ſeiner Bürger dienen, mögen ſie Katholiken, evangeliſche Chriſten 


oder Juden, mögen fie Sozialiſten, Liberale oder Konſervative ſein. 
Weil er allen gleichmäßig dienen muß, fo kann er ſelbſt nicht handelnd 
in die Sphäre des religiöſen Lebens, in das Ringen der politiſchen 
Parteien eingreifen, denn er kann nicht heute katholiſch und morgen 
ſozialdemokratiſch oder jüdiſch regieren. Die Aktivität auf dem Ge⸗ 

biete der Religionsübung überläßt der Staat der Kirche. Er fördert 
ſie durch mancherlei Mittel, auch durch Gewährung (öffentlicher ur 


f 3 Gelder; er beſchützt ſie, er ſchützt ſich ſelbſt und ſein Lebensgebiet 


ihr gegenüber, und er behält ſich ein gewiſſes, ziemlich beſcheidenes 


Aufſichtsrecht vor. Anders kann ſich der Staat auch zu den Jugend⸗ 


vereinen nicht gut ſtellen. Er kann ſie finanziell unterſtützen, er 
kann ſie auch ſonſt durch mancherlei äußerliche Mittel fördern, und 
er wird ſich ſelbſtverſtändlich das großzügig zu handhabende Recht 
vorbehalten, nur ſolche Vereine oder ſolche Formen der Welt⸗ 


anſchauungserziehung für die heranwachſenden Bürger zu dulden, 


die ihm genehm ſind. Die Ausübung der Weltanſchauungserziehung 
muß er den Vereinen überlaſſen. Darunter aber verſtehen wir durch⸗ 
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wird vor lauter Rückſichtnahme das Programm ſo blaß, daß ſo recht 
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ace nur die e religiöse Beeinfluffung in konfeſſionellen Jugend⸗ 
ver 


hui ſondern auch die auf einen beſonderen Ton geſtimmte ſittliche 
Einw 1 in Turn- und Wehrkraftvereinen, die ſozialiſtiſche Jugend⸗ 
erziehung, den Einfluß der geiſtigen Atmoſphäre der Wandervögel 
und der Freideutſchen, ſofern ſie zu einer eigenen Weltanſchauung 
ſich ausreift. Dieſe eigentlilmiliche /Leiſtung der Jugendvereine läßt 
ſich öffentlich, läßt ſich von Staats wegen nicht organiſieren. 
| Deshalb konnten auch neue Vereine von den Ausſchüſſen als 
ſolchen ſchlechterdings nicht ins Leben gerufen werden, denn es gibt 
keine neutrale Jugendpflege. Das ſollte man ſich für die Arbeit der 
Jugendämter merken! Ebenſo hieße es die Aufgaben der Jugend— 
pflegeausſchüſſe gründlich verkennen, wenn die Verbände dahin drängen 
wollten, ſie und ihre Mittel lediglich der Vereinsarbeit nutzbar zu 
machen; oder wenn ſie womöglich untereinander um die Vorherr⸗ 
ſchaft in den Ausſchüſſen ringen, die großen gar die kleinen majori⸗ 
ſieren wollten. Das wäre der Tod jeden Fortſchritts außerhalb der 
altbewährten Vereinsformen, und das müßte, wenn ſie einmal ver— 
ſagten, zur Verſteinerung der ganzen Jugendvereinsarbeit führen. 
Auch das alles gilt ebenſo für die Jugendämter! 
Es iſt deshalb ganz richtig, wenn man in verſtändig geleiteten 
Jugendpflegeausſchüſſen die eigene Tätigkeit auf Errichtung von 


„Jugendheimen und Turnhallen, auf geſundheitliche Überwachung und 
dergleichen beſchränkt hat. Und es iſt ſehr begreiflich, daß nur die 
Ausſchüſſe, die ſolche Wege gegangen ſind, Dank und Erfolge ge— 


erntet haben. Wo für das Zuſammenſchließen und Mittelpunktbilden 


im einzelnen die naturgegebenen Schwierigkeiten liegen, haben wir 


ſchon geſehen. Auch die Aufgabe, zu fördern und anzuregen, bleibt 
blaß und blutleer für die örtliche Kleinarbeit. Wer andere anregen 
und dadurch geiſtig fördern will, der muß erheblich mehr wiſſen und 


können als fie, der muß in unferem Fall immerhin eine gewiſſe 


Überfiht über das Geſamtgebiet der deutſchen Jugendpflege, eine 


5 Einſicht in ihre Zuſammenhänge haben. Beides darf nicht verſteinert 


in gleichem Beſtande bei ihm ruhen, beides muß er vielmehr in 
ſtändiger Beobachtung lebendig weiterentwickeln. Das kann man 
aber weder von den Trägern der örtlichen Zentralverwaltung ver— 
langen, von Beamten, die für zahlreiche andere Dinge mindeſtens 
ebenſoviel Intereſſe haben ſollen wie für die Jugendpflege, noch 
von dem nebenamtlich beſchäftigten Kreis⸗ oder Bezirksjugendpfleger, 


auch nicht von den Ausſchußmitgliedern in ihrer Geſamtheit. Das 
wäre Sache einer höheren Verwaltungsſtelle, in 45 fachlich geſchulte 
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Spezialiſten die Erfahrungen des ganzen Landes ſammeln und ver⸗ 
arbeiten und für die Allgemeinheit im Staatsgebiet verwerten müßten. 
Den örtlichen Ausſchüſſen und Pflegern, in Zukunft hoffentlich den 
Jugendämtern, müſſen konkrete, greifbare Aufgaben geſtellt werden, 
die Hand und Fuß haben und ſo geartet ſind, daß der fleißige, 
ſchlichte Beamte ſie durchführen kann. 

Die Pflichten von Ausſchuß und Jugendpfleger könnte man 
etwa in der Weiſe teilen, daß der einer höheren Verwaltungsſtelle 
verantwortliche Jugendpfleger bzw. die Jugendpflegerin von dieſer 
mit den Ausführungsbefugniſſen verſehen wird, während etwa ein 


beſonderer Ausſchuß im Jugendamt, der entſprechend zuſammenzuſetzen 


wäre, nicht wie die Jugendpflegeausſchüſſe von heute nach Geſchmack 
zuſammenzutreten hätte, ſondern von dem Pfleger in beſtimmten 
Fällen und Grenzen gutachtlich zu hören wäre. Die Begutachtung 
der Geſuche der Vereine um ſtaatliche Beihilfen könnte dieſen Aus⸗ 
ſchüſſen verbleiben. Doch wäre für eine ſtreng neutrale Prüfung 


Sorge zu tragen. An praktiſchen Aufgaben für das Jugendamt und 


ſeine Jugendpfleger und =pflegerinnen (für die Jugendämter 0 ein 
auch jugendpflegeriſch geſchulter Geſchäftsführer unbedingt zu fordern. 


* 


Bei größeren Amtern wären vielleicht die beſonderen Aufgaben der | 
Jugendpflege und die der ⸗fürſorge unter verſchiedenen Beamten zu. 


teilen) fehlt es keineswegs, an Aufgaben im Dienſt der Allgemein⸗ 


heit, die außerhalb der eigenſten Sphäre der Vereinsarbeit liegen. Eine 


ſolche wäre zum Beiſpiel die Mitarbeit, in einer planmäßig zu leiſtenden 
erzieheriſchen Beaufſichtigung der Wanderbewegung unſerer 
Jugendlichen. Weite Kreiſe in der Jugendpflege wünſchen fi. 


heute ein als Schutzmaßregel ausgebautes eigenes Jugendmeldeweſen, 
da, erfahrungsgemäß der Ortswechſel eine ganz beſondere Gefahren? 


quelle für die Heranwachſenden iſt. Wird das einmal erreicht, dann 


wird dem öffentlichen Jugendpfleger, der öffentlichen Jugendpflegerin, 
oder dem Jugendamt damit eine wichtige Aufgabe erwachſen, die. 
nicht nur auch von einer Perſon außerhalb der Jugendvereinsarbeit. 


gelöſt werden kann, ſondern die zu löſen allein eine neutrale, öffent⸗ 
lich beſtellte Perſönlichkeit in der Lage wäre, da die Mehrzahl der 
hierbei zu betreuenden Jugendlichen keinem Verein angehört. Weitere 
praktiſche Aufgaben erwachſen den „öffentlichen“ Jugendpflegern aus 
der wirtſchaftlichen Fürſorge für die Heranwachſenden, die viele 
Jugendämter übernehmen wollen. Wo die Amter die Spielplätze 
bereitſtellen und beaufſichtigen, da ergibt ſich ohne weiteres, daß die 
Beaufſichtigung des öffentlichen Spielbetriebs zur Aufgabe des Jugend⸗ 


ö 
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pflegers wird. Durch ſolche und ähnliche Hilfsdienfte werden die 


von der Kommunalverwaltung beſtellten Jugendpfleger und Jugend— 
pflegerinnen Vertrauen und Achtung der Vereinsleiter erheblich 


leichter gewinnen als heute bei ihren gelegentlichen Beſuchen, die 


immer mehr oder minder einem Beobachten gleichſehen. 


Solche praktiſche Arbeit in der Jugendpflege, insbeſondere wenn | 


fie dem Jugendamt eingegliedert wird, erfordert eine beſondere be- 
rufliche Vorbildung, die auf einem Jugendpfleger⸗Seminar erworben 
werden muß. Dieſe Vorbildung wird das Anſehen des Jugend— 
pflegers, der Jugendpflegerin im Kreiſe der Vereinsleiter und in der 


Offentlichkeit heben, desgleichen, wenn nicht vor allem das feſte Amt, 


mit dem ſolche öffentlichen Jugendpfleger in Zukunft auszuſtatten 
wären. Dieſe drei Dinge: ſachgemäße berufsmäßige Schulung, feſt be- 
ſtimmter Aufgabenkreis und feſtes Amt würden beſcheidenen Arbeitern 
und Arbeiterinnen die gewünſchte Stütze ihrer Autorität ſein, andere 
vor den Verſuchungen bewahren, die für ſie heute zweifellos in der 
halb ehrenamtlichen Tätigkeit auf einem Gebiet liegen, deſſen 
Schranken nur mit feinem Takt zu erkennen ſind. 


Mit dieſen letzten Erwägungen haben wir den ſteinigen Boden 


der Kritik überwunden und kommen zu dem erfreulicheren poſitiven 
Teil der Betrachtungen, zur Schilderung der öffentlichen Organi- 
ſation der Jugendpflege, die unſeres Erachtens zugleich mit dem 
Jugendamtsgeſetz in Angriff genommen werden ſollte. Nach Inhalt und 
Form muß dieſe öffentliche Organiſation auf das Mögliche, auf das 
für ſie Erreichbare klar eingeſtellt werden oder, wie man ebenſogut 


a 


Sagen könnte, auf das, was dem Charakter der Jugendpflege gemäß. 


“ft. Will man das in dieſem Fall Zweckmäßige auf eine Formel bringen, 
ſo kann man ſagen, dieſe Organiſation muß zwiſchenbehördlich in der 


Spitze, ſpezialbehördlich in ihren Ausläufern ſein. Aus dem, was wir 


ſoeben über den Ausbau des Inſtituts der Jugendpfleger und Jugend⸗ 
pflegerinnen im Anſchluß an das Jugendamt geſagt haben, geht zur 
Genüge hervor, wie wir uns den Unterbau wenigſtens nach der einen 
Seite hin denken. Wie aber wäre die Spitze zu geſtalten? Die 
allzu kühnen Optimiſten, die gleich uneingeſchränktes Heil von dem 
modernen Jugendamt erhoffen, wünſchen ſich ſofort ein Landes-, 
womöglich ein Reichsjugendamt. So etwas klingt ganz wunderſchön: 
Auf die kleinen Ingendämter ſetzt man ein großes als Abſchluß. Da 


müßten alle Jugendangelegenheiten zentraliſiert werden. Dann würde 


mit einem Schlage die verwaltungsmäßige Zerriſſenheit der Materie, 
in die ſich heute „mindeſtens fünf Miniſterien“ teilen, zu Ende ſein. 
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- Das iſt ein gefährlicher Irrtum. Es a nicht an, die nach Sach⸗ | 


gebieten gegliederte deutſche Behördenorganiſation gewaltſam auf: 


zuſchlitzen und aus allen einzelnen Reſſorts den Teil der Geſamtarbeit 
herauszuzupfen, der ſich mit einer beſtimmten Perſonengruppe, mit 
der Jugend, befaßt. Wollte ein Dilettant das wirklich verſuchen, 


ſo würde er der deutſchen Jugendeinen ſehr ſchlechten Dienſt erweiſen. | 
Wie unmöglich es ift, alle nur irgend die Jugend betreffenden 
Angelegenheiten in eine Verwaltungsbehörde zuſammenzufaſſen, läßt 


ſich an dem Schulbeiſpiel der für die Übergangswirtſchaft notwendigen 


Jugendpflegemaßnahmen leicht nachweiſen: In den letzten Monaten 
hat die Zentralſtelle für Volkswohlfahrt zuſammen mit dem Kriegs⸗ 


amt und anderen Behörden, mit Sachverſtändigen aus den Kreiſen 
der Jugendpflege, der Gewerkſchaften uff. ein Syſtem der in der 


Übergangszeit notwendigen Jugendpflegemaßnahmen ausgearbeitet, 
für deſſen Durchführung die gleichen und einige weitere Inſtanzen 


gewonnen werden müſſen. Zunächst ſollen die Jugendlichen allgemein 
auf die Übergangszeit vorbereitet werden. Fabrikpflegerinnen, Jugend⸗ 


vereinsleiterinnen, Gewerkſchaftsführer, Fortbildungsſchullehrer müſſen 
dieſe Beratung übernehmen. Sehr verſchiedene Stellen, das Reichs⸗ 
wirtſchaftsamt, das Kriegsamt, das Landesgewerbeamt, Arbeitgeber⸗ 


verbände mußten angegangen werden, um dieſe Leiſtung vorzubereiten. 


Das A und O der Ratſchläge an die Jugend iſt, „lernt etwas in j 
der Übergangszeit, bildet euch beruflich aus, ihr Mädchen bildet 


aeuch auch hauswirtſchaftlich aus“. Soll das möglich fein, ſollen | 


Lehrſtellen vorhanden, die Berufsberatung in der gewünſchten Richtung 
wirkſam ſein, ſo müſſen Induſtrie, Handel und Landwirtſchaft, ſo 


müſſen Fortbildungsſchule und Arbeitsnachweis gewonnen werden. 


Fangen mit Kriegsende die jugendlichen Arbeitskräfte an, ſich von 
den Kriegsbetrieben her in Marſch zu ſetzen, ſo müſſen neben den 


. Organen der Eiſenbahnverwaltungen das Rote Kreuz und die Bahn⸗ 
hofsmiſſion helfen, Ordnung in dieſen Wanderſtrom zu bringen. Als 


Quartiere für Durchreiſende und Zuwandernde ſind, vor allem an 


den Eiſenbahnknotenpunkten, die Jugendherbergen zu vermehren. Das | 


ift eine gemeinſame Aufgabe aller Jugendpflege⸗ und Berufsorgani⸗ 
ſationen. Für ſolche Herbergen braucht man Räume und Betten. 


Es iſt daran gedacht worden, freiwerdende Lazarette zu benutzen. 
Dafür ſind die Kriegsminiſterien und das Rote Kreuz zuſtändig. 
Schließlich müßte für einen Teil der Jugend an eine Erwerbsloſen⸗ 
nunterſtützung gedacht werden. Dieſe aber geht das Reichswirtſchafts⸗ 


amt, die Bundesregierungen und nicht zuletzt die Kommunalver⸗ 
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müſſen dafür ſorgen, daß die jungen Arbeitsloſen ihre unfreiwillige 
Muße in zweckmäßiger Weiſe nutzen. Eine Fülle von Aufgaben für 
alle Jugendpflegeorganiſationen, für alle Berufsverbände mit Jugend⸗ 
gruppen, für die Intereſſen vertretungen, für die Arbeitsnachweiſe, 


aber auch, und das führt uns wieder zu unſerm Gegenſtand zurück, 


ie nahezu ſämtliche Reichs⸗ und Staatsbehörden! 
Iſt das nun ein Beweis dafür, daß die Freunde der Landes— 


| jugendämter und des Reichsjugendamts Recht haben, ſoweit ſie 
| glauben, durch ſolche Stellen verhindern zu können, daß die Jugend— 


fragen in die verſchiedenen Reſſorts hineinſpielen? Mit nichten! : 


Und die Übergangswirtſchaft iſt nur ein Fall unter anderen. 

Man kann nicht etwa die Beaufſichtigung der gewerblichen Arbeit 
von Kindern und Jugendlichen aus dem Geſamtzuſammenhang der 
Gewerbeaufſicht herausnehmen. Sie muß fachlich, gewerbepolitiſch 
behandelt werden. Das gleiche gilt für die gewerbliche und kauf— 
männiſche Fortbildungsſchule. Mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche 
Zukunft unſerer Jugend und des Vaterlandes ſtehen den Beſtrebungen, 


das geſamte Fortbildungsſchulweſen im Kultusminiſterium zu zentrali⸗ 


ſieren, folglich ſehr erhebliche Bedenken gegenüber. Die Fragen der 
Erwerbsloſenunterſtützung der Minderjährigen, die Fragen der 


ihnen geltenden Berufs⸗ und Arbeitsberatung können aus analogen 


Gründen von den Gebieten nicht losgetrennt werden, in die ſie ihrer 


Materie nach gehören. Aber es. kann nicht nur, ſondern es muß 


dafür von Staats wegen Sorge getragen werden, daß alle die Jugend 
betreffenden Angelegenheiten dennoch ſo behandelt werden, daß die in 


ſeeliſcher wie körperlicher Beziehung eigenartigen Bedürfniſſe dieſer 
Altersklaſſen genügend berückſichtigt werden, daß alles, was irgend 
für die Jugend geſchieht, auf ihr Wachſen, auf ihre Erziehung 


Bedacht nimmt. Daran fehlt es bisher, und das Beſtreben, dieſen 


Mangel zu beheben, bildet wohl eigentlich den Kern der vielen mehr 
empfundenen als durchdachten Wünſche nach einer behördlichen 
Zentraliſation der öffentlichen Jugendangelegenheiten. In der Löſung 
dieſer keineswegs handgreiflichen Aufgabe würde die Wirkſamkeit 
unſerer „Organiſationsſpitze“, wie N ſie geſtaltet und benannt 
ſein mag, zu gipfeln haben. 

Es wurde ſchon geſagt, daß dieſe Spitze unſeres Erachtens 


zwiſchenbehördlich konſtruiert werden muß, und es wurde ſoeben zu 


zeigen verſucht, warum ſie keine Sammlung, kein Salat aus allen 


„Jugendaufgaben“ der anderen Reſſorts fein kann. Der Verſuch 
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eines f olchen Gebildes müßte zu endloſen Zuſtändigkeitskonflikten 
führen. Denn über eines muß man ſich klar ſein. Schafft man eine 
eigene Behörde, fo muß fie für einige Aufgaben — für beſondere, die 
ſich vielleicht in Zukunft mehren — ſelbſt zuſtändig ſein, da müßte ſie 

ſelbſt die ausführende Gewalt und das Recht der Prüfung beſitzen, da 


müßte ſie verordnen und entſcheiden können, ſonſt iſt ſie eben keine 


Behörde. Fehlte ihr gänzlich die Möglichkeit des Vollziehens, ſo 
würde ihr ein weſentlicher Teil der Behördeneigenſchaft abgehen, 


und ſie würde alsdann nicht nur für die gerade auf dieſe Tätigkeit 


eingeſtellten Regierungsbeamten ein unbefriedigendes Arbeitsfeld ſein, 
nein, es würde ihrer Wirkſamkeit der ſpezifiſch amtliche Nachdruck 
fehlen. Es würde auch nicht ganz leicht ſein, eine als ſolche ausgebildete 
Oberbehörde für Jugendpflege in den Organismus der übrigen 
Zentralbehörden einzupaſſen, beziehungsweiſe ſie aus deren Gebieten 
herauszuſchälen, ohne den fachlichen Aufbau dieſes Organismus zu 
ſtören und die beſonderen Jugendpflegemaßnahmen dieſer Stelle zu 


den ſonſtigen Maßnahmen der Staatsverwaltung in die gehörige‘ 


Beziehung zu feßen. 
In der Erörterung dieſer Organiſations⸗ ab Zentraliſations⸗ 
frage wird die Löſung bisher in zwei beziehungsweiſe in drei Formen: 
geſucht, die indeſſen in der Regel keineswegs ſcharf umriſſen und 
voneinander unterſchieden werden. Dieſe ſind: 1. eine an eine der 
beſtehenden Zentralbehörden anzugliedernde „Zentralſtelle“, 2. eine 
eigene Zentralbehörde, die neuerdings ſeltener nach dem Muſter der 
Miniſterien (a), häufiger nach dem des kürzlich in Preußen ge⸗ 


ſchaffenen Kommiſſariats für Wohnungsweſen (b) gedacht wird. Ob 
eine ſolche Stelle (a) mit Nutzen einer der beſtehenden Zentralbehörden 


unterzuordnen wäre, iſt mindeſtens zweifelhaft. Die Wahl der hierfür 


mam meiften geeigneten Zentralbehörde fiele außerordentlich ſchwer, 


da, wie gezeigt worden iſt, die eigentlich öffentlichen Aufgaben der 


Jaugendpflege bald in das eine, bald in das andere Reſſort hinein⸗ 


ſpielen. Daß beiſpielsweiſe gerade die Jugendvereinsarbeit keinen 


geeigneten Anknüpfungspunkt für die ſtaatliche. Organifation der 


Jiugendpflege bildet, wurde ausführlicher dargelegt. Daher beruht 
auch das Beſtreben, ihre Spitze im Kultusminiſterium zu verankern, 
auf einem grünbfäglichen Irrtum. Es müßte ferner auch im Intereſſe 
der Jugendpflege und ihres weit ausgedehnten. Arbeitsfeldes vermieden | 
werden, durch einſeitige Anknüpfung ihrer Organiſation an ein 
Miniſterium das Intereſſe der übrigen Reſſorts für die Spezialſtelle 


und ihre Aufgaben zu ſchmälern. Einem Seitenſtück zum Kommiſſariat 
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für Wohnungsweſen (b) würde es, und dieſer wichtige Unterſchied 
von dem Vorbild iſt bisher meist überſehen worden, mindeſtens inner⸗ 
halb der Jugendpflege an geſetzlichen Aufgaben fehlen. Einen 
Grundſtock ſeiner Aufgaben könnten zurzeit nur ſolche der Jugend⸗ 
fürſorge bilden. Dazu kämen künftig vielleicht die oberſte Leitung 
der Angelegenheiten der Jugendämter, wenn dieſe nicht reine 
Selbſtverwaltungsorgane werden, und — in fernerer Zukunft — in 
zentraliſierter Form die Aufgaben, mit deren örtlicher Löſung die 
amtlichen Jugendpfleger innerhalb der Jugendämter zu betrauen 
wären: das Jugendmeldeweſen zum Beiſpiel, ferner vielleicht die cr⸗ 
nennung und Beaufſichtigung dieſer Beamten, ſoweit ſie nicht reine 
Kommunalbeamte ſind, und die „Regierung“, das iſt die Initiative 
und Anordnung innerhalb der Jugendpflege in den Grenzen, die dem 
Staat gezogen ſind. | | 
| Dieſer Behörde dürfte der Finanzakzent in Form der letzten | 
Entſcheidung über den Jugendpflegefonds nicht fehlen. Und ſchließlich 
würde ſie im Gegenſatz zu den örtlichen Organen der Jugendpflege 
beziehungsweiſe zu den Jugendämtern die bei ihrer auf unmittelbar 
praktiſche Wirkung eingeſtellten Tätigkeit das nicht vermögen, im 
großen die Jugendarbeit anzuregen und zu fördern, ſie im ganzen zu | 
beobachten, ihre Probleme auf höhere Werte zu bearbeiten haben. Das 
ſind Aufgaben für den beweglichen höheren Beamten, der in unſerem 
Fall ſelbſtverſtändlich auch Fachmann, auch Spezialiſt ſein muß, was 
natürlich nicht heißen ſoll, daß er die gleiche ſeminariſtiſche Schulung 
genoſſen haben ſoll wie die Jugendpfleger bei den Jugendämtern. 
Angeſichts der mancherlei Schwierigkeiten, die ihr entgegenſtehen 
würden, erhebt ſich die Frage, ob denn überhaupt eine Ober behörde 
für die Jugendſachen geſchaffen werden muß, ob nicht ein anders 
geartetes, freieres Gebilde beſſer als jede Behörde ihre Hauptaufgabe 
zu löſen vermöchte, alle einzelnen Reſſorts mit dem nötigen pädagogi- 
ſchen Verſtändnis zu erfüllen für die Fälle, in denen ſie es mit der 
Jugend zu tun haben. Auch die zuletztgenannten Sonderaufgaben 
des Anregens und Förderns, des Beobachtens und Bearbeitens 
vermag eine freie Stelle weitgehend zu löſen. Wenn hier ſo aus⸗ 
drücklich auf die Vorzüge einer freien nicht behördlichen Stelle hin⸗ 
gewieſen wird, ſo fürchtet die Verfaſſerin nicht in den Verdacht zu 
kommen, daß ſie als Beamtin der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt 
damit pro domo reden wollte. Denn ſie kennt zu genau die Grenzen 
dieſer Stelle und weiß ſehr wohl, was ihr einer Behörde gegenüber 
an formeller Macht abgeht. 
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Beſprechungen = 


chütz, Dr. Gerhard, Geheimer Juſtizrat, ordentlicher Profeſſor 
des öffentlichen Rechts an der Univerſität Heidelberg: Parlament 
und Regierung im e Reich. Berlin 1918, Otto Lieb⸗ 
mann. gr. 8. 38 S 


Anſchütz' neue Schrift iſt die anſcheinend etwas erweiterte Faſſung 
eines in der Wiener juriſtiſchen Geſellſchaft am 13. März 1918 ge⸗ 
haltenen erfolgreichen Vortrags, worin er die öſterreichiſche Fachwelt in 
gelungener Zuſammenfaſſung und Fortführung und mancher Mäßigung 
ſeiner bisherigen Ausführungen in das Regierungsproblem des Deutſchen 
Reiches einführte. In der einleitenden „kritiſchen Erörterung der Be⸗ 
denken, welche man gegen die Parlamentariſierung aus der bundesſtaat⸗ 


lichen Natur des Reiches glaubt herleiten zu können“ (S. 7— 21) be⸗ 


gründet Verfaſſer den zum Vergleiche gerne herangezogenen Mangel einer 
parlamentariſchen Regierungsweiſe in der Schweiz mit übrigens auch 
‚im Deutſchen Reiche zu kräftig entwickeltem konſtitutionellen Prinzip 
der Gewaltenteilung, noch mehr aber damit, daß beide Staaten in ihrem 
Geſamtaufbau und in allen ihren Einrichtungen ſo ausgeſprochene, un⸗ 
verfälſchte Demokratien ſind, daß ſie das parlamentariſche Regierungs⸗ 
ſyſtem durchaus entbehren können (S. 11 ff.). Auch die „hegemoniſche 
Eigenart der Reichsverfaſſung“, der Vorrang Preußens iſt dem Verfaſſer 
kein Hindernis der Parlamentariſierung (S. 15 ff.), vielmehr nur der er⸗ 
wünſchte Anlaß neuerlich eine „möglichſt weitgehende Homogenität der 
beiderſeitigen Parlamente“ zu fordern (S. 16 ff.) und damit zu wieder⸗ 
holen, was er bereits in ſeiner bekannten Gelegenheitsſchrift („Die 
preußiſche Wahlreform“ 1917) vorgebracht hat. Nur daß er ſich diesmal 
mit realpolitiſchem Augenmaß nicht verhehlt, daß auch auf dieſe Weiſe 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Reichstag und preußiſchem Landtag 
nicht für alle Zukunft reſtlos vermieden werden (S. 18). Um ſo weniger 
beſorgt er von der Parlamentariſierung eine „Entſtaatlichung Preußens“. 
Ebenſowenig vermag Anſchütz endlich in der Reichsparlamentariſierung 
eine ernſtliche Bedrohung der Stellung des Bundesrats zu finden, 
welche ja neben der allein zu parlamentariſierenden kaiſerlichen Sphäre 
des Reichsregiments gar nicht in Frage komme (S. 20). Die allfällige 
politiſche Schwächung des Bundesrats würde höchſtens einen gradweiſen 
Abbau des Föderalismus bedeuten, aber die für den Bundesſtaat allein 
weſentliche Beteiligung der Gliedſtaaten bei der Bildung des Geſamt⸗ 
willens unberührt laſſen (S. 21). 

Freilich gibt Anſchütz zu, daß ohne Einſchränkungen des föderaliſtiſchen 
Prinzipes, d. h. ohne die ihm perſönlich erwünſchten unitariſchen Folge⸗ 
erſcheinungen, eine Parlamentariſierung des Reiches nicht zu haben wäre. 
Dieſe wirke notwendig unitariſch, weil ſie die Hebung der Macht des 
unitariſchen Reichstags (durch geregelten Einfluß auf die vollziehende 
Gewalt, einſchließlich der Beſetzung der Miniſterpoſten) bedeute (S. 21 ff.). 
Von den verſchiedenen Formen des Parlamentarismus komme allerdings 
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für Deuiſchland nur eine Miſchung von Parlaments- oder Parteiregierung 
mit Beamtenregierung in Betracht (S. 22 — 24), alſo eben das, was 


Neuere unter Parlamentariſierung oder Halbparlamentariſierung im engern 


Sinne verſtehen. Zur Schaffung feſter organiſcher Verbindungen dieſer 
Art zwiſchen Regierung und Parlament (S. 25) wird vor allem die 


Herſtellung einer einheitlichen, und zwar für den vollen Umfang der 


die erforderlichen Erfüllungsgarantien“ (S. 32 f.), nämlich Rücktritts⸗ 
zwang durch eine ungeſchriebene Norm, wenn Reichskanzler und Staats⸗ , 
ſekretäre das Vertrauen des Reichstags verloren haben (S. 34) (was 
doch nur von der Macht der tatſächlichen politiſchen Verhältniſſe ab- 


und Reichsleitung in Geſtalt eines ſtändigen Ausſchuſſes des Reichstags, 
Hin gewiſſen Fällen vielleicht auch“ mit „beſchließender Mitwirkung für 


heft, 1917, derſelben Zeitſchrift ausgeſprochen hat. Er berührt ſich dabei 


über deſſen prinzipielle Bedeutung Anſchütz ſich unter anderem bereits im 


neueſtens auch Heuß, „Die Bundesſtaaten und das Reich, 1918, S. 64 
unter Berufung auf Anſchütz). 


Reichsgeſchäfte, verantwortlichen Regierung verlangt (S. 26). Anſchütz 


läßt dabei keinen Zweifel, daß der Kaiſer zum Träger der vereinigten 


Reichsregierungsgewalt zu erhöhen wäre. Die dem Bundesrate bisher 


zuſtehenden Regierungsrechte wären in bloße „Rechte der Zuftimmung ! 
zu kaiſerlichen Entſchließungen“ umzuwandeln, ohne die vom Bundesrat 
ſchon bisher nicht behauptete und daher beſſer in die neue einheitliche 
Reichsregierung zu verlegende Initiative (S. 27). Die künftige 
nähere Geſtaltung und Benennung des Bundesrats — ſei es als Erſte 
Kammer, Reichsoberhaus⸗ oder Staatsrat u. dgl. m. — bleibt der Zu⸗ 
kunft. vorbehalten. Was die etwa noch erforderliche „innere Formation 


und Organiſation“ der (als eigentliche Regierung in Ausſicht genommenen) 


Reichsleitung anbelangt, fo findet fie jetzt Anſchütz im weſentlichen aus⸗ 


reichend bis auf den anſcheinend mehr nebenſächlich geſtreiften Mangel 
kollegialer Beratungen und andere Kleinigkeiten. 


Der „Kernfrage des Parlamentariſierungsproblems“ zueilend, „wie 
der Regierungskörper des Reichs mit dem Reichstag in eine organiſche 


Verbindung gebracht werden könne“, muß Anſchütz Eigenes und Fremdes 
wiederholen! Mitglieder der Reichsleitung, welche zugleich Mitglieder des 


Reichstages ſind, müſſen durch Aufhebung oder Einſchränkung der In⸗ 


kompatibilitätsnorm des Art. 9, S. 2 (nicht Abſ. 2, S. 36) den Zulaß 


zum Bundesrate auch ohne Mandatsverzicht erhalten. Für den ſonſt 
nötigen feſtern Zuſammenſchluß zwiſchen Reichstag und Reichsleitung und 
deren ſtrengere Abhängigkeit vom Reichstage verzichtet er wohl mit Recht 


* auf den Ausbau der ſozuſagen „kriminaliſtiſchen“ Verantwortlichkeit — 


(wie 5 in „Deutſcher Reichstag und Reichsregierung“, 1918, 
S. 9ff., 22 f.) —, er verlangt aber doch „weitere Ausgeſtaltung und 


hängig ſein kann!). 

Schließlich empfiehlt Berfaffer noch ein Bindeglied zwiſchen Reichstag 
beſtimmte Regierungsangelegenheiten“ nach Art des Hilfsdienſtausſchuſſes, 
Auguſthefte der Deutſchen Juriſtenzeitung, 1917, wie Referent im März 


im Grundgedanken mit der großzügigen Schrift Max Webers „Parlament 
und Regierung im neugeordneten Deutſchland“, 1918, S. 64 ff. (vgl. 
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Wie dieſer Ausklang zeigt, iſt es dem Verfaſſer — wenn. wir ihn 


richtig verſtehen — vor allem um eine für dieſen Zweck geradezu meiſter⸗ 


hafte Einführung in die ſtaatsrechtlichen Seiten des großen innerpolitiſchen 
Problems zu tun und noch darüber hinaus gleichſam um die Erſtattung 
eines fachlichen Gutachtens van vollendeter Klarheit auf Lager für den 


Fall, daß die Dinge fo weit gedeihen und das politiſche Stichwort 
wirklich fallen ſollte. Er leiſtet auch im einzelnen tüchtige Aufklärungs⸗ 
arbeit, indem er namentlich dazu beiträgt, gewiſſe Bismarckiana endlich 


cum grano salis aufzufaſſen und aus Perſönlichem und der jeweiligen 


geſamtpolitiſchen Situation begreifen zu lernen (wie S. 8 f.). Aber auch 


bei Vermeidung jeder politiſchen Erörterung iſt die Frage doch nicht zu 
umgehen: „Wer alle dieſe Wunder und namentlich die kühne Enteignung 
des Bundesrats zuwege bringen ſoll? Auch die angebliche Legaliſierung 
des ungefähr ſchon ſo beſtehenden Zuſtandes hilft nicht darüber hinweg. 
Kodifizierung bedeutet ungleich mehr. Da ſich jedoch Anſchütz — darin 
vielleicht geſchloſſener als Mar Weber — bewußt bleibt, daß Machtfragen 
vorgelagert ſind (S. 6f.), iſt ſchließlich gegen die mutig vorgeführte und 
energiſch durchdachte Reinkultur ſeines idealiſierten Unitarismus nichts 
einzuwenden. Theoretiſch ließe ſich übrigens noch die intereſſante 
Streitfrage aufwerfen, ob die von Anſchütz angedeutete Verkürzung 
des Bundesrats wirklich noch Bundesrat wäre und nicht ſchon mindeſtens 
politiſch eine entſcheidende Annäherung an einen ſtark dezentraliſierten 
Einheitsſtaat zu bedeuten hätte?! Dieſer Zweifel muß hier dahingeſtellt 
bleiben und vermindert keineswegs den Wert der vorgetragenen Formen⸗ 
lehre. Anſchütz hat Natur und Gewicht der föderaliſtiſchen Bedenken 
juriſtiſch und politiſch, qualitativ und quantitativ abgeſchwächt, aber nicht 
aus der Welt geſchafft; das trifft eben keiner. 
Wien Wittmayer 


Bendiren, Dr. Criedrich: : „Das Weſen des Geldes“. Zugleich | 


ein Beitrag zur Reform der Reichsbankgeſetzgebung. Zweite Auflage. 
Leipzig und München 1918, Duncker & Humblot. 88 S. 2 Mk. 


Im geldtheoretiſchen und währungspolitiſchen Kampf unſerer Tage 


pP} 


ift nächſt Knapp wohl kein Name. fo häufig und mit fo leidenſchaftlichen 


Nachdruck genannt worden wie derjenige Bendixens. Hat Bendixen 
doch in ſeinen ein innerlich einheitliches Ganzes bildenden Schriften eine 


neue ökonomiſche Theorie des Geldes entwickelt, die, in ſich völlig 
geſchloſſen, als unentbehrliche Ergänzung ſelbſtändig neben der Lehre 

‚Knappe ſteht. Wenn Bendixen einmal über die Staatliche Theorie 
äußerte, wer wiſſenſchaftlich über das Geld arbeiten wolle, müſſe fie 


einfach wiſſen, ſo dürfen dieſe Worte nicht weniger auf Bendixens eigene 
Lehre angewendet werden. 

Grundlegend für die Theorie Bendixens ift die kleinſte feiner 
Schriften: „Das Weſen des Geldes“, die trotz ihrer geringen Seitenzahl 
vielleicht als das bedeutungsvollſte feiner Werke zu bezeichnen iſt. Der 
„Verfaſſer hat ihr in der ſoeben erſchienenen zweiten Auflage „An⸗ 
merkungen und Ergänzungen“ hinzugefügt, vor allem um durch 


U 
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Hinweiſe a feine übrigen Werke die geiſige Verbindung zwiſchen ihnen 


und dem „Weſen des Geldes“ aufzuzeigen. Im übrigen konnte er 


den Wortlaut der erſten Auflage ohne Anderung abdrucken. Dieſe Tat⸗ 


ſache erhellt deutlicher als Einzelheiten, wie ſehr die Erfahrungen des 


Krieges ſeiner Lehre Recht gegeben haben. | 


Wenn man heute unter dem Eindruck des Krieges das „Weſen des 
Geldes“ nochmals lieſt, ſo kann man nur der Verwunderung darüber 
Ausdruck geben, daß dieſe Schrift bei ihrem erſten Erſcheinen nicht geradezu 
revolutionierend wirkte, ſondern im Gegenteil insbeſondere von den Fach⸗ 
gelehrten zunächſt wenig beachtet blieb (mit einer Ausnahme: Hermann 
Schumacher), wenn nicht über die Achſel angeſehen wurde (Plenge). 
Bendixen meint im Vorwort zur Neuauflage beſcheiden, ſie habe „einige 


neue theoretiſche Gedanken“ gebracht. In Wahrheit bedeutet dieſe ur⸗ 


/ 


fprüngli 60 Seiten ſtarke Schrift eine ſchöpferiſche Tat, die aller Vor⸗ 


ausſicht nach noch auf Jahrzehnte hinaus fruchtbringend fortwirken wird. 


Erſt der Krieg aber mußte kommen, um die Saat Bendixens aufgehen 


zu laſſen. Vielleicht mag die bei theoretiſchen Unterſuchungen ungewohnte 
leichte Form und die Abweſenheit alles Noten⸗ und Zitatenwerks manchen 
Gelehrten ſeinerzeit verleitet haben, in dem Büchlein mehr eine müßige 


Plauderei als den Niederſchlag intenſiver Denkarbeit zu vermuten. 


Friedrich Nietzſche ſagt einmal: „Das Unglück ſcharfſinniger und klarer 


Schriftſteller iſt, daß man fie für flach nimmt und deshalb ihnen keine 
Mühe zuwendet: und das Glück der unklaren, daß der Leſer ſich an 
ihnen abmüht und die Freude über feinen Eifer ihnen zugute ſchreibt.“ 
Vielleicht mag auch die Abneigung, von einem „Praktiker“ das Neue 


entgegenzunehmen, mitgeſpielt haben, obwohl gerade das Zuſammentreffen 


praktiſcher Erfahrung mit ſeltener theoretiſcher Begabung den Verfaſſer 


wie keinen zweiten in den Stand ſetzt, die Dinge des Geldweſens zu 


begreifen und zu erklären. 

Bendixen hat klar erkannt, daß die Frage nach dem Weſen des Geldes 
eine Darlegung des Weſens der Wirtſchaft zur Vorausſetzung hat. 
Welche Bedeutung er ſeiner Wirtſchaftstheorie als dem Kern und Keim 
ſeiner Lehre zumißt, geht daraus hervor, daß er den Erläuterungen zu 


8 7, in dem er feine Wirtſchaftsauffaſſung entwickelt, in der Neuauflage 


den breiteſten Raum zuweiſt. Dieſer § 7 iſt ein wahres Kabinettſtück. 
In ſeinem durchſichtigen, harmoniſchen Aufbau, ſeiner klaren Gliederung 


und Geſchloſſenheit der Form, der knappen. und doch ausſchöpfenden Dar- 


ſtellungsweiſe kann er mit Fug als klaſſiſch bezeichnet werden. Auf die 


eine ökonomiſch wichtige Tatſache kommt es an, ſo lehrt Bendixen, daß 


die Arbeit beſtimmt iſt, anderen Perſonen als den Arbeitenden zu dienen, 


wobei ſich dann der Güteraustauſch von ſelbſt verſteht. Das charakte⸗ 


riſtiſche Merkmal unſerer Wirtſchaftsverfaſſung iſt, daß man für das, was 


man den Einzelnen geleiſtet hat, ſich fordernd an die Gemeinſchaft halten 


kann. Das Geld aber iſt der Vermittler zwiſchen Produktion und Kon⸗ 
ſumtion. Nicht im Beſitzen und Tauſchen, ſondern im Leiſten für die 
Gemeinſchaft und Empfangen durch die Gemeinſchaft beſteht unſer wirt⸗ 
ſchaftliches Leben. Vom feſten Boden dieſer Wirtſchaftsauffaſſung aus 
können auch die Irrtümer und Verſtiegenheiten der Doktrin Lief⸗ 
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manns richtiggeſtellt werden. Vom Standpunkt der Einzelwirtſchaft 


aus beurteilt Liefmann die Geldwirtſchaft, während die Erkenntnis der 


Inſtitution des Geldes notwendig im nationalen Geſichtspunkt den 
höheren Standork zur Würdigung der Volkswirtſchaft bietet und um⸗ 
gekehrt. Die Philoſophie der Luſt⸗ und Unluſtgefühle möchte „eine 
Pſychologie der Trägheit zum Rang einer Wirtſchaftstheorie erheben“. 
Wer den Güteraustauſch als Charakteriſtikum unſerer Wirtſchäft in den 


Vordergrund rückt, begeht, wie Bendixen humorvoll auseinanderſetzt, einen 


Betonungsfehler; das Liefern der Güter verſteht ſich bei der Arbeit für 
die anderen von ſelbſt. 
„Gegen Bendixens Lehre von der „klaſſiſchen Geldſchöpfung! auf 


Grund von Warenwechſeln hat wan eingewendet, daß die Kredit⸗ 


einrichtungen mißbräuchlich benutzt werden und mehrere Wechſel über die 


gleicht Warenpartie laufen können. Bendixen nimmt nunmehr grund⸗ 


ſätzlich hierzu Stellung. Die Schwierigkeiten, erklärt er, machen zwar 


dem Praktiker Kopfzerbrechen, berühren aber den Theoretiker nicht. Die 
Idee, auf die es allein ankommt, bleibt richtig. „Wie kann man die 


theoretiſche Rechtfertigung unſerer Geldſchöpfung damit anfechten 
wollen, daß man auf die Gefahren ihrer praktiſchen Durchführung 
hinweiſt — und zwar angeſichts der unbeſtreitbaren Tatſache, daß unſere 
Reichsbank alle ſolche vermeintlichen Gefahren ſpielend bewältigt?“ 
Dien Theoretikern gegenüber, die den Kredit begriff für ausreichend 


halten und den Begriff der Geldſchöpfung ablehnen, erklärt Bendixen: 


„Der Kredit, der mit vorhandenen Mitteln beſtritten werden ſoll, intereſſiert 
die Geldtheorie gar nicht. Die Frage iſt, welcher Kredit oder, allgemeiner, 


e welches Geldbedürfnis durch Neugeldſchöpfung befriedigt werden darf und N 


welches nicht.“ 

Ferner präziſiert Bendixen ſeinen Standpunkt über die Einſchränkung 
des Notenumlaufs zugunſten bargeldloſer Zahlungsmethoden. Er 
erkennt dem Irrtum, daß Noten und Giroguthaben ſich hinſichtlich ihrer 


Deckungsbedürftigkeit grundſätzlich unterſchieden, das Gewicht einer realen 
politiſchen Tatſache zu, mit der gerechnet werden muß. Die Anſchauungen 


des Publikums im Inland wie fälſchliche Vorſtellungen im Ausland er⸗ 


heiſchen Berückſichtigung. Bendixen zeigt hier, daß ſeine Theorie einer 


beſonnenen praktiſchen Politik nicht im Wege ſteht. In der Tat iſt er 
nicht der radikale Schriftſteller, zu dem ihn manche ſeiner Gegner gern 
ſtempeln möchten. Gerade das „Weſen des Geldes“ tut dies auf Schritt 
und Tritt dar. N 

Die in dieſer Schrift entwickelten Ideen können nicht mehr verloren⸗ 


gehen. Ihre Lebenskraft hat ſich vielfältig bewährt. Sie wirken als ; 


Sauerteig in der Literatur wie in der Politik unſerer bewegten Zeit, 
und allem Anſchein nach handelt es ſich auch hierbei nur erſt um einen 


Anfang. 


Hamburg 3 . IE Alfred Schmidt⸗Eſſen 
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Neudörfer, Otto: Das Weſen⸗ der Genoſſenſchaft (Separat⸗ 
druck aus „Die Genoſſenſchaft“, Jas. 1917). Wien, Verlag des. 
f Allgemeinen Verbandes 1917. 80. 59 S. 


Schuon, Guſtav: Die 1 der Gewerbebank Ulm, 

E. Gen. m. b. H. in Ulm a. D., und ihre Bedeutung für das Württem⸗ 
bergiſche. Genoſſenſchaftsweſen 1863—1913. Ulm, Druck u. Verlag. 
von Dr. Karl Höhn. 8%. VIII und 264 S. = 


Rothmeiner, Karl und Heinrich, Karl: Die wirtſchaftliche— 
Selbſthilfe der Feſtbeſoldeten. München, Berlagsanftalt- 
vorm. G. J. Manz' Bud: u. Kunſtdruckerei. 8°. 56 S. „gs 


Jahresbericht des Zentralverbandes deutſcher Roufumsereine 
für 1917, erſtattet zu Händen des 15. ordentl. Genoſſenſchaftstages⸗ 
des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine am 17. und 18. Juni 
1918 in Köln von dem geſchäftsführenden Vorſtande Heinrich Kauf: 
mann, Hugo Bäſtlein. Hamburg 1918, Druck und Verlag der Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine. 8%. XXIII und 754 S. 


Jahresbericht des Generalverbandes der deutſ chen Raiffeifen- 
Genoſſenſchaften für 1917 und Ergebniſſe der Statiſtik der 
Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften für 1916. Berlin 1918, Verlag des 
Generalverbandes der deutſchen Raiffeiſen⸗ Genoſſenſchaften. 40. 15563 


Jahrbuch des 5 deutſcher gewerblicher Ge⸗ 
noſſenſchaften e. V. für 1916. XIII. Jahrg. Herausgegeben 
von dem Hauptverbande deutſcher gewerblicher Genoſſenſchaften. Berlin 

1918, Puttkammer & Mühlbrecht. 4%. XXXVI und 17 S. | 


Die Literatur des Genoſſenſchaftsweſens ſpürt die Folgen des Welt⸗ 
krieges bisher hauptſächlich negativ. Eine Ausmünzung der Ergebniffe- 
hat noch kaum begonnen; die wiſſenſchaftliche Behandlung ſtockt. Die 
Schrift von Neudörfer iſt ein wohlgelungener Verſuch, die bisherigen 
Ergebniſſe der Forſchungen über das Genoſſenſchaftsweſen dem Kreiſe der 
Genoſſen näherzubringen, hat alſo pädagogiſche Abſichten. Er betont. 
dabei, indem er ſich der von mir vertretenen Anſicht anſchließt, vor allem 
den Charakter der Genoſſenſchaft als Perſonalgeſellſchaft und behandelt: 
weiter die Mitgliederzahl, Haftpflicht, Stellung des Kapitals, Verwaltung. 
und Zweck der Genoſſenſchaft. Die lichtvolle Darſtellung macht das 
Werkchen gut als Einführung in den genoſſenſchaftlichen Ideenkreis ger 
eignet; auch für den Forſcher hat es Wert durch die ſtändig durchgeführte 
Vergleichung zwiſchen deutſchem und öſterreichiſchem Genoſſenſchaftsrecht. 

Die Unterſuchung von Schuon iſt eine ſolide Monographie über 
eine der älteſten und größten Volksbanken. In drei Abſchnitten werden 
Geſchichte „ Organiſation und Geſchäftskreis der Gewerbebank behandelt, 
in einem vierten ihr Verhältnis zu genoſſenſchaftlichen Organiſationen 
höherer Ordnung. Sie kann als Typus der großen Volksbanken betrachtet 
werden, und inſofern gibt das Werk die Möglichkeit, ein lebendiges Bild 
von den Leiſtungen der ſtädtiſchen Kreditgenoſſenſchaften überhaupt zu 
gewinnen. Doch entbehrt fie nicht mannigfacher individueller Züge. 
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Hervorzuheben iſt in diefer Beziehung: der Rückgang des Verſchußgeſchäftes Ir 


und feine Erſetzung durch die moderneren Kreditformen des Wechſels und 


des Kontokorrents (S. 40 ff.); die Errichtung einer eigenen „Diskonto? 
geſellſchaft bei der Gewerbebank Ulm“ zur Pflege der Diskontierung der 
Buchforderungen, die freilich nur geringen Erfolg hatte (S. 44 ff.); die, 
wenn auch aus beſonderen Gründen erfolgte Errichtung zweier he . 
Filialen (S. 68 ff.); die Maßnahmen zur vielſeitigen e EZ 


Angeſtellten durch Wechſel in der Arbeitstätigfeit (S. 108); die. 
nahme verſchiedenartigſter „indifferenter“ bankmäßiger Geſchäfte wie 99555 


theken vermittlung, Durchführung von Nachlaßauseinanderſetzungen, Er⸗ * 


hebungen von Erbſchaften im Auslande, Verwaltung ganzer Vermögen uſw. 
(S. 169); Leitung und Führung des Geſchäftsbetriebs der Zentral⸗ 
kaſſe württembergiſcher Genoſſenſchaften in Ulm in Perſonalunion von 


Vorſtand und Beamten (S. 204). Die Darſtellung iſt durchwegs ge⸗ | 


wandt, das Urteil geſund. 
Rothmeier und Heinrich legen eine Propagandaſchrift vor. 


Die deutſche Beamtenſchaft befinde ſich ſeit Jahrzehnten ſozial und wirt? 
ſchaftlich auf einer abwärts gerichteten Bahn; der Krieg habe dieſe Ent- 
wicklung verſchärft und die Beamtenſchaft an den Rand des Verderbens 
gebracht. Sie nehme jetzt das heilige Recht der wirtſchaftlichen Notwehr aan 
in Anſpruch. Das Mittel dazu, da die ſtaatliche Beſoldungspolitik ver- 
ſagt habe, fei die Verbrauchsgenoſſenſchaft. Das Weſen des Konſum⸗ 


vereins wird im Anſchluß an Staudinger erläutert. Es wird dann ſehr 
Rintereſſant von den diesbezüglichen Vorgängen in Bayern erzählt. In 
München bildete ſich 1916 ein Arbeitsausſchuß für die wirtſchaftlichen 


Selbſthilfebeſtrebungen der Staatsbeamten und Staatsarbeiter, der die b ie 


Bewegung in die Hand nahm. Im Gegenſatz zu Norddeutſchland, wo 


reine Beamtenkonſumvereine an der Tagesordnung ſind, wurde von dem 


Arbeitsausſchuß der Anſchluß an die „neutrale“ Konſumvereinsrichtung, 
d. h. an den Reichsverband der deutſchen Konſumvereine in Köln⸗Mülheim 


empfohlen. Als Ergänzung wurde in München eine Haupt⸗Verbrauchs⸗ 
» genoſſenſchaft gegründet, die einmal denjenigen Beziehern dient, an deren 


Wohnſitz kein Konſumverein beſteht und die zugleich den Mitgliedern ört⸗ 
licher Konſumvereine, die zum Anſchluß ſatzungsgemäß verpflichtet find, 


ſolche Waren zur Verfügung ſtellen, die von den Lokalgenoſſenſchaften 5 


nicht auf Lager gehalten werden können. Der Erfolg der Bewegung iſt 


anſcheinend recht beträchtlich; ganz Bayern iſt bereits mit einem Netz 3 
ſolcher Verbrauchsgenoſſenſchaften überſponnen; die 1917 errichtete Haupt⸗ 
Verbrauchsgenoſſenſchaft hatte am 30. April 1918 ſchon rund 4000 


Mitglieder. Zugleich. haben ſich die kokalen Konſumvereine zwecks Bezug 
der von ihnen ſelbſtgeführten Waren zu einer „Bayriſchen Einkaufs⸗ 


vereinigung“ zuſammengeſchloſſen, die ihrerſeits wieder zum Bezug und 
der Vermittlung von Einfuhrwaren (Kaffee, Tee, Gewürze uſw.) mit der 
Großeinkaufszentrale des Köln⸗Mülheimer Reichsverbandes in Verbindung 
getreten iſt. Das iſt eine großzügige Organiſation. Es wird von Inter⸗ 


eſſe ſein, zu beobachten, ob dieſe Bewegung oder die der norddeutſchen 

reinen Beamtenkonſumvereine di ie Oberhand behalten wird. 
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N weiſe wieder vor allem de: dem Zeichen des Krieges. In dem Be⸗ 
richt des Hamburger Konſumvereinsverbandes gibt Kaſch 


eine Darſtellung der Maßnahmen zur Sicherung der deutſchen Volks⸗ 


ernährung und der wirtſchaftlichen Kämpfe der Genoſſenſchaften. Be⸗ 
merkenswert iſt, daß auch über Angriffe aus der Arbeiterpreſſe geklagt 
wird; allerdings ſeien ſolche „Goſſenbubentöne“, wie ſie aus Leipzig und 
einigen anderen Orten vernehmbar geworden ſeien, vereinzelte Ausnahmen 
(S. 34). In der Frage der Beamtenkonſumvereine wird natürlich für 


den Anſchluß der Beamten an eine der beſtehenden Genoſſenſchafts⸗ 


1 r N 
— . 


‚organifationen Stellung genommen. Beachtung findet auch wieder der : 


Gedanke des Zuſammenarbeitens ländlicher Produzenten- und ſtädtiſcher 
Konſumentengenoſſenſchaften. Übrigens follen bereits 50 000 Landwirte 


den Konſumgenoſſenſchaſten als Mitglieder angehören. Es folgen hier⸗ 


auf die üblichen Berichte von Heinrich Kaufmann über die deutſchen ge- 


noſſenſchaftlichen Zentralverbände, den Stand der deutſchen Konſum— 
genoſſenſchaftsbewegung und den Zentralverband deutſcher Konſumvereine. 
Die Zahl der Konſumvereine hat ihren Höhepunkt im Jahre 1914 er⸗ 


reicht (am 31. Dezember 2417); Ende 1917 war fie auf 2373 zurück⸗ 


gegangen. Dieſe Verluſte werden zum Teil auf die Konzentrations- 


bewegung, zum Teil auf das Eingehen ſogenannter „Großiſtenvereine“, 


d. h. pſeudogenoſſenſchaftlicher Filialen von Großhändlern benachbarter 


Städte zurückgeführt, die den Kriegsſtürmen nicht gewachſen waren (S. 129). 


Der Zentralverband ſelbſt führt zunächſt ſchwere Klage über die zwangs⸗ : 


läufige Kriegswirtſchaft und würde den Tag mit Freuden begrüßen, an 


dem mit dem Abbau begonnen werden kann (S. 142). Nur eine er⸗ 
freuliche Ausnahme ſei zu erwähnen: bei den Militärbehörden ſei ſtets 


das größte Verſtändnis und Entgegenkommen gefunden worden! Eine 
für unſere Zeit gewiß nicht unintereſſante Beobachtung. Die Mitglieder⸗ 
zahl iſt während des 25 außerordentlich gewachſen: von 1717519 


im Jahre 1914 auf 2 189 630 im Jahre 1917. Die umgeſetzte Waren⸗ 
menge iſt freilich aus naheliegenden Gründen zurückgegangen. Die Kon⸗ 


kurrenten der Konſumvereine, die Rabattſparvereine, ſind, wie der Bericht 


behauptet, von dem Augenblicke der Warenknappheit an weggefegt worden 
(S. 144). Charakteriſtiſch für die Kapitalbildung während des Krieges 


iſt die Zunahme der Spareinlagen bei den Konſumvereinen; ſie haben ſich | 5 


während des Krieges verdoppelt (1913: 68 Mill., 1917: 122 Mill. Mk.), 


das iſt eine Steigerung von 14,40 auf 20,64% des eigenen . 


Umſatzes. Die Verbandsleitung iſt ſich der Verantwortung, die aus 


dieſer Entwicklung ſich ergibt, voll bewußt und drängt ſtets auf Stärkung 


des Eigenkapitals und vorſichtige Anlage der Spareinlagen. 
Auch der Raiffeiſenverband meint, daß es Zeit für einen 


baldigen Abbau des ſtarren Syſtems der Zwangswirtſchaft ſei, wobei er 


über die — Gekanntlich geſcheiterten — Verſuche berichtet, die Genoſſen⸗ 
ſchaften zu einer ſtärkeren Erfaſſung der Lebensmittel heranzuziehen. Wie 


im Vorjahre, hat die Geldflüſſigkeit, die ein unerfreuliches Zeichen für 


die Liquidierung des Betriebskapitals der Landwirtſchaft iſt, angehalten; 
bei der Zentraldarlehnskaſſe ſind die Einzahlungen der Vereine im Jahre 
1917 auf 707,8 Mill. Mk. geſtiegen, die Auszahlungen auf 506,5 Mill., 
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jo daß ſich ein Überſchuß der Einzahlungen von 201,3 Mill. Mk. er⸗ 


gibt, gegen ein Minus von 3,236 im Jahre 1918. Die Geſamtumſätze - 


der Kaſſe find auf 6%/s Milliarden Mk. geſtiegen. Die 1916 be 
ſchloſſene Erhöhung des Aktienkapitals auf 20 Mill. Mk. iſt durchgeführt. 
Für das Warengeſchäft iſt als Zentrale der Wirtſchaftsverband Raiffeiſen⸗ 
ſcher Warenanſtalten G. m. b. H. gegründet worden. Als neue, aus 
der Arbeiterknappheit geborene Genoſſenſchaften verlangen die Landverkehrs⸗, 
Kleinbahn- und Feldbahngenoſſenſchaften Aufmerkſamkeit. Der Bericht 
iſt weiter wie bisher ein Muſter ſorgſamer und inſtruktiver Darſtellung. 
Das etwas verſpätet erſcheinende Jahrbuch des Hauptver- 


bandes deutſcher gewerblicher Genoſſenſchaften für 1916 


vermag von einer ſtarken Ausdehnung der Handwerkergenoſſenſchaften zu 
berichten. Den Hauptanteil beanſpruchen 400 Lieferungsgenoſſenſchaften; 


Les wird für die Stärke des Genoſſenſchaftsgedankens im Handwerk be⸗ 


weiſend fein, wieweit dieſe ſich im Frieden, wenn die großen Heeres⸗ 
aufträge fortfallen, noch werden halten können. Der Bericht ſpricht ſich 
gegen die Gründung reiner Handwerkerkreditgenoſſenſchaften aus, deren 
Gründung „erfreulicherweiſe“ zum Stillſtand gekommen ſei; dies iſt 
wichtig, da der Verband früher auf einem anderen Standpunkte ſtand. 
Auch gegen die phantaſtiſche Kriegsgründung der „Werkvereinigungen“ 
ſpricht er ziemlich ſcharf. Bei den Kreditgenoſſenſchaften des Verbandes 
haben ſich die Spareinlagen ebenfalls ſprunghaft vermehrt; die eigenen 
Gelder ſind aber zurückgegangen. Der reichlichere Reingewinn wird leider 


nach den Mitteilungen des Berichts einſeitig zur Dividendenerhöhung ſtatt 
zur Stärkung der Reſerven verwendet. Bedauerlich ift gleichfalls, daß 


ein ſehr großer Teil der neubegründeten Handwerkergenoſſenſchaften ſich 
einem Reviſionsverbande nicht angeſchloſſen hat. Alles in allem bietet 
die Zukunft der Handwerkergenoſſenſchaftsbewegung keine ſolche ſicheren 
Ausſichten wie die der Landwirte und Arbeiter. ee 
Bonn a. Rh. W. Wygodzinski 


Wygodzinski, Willi: Die Hausfrau und die Volkswirt 


f 8 Tübingen 1916, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 81 S. 
1 Mk. 5 „ — | 


Gerlach, Kurt: Die Frau und das Genoſſenſchaftsweſen. 
Jena 1918, Guſtar Fiſcher. 1,50 Mk. ; | 


Ä Die Hauswirtſchaft im Kriege. Heft 25 der Beiträge zur Kriegs⸗ IR. 
| wirtſchaft, herausg. von der volkswirtſchaftlichen Abteilung des Kriegs . 


ernährungsamtes. Berlin 1917, Reimar Hobbing. 0,60 Mk. 


* Die nicht allzu große Forſchung über die Hauswirtschaft der Frau 


erſührt durch Wygodzinskis Unterſuchung eine wirtſchaftswiſſenſchaftliche 


Vertiefung. Sie zeigt, wie die privatwirtſchaftliche Tätigkeit der Hausfrau 
in die Bahnen des allgemeinen Wirtſchaftsintereſſes gelenkt werden muß. 


Die ältere Hausfrauentätigkeit war gekennzeichnet durch Eigenerzeugung, 


Herſtellung von Dauerware und Vorratswirtfchaft. Die heutige ſtädtiſch⸗ 


* 
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induſtrielle Hausfrau iſt Nurverbraucherin und kauft ihren Bedarf. Mit dieſer 
Vereinfachung ſind aber, beſonders zum Schaden der Volkswirtſchaft im 


Kriege, Eigenſchaften der Hausfrau verlorengegangen. Zunächſt iſt die 


wirrtſchaftlichſte Dispoſition über die vorhandenen Mittel, die Kenntnis in 


der richtigen Verwendung und in der Reihenfolge der Bedürfniſſe die 


ö beſondere Kunſt der Hausfrau. Eine jetzt gebotene Nachnutzung, zum 


Beiſpiel in der Kleidung, die Abfallverwertung bedeutet volkswirtſchaftlich 


Scofferſparung. Die für ländlichen Haushalt angebrachte Vorratswirtſchaft 


artet in ſtädtiſchen Verhältniſſen, durch Angſtlichkeit vergrößert, zu ſchäd— 
licher Hamſterei aus. Eine weitere, techniſche Aufgabe liegt darin, aus 
den Rohſtoffen das Höchſtmaß an Gehalt herauszuholen. Ihre rechnungs⸗ 
mäßige Bewertung iſt dringend erforderlich. Hierzu iſt zu bemerken, daß 
ſich durch wirtſchaftlichere Anordnung und Ausnutzung der für die Ver⸗ 
arbeitung im Haushalt beſchafften Grundſtoffe die größten Fortſchritte für 


die Geſamtheit der Hausfrauen erzielen laſſen. Die Unterſchiede zwiſchen 


willkürlicher und planmäßiger Haushaltführung, zwiſchen unzweckmäßigen 


. 


und zweckmäßigen Verbrauchsgewohnheiten nach Gegend und Volksſchicht 
ſind zu groß. Durch ſichtbare Anlernung in hausfraulicher Kunſtfertigkeit 
laſſen ſich die größten volkswirtſchaftlichen Erſparniſſe erzielen (obliga— 


toriſche Haushaltſchulen). Eine dritte volkswirtſchaftliche Aufgabe der 


Hausfrau beſteht darin, daß ſie zur Entlaſtung des nationalen Arbeits- 
marktes den Bereich ihrer Tätigkeit möglichſt weit zieht. In bezug auf 
ihre Stellung zur Gütererzeugung ergibt ſich die Kriegslehre, daß ihr 


Verbrauch nach Menge und Art die heimiſche Erzeugung ſtärker berüd- 


ſichtigen muß. Die Hebung der Eigenerzeugung durch Gartenbau und 
Kleintierzucht wird eine bedeutſame Aufgabe der inneren Koloniſation 


bilden. Eine volkswirtſchaftliche Aufgabe der Hausfrau bildet die Koſten⸗ 


minderung des Güterumlaufes, ſo der unnötigen Verteuerung durch kauf— 


anreizende Anpreifungen und durch das Borgunweſen. Der Hinweis, 


durch die Sparkaſſen einen billigen, bargeldloſen Überweiſungsverkehr zu 


ſchaffen, iſt ſehr am Platze. 


Der letzte Abſchnitt handelt von den Organiſationen der Hausfrauen. 

Der Verfaſſer berechnet nach Helfferich, daß die deutſche Hausfrau 60 % 
des deutſchen Volkseinkommens im Werte von 16 Milliarden Mk. ver⸗ 
waltet. In dem anders gearteten Geiſtesleben der Frau iſt der Grund 
zu ſuchen, wenn ſich dies nicht von größter Macht gezeigt hat. Dem 
Kauf ſteht ſie rein ſubjektiv wertend gegenüber, und ſie lernt bei einer 
gebotenen Anderung der überkommenen Geſchmacks⸗ und Verbrauchsrichtung 
eo leicht noch ſchnell um. Bei aller charitativen Veranlagung ſcheinen 


ihr die rein verſtandesmäßigen Forderungen der ſtaatlichen Gemeinſchaft 


in der Lebensmittelverſorgung als perſönliches Opfer. Daher kommt es 


auch, daß die ſtädtiſche Hausfrau der gegebenen Käuferorganiſation der 


Konſumvereine ohne inneres Verhältnis lediglich als Käuferin gegenüber- 


ſteht. Anders ift es bei der umfaſſenden ländlichen Hausfrauentätigkeit, 


wo durch den eingezogenen Mann die Gütererzeugung und der Erwerb 
durch die Hausfrau ſtark in den Vordergrund getreten iſt. Hier haben 
die H ausfrauenvereine die beiten Fortſchritte zu verzeichnen. 
Der mehr allgemein philoſophiſch als wirtſchaftswiſſenſchaftliche 
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Vortrag von Gerlach über die Frau und das Genoſſenſchafts⸗ 


weſen bildet gewiſſermaßen eine Fortſetzung des mit dem Organiſations⸗ 
weſen der Hausfrauen ſchließenden Buches von Wygodzinski. Der Ver⸗ 


faſſer ſetzt tiefinnerliche Beziehungen zwiſchen Frau und Genoſſenſchaft | 


voraus, die er aus dem Gemeinſchaftsleben in der Familie und dem 
Zuſammenhang zwiſchen mittelalterlichem Gemeinſchaftsleben und der 


Genoſſenſchaftsidee ſchließt. Unter Genoſſenſchaft verſteht er die Ver⸗ 


Körperung eines einheitlichen, alle umfaſſenden Willens, nicht nur die 
Vereinigung unter einem Zweckgedanken. Mit der engen Verkettung 
betonter Forderungen allgemeiner Menſchlichkeit an den Wirtſchaftsbegriff 
Genoſſenſchaft begibt er ſich auf das Gebiet der außerwirtſchaftlichen 
Begründung durch eine Lebensanſchauung. 

Richtig erkennt der Verfaſſer, daß die fubjeftiv veranlagte Frau, 


ſobald ſie nach Mannesart „nach Zwecken und Gedanken handeln lernt“, 


gerade in ihr Gegenteil logiſch ſtets leicht zu verfechtender rückſichtsloſer 


Gleichmacherei verfällt und ſtatt anregender Befruchtung des Wirtſchafts⸗ 


marktes tödliche Einförmigkeit erſtrebt. Aus dieſem Geſichtspunkte heraus 
verweiſt er das „gedanklich gewordene Weib“ auf die Genoſſenſchaft, und 


zwar auf das Gebiet der Konſumgenoſſenſchaft, die ſich auf der 


Gemeinſamkeit der Einkaufstätigkeit aller Hausfrauen aufbaut, und für 
deren Benutzung er ſehr weite Ausmaße findet. 
Ganz beſtimmte Gründe haben eine andere Entwicklung beſtimmt. 


Der erwähnte ungeheure Anteil des Verbrauches der Hauswirtſchaft am 
Güterumſatz des Volkes müßte auf der Grundlage der Gemeinſamkeit 
des Kaufens überhaupt die ſtärkſte Organiſation bilden, zumal es Be⸗ 


völkerungsſchichten, nach der Art ihres Verbrauchs geſchieden, viel weniger 
gibt. Daran hindert zunächſt die mangelnde Organiſationsfähigkeit der 
auf ſich ſelbſt angewieſenen Frau als Käuferin, die ihrer gefühlsmäßig 


Ei ‚geleiteten: Praxis entſpringt, wodurch fie ſich nur ſchwer und unzuverläſſig 
rein verſtandesmäßig geforderten Zielen unterordnet. Sodann beſteht 


die Frage, ob eine größere wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit einer Konſum⸗ 


N genoſſenſchaft von vornherein vorhanden iſt. Eine Genoſſenſchaft hat 


Zweck und Inhalt, wenn möglichſt gleichartige Perſonen ſich zur Be⸗ 


kämpfung eines wirtſchaftlichen Nachteils zuſammenſchließen. Je weniger 


dieſer vorhanden iſt, um ſo mehr wird erfahrungsgemäß außerwirtſchaftliche 
Propaganda getrieben. Im Wirtſchaftsleben ſorgt der Wettbewerb der 
Verkäufer für möglichſte Verbilligung des Zwiſchenhandels, wie die 


tüchtige Hausfrau durch Umfrage und robe feſtſtellt. Die Konſum⸗ 


genoſſenſchaft iſt ihm dort überlegen, wo ihr kapitaliſtiſcher Filialbetrieb 
den rückſtändigen Handwerksbetrieb des Krämers verdrängt. In ſteuerlicher 
Hinſicht iſt zudem die Genoſſenſchaft durch die teilweiſe Rückvergütung 
des Geſchäftsüberſchuſſes als unverſteuerter Rabatt im Vorteil. 
Die Umkehrung dieſer betriebstechniſchen Erwägung führt zu dem⸗ 


ſelben Schluſſe. Angenommen, die Verbraucherorganiſationen faßten alle 


Nachfrage zuſammen, ſo iſt die Folge, daß die Preiſe ſteigen, denn die 
„Preisſteigerung wird nicht nur von der Menge, ſondern auch von der 
Dringlichkeit der Nachfrage beſtimmt. Anderſeits hat die einzelne Haus⸗ 
Frau erkannt, BB im Ntänbigen n der konkurrierenden Ver⸗ 
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käufer ein preisdrückender Umſtand beſteht. Bei fallendem Angebot, 
wie in den jetzigen Kriegszeiten, wirkt die geſchloſſene Nachfrage um jo 
preisſteigernder, als ſie die Fehlmenge deutlicher erkennen läßt. Eine 
allgemeine Käufervereinigung müßte aber notwendigerweiſe 
eine Uniformierung des Verbrauches und damit des Geſchmackes 
entweder vorausſetzen oder zur Folge haben, die in keinem Falle eine 
Kulturbereicherung des gerade auf Vielſeitigkeit aufgebauten Wirtſchafts⸗ 
lebens bedeutete. Solche Zuſtände zu weitgehender Gleichmäßigkeit des 


Verbrauches werden zum Beiſpiel aus engliſchen Induſtriebezirken ab⸗ 


ſchreckend genug berichtet. 


Was die Beziehungen des Konſumgenoſſenſchaftsweſens zum Sozialis⸗ 


mus angeht, ſo trägt der an ſich indifferente Betrieb eben die Färbung 
der Partei, der er mehr oder weniger nahe ſteht. Alle Parteien beſitzen 
Käufervereinigungen, die ſich derſelben Wirtſchaftsmethode des Konſum— 
vereins unter den widerſprechenſten Ideologien bedienen. 

Ein Wirtſchaftsbild über Genoſſenſchaftsweſen, das beſonders gern. 


mit agitatoriſchen Forderungen des Gemütes verquickt wird, läßt fih nur 
gewinnen, wenn man von jeglicher Ideologie abſieht und man die rein 
wirtſchaftlichen Vorgänge, weder als Freund noch als Gegner, objektiv zu 
faſſen ſucht. Der Wert der Verbrauchsnachfrage der Frau liegt gerade 


darin, daß fie in der zunehmenden Mechaniſierung des Wirtfchaftslebens- 
durch außerwirtſchaftlich begründete Forderungen des wechſelnden Ge— 
ſchmackes und der Mode immer neue Anregung zur Bedarfsdeckung gibt. 
ö Das dritte von der Hausfrau handelnde Büchlein gibt als erſten 


Aufſatz eine ſachliche Darſtellung Briefs über die Entwicklung 


und Verfaſſung der Hauswirtſchaft innerhalb der Volks- 


wirtſchaft. Ausgehend von der früheren, ländlichen, ſelbſtverſorgenden 


Hauswirtſchaft mit ihrer anſpruchsloſen, vorwiegend pflanzlichen Ernährung, 
mit ihrer Abhängigkeit von den Schwankungen nach Art und Ertrag der 


Ernte und von der Jahreszeit, ſchildert er die Wandlung in die ein- 


kaufende, ſtädtiſche Hauswirtſchaft, ihr Gegenteil. Dieſe wird gefenn- 


zeichnet, daß der größere Teil der Hausfrauentätigkeit, die Selbſterzeugung, 


die Vorrathaltung, die Herſtellung von Dauerware und ſogar ein Teil 
der Zubereitung durch Anbietung gebrauchsfertiger Nahrungsmittel von 
Induſtrie und Handel übernommen wurde. Wünſchenswert wäre eine 
vertiefende Begründung, warum die Dinge ſo lagen und ſich ſo entwickeln 
mußten, und welchen Einfluß die zunehmende induſtrielle Erwerbstätigkeit 
der Frau ausübt. 

Die bekannten, aus den Haushaltrechnungen ſich ergebenden Ver⸗ 
brauchsbilder geben keinen Aufſchluß über die Veredelung, welche die 
Gütermenge in der Hauswirtſchaft erfuhr. Bei gleichem Mengenverbrauch 
können ganz verſchiedene Leiſtungen durch wirtſchaftliche Verteilung und 
Aufbereitung erzielt werden. Gerade hierin liegt der Kern der zu er⸗ 
ſtrebenden Wirtſchaftlichkeit im Haushalt. Sicherlich find mit dem Über⸗ 
gang in die ſtädtiſche Haushaltführung den breiteren Schichten wertvolle 
hausfrauliche Kunſtfertigkeiten verlorengegangen, die der Verfaſſer in 
| achim erkannten Unterſchieden von planmäßigem und planloſem Haushalt 
angibt. 
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Die öffentliche Regelung des fallenden Angebots an Lebensmitteln 
hat nun plötzlich die ſtädtiſche Hauswirtſchaft rückgebildet und ihre. Tätig⸗ 
keit wieder vergrößert. Bei dem Begriff „Hamſtern“ iſt richtig geſehen, 
daß ihm neben ſubjektiver Angſt die durch Wirtſchaftsänderung e 
Vorratsbildung zugrunde liegt. 

Ein zweiter Aufſatz von Voß⸗Zietz beſchäftigt ſich mit der prak⸗ 
tiſchen Hauswirtſchaft im Kriege. Die Verfaſſerin ſchildert die 
bekannten Nöte des Einzelnen unter dem Zwange der öffentlichen Regelung, 
wie ſie ſich auf dem Lande und mehr noch in der Stadt ergaben. In⸗ 
wiefern die einzelne volkswirtſchaftliche Erſcheinung unter der Kxiegslage 
ein ſo ganz anderes Bild ergeben mußte, wird nicht angegeben. 

Unbedingt zu unterſtützen iſt die praktiſche Forderung, zukünftig jeder 
Frau durch mindeſtens einjährigen Unterricht die einwandfreie, volks⸗ 


wirtſchaftliche Haushaltführung zu ermöglichen; dies um ſo mehr, als 


die Haushaltführung die verſchiedenſten Gebiete umfaßt. Der Hausfrau 

wird dann ermöglicht, ihre Tätigkeit mehr im Rahmen unſeres engeren 

Wirtſchaftslebens zu verſtehen und ſeine Güter richtig zu bewerten. 
Stegemann⸗Runk beſchließt das Heft mit der Mitarbeit 


der Frauen im Dienſte des Kriegsernährungsamtes. Sie 
nennt die Aufgaben des Frauenbeirats und die 3. zur Mitarbeit heran⸗ 


gezogenen Frauenvereinigungen. 
Berlin, Auguſt 1918 n W. Tils 


Feld, Wilhelm: Anti⸗Dumping, Prämienklauſel und 

| Ausgleichzölle als weltwirtſchaftliche Kampfmittel 
gegen fremdländiſche Ausfuhrförderung. Tübingen, 
J. C. B. Mohr (Paul Siebek), 1918. 8. III und 31 ©. 


Wie im Waffenkriege, fo ſind es auch im künftigen friedlichen 


Kampf um den Weltmarkt die Mittel der Verteidigung und des An⸗ 
griffs, die zu gleicher Zeit geſchaffen werden. Typiſch für dieſe 
doppelte Stellung ſind die Vereinigten Staaten, die Feld zum Aus⸗ 
gangspunkt ſeiner inhaltreichen Studie dienen. Der Förderung der 
Ausfuhr dient das (inzwiſchen angenommene) Webb ⸗Geſetz, das das 


Truſtverbot für die Ausfuhr aufhebt. Unter ſeinem Schutze 


entſtehen jetzt in Amerika Ausfuhrgeſellſchaften, ein Seitenſtück der 
Handelskompagnien der merkantiliſtiſchen Wirtſchaftspolitik, deren Tätig⸗ 


* 


keit bezeichnenderweiſe von England mit beſonderem Mißtrauen betrachtet 


wird. Der „Statiſt“ vom 17. Auguſt 1918 weiſt mit Beſorgnis darauf 


hin, daß dieſe Maßnahme das Dumpen direkt erleichtere. Gedumpt zu 


werden, insbeſondere von Deutſchland, iſt aber die große Furcht der 
Vereinigten Staaten ſelbſt, übrigens ein nicht geringes Kompliment für 
die deutſche Wirtſchaft. Der Geſchichte der Anti⸗Dumping⸗Geſetzgebung, 
die in der Dumping⸗Klauſel der am 10. Juli 1916 vom Repräſentanten⸗ 
hauſe angenommenen Revenue⸗Bill gipfelt, geht Feld nach. Er gibt dabei 


auch eine kurze Schilderung der einſchlägigen Geſetzgebung Canadas (1904 


und 1907), en (1906), der Südafrikaniſchen Union (19140. 
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Während das Dumpen ſelbſt eine alte Erſcheinung des internatio- 


nalen Konkurrenzkampfes iſt — der umfaſſendſte und wichtigſte Fall feiner 


Anwendung iſt wohl die Uberſchwemmung des Kontinents mit engliſchen 
Waren nach den Napoleoniſchen Kriegen —, iſt die bewußte Abwehr dagegen 
jung. Das iſt begreiflich, weil die Abſicht des Dumpens exakt ſehr 
ſchwer nachzuweiſen iſt. Anders ſteht es mit den Ausfuhrprämien des 
Staates, gegen die ſich als Kampfmittel Prämienklauſeln richten. Solche 
Prämienklauſeln weiſt Feld ſchon für eine Reihe von Handelsverträgen 
aus den ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts nach. Er behandelt 
Dann weiter autonome Maßnahmen der Einfuhrſtaaten zur Bekämpfung 
| ausländifcher Ausfuhrvergütungen; ferner die Frage der Zuläſſigkeit der 
Rückerſtattung gezahlter Zölle und innerer Verbrauchsabgaben, die im 
deutſch⸗ſchweizeriſchen Mehlkonflikt von 1907/8 eine große Rolle ſpielte, 
und endlich das Verhältnis von Meiſtbegünſtigung und Ausfuhrprämien 
und Strafzöllen. Für die künftigen Hande eiche Kämpfe iſt die 
fleißige Arbeit überaus e 
Bonn a. Rah. | W. Wygodzinski 


Fürst, Artur: Die Welt auf Schienen. Eine Darſtellung der 
Einrichtungen und des Betriebs auf den Eiſenbahnen des Fernverkehrs 
nebſt einer Geſchichte der Eiſenbahn. 529 S. gr. 8. 422 Abb. 

4 Tafeln. München 1918, Verlag von Albert Langen. 20 Mk. 


In den ziviliſierten Gebieten der Erde wird kaum jemand leben, 
der nicht auf der Eiſenbahn gereiſt iſt, der die Eiſenbahn nicht zur Be— 
förderung von Gütern und Nachrichten benutzt hat. Eine gewaltige Zahl 
von Angeſtellten und Arbeitern iſt mit der Verwaltung und dem Be— 


tiiebe der Eiſenbahnen beſchäftigt. Nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 


der Menſchheit beſitzt eine genauere Kenntnis von der Technik dieſes 
Betriebsmittels. Man ſieht ja täglich vor Augen, daß eine von Dampf 
oder elektriſcher Kraft betriebene Maſchine auf feſter, eiſerner Spur dahin⸗ 
fährt und Perſonen⸗ und Güterwagen zieht. Aber wie dieſe Maſchine 
beſchaffen, wie ſie entſtanden iſt, welche Fortſchritte in ihrem Bau und 
dem Bau der Wagen im Laufe der Zeit gemacht find, welches die Be⸗ 
deutung der Schienenſtraße, was alles erforderlich iſt, damit die Maſchine 
mit Sicherheit und ohne Gefahr ihren Weg zurücklegen kann, darüber 
ſind nur wenige genauer unterrichtet. Nun gibt es eine Reihe guter 
Lehrbücher und Handbücher, aus denen man alles das lernen kann. 
Dieſe ſind aber für den techniſch vorgebildeten Leſer beſtimmt, und für 
ihr nn Verſtändnis find techniſche Vorkenntniſſe erforderlich. 
Der Verfaſſer des vorliegenden Buches hat ſich die Aufgabe geſtellt, 
die Technik des Eiſenbahnweſens in einer für jeden gebildeten Leſer ver- 
ſtändlichen Form zu ſchildern. Dabei aber ſoll der Leſer nicht nur einen 
klaren Begriff von der gewaltigen Größe dieſer Erfindungen bekommen, 
ſondern er ſoll ſich für dieſe Großtaten des menſchlichen Geiſtes be⸗ 
wundetnd begeiſtern. Um einer ſolchen Aufgabe gerecht zu werden, iſt 
nicht nur eine gründliche Kenntnis der Eiſenbahntechnik und des Eifen- 
bahnbetriebes erſorderlich — der Verfaſſer iſt Eiſenbahntechniker —, 


t 
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ſondern auch eine beſondere Gabe der Darſtellung. Und dieſe beſitzt 
der Verfaſſer in hohem Grade. Es zeigt dies ſchon die Art und Weiſe, 


wie er ſeinen Stoff anfaßt. Er läßt ſeine Leſer eine 5 


vom Anhalter Bahnhof in Berlin in einem D-Zug über Halle nach 


München unternehmen und begleitet ihn auf dieſer Reiſe, indem er genau 
alle die Vorgänge ſchildert, die auf einer ſolchen Reiſe ſich ereignen, die 
Vorkehrungen und die Leiſtungen, die erforderlich ſind, um die Reiſe 


ſicher zurückzulegen, die mit jeder Reiſe verbundenen Gefahren, die Sicher⸗ 


heitsmaßregeln, die getroffen ſind, um alle dieſe Gefahren, ſoweit es 
möglich iſt, zu vermeiden und den Reiſenden an ſein Ziel zu befördern. 


Der aufmerkſame Reiſende wird ja ſelbſt beobachten, wie es bei der Ab⸗ 


fahrt eines Zuges auf dem Bahnhof zugeht; er ſieht die Lokomotive, 
ſieht unterwegs die Signale, die Krümmungs⸗ und Neigungszeiger längs 


der Bahn; er freut ſich des Behagens in dem am Abend hell erleuchteten, 
im Winter durchwärmten Wagen; er wirft einen Blick auf die Schienen, 


und hat es längſt verlernt, ſich zu wundern, wenn die Bahn über lange 
Brücken, durch dunkle Tunnel führt, wenn ſie hohe Berge erklettert. 


Aber all das ſind ihm Selbſtverſtändlichkeiten. Wir ſind an die Regel⸗ 
mäßigkeit und die Sicherheit des Betriebes ſo gewöhnk, daß wir, 
wenigſtens in friedlichen Zeiten, uns ärgern und die Verwaltung ſcharf | 


ladeln, wenn einmal nicht alles ſo klappt, wenn der Zug ſich verſpätet, 


eo 


— 


wenn kleinere oder größere Betriebsſtörungen oder gar Unfälle eintreten. 


| Derartige Mißſtimmungen werden verſchwinden, wenn, wie der Verfaſſer 


in dem Geleitwort treffend bemerkt, „bekannt geworden iſt, welche faſt 


unüberſehbare Fülle von Anlagen und Einrichtungen geſchaffen werden 
mußten, damit die Reiſenden mit der beſchwingten Eile des Zuges von 
Ort zu Ort gelangen können, welche gewaltige Arbeit täglich von neuem 

geleiſtet werden muß, um den Betrieb regelmäßig und unter Sicherung | 


von Geſundheit und Leben der Reiſenden durchzuführen“. 
Aber eine derartige Verteivigung, möchte ich ſagen, der Eifenbahnen 


. gegen ungerechte Angriffe iſt nicht der Hauptzweck des Buches. Der 


Verfaſſer hat vielmehr die Abſicht, den Leſer, und zwar in erſter Linie 
den nicht fachmänniſch vorgebildeten Leſer, über alle techniſchen Ein⸗ 


richtungen, die zur Eiſenbahn gehören, gründlich zu belehren. Er ſchildert 
daher ausführlich den Bau und die Anlage, die Unterhaltung der Eifen- 
bahn, die Schienenſtraße in ihrer Entwicklung von der erſten Zeit der 


hölzernen Schienen der Bergwerke bis zu den ſchweren Stahlſchienen der 
Jetztzeit, die Lokomotive, die Perſonen⸗ und Güterwagen, die Wagen⸗ 


Arbeitern, die Fahrpläne, die Fahrkarten, und dies alles in einer feſſelnden 


und anſchaulichen Darſtellung. Dieſe gewinnt noch befonderen Reiz da 


durch, daß alle dieſe Einrichtungen von ihren Anfängen bis zu ihrer 


jetzigen, faſt vollkommenen Geſtalt geſchildert werden. Im Titelbilde 
wird z. B. die erſte berühmte Lokomotive von George Stephenſon neben 
eine der ſchwerſten Lokomotiven von Europa geſtellt, und ihre Eigen⸗ 


ſchaften werden verglichen. Es gibt kein beſſeres Mittel, die Fortfchritte 
der n uns ee auf einen = zu veranſchaulichen. 


4 . 


kuppelung, die Bremſen, die Bahnhöfe, die Signale, die Aufgaben des 
zur Überwachung des Bahndienſtes vorhandenen Heeres von Beamten und 


— 


390 Beſprechungen | 13880 


Die Da Genen, der Bremſen geht von den erſten Anfängen der Hand⸗ 


bremfe bis zu der neueſten großen Erfindung der Kunze-Knorr⸗Bremſe. 


Ebenſo gelangen die neueſten Stellwerkseinrichtungen zur Darſtellung. 


Der Text wird durch eine große Anzahl ausgezeichneter Abbildungen er⸗ 
läutert. 


Ich will nur dieſe wenigen Einzelheiten herausgreifen. Der 


Leſer wird geradezu mit Spannung den Verfaſſer begleiten. Bei aller 


Gewandtheit und Glätte in der Form ſind ſeine Ausführungen dabei 


keineswegs oberflächlich. Der Verfaſſer ſteigt gründlich in feinen Stoff 


hinein, er verlangt dann auch won feinem Leſer ernſtes Nachdenken; denn 
ſo einfach ſind manche Gegenſtände nicht, die er ſchildert, und er will 
nicht allein unterhalten, ſondern belehren. 


- — 


Die drei letzten Kapitel behandeln in geſonderter Darſtellung die 


Zahnrad⸗ und Seilbahnen, die Triebwagen und die elektriſchen Lokomo⸗ 
tiven ſür die Hauptbahnen. Die Kleinbahnen und Straßenbahnen ſollen 


ſpäter in einem beſonderen Werke dargeſtellt werden. 


Das Buch beginnt mit einer geſchichtlichen Einleitung. Auf eine 


Schilderung des Reiſens in der Zeit vor den Eiſenbahnen folgt eine 
Darſtellung der Entwicklung der Lokomotive von ihren Vorläufern bis 


zu George Stephenſon, dem eigentlichen Schöpfer des „größten Wunder⸗ 


werks unſerer Zeit“ und der Eröffnung der erſten Eiſenbahnen. Daran 
ſchließt ſich die Geſchichte des Eiſenbahngleiſes und unter der Überſchrift: 


„Eiſenbahnfrühling in Deutſchland“ eine Darſtellung des Beginns des 
Zeitalters der Eiſenbahnen in Deutſchland, wobei mit Recht das 
N 


Wirken von Fr. Lift in den Vordergrund geſtellt wird. 
| So ſehr der Verfaſſer von feinem Stoff begeiftert iſt, fo iſt fein 
Urteil doch ein ruhiges, ſtreng ſachliches. Er hütet ſich vor Über⸗ 


treibungen. Das zeigt ſich beſonders auch in dem Schlußkapitel, in dem 
er zum Beifpiel vor übertriebenen Erwartungen von einer maßlos ge- 


ſteigerten Schnelligkeit der Eiſenbahnen und von der Entwicklung des 


Flugzeugweſens warnt, während er anderſeits eine weitere Vervoll⸗ 


kommnung der Eiſenbahnen durch fortſchreitende Elektriſierung erwartet. 


Ich beſchränke mich auf dieſe wenigen Andeutungen über den Inhalt 


‚und den Zweck dieſes Buches. Ich möchte es aber ganz beſonders allen 


Leſern dieſer Zeitſchriſt warm empfehlen. Uns Nationalökonomen wird 
vielfach, und nicht mit Unrecht, zum Vorwurf gemacht, daß wir uns zu 
ſehr auf die rein theoretiſche Behandlung wirtſchaftlicher Fragen be- 
ſchränken, daß wir an der Praxis, beſonders an der techniſchen Entwick⸗ 
lung des Wirtſchaftslebens, oft vorbeigehen. Der Techniker iſt, anders 
als ſolche unſerer Berufsgenoſſen, ſeit Jahren mehr und mehr bemüht, 


in die rein theoretiſche Volkswirtſchaftslehre einzudringen. Ich verkenne 


gewiß nicht die Schwierigkeit des Erfaſſens techniſcher Probleme für 
einen auf ganz anderer Grundlage gebildeten Gelehrten. Aber dieſes 
Buch bietet die Gelegenheit, mit verhältnismäßig geringer Mühe ge⸗ 


diegene und in der Regel ausreichende techniſche Kenntniſſe und klare 


Anſchauungen auf einem ſehr wichtigen Gebiete der Volkswirtſchaftslehre 
zu erwerben, vor allem aber ein allgemeines Verſtändnis für die Wichtig⸗ 
keit aller dieſer Fragen ſich anzueignen. Und dieſe Gelegenheit ſollte 


— 
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kein Jünger der Volkswirtſchaft ſich entgehen laſſen. Niemand wird das | 


= eingehende Studium dieſes Buches bereuen. 
| Berlin⸗Wilmersdorf u A. v. ver Segen 


Pinner, Felix: Emil Rathenau und das elektriſche Zeit⸗ 
altes Leipzig, Akademiſche Verlagsgeſellſchaft m. b. H. Leipzig. 


In der Sommerwendnacht 1915 ſchloß Emil Rathenau Ike, 


immer die Augen. 


Die Literatur, die in den letzten drei Jahren über ihn erſchien, iſt 
bereits ſtark angeſchwollen. Sollen wir dieſe ſchnelle Würdigung des 
Lebenswerkes Emil Rathenaus begrüßen? Hierüber können Zweifel ent⸗ 


ſtehen. Manchem ſeiner Entſchlüſſe ſtehen wir vielleicht noch nicht mit 


einem genügend großen Zeitabſtand gegenüber. Auch wird das für die 
Beurteilung Rathenaus notwendige vorhandene Material heute kaum 


vollzählig verfügbar ſein. 


Anderſeits lebt aber noch eine Reihe von Mitarbeitern, Freunden, 
Bekannten des verſtorbenen Altmeiſters der Elektrotechnik, die Zweifel 


klären und durch Mitteilung eigener Erlebniſſe das Bild des großen 


industriellen Kaufmanns und Finanziers vervollſtändigen können. Und 


. ſoweit ich ſehe — haben bisher nur ſolche Männer das Wort er⸗ 


griffen, die perſönliche Beziehungen zu Rathenau unterhielten. Dies gilt 
inſonderheit auch von dem Herausgeber des oben genannten Buches. 

Im vorigen Jahr beſprach Schmoller in dieſem Jahrbuch? 
„die im Springerverlag erſchienene Abhandlung: Emil Rathenau und das 


Werden der Großwirtſchaft. Die großen Verdienſte des verſtorbenen 
Generaldirektors der A. E. G. wurden in dem Buch gewürdigt, im übrigen 


eine meiſterhaft knappe Behandlung der wichtigen techniſchen Probleme, 


des Aufbaus der Elektrotechnik gegeben. Die nationalökonomiſchen Fragen 
traten gegen die techniſchen zurück. 
Das gerade Gegenteil iſt bei der Pinnerſchen Schrift, die eine 


glückliche Ergänzung des Riedlerſchen Buches darſtellt, der Fall. Bei 
Pinner kommt die reine Technik etwas Teichlich zu kurz. Wie an⸗ 


regend wäre es beiſpielsweiſe geweſen, den Kampf zwiſchen Gleichſtrom⸗ 
und Wechſelſtromtechnik in den neunziger Jahren kurz zu ſchildern; die 
große Unſicherheit, die damals ſelbſt in Fachkreiſen über die zweckmäßige 
Errichtung der Zentralen, der Leitungen, der Iſolierungen, der Apparate 


uf. herrſchte, zu beleuchten; zu betonen, daß Elektrizitätswerke, kaum 


vollendet, infolge der ſeit Beginn des Baues fortgeſchrittenen Technik 
faſt ſchon veraltet waren? 

Doch Pinner will gerade die Behandlung volkswirtſchaftlicher 
Frag en in den Vordergrund ſtellen. Er will das Bild der Perſönlichkeit 
Emil Rathenaus in einen doppelten Rahmen faſſen; der innere ſoll die 
Geſchichte der A. E. G., der äußere die allgemeine beutfche ne 
entwicklung 5 Rathenaus Betätigung Selm. Ä 


Band 41, Heft 1, S. 461466. 5 


en Hierüber bringt auch Riedler nur wenige Angaben. 
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Dieſe Aufgabe ft — um. es gleich vorweg zu ſagen — glänzend 


gelung en. 
Die erſten Abſchnitte über die Jugendjahre bringen dem Kenner 
nichts Neues. Die Angaben entſtammen größtenteils der von Rathenau 
| angefangenen Selbſtbiographie, die bereits Riedler wörtlich gebracht hat. 
Im weiteren Verlauf der Abhandlung berührt es ſympathiſch, die 
Verdienſte anderer großer Männer, beſonders die Werner v. Siemens', in 
vollem Umfange gewürdigt zu ſehen. Auch die Leiſtungen der Mitarbeiter 
- Emil Rathenaus, vornehmlich des Organiſators Deutſch, dann auch die 
von Mamroth, Jordan, Walther Rathenau, Klingenberg, Pforr, alles 
erſte Namen im A. E. G.⸗Konzern und in der Elektroinduſtrie, werden 
gebührend beleuchtet. 
ü Es iſt unmöglich, hier im einzelnen auf die Fülle des Stoffes ein⸗ 
zugehen, die das 400. Seiten ſtarke Buch enthält. Es wird gezeigt, wie 
Emil Rathenau in der Kriſis des Jahres 1873 ſeine organiſch gut ge— 
gliederte und reichlich beſchäftigte Maſchinenfabrik liquidieren mußte, weil 
ſeine Bank, von dem finanziellen Zuſammenbruch beſonders heftig be— 
troffen, die notwendige Zuführung neuer Geldmittel verweigerte. 

Im Jahre 1875 war die Auflöſung vollendet, und nun — ganz, 
merkwürdig für eine ſolche Arbeitsnatur, wie Rathenau es war — blieb 


er acht lange Jahre, ſonſt die ſchaffensreichſten Mannesjahre, ohne eine 


eigentliche Beſchäftigung. Erſt als 45 jähriger geht er an die Gründung 
einer Studiengeſellſchaft heran, die den doppelten Zweck hatte, praktiſche 
Erfahrungen für die Glühlampentechnik zu ſammeln und das Publikum 
mit dem neuen Ediſonlicht bekannt zu machen. 

Ein Jahr ſpäter, am 19. April 1883, wurde die Deutſche Ediſon⸗ 
Geſellſchaft mit einem Aktienkapital von 5 Mill. Mk. ins Leben gerufen; 
aus ihr entſtand die A. E. G. 

Was hat Emil Rathenau geleiſtet? Welche überragenden, genialen 
Fähigkeiten beſaß er, daß er den gigantiſchen A. E. G.⸗Konzern aufbauen, 


daß er die geſamte deutſche Elektrotechnik und weite Kreiſe unſerer übrigen | 


Induſtrien ſo ſtark beeinfluſſen konnte? 

Als poſitiver Techniker reichte er nicht entfernt an Werner v. Siemens 
heran, aber er beſaß oft den größeren techniſchen Weitblick. So war er 
der erſte, der ſelbſt gegen die Autorität eines Ediſon ſchon 1883 für 
die Entwicklung der Großmaſchinen — und dadurch bedingt des Zentralen⸗ 
baues — und der Kraftübertragung eintrat. 

Glühender Optimismus überfiel ihn bei ſolchen Gelegenheiten; der 

Rauſch des Schaffens durchzitterte ihn. Schritt er aber zur Ausführung. 
ſeiner Pläne, ſo ſtieg ſchwärzeſter Peſſimismus vor ihm auf. „Dann. 
quälte er ſich und ſeine Mitarbeiter mit immer neuen Fragen und Ent⸗ 
würfen.“ 

Er ſelbſt war kein großer Erfinder oder ein Entwerfer von Einzel- 
heiten. Faſt immer aber war ſeinem zähen Durchhalten an der End— 
idee — mußten nicht ſelten auch viele Wege umſonſt betreten werden — 

der Erfolg beſchieden. Vergeblich waren feine Bemühungen dagegen bei- 
f W bezüglich der Nernſtlampe; ſie täuſchte, trotzdem Millionen 
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von Mark für Vervollkommnung der Fabrikation en wurden, die in. 


ſte geſetzten Hoffnungen. 


Eins aber war Emil Rathenau: ein techniſcher Kritiker von er⸗ 


die Abſatzmöglichkeiten der Erzeugniſſe — manchmal ganz neuer Fabrikate — 
zu erkennen und vorauszuahnen, gab ihm die e Prägung des 
induſtriellen Kaufmanns. 

Pinner bemerkt durchaus richtig „ daß Emil Rathenau nicht im 


Händleriſchen, ſondern im Induſtriellen wurzelte. Den Ausbau 
der weitverzweigten Abſatzorganiſation der A. E. G., die vor dem Kriege 


— 


300 kaufmänniſch⸗techniſche Büros an allen bedeutenden Plätzen des In⸗ 


und Auslandes unterhielt, überließ er ſeinem älteſten Mitarbeiter Deutſch. 
Aber die Leitung der großzügigen Werbetätigkeit ſeines Rieſen⸗ 


konzerns war eine ſeiner ureigenſten Aufgaben. Letzten Endes ſtellte 


Rathenau den wirtſchaftlichen Erfolg immer über den techniſchen.— 


Aber Emil Rathenaus techniſche und kaufmänniſche Begabung — die 


hier ja nur ganz flüchtig angedeutet werden kann —, ſeine Zielſtrebig⸗ 


keit und ſein Weitblick waren nicht das Typiſche, das ihn von anderen 


| ſtaunlichem Scharfblick. Dieſe Eigenſchaft, verbunden mit der Fähigkeit, 


führenden Induſtriellen und Kaufleuten, an denen Deutſchland keinen 


Mangel hatte, unterſchied. Seinen größten Ruhm verdiente er ſich als 
„Induſtriefinanzier“, wie man ihn immer wieder bezeichnet hat. 


Bei der Finanzierung der vielen Unternehmungen ſeines Konzerns 


beſchritt er Wege, die niemand — auch im Auslande nicht — vor ihm 


und neben ihm gewandelt iſt. Durch feine Finanzierungsmethoden hob 
er ſich über die anderen führenden Männer Deutſchlands empor und ſchuf 
ſich ſeinen eigenen Platz. | 

Die bitteren Erfahrungen, die er bei der Liquidktion feiner Maſchinen⸗ 


— 


fabrik und ſpäter noch einmal in den erſten Zeiten des Beſtehens der 


Berliner Elektrizitätswerke mit ſeinen Geldgebern gemacht hatte, zwangen 
ihn innerlich förmlich, ſich — ſoweit angängig — von feinen Bank⸗ 
inſtituten unabhängig zu machen. Sein Peſſimismus rechnete mit allen 
möglichen Gefahren; ihnen zu begegnen, unterhielt er ſtändig ein hohes 


Bankguthaben und häufte offene und ſtille Reſerven auf. Dieſe nahm 


er aus den Jahresgewinnen, aus zurückhaltend angewandtem Aktienagio 
und zum Teil auch aus Buchvorteilen, die bei Transaktionen unter Aus⸗ 
nutzung dieſes Aktienagios entſtanden, und die der A. E. G. geſtatteten, 
andere Fabrikationswerte ſehr niedrig zu. erwerben oder ſie ſehr niedrig 
in die Bilanz einzuſtellen. 

Die vorſichtige Art des Bilanzierens, die aber keineswegs eine un⸗ 
geſunde Theſaurierung war, ſtärkte die wirtſchaftliche Stellung der A. E. G. 


ganz außerordentlich. Emil Rathenaus Finanzmethode iſt für viele 
Unternehmungen der verſchiedenſten Induſtriezweige vorbildlich und fomit , 


volkswirtſchaftlich von einſchneidender Bedeutung geworden. Man muß 
Dr. Walther Rathenau recht geben, wenn er in der erſten Kriegs⸗ 


generalverſammlung der A. E. G. darauf hinwies, daß die großen Reſerven; | 


der induftriellen Unternehmungen, dieſes „Mark im Knochengerüſt des 


un. Induſtriekörpers“, . ſchnelle Umſtellung und Leiſtungs⸗ 
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ban der deutſchen Induſtrie im Kriege in erſter Linie ermöglicht 
hätten. — | 
Zum Schluß bringt Pinner ein Charakterbild des Menſchen 

Rathenau; er ſchildert ihn mit ſeinen Vorzügen und ſeinen kleinen 
Schwächen. — 

In einer ſchönen, b Form werden außer der Perſönlichkeit 

Emil Rathenaus die verſchiedenen volkswirtſchaftlichen Probleme jener 
Epoche behandelt, die den gewaltigen Aufſchwung des induſtriellen 
Deutſchlands bedeuten; den glänzendſten Siegeslauf aber nahm die erſt 
neu geſchaffene Elektroinduſtrie, geführt zunächſt von Werner v. Siemens, 
ſpäter von Emil Rathen au. 

8 Das Buch iſt in feſſelnder Weiſe geſchrieben. Es iſt dem Verfaſſer 
mit großem Geſchick gelungen, ein Werk zu ſchaffen, deſſen Studium 
allen Intereſſenten, vor allem auch den Volkswirtſchaftlern, warm 
empfohlen werden kann. | 

Berlin Pe Hugo Heinricy 


Schumacher, Fritz: Die Reform der kunſttechniſchen Er— 
ziehung. 0 vom „Deutſchen Ausſchuß für Erziehung und 
| Unterricht“, 3. Band. Leipzig, Quelle & Meyer. 


| Wenn hier in einer volkswirtſchaftlichen Zeitſchrift berichtet wird. 
von der neueſten Veröffentlichung des „Deutſchen Ausſchuſſes für Er⸗ 
ziehung und Unterricht“, die ſich mit den Erziehungsfragen des Architekten 
und der ihm * Berufe beſchäftigt, ſo hat das eine doppelte 
Berechtigung. 

Zunächſt ſtößt die Schrift überall in ihren Erörterungen auf die 
neuen Geſichtspunkte, die ſich für die Architektur ergeben aus der 
wachſenden Notwendigkeit eines engen Zuſammenhanges zwiſchen baulichen 
und volkswirtſchaftlichen Fragen. Immer deutlicher zeigt ſich ja, daß 
die Entgleiſungen baulicher Natur, unter denen unſere Zeit leidet, gar 
nicht aus einem Verſagen der Kunſt des Bauens, ſondern aus dem Ver⸗ 
ſagen der volkswirtſchaftlichen Grundlage, auf welcher ſich dieſe bauliche 
Ausübung heute entwickeln muß, beruht. Erſt die Löſungen auf dem 
Gebiet des Städtebaues und dem beſonderen Gebiete der Wohnungsfrage 
werden die Wirrniſſe der Baukunſt zu klären ermöglichen. | 
Aber es find nicht nur ſolche unmittelbaren Zuſammenhänge, um. 

die es ſich handelt. Die Schrift trägt den Untertitel: „Ein Beitrag 
zum Aufſtieg der Begabten“, und man kann wohl ganz allgemein ſagen, 
daß dieſe Frage der Auswertung der Begabung, die der „Deutſche Aus— 
ſchuß“ vor allem auf fein Programm geſchrieben hat, eine Frage der 
„Volkswirtſchaft mit geiſtigen Gütern“ iſt, die der Beachtung des Sozial⸗ 
politikers bedarf. Die erſte Veröffentlichung des Ausſchuſſes hat leb— 
haften Widerhall gefunden, weil ſie zum erſtenmal dieſes Problem des 
„Aufſtiegs der Begabten“! durch eine große Reihe namhafter Fachleute 


Der Aufſtieg der Begabten. Vorfragen. Im Auftrage des Deutſchen 
Ausſchuſſes für Erziehung und. m herausg. von Peter Peterſen. 
. u 1916, Teubner. 
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in programmatiſchem Überblick entrollte. In der zweiten Schrift behandelte. 


Eduard Spranger die Frage von „Begabung und Studium” unter dem 


beſonderen Geſichtswinkel der Univerſitäten; jetzt will dieſe dritte, ſoeben 
erſchienene Schrift eine Lücke des erſten Bandes, in dem unter all den 
vielen Berufen der Baukünſtler ausgelaſſen war, auszufüllen verſuchen. 
Sie beſchäftigt ſich mit der Auswertung der Begabung in der Er⸗ 
ziehung des Architekten unter beſonderer Berückſichtigung der Techniſchen 5 
ochſchule. 

9 1 5 kann einen Läufer, der vorwärts ſtrebt, durch vielerlei Dinge N 
hemmen, — nicht nur durch Schlagbäume, die auf ſeinem Wege errichtet 

ſind, ſondern auch dadurch, daß man ſeine Muskeln nicht gleichmäßig 
zur Entwicklung bringt, daß man ihm überflüſſiges Gepäck aufbürdet 


oder daß man ihm unklare Ziele weiſt. Dieſe mancherlei Möglichkeiten 


ſpiegeln ſich in vier verſchiedenen Gruppen von Fragen, mit denen ſich 


. 


die Schrift beſchäftigt: den Hemmungen, die dem natürlichen Aufſtieg 
entgegenſtehen können durch Fragen der Berechtigung, den Hemmungen 
in. der Vorbildung, Hemmungen in der Organiſation des Studiums und 
Hemmungen in der Organiſation des Examens. f 
Die erſte Frage liegt beim Architektenberufe beſonders ſchwierig, 


weil die künſtleriſche Seite, die er umfaßt, jeder offiziellen Be⸗ 


glaubigung durch Berechtigungen überhaupt widerſtrebt, während die un⸗ 
lösbar damit verbundene praftif che, ins Leben der öffentlichen Ver⸗ 
waltung eingreifende Seite, ſchon im Hinblick auf den Kampf um die 
Beſreiung von juriſtiſcher Bevormundung, ein beſtimmt geregeltes Be⸗ 


rechtigungsweſen unumgänglich verlangt. Die Schrift kämpft deshalb 


nicht etwa gegen das ſogenannte Diplomexamen, ſondern zunächſt nur 
um einen freien und gerechten Weg, der zu dieſem Examen führt. 

Die Auseinanderſetzungen, die damit zuſammenhängen, berühren 
dann zugleich die weitergehende Frage, ob die allgemeine, der fachlichen 
Ausbildung vorangehende Erziehung unſerer Jugend den Anforderungen 
gerecht wird, die man ſtellen kann hinſichtlich eines gleichmäßigen 
Weckens der Vorbedingungen für abſtrakt⸗geiſtige und für praktiſch⸗ 
geſtaltende künftige Betätigung. Hier gilt es ganz allgemein, einen Aus⸗ 


gleich zu ſuchen gegenüber einer Einſeitigkeit unſeres augenblicklichen 


Schulſyſtems, in welchem die Übung des begrifflichen Erkennens als der 


eigentliche Zielpunkt der Erziehung hingeſtellt wird, während das an⸗ 
ſchauliche Erfaſſen gleichſam nur als niedrigere Stufe des Erkennens be⸗ 


trachtet und demgemäß vernachläſſigt zu werden pflegt. Die neueren 


Beſtrebungen, die dahin gehen, die Werkarbeit als Pflichtfach, nicht nur 


in den Volksſchulen, ſondern in allen Schulen, einzuführen, ſind ein be⸗ 


ſonders beachtenswerter Teil der Gegenbewegung gegen ae Hemmung g 
an der Vorbildung geſtaltender Begabung. f 


Die eigentliche berufliche Erziehungsfrage beginnt nun aber erſt auf 2 
der Hochſchule. Es würde zu weit führen, in dieſem Rahmen anzudeuten, 


ER Folgerungen d die N aus der immer mehr fteigenben Über- 


1 Begabung und e von i Dr. E d u ard S prang er. 


* Leipzig, Teubner. 
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laſtung des Architekten mit neuen Sonderfächern für die Konzentrierung 
in der Übermittlung der Hilfswiſſenſchaften zieht. Auch von den Über⸗ 
legungen, die ſich auf eine Reform des Examens beziehen, kann nur ſo 
viel geſagt werden, daß das Ziel der Vorſchläge dahin geht, ſeinen 
augenblicklich ganz ſtarren Charakter elaſtiſcher zu machen und es den 
individuellen Eigentümlichkeiten wertvoller Begabung anzupaſſen durch 
die Einführung eines Syſtems von Wahlfächern und von Zuſatzfächern. 

Nachdem ſo die einzelnen Hinderniſſe des Aufſtiegs näher be⸗ 
rrachtet ſind, ſetzt die Schrift dann noch mit beſonderem Nachdruck aus⸗ 
einander, wie nicht nur bezüglich des Aufſtiegs in die Höhe, ſondern 
vor allem auch bezüglich der rechten Verteilung in die Breite, eine 
Mißwirtſchaft mit Begabung getrieben wird. Einen weſentlichen Grund 
hierfür ſieht ſie in der überlebten Form der heutigen Abgrenzung zwiſchen 
den öffentlichen Erziehungsanſtalten, in denen die verſchiedenen geſtaltenden 
Betätigungen geübt werden. Ausgehend von der „freien“ Kunſt hat 
eine Schrift von W. v. Seidlitz! dieſe Frage neuerdings bereits an- 
geſchnitten. Sie knüpfte an den Vorſchlag Wilhelm v. Bodes an, zwecks 
einer beſſeren Bewirtſchaftung künſtleriſcher Begabung die Akademien 
und die Kunſtgewerbeſchulen zu vereinigen. In der vorliegenden Ver— 
öffentlichung wird ausgeführt, daß dieſer Geſichtspunkt den Radius des 
Umkreiſes, in welchem eine Neugruppierung erwünſcht wäre, längſt nicht 
weit genug zieht. Ebenſo wichtig wie die Beſeitigung der künſtlichen 
Grenzen zwiſchen Kunſtgewerbe und freier Kunſt iſt die Beſeitigung der 
Grenzen zwiſchen Architektur und Kunſtgewerbe und zwiſchen Architektur 
und „freier“ Kunſt. Die unnatürliche Abſonderung dieſer ineinander 
überfließenden Gebiete des Geſtaltens iſt zum großen Teil ſchuld an ſo 
manchem traurigen Irrläufer der Begabung und an ſo vielen verkrüppelten 
Entwicklungserſcheinungen in jedem dieſer Berufe. 

Nimmt man aber den Architekten mit hinein in den Kreis der zu— 
ſammengehörenden Gebiete des Geſtaltens, fo darf man auch vor dem 
Bauingenieur nicht haltmachen. Gerade die neueſten und fruchtbarſten 
Erſcheinungen, die ſich in unſerer Zeit in der Baukunſt regen, zeigen, 
daß in einem immer engeren Ineinandergreifen dieſer beiden Gebiete eine 
Hoffnung und eine Pflicht der Zukunft liegt. 

b man nun dieſe große Gruppe der Gebiete des Geſtaltens als in 
ſich abgeſchloſſenes Gebilde betrachtet oder die Folgerung aus dieſen Er- 
örterungen dahin ziehen will, daß der Kreis der Techniſchen Hochſchule 
ſich bis zum Kunſtgewerbe und darüber hinweg bis zum Meiſteratelier 
der heutigen Akademien erweitern müßte, iſt eine Frage für ſich. Es 
galt in dieſer Schrift zunächſt nur, die inneren Zuſammenhänge und ein 
daraus entſtehendes Wunſchbild zu zeichnen; die praktiſche Löſung kann 
und muß eine Frage bleiben, die einſtweilen nur von Fall zu Fall be— 
trachtet zu werden vermag. Die Schrift ſah ihre Aufgabe vor allem 
darin, darauf hinzuweiſen, daß neben dem Problem des Aufſtiegs das 
en der Verteilung der geftaltenden Begabung eine ausſchlaggebende 


1 W. v. Seidlitz, Die Zukunft be Vorbildung unſerer Künſtler. | 
Zeipzig 1917, Seemann. 
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Rolle ſpielt, und daß dieſes der Löſung einen weſentlichen Schritt nur 
dann näher gebracht werden kann, wenn eine Berufsgruppierung in 
unſerem Erziehungsweſen überwunden wird, die ſich mit jedem Jahre 
als umnatürlicher und unwahrer erweiſt. 

»Es wird in den ſchweren Zeiten, denen wir entgegengehen, auch 
vom Standpunkt der Volkswirtſchaft eine unſerer wichtigen Aufgaben 
ſein, den Acker unſerer Erziehung in den Zuſtand zu bringen, der die 
kräftigſte und reichſte Frucht verbürgt. Das Lebensgut, auf das wir 
unſere Hoffnungen bauen, wächſt ja auf dieſem Acker, nichts darf auf 
ihm verlorengehen. | 

Berlin Fritz Schumacher 


Siegel; G. Dr.- -Ing.: Der Verkauf elektriſcher Arbeit. 
Zweite, umgearbeitete und vermehrte Auflage von „Die Preisſtellung 
beim Verkaufe elektriſcher Energie“. Berlin 1917, Julius Springer. 

VIII und 398 S. mit 27 Abbildungen. 16 Mk., geb. 18 Mk. 


Wirtſchaftliche Aufgabe der Elekrizitätswerke iſt die Erzielung mög⸗ 
lichſt vieler Vorteile für die Werke ſelbſt und für die Verbraucher; 
ihre Löſung hängt im weſentlichen von der Preisſtellung ab, die fo zu 
geſtalten iſt, daß ſämtliche Umſtände techniſcher und wirtſchaftlicher 
Art, die auf den Verbrauch und auf die Erzeugung der elektriſchen 
Arbeit Einfluß ausüben, nach Möglichkeit und Wichtigkeit Berückſichtigung 
finden. Demzufolge gliedert ſich das Buch in zwei Hauptabſchnitte: der 
erſte behandelt die Verkaufsgrundlagen, alſo die Nachfrage nach elektriſcher 

Arbeit und ihr Angebot; der zweite beſchäftigt ſich mit den tatſächlich 
angewendeten und anzuftrebenben Preisformen und ſonſtigen Verkaufs⸗ 
beſtimmungen. | 

Die Grundlage der Nachfrage iſt die Wertſchätzung der elektriſchen 
Arbeit, die ſelbſt wieder durch wirtſchaftliche Bedürfniſſe: Lichtbedürfnis, 
Kraftbedürfnis, Wärmebedürfnis und Bedürfnis nach elektrochemiſcher 
Arbeitsleiſtung hervorgerufen iſt. Die Zuſammenhänge zwiſchen dieſen 
Bedürfniſſen und der Wertſchätzung elektriſcher Arbeit werden unterſucht 
und alle diejenigen Umſtände beſprochen, die ſowohl im allgemeinen bei 
Befriedigung der genannten Bedürfniſſe als auch im beſonderen bei der 
Anwendung der elektriſchen Arbeit auf die Wertſchätzung Einfluß ausüben. 

Die anſchließende Unterſuchung über Ausdruck und Maß der Wert⸗ 
ſchätzung führt zur Betrachtung des Zuſammenhanges zwiſchen den Aus⸗ 
gaben für die elektriſche Arbeit und der Wertſchätzung, wobei auch feſt 
geſtellt wird, welche Rolle die Ausgaben für elektriſche Arbeit ſowohl im 
Haushalt als auch im Gewerbe ſpielen. 

Auf ſeiten des Verkäufers elektriſcher Arbeit wird die Wertſchätzung 
durch die „Selbſtkoſten“ der elektriſchen Arbeit beſtimmt. Hierbei ſind 
zwei weſentlich verſchiedene Teile zu unterſcheiden, die eigentlichen Betriebs⸗ 
koſten und die Kapitalkoſten, eine Unterſcheidung, die gerade bei dem 
Elektrizitätsverkauf von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, weil hier die“ 
Kapitalkoſten einen weit höheren Anteil an den Geſamtſelbſtkoſten aus⸗ 
machen und ihre Verteilung auf die Einzelleiſtung ungleich ſchwieriger iſt 
I = Es j nn | 25 * 
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als bei 1 Waren. Die Anlagekoſten und Betriebskoſten werden 
ausführlich unter Zuhilfenahme von Zahlenaufſtellungen und Schaubildern 
erörtert. 
Inwieweit zwiſchen den Selbſtkoſten und den Umſtänden der Nach⸗ 
frage ein Zufammenhang beſteht, wird in dem nächſten Abſchnitt durch 
überlegung und Rechnung geprüft; dabei wird die hohe Bedeutung der 
Ausnutzung der Betriebsanlagen beſonders vor Augen geführt. 
8 In dem zweiten Hauptteil wird zunächſt unterſucht, nach welchen 
Grundſätzen die Verteilung der Selbſtkoſten auf die Einzelleiſtungen vor⸗ 
genommen werden kann, und wie ſich hieraus die Grundformen der 
Verkaufstarife: Gebührentarif, Zählertarif, Pauſchaltarif ergeben. Letztere 
werden miteinander verglichen, dabei wird feſtgeſtellt, daß es nicht 
möglich iſt, eine der Grundformen für alle Fälle zu empfehlen, es müſſen 
vielmehr innerhalb der einzelnen Grundformen die Preiſe weitgehend nach 
beſonderen Geſichtspunkten abgeſtuft werden. Dieſe Anpaſſung der Tarife 
an die zahlreichen Umſtände des Verbrauches wird in dem nächſten Ab— 
ſchnitt unter Anführung zahlreicher Beiſpiele und unter eingehender 
Würdigung aller Momente beſprochen. 
Der Erörterung über die Preisformen ſchließt ſich ein Kapitel über 
die allgemeinen Beſtimmungen über die Lieferung elektriſcher Arbeit an, 
die durch die Vielheit der Abnehmer und durch die Verſchiedenheit der 
Umſtände beim Verbrauch elektriſcher Arbeit bedingt ſind. 
| Zur endgültigen Abwicklung jeden Verkaufsgeſchäfts gehört ſchließlich 
als wichtigſter letzter Schritt die Bezahlung der gekauften Ware. Auch 
hierin unterſcheidet ſich der Verkauf der elektriſchen Arbeit grundſätzlich 
von anderem Warenabſatz. Die einzelnen Stufen der Rechnungsſtellung 
und des Geldeinzuges, die hierdurch entſtehenden Unkoſten und die Mittel 
zu ihrer Vereinfachung werden erörtert. 

N Ein Schlußwort endlich behandelt das Verhältnis des Staates zum 

Verkauf elektriſcher Arbeit. Eine Monopoliſierung des Verkaufs der 


elektriſchen Arbeit wird abgelehnt, da, ſobald der Staat als einziger 


Unternehmer dem Heer der Käufer gegenüberſteht, das Spiel der freien 
Kräfte eingeengt wird, was — eine normale Entwicklung vorausgeſetzt — 
eine Beſchränkung wirtschaftlicher Möglichkeiten und ſomit einen Schaden 
ür die Volkswirtſchaft bedeutet. Der Vergleich mit Erfahrungen auf 
anderen Wirtſchaftsgebieten, namentlich auf dem des Verkehrsweſens, iſt 
irreführend, da Angebot und Nachfrage hier in einem ganz anderen 
Verhältnis ſtehen als bei dem Verkaufe der elektriſchen Arbeit. Für 
eine Monopoliſierung fehlt überdies die wichtigſte Vorausſetzung, nämlich 
die Gleichartigkeit in den Verbrauchsverhältniſſen. Wie wenig dieſe vor⸗ 
handen iſt, geht gerade aus den Ausführungen des Buches hervor. Unter 
den beſtehenden Verhältniſſen haben die öffentlichen Körperſchaften, ins⸗ 
beſondere der Staat, genügend Machtmittel in der Hand, um ihre 
eigenen und der Abnehmer Intereſſen zu wahren, ſoweit der Verkauf 
elektriſcher Arbeit in Frage kommt. Darüber hinaus einzugreifen, wäre 
überflüſſig und ſchädlich. 
Berlin Due G. Siegel 


. 
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Der Arbeitsnachweis. Handbuch für den Gebrauch bei 925 
Stellen vermittlung im Deutſchen Reiche von Magiſtrats⸗ 
rat Paul Wölbling. Berlin 1918, F. Guttentag. 214 S. 


geſchätzte Kenner des Arbeitsrechts und der Arbeitsverwaltung 
will nic eine wiſſenſchaftliche Erörterung der Arbeitsnachweisfragen, 
ſondern ein praktiſches Handbuch bringen, das aber zugleich der Ein⸗ 
führung in den Stoff der Arbeitsvermittlung dienen ſoll. Ob der rein 


praktiſche Zweck erfüllt iſt, ſollte ein Praktiker des Arbeitsnachweiſes be⸗ 
urteilen. Vielleicht würde er noch dieſen oder jenen Wunſch haben, etwa 


den, neben der Muſterſatzung für die Fachabteilungen des Berliner 
Zentralarbeitsnachweiſes noch einige weitere Arbeitsnachweisſatzungen, 
Geſchäfts⸗ und Hausordnungen, neben dem Vordruck des Berliner Nach⸗ 
weisſcheins noch weitere Muſter von Karten und Liſten anderen Syſtems 
abgedruckt zu ſehen, ferner vielleicht noch Muſter von Stellenliſten, Grund⸗ 
riſſe von Arbeitsnachweis⸗Gebäuden oder ⸗Räumen, Haushaltspläne, 
Gehaltsordnungen von Arbeitsnachweisbeamten, Hinweiſe e auf Ausbildungs⸗ 


| möglichkeiten und dergleichen. Vom Standpunkt der allgemeinen Ver⸗ 


waltung wäre wohl auch ein näheres Eingehen auf die ebenſo wichtige 
wie vielfach noch vernachläſſigte Arbeitsnachweisſtatiſtik zu wünſchen ge⸗ 
weſen, da der bezügliche Abſchnitt über die Vordrucke und die bei ihrer 
| Ausfüllung zu beachtenden Regeln ebenſowenig etwas ausſagt wie über 
die Gewinnung der Ergebniſſe, ihre Verwertung in eigenen Wochen⸗ oder 
Monatsberichten, im Arbeitsmarkt⸗Anzeiger, im Reichs⸗Arbeitsblatt und 


in Jahreszufammenfaſſungen. Es ſollen das aber nur Winke ſein, die 


bei einer gewiß zu erwartenden zweiten Auflage beachtet werden möchten. 
Durchaus gelungen erſcheint in Wölblings Buche die Abſicht einer Ein⸗ 
führung in den geſamten Stoff der Arbeitsnachweisfragen. Eine kurze 
Einleitung behandelt Gegenſtand und Umfang der Stellenvermittlung 
(hier wäre eine Mitteilung der Ergebniſſe der Arbeitsnachweiserhebung 
von 1912 am Platze geweſen) und bringt einige Hinweiſe auf ihre Ge⸗ 
ſchichte. Sodann werden in neun Kapiteln dargeſtellt: 1. Die ver⸗ 
ſchiedenen Arten der Stellenvermittlung. 2. Das Recht der Stellen⸗ 


vermittlung. 3. Die Organiſation des öffentlichen Nachweiſes und der 


ihm eingegliederten nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe. 4. Die Arbeits⸗ 


nachweisverbände. 5. Die Stellung der Arbeitgeber und Arbeiter zum 

Arbeitsnachweis. 6. Die Geſchäftsführung der öffentlichen und öffentlich 
unterſtützten gemeinnützigen Arbeitsnachweiſe. 7. Die mit dem Arbeits⸗ 

nachweis verbundenen Nebenbetriebe. 8. Die Aufgaben des Arbeits⸗ 


nachweiſes nach Friedensſchluß und in der bergangemirtfähcft 9, Die 


geſetzliche Regelung des Arbeitsnachweiſes. Hervorzuheb en ſind namentlich 
das zweite Kapitel, das einige ſonſt wenig erörterte Rechtsfragen be⸗ 


handelt, und das ſechſte Kapilel über die Geſchäftsführung, das wertvolle 
Einblicke in die Grundſätze der Arbeitsvermittlung und ihre Handhabung 


Pet 


gewährt. Zu vermiſſen find Ausführungen über die Arbeitsvermittlung 


ausländiſcher und landwirtſchaftlicher Arbeiter. Die deutſche Arbeiter⸗ 
zentrale iſt (S. 19, 86) ohne Hinweis auf Zweck und Einrichtungen 
erwähnt. Mit der S. 125 erwähnten „Reichsarbeiter. Zentrale iſt 
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übrigens wohl die Reichszentrale für Arbeitsnachweis gemeint. Auch die 
Arbeitsnachweiſe der Wanderarbeitsſtätten, Herbergen zur Heimat uſw. 
hätten etwas näher behandelt werden können. Die Angaben über die 
Arbeitsnachweisverbände ſind an einigen Stellen lückenhaft (S. 14, 87; 
einer falſchen Angabe über den Verband pfälziſcher Arbeitsnachweiſ auf 
S. 87 und 99 ſteht die richtige auf S. 100 gegenüber). Im Februar 
1918, in dem das Vorwort unterzeichnet it, war nicht mehr, wie 
S. 85, 125 angegeben, das Reichsamt des Innern, ſondern das Reichs⸗ 
wirtſchaftsamt mit dem Arbeitsnachweis befaßt (jetzt iſt es das Reichs⸗ 
arbeitsamt !). Auch der Reichskommiſſar für Übergangswirtſchaft (S. 193) 
war bereits im Reichswirtſchaftsamt aufgegangen. Das Kaiſerliche 
Statiſtiſche Amt hat ſeinen Sitz nicht in der Wilhelmſtraße (S. 83). 
Schließlich ſei — immer von dem Geſichtspunkt aus, daß eine zweite 
Auflage erwünſcht erſcheint — auf eine Reihe ſtörender Druckfehler und 
Auslaſſungen hingewieſen (S. 50 Z. 12 v. u., 54 Z. 5 v. o., 111 
Z. 4 v. o., 119 Z. 1 v. u., 131 Z. 11 v. o. und 5 v. u., 137 
Z. 18 v. o., 141 Z. 2 v. u., 147 Z. 20 v. o., 153 Z. 10 v. u., 
159 Z. 5 v. u., 183 Z. 16 v. u., 207 Z. 12 v. u.). Dieſe kleinen 
Ausſtellungen hindern nicht, Wölblings Buch als eine wertvolle Be— 
reicherung der umfangreichen Literatur über den Arbeitsnachweis zu be— 
zeichnen. 
Charlottenburg. : Joh. Feig 


Kleemann, Dr. Kurt: Die Sozialpolitik der Reichspoſt⸗ 
und Telegraphen verwaltung gegenüber ihren Be- 
amten, Unterbeamten und Arbeitern. (Abhandlungen des 
ſtaatswiſſenſchaftl. Seminars zu Jena, XIV. Bd., 1. Heft, herausg. 
v. Pierſtorff.) Jena 1914, Guſtav Fiſcher. VI u. 253 S. 
Geh. 6 Mk. 


Mehr als eine Viertel Million Beamte und Angeſtellte im Jahre 
1910, das iſt ſozuſagen das Objekt der beſonderen Sozialpolitik, die der 
Verfaſſer ſchildert, und 700 000 Menſchen ungefähr find es, die ein- 
ſchließlich der Angehörigen davon mit getroffen werden. Das recht- 
fertigt reichlich das Unternehmen des Verfaſſers, die Sozialpolitik der 
Reichspoſt⸗ und Telegraphenverwaltung in einem ſtattlichen Bande dar— 
zuſtellen und kritiſch zu behandeln. Aber es war an ſich ſchon intereſſant 
genug, hier be zu können, welches ungeheure Gebiet für die 
ſozialpolitiſche A ich innerhalb eines ganzen ſtaatlichen Verwaltungs- 
zweiges eröffnet. Es iſt nicht nur Arbeiterſchutz und Lohnpolitik, um 
die es ſich dabei handelt, ſondern ſchon das elementare Problem der 
Verfaſſung des Arbeitsverhältniſſes iſt ebenſoſehr ein Stück Sozial⸗ 
politik, wie Finanz⸗ und Wirtſchaftspolitik. Es bildet ja auch das aus— 

gewählte Verwaltungsgebiet ein beſonders geeignetes Beobachtungsmaterial 
fur die Konkurrenz ſozialpolitiſcher und wirtſchaftspolitiſcher Intereſſen, 
gerade auch was die Verfaſſung des Arbeitsverhältniſſes anlangt, weil es 
ſich dabei freilich nicht bloß um ein gewiſſes Maß von Schutz für die 


— 


— 
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Angeftellten, ſondern ebenſoſehr um ein gutes Funktionieren des ganzen | 


Apparates im Intereſſe der geſellſchaftlichen Geſamtheit handelt. 


Mit beſonderer Aufdringlichkeit ragt hier ein allgemein⸗ 


geſellſchaftliches Problem herein, das iſt die Verwendung weiblicher 
Arbeitskräfte und der Umfang ſowie das Zeitmaß, in dem man ſie in 
der ſtaatlichen Verwaltung weiterentwickeln ſoll und muß. Namentlich 


die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung iſt ja ein Kampfplatz für das Vor⸗ 


dringen der weiblichen Arbeitskräfte, und die Geſchichte dieſer Verwaltung 
zeigt, wie Schritt für Schritt trotz aller Gegenmaßregeln dieſes Arbeits⸗ 

element immer mehr freie Bahn gewonnen hat, bis es 1913 rund 10% 
aller Angeſtellten der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ausmachte. Damit 
ſtand dieſe deutſche Verwaltung allerdings noch weit zurück gegenüber 
demſelben Verwaltungszweig in England, in dem 22%, und jenem in 
Oſterreich, in dem 17,6%/0 der Angeſtellten weibliche Kräfte waren. Der 
weiteren Entwicklung dieſes aber auch in Deutſchland ſchon recht be⸗ 


achtenswerten Anſatzes ſetzt der Verfaſſer den „Wunſch“ entgegen, daß 
eine weitere Steigerung der Anteilziffer der weiblichen Beamten nicht 
erfolgen möge, ohne damit ein abſchließendes Urteil ihrer Leiſtungswerte 


beibringen zu können oder zu wollen. Seither iſt natürlich, der Krieg 
wohl auch darin über alles Wünſchen und Hoffen mit gewaltigem Schritt 
hinweggegangen und hat uns von anderen Notwendigkeiten überzeugt, 
aber ich muß immerhin einräumen, daß der Verfaſſer einzelne Tatſachen 
anzuführen vermag, in denen die weibliche Arbeitskraft ſich eben doch 


| als unterwertig gezeigt haben ſoll, ſo zum Beiſpiel wenn er feſtſtellt 


(S. 34), ſie ſei es, die den Übergang zu der engliſchen Arbeitszeit er⸗ 


ſchwere. 
Im großen ganzen ſteht der Verfaſſer auf dem Boden deſſen, was 


in ſozialpolitiſcher Richtung in ſeiner Verwaltung bisher geleiſtet wurde, 


äußert ſich von dem Geſchaffenen zumeiſt befriedigt, verteidigt auch da 
und dort die Verwaltung gegen Angriffe, die ihr einen Mangel an 
ſozialpolitiſchem Empfinden vorwerfen, aber er hält, allerdings ſtets ſehr 
maßvoll, auch mit der Geltendmachung von Wünſchen in der Richtung 
weiteren Fortſchreitens der Sozialpolitik da und dort in der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung nicht zurück. Ein objektiver Beurteiler wird 
nach der Darſtellung Kleemanns wohl auch zu denſelben Ergebniſſen 
kommen wir er. Chronologiſch iſt ein Fortſchreiten i in der ſozialpolitiſchen 
Tendenz unverkennbar, wobei ich, um ein Beiſpiel herauszugreifen, an 
die Sicherung der Angeſtellten gegen Entlaſſung durch Verlängerung der 


Kündigungsfriſten erinnere. Dankenswert iſt es jedenfalls, daß der Ver⸗ 


faſſer ohne Voreingenommenheiten die Schwierigkeiten der Schutzdurch⸗ 


führung hervorhebt. So trifft wohl auch für viele andere Gebiete zu, 


was er für die Sonntagsruhe beſonders hervorhebt, daß die Beſtrebungen 
für das Wohl des Perſonals oft außerordentlich ſchwer mit wichtigen 
volkswirtſchaftlichen Rückſichten in Einklang zu bringen ſind. Ä 

In beſonderen Abſchnitten behandelt der Verfaſſer außer dem Arbeits⸗ 
zeitfhug die Hygiene der Arbeitsſtätten, den Schutz gegen beſondere 


Betriebsgefahr, der hier auch im ſozuſagen büromäßigen Betriebe 


(Telephoniſtinnen!) recht erhebliche Bedeutung hat; ferner die Durch⸗ 
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führung der ſozialen Verſicherung, die „Förderung der wirtſchaftlichen 
Lage des Perſonals“, die Förderung der geiſtigen Bildung, endlich die 
Stellung der Verwaltung zu den Beamten⸗ und Arbeitsorganiſationen. 
Es iſt im ganzen eine recht überſichtliche Darſtellung der verſchiedenen 
Materien, und was auf dem Gebiete der Unterſtützung ſowohl an Dienſt⸗ 
tuende wie an ſchon Ruhegehalt Beziehende und Hinterbliebene, was an 
Wohnungsfürſorge, an Schaffung wohlfeiler Speiſegelegenheit, Kleider— 
kaſſen, Krankenfürſorge, Förderung freiwilliger Verſicherung, Spar- und 
Darlehensvereine uſw. geleiſtet wird, iſt, wie es geſchildert wird, gewiß 
ſehr erfreulich und der Beachtung wert. Allein mit der Nachweisung 
der abſoluten Leiſtungen in allen dieſen Richtungen hätte ſich der Ver— 
faſſer doch nicht begnügen dürfen. Eine wirklich richtige Beurteilung 
folder Leiſtungen iſt nur auf der Baſis von Vergleichungen möglich. 
Kleemann bedauert zum Beiſpiel ſelbſt, daß die Speiſegelegenheit, wie 
ſie in Frankfurt eingerichtet iſt, nicht auch in anderen Städten unter- 
nommen worden iſt, und er muß feſtſtellen, daß darin die britiſche Ver— 
waltung weiter fortgeſchritten iſt. Solche Vergleiche ſind wertvoll, ſie 
fehlen ja, wie dies Beiſpiel zeigt, wohl nicht ganz, aber ſie ſind ver— 
hältnismäßig zu ſelten gebracht. Wenn die Vergleichsdaten fehlen, können 
Angaben auch geradezu irreführen. Es klingt jedenfalls zu großartig, 
wenn für die Steigerung des Beſoldungsaufwandes im Bereich der 
Reichspoſt⸗ und Telegraphenverwaltung in der Zeit von 1876-1910 
eine Zuwachsrate von 543,46 % errechnet wurde. Obgleich das an ſich 
ſchon eine Relativzahl iſt, jo genügt fie doch nicht, denn nahezu 300 % 
dieſer Steigerung müſſen auf die Vermehrung des Perſonalbeſtandes in 
Anrechnung und daher in Abzug gebracht werden. 

| Zum grundſätzlichen Widerſpruch fordert es heraus, daß der Ver— 
faſſer das Unterſtützungsweſen als Akt der Sozialpolitik behandelt. Ich 
glaube nicht, daß es förderlich iſt, wenn die Grenze zwiſchen ſozial— 
politiſchen Einrichtungen und ſozialer Fürſorge vollſtändig verſchwimmt. 
Ich ſtehe nach wie vor in dieſer Hinſicht auf dem Standpunkt, den ich 
in meiner Sozialpolitik (Leipzig 1911, S. 42) vertreten habe. Ziemlich 
auf demſelben Blatte ſteht es, daß der Verfaſſer zum Beiſpiel gegen die 
Schaffung von Penſionskaſſen eintritt (S. 111) und dies damit be— 
gründet, daß die Arbeiter ja auf die reichlichen Unterſtützungsmittel der 
Verwaltung rechnen können. Es entſpricht dies auch nicht ganz der 
Auffaſſung, die er in der Beſprechung der Koalitionsfreiheit der Beamten 
und Arbeiter erkennen läßt. Obgleich er namentlich dem Staate als 
Arbeitgeber ein beſonderes Maß von Pflicht zur Fürſorge zuweiſt, ver— 
kennt er gleichwohl nicht, daß die Selbſthilfe als Ergänzung doch auch 
hier nicht fehlen darf, und die Organiſierung einer Penſionsverſicherung wäre 
ein Weg der Sozialpolitik, der dieſem Grundſatz ausgezeichnet entſpräche. 


Die Literaturüberſicht läßt, da ſie eigentlich ziemlich ins Allgemeine 


ausgreift, manche Arbeit vermiſſen, die heranzuziehen mindeſtens nicht 
ohne Nutzen geweſen wäre. Auffallend iſt namentlich, daß der Verfaſſer 
ſich mit den Schriften über das Arbeiterbeamtentum offenbar nicht be— 
ſchäftigt hat. Sie wären hier wohl ganz beſonders zu benutzen geweſen. 
Karlsruhe⸗Lozz v. Zwiedineck 
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Meier-Demmig: Behörden⸗ Handbuch zum Geſetz über die 
Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des Reichs⸗ 
heeres, der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen 
Schutztruppen (Mannſchaftsverſorgungsgeſetz) vom 31. Mai 1906. 
Mit Genehmigung des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums unter 
Benutzung 1 Quellen. Dritte, unveränderte Auflage. Berlin 
1918, Mittler & Sohn. 162 S. 


Meier-Demmig: Behörden-Handbud zum Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetz. Nachtrag mit vollſtändigem Sachverzeichnis 
nach ae und ee Berlin 1918. Mittler & Sohn. 

162 | 


— 


Das a Mannſchaftsverſorgungsgeſeß von 1906 entſtand 
während drei Friedensjahrzehnten als Kodifikation des Reichsgeſetzes vom 
27. Juni 1871 und der fünf Ergänzungsgeſetze von 1874, 1893, 1894, 
1895 und 1901. Damals bedeutete es gegenüber dem früheren Rechts⸗ 

ſtand einen entſcheidenden Fortſchritt. „Ein gewaltiges Stück ſozialer 
Fürſorge“ nennt es Romen; auch von ihm gelte das von Erzberger im 
Reichstage über das Offizierspenſionsgeſetz gleichen Datums geäußerte 
Urteil: „Es iſt als ein hervorragend ſoziales, aber auch als ein ebenſo 
eminent nationales Werk zu bezeichnen.“ 
| Zweifellos iſt es weit durchdachter, durchgearbeiteter, einheitlicher, 
folgerichtiger als das ſchnell angehängte Militärhinterbliebenengeſetz von 
1907. Allein die Weltumwälzungen ſeit dem Sommer 1914 fanden 
auch das auf andere Zeiten ausgerichtete Mannſchaftsverſorgungsgeſetz 
von 1906 zu eng und mußten ſeinen Rahmen ſprengen. Im Jahre 
1906 ließen ſich die Verhältniſſe eines mehr als vierjährigen Weltkrieges 
nicht ausdenken, eines Krieges, der faſt die geſamte, im wehrpflichtigen 
Alter befindliche männliche Bevölkerung einberief, der ungeahnte Geld⸗ 
entwertung und Teuerung nach ſich zog. Die dadurch bedingte un⸗ 
geheuere Steigerung der Zahl und der Hilfsbedürftigkeit der Invaliden 
wird auch nicht neutraliſiert durch die außerordentlichen Fortſchritte und 
Erfolge der ärztlichen ſowohl chirurgiſchen als auch neurologiſchen Be⸗ 
handlung, wobei nur an die Kopfſchußlazarette erinnert ſei. — 

Wie für das Offizierpenſionsgeſetz aus dem Jahre 1907, ſo beſitzen 
wir auch für das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz einen ſehr guten Kom⸗ 
mentar aus dem Jahre 1908 von Nomen in der Guttentagſchen Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze, während für das Militärhinterbliebenengeſetz vor 
dem Erſcheinen des Olshauſenſchen Handbuches ein ſolcher fehlte. In 
einer kurzen, aber klugen und klaren Einleitung unterrichtet Romen über 
Entſtehung und weſentlichſten Neuerungen des Mannſchaſtsverſorgungs⸗ 

geſetzes von 1906. Dieſe ſowie die geſchichtlichen und grundſätzlichen 
Texterläuterungen bewahren dem Romenſchen Kommentar feinen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Wert, während er für die heutige Praxis überholt iſt durch 
das Behörden⸗Hand buch von Meier⸗Demmig, das die im 
Laufe des Krieges erforderlich gewordenen Ergänzungen des Geſetzes durch | 
‚neue Vorſchriften bis zum Februar 1918 umfaßt. 
Das Geſetz von 1906 ſtütt als eingreifende grunbfägliche Re 
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den Rentenanſpruch nicht mehr, wie früher, im Entſcheidenden auf die 
militäriſche Dienſtuntauglichkeit, wobei ein zum Militärdienſt 
untauglich gewordener Soldat eine Verſorgung erhalten konnte, ohne in 
ſeiner bürgerlichen Erwerbsfähigkeit beſchränkt zu ſein. Der Renten⸗ 
anſpruch beſteht ſeit 1906, wenn und ſolange die „Erwerbsfähigkeit in⸗ 
folge einer Dienſtbeſchädigung aufgehoben oder um wenigſtens 10% 
gemindert iſt“ (§ 1). Damit und mit der entſprechenden Berückſichtigung 
des Grades der Erwerbsunfähigkeit, an Stelle der Bemeſſung der Renten⸗ 
höhe in erſter Linie nach dem Grade der Dienſtunfähigkeit, war die rein 
militäriſche Orientierung bereits durchbrochen und die bürgerliche Erwerbs— 
fähigkeit in den Mittelpunkt von Rentenanſpruch und Rentenbemeſſung 

geſtellt. Die durch Erlaß vom 21. Juli 1915 (1121. 715. C 2) vor⸗ 
gegebenen Zuſatzrenten gemäß dem früheren Arbeitseinkommen („Zus 
wendungen aus Kapitel 84 a des Kriegsjahrsetats als Ausgleich des 
verminderten Arbeitseinkommens für kriegsbeſchädigte Mannſchaften, die 
die Kriegszulage beziehen“) erſcheinen ſomit als mittelbare Fortbildung 
des ſeit 1906 in die Mannſchaftsverſorgung maßgebend eingedrungenen 
zivilrechtlichen Elementes der Erwerbsfähigkeit, unabhängig von der Dienſt⸗ 
tauglichkeit. Die Durchbrechung der Kontinuität iſt auch hier wie in 
mancher anderen Richtung nur eine ſcheinbare. Für den Ausbau und 
die geſetzliche Normierung der (jetzt nur auf dem Erlaßwege geregelten) 
Zuſatzrenten als „Berückſichtigung des Arbeitseinkommens und des 
Familienſtandes bei Bemeſſung der militäriſchen Verſorgung der Kriegs- 
teilnehmer“ hat der Reichsausſchuß der Kriegsbeſchädigtenfürſorge ſehr 
beachtenswerte Leitſätze aufgeſtellt und eingehend begründet. Ebenſo für 
die „Einführung eines Rechtsmittelverfahrens in Militärrentenſachen“. 
(Vorſchläge des Reichsausſchuſſes der Kriegsbeſchädigtenfürſorge zur Ab— 
änderung des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes. Sonderſchriften. Heft 6. 
Berlin 1918, Karl Heymanns Verlag.) 

Durch den gegenwärtigen Stand der Invalidenverſorgung nach dem 
geltenden Recht und allen ſeinen Kriegsergänzungen iſt das Behörden⸗ 
Handbuch von Meier⸗Demmig der zuverläſſigſte Führer. Es beruht auf 
umfaſſender unmittelbarer Quellenkenntnis. (Beide Verfaſſer gehören zur 
Rentenabteilung des Preußiſchen Kriegsminiſteriums.) Die vorliegende 
dritte Auflage von 1918 iſt ein unveränderter Neudruck der zweiten, im 
Auguſt 1917 erſchienenen Auflage. Alle bis zur Drucklegung ergangenen 
Neuerungen ſind berückſichtigt und durch ſtarke Randſtriche leicht über⸗ 
ſchaubar gemacht. Die klare Gliederung des Stoffes, ſeine Gruppierung 
unter prägnante Überſchriften, die knappen, ſyſtematiſch auf die Praxis 
ausgerichteten Erläuterungen und ein genaues Sachregiſter ergeben ein 
ausgezeichnetes Nachſchlagebuch. Von den Anlagen ſeien erwähnt die 
„Beſtimmungen über Zuwendungen aus Kapitel 84a (guſatzrenten)“ 
mit erläuternden Beiſpielen, das Kapitalabfindungsgeſetz vom 3. Juli 
1916 und das Fürſorgegeſetz für militäriſche Luftfahrer vom 29. Juni 
1912. 

Die zahlreichen neuen Vorſchriften ſeit dem Erſcheinen der zweiten 
Auflage ſind im „Nachtrag“ zuſammengefaßt und durch Bemerkungen 
des . (Demmig) ergänzt worden, „die ſich aus den Erfahrungen 
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bei Bearbeitung bie: immer ſchwieriger werdenden Stoffes ergaben.” Der 
Nachtrag bringt auch das neue Geſetz über Fürſorge für Kriegsgefangene 
vom 15. Auguſt 1917 (Abſchnitt 19: Verſchiedenes, S. 96). — Zu 

der vielerörterten, auch für die Hinterbliebenen ſehr aktuellen Frage der 
Entſchädigung von Zivilperſonen für Verletzungen uſw. durch Flieger⸗ 
angriffe wird folgende Entſcheidung angeführt: „Die Entſchädigung der 


durch feindliche Fliegerangriffe verletzten oder in ihrer Arbeitsfähigkeit 


beſchränkten deutſchen Zivilperſonen ſowie der Hinterbliebenen der durch 
feindliche Fliegerangriffe getöteten Zivilperſonen iſt nicht Sache der 
Militär⸗, ſondern der Zivilverwaltung“ (S. 97). Sehr wichtig und von 
grundſätzlicher über 9 achintereſſe hinausgehenden Bedeutung ſind auch 
die Erläuterungen und Ergänzungen des Nachtrags zum Hauptwerk (§ 3 
S. 34 ff.): über die Anerkennung von Dienſtbeſchädigung und namentlich 
von Kriegsdienſtbeſchädigung im Gegenſatz zur bloßen Dienſtbeſchädigung 
„Abſchnitt 2, S. 7). Vielleicht keine andere Frage iſt ſowohl in ihren 
inhaltlichen Beſtimmungen als auch hinſichtlich der Rechtſprechung um⸗ 
ſtrittener und vielſpältiger und mit größeren Härten verbunden. Der 
Arbeitsausſchuß der Kriegerwitwen⸗ und Waiſenfürſorge (ſeit April 
1918 Soziale Abteilung der Nationalſtiftung) hatte deshalb beantragt, 
die Unterſcheidung zwiſchen Kriegs⸗ und Dienſtbeſchädigung aufzuheben, 
mit der Begründung, daß bei älteren oder ſchwächeren Männern, die 
heute in der Garniſon eine Verletzung erleiden oder ſterben, dies in 
den meiſten Fällen mit dem Kriege als Urſache der Einberufung zu⸗ 
ſammenhänge: „Im Frieden wären ſie ihres Alters oder Körperzuſtandes 
wegen überhaupt nicht oder in ſpäterer Zeit bei entſprechender Körper⸗ 
entwicklung eingezogen worden. Es kann deshalb folgerichtig nur von 
einer Kriegsdienſtbeſchädigung die Rede fein.” — Der innere Zufammen- 
hang mit dem Hauptwerk iſt im Nachtrag ſorgfältig gewahrt und auch 
durch äußerliche Hinweiſe ſo deutlich gemacht, daß beide Bücher eine 
nn handliche Einheit bilden. 

Dem Nachtrag iſt ein chronologiſch und alphabetiſch geordnetes Sach⸗ 
regiſter beigegeben. Beſonders intereſſant erſcheint das „Sachregiſter nach 
der Zeitfolge“, das die Vorſchriften des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes und 
alle es ergänzenden und berührenden Geſetze, Erlaſſe, Verordnungen und 
Einzelbeſtimmungen zwiſchen 1906 und 1918, gleichſam als die Geſchichte 
dieſes Teiles des Verſorgungsweſens in Stichworten, vor Augen führt. 

Hauptwerk und Nachtrag zeichnen ſich durch beſonders klaren, ſchönen 
Druck aus. Somit iſt in jeder auch äußeren Hinſicht der Zweckdienlichkeit 
des Werkes Rechnung getragen, das für alle mit der Kriegsbeſchädigten⸗ 
verſorgung und Fürſorge N oder praktiſch befaßten Perſonen un⸗ 

entbehrlich iſt. a 
Berlin | | | Helene Simon 
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Eingeſendete Bücher 
— bis Mitte November 1918 — 


1. Oruckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Blätter für das Hamburgiſche Armenweſen. Amtliches Organ 
des Armenkollegiums. Hamburg 1918, Selbſtverlag der Allgemeinen 
Armenanſtalt. 

Jahrgang 26, Nr. 7—11. 

Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes. Jena 1918, 
Guſtav Fiſcher. 

| Band XVII, Nr. 6—7 (Analyſenheft). 

Königlich Sächſiſcher Normalkalender für das Jahr 1919 mit 
aſtronomiſchen, kirchlichen und bürgerlichen Mitteilungen. Bearbeitet 
von B. Pattenhauſem. Herausg. vom Königl. Sächſiſchen Sta— 
tiſtiſchen Landesamte. Dresden 1918, C. Heinrich. 68 S. 


Monatsberichte des Statiſtiſchen Amtes der Königlichen 
Haupt⸗ nnd Reſidenzſtadt Königsberg i. Pr. 
26. Jahrgang, Januar 1918 bis September 1918. 


Reichs⸗ Arbeitsblatt. Herausg. vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. Berlin 1918, Carl Heymanns Verlag. 
XVI. Jahrgang, 1918, Nr. 8—10. 
16. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatte. Die Verbände der Ar— 
beitgeber, Angeſtellten und Arbeiter im Jahre 1915. 35* u. 33 S. 
De Socialistische Gids. Maandschrift der Sociaal - Democratische 
Arbeiderspartij. Onder Redactie van C. S. Adama van Schel- 
tema, Mr. W. A. Bonger, F. v. d. Goes, Mr. P. J. Troelstra 
en W. H. Vliegen. Amsterdam 1918, „Ontwikkeling“. 
III. Jahrgang, Nr. 8/9, Auguſt / September 1918. 
III. = 10, Oktober 1918. 


Statistiska Meddelanden. Ser. F. Band XIII, Nr. 6. Stockholm 


1918, P. A. Norstedt & Söner. gr. 80. 
Soziala Meddelanden, utgivna av K. Sozialstyrelsen, 1918. 
Nr. 7, 8 An 9. 


Be: Oruckſachen von Arbektenachtöeiſen, Genoſſenſchaften, 
Handels-, Gewerbe⸗, Handwerker⸗ und Landwirtſchafts⸗ 
kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeitsvertretungen; 
Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Inſtituten und Er⸗ 
werbsgeſellſchaften 
| Archiv für Frauenarbeit. Im 1 des Kaufmänniſchen Ver⸗ 
bandes für weibliche Angeſtellte, E. V., herausg. von J. Silber- 
mann. Berlin 1918, Verlag des N 
Band VI, Heft 2 und 3. 
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Der Bund. Organ des Kartellverbandes Dale Werkvereine. 
Berlin 1918, Reformverlag „Der Bund“ G. m. b. H. 
Jahrgang 13, Nr. 31—38. | 
Mitteilungen der Gewerbekammer Oresden. Herausg. von 
der Gewerbekammer Dresden unter verantwortlicher Schriftleitung 
ihres Syndikus Dr. Hans Kluge. Dresden 1918. 
5. Jahrgang, Nr. 3 und 4. 
Mitteilungen der Gewerbekammer zu Berlin. Berlin 1918, 
Selbſtverlag. 
16. Jahrgang, Nr. 7—10. BD 
Mitteilungen der Handelskammer Breslau. Herausg. im 
Auftrage der Kammer von ihrem Syndikus Dr. Freymark. 
Selbſtverlag. ö | 
XX. Jahrgang, Nr. 5/6. — Mai / Juni 1918. 


Schriften des ſtändigen Ausſchuſſes zur Förderung der 
Arbeiterinnen ⸗Intereſſen. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 
Heft 9. Kempf, Noſa: Arbeits⸗ und Lebensverhältniſſe der 
Frauen in der Landwirtſchaft Bayerns. Dargeſtellt auf Grund einer 
vom ſtändigen Ausſchuß zur Förderung der Arbeiterinnen⸗Intereſſen 
veranſtalteten Erhebung. VIII u. 146 S. 
Soziales Muſeum Frankfurt a. M. Fünfzehnter Jahresbericht 
. 1917. Herausg. vom Vorſtand. Frankfurt a. M. 1918, Selbſt⸗ 
verkag des Sozialen Muſeums (E. V.) 
Veröffentlichung der Handelskammer zu Siegen. Siegen 
1918, Verlag der Handelskammer. 
Einführung in das Kriegsabgabegeſetz vom 26. Juli 1918. Eine 
gemeinverſtändliche Darſtellung ſeiner wichtigſten Beſtimmungen. 
Von Dr. Georg Mollat, Syndikus der Handelskammer. 4⁰ S. 


8 Oruckſachen von Geſelſchaften uſw. 


Beiträge zur Berufsberatung. Herausg. vom Zentralinſtitut für | 
Erziehung und Unterricht. Berlin 1918, Mittler & Sohn. | 
| 1. Heft. Literatur zur Berufsberatung. IV u. 42 S. 
Jahrbuch der Deutſchen Landwirtſchafts - „Geſellſchaft. 
Herausg. vom Vorſtande. Berlin 1918, Selbftoerlog. | 
Brand 33, 1. Lieferung, Mai 1818. 263 S. | | 
Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der gemeinſamen 
wirtſchaftlichen Intereſſen in Rheinland. und Weſtfalen. a 
Herausg. von dem . e Dr. W. N : 
- Düfjeldorf 1918. | | 
Jiahrgang 1918, Nr. 2. N 
| Schriften der Geſellſchaft für Soziale Reform. Herausg. von 
dem Vorſtande. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 


Heft 62 (8. Band, Heft 3). Für Soſialpoliit nach dem Kriege! = 


Große Kundgebung, heranſtaltet am 14. April 1918 in Berlin von 
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der Geſellſchaft für Soziale Reform. Anhang: Bericht über die 
7. ordentliche Hauptverſammlung. 82 S. 


Schriften des Königlichen Inſtituts für oſtdeutſche Wirt⸗ 

ſchaft an der Aniverſität Königsberg. Herausg. von 
A. Heſſe, A. Brackmann, O. Gerlach, J. Hanſen und 
F. Werner. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 

5. Heft. Die Umwandlung der Agrarverfaſſung Oſtpreußens 
durch die Reform des neunzehnten Jahrhunderts. Erſter Band. 
Nobert Stein: Die ländliche Verfaſſung Oſtpreußens am Ende 
des achtzehnten Jahrhunderts. Mit 1 Karte und 8 Skizzen. 
XXIV u. 543 S. 

Veressſchriften der Deutſchen Weltwirtſchaftlichen Geſell⸗ 
ſchaft, herausg. von der Deutſchen Weltwirtſchaftlichen Geſellſchaft, 

Vereinigung für weltwirtſchaftliche Forſchung und Belehrung. 
Berlin 1918, Carl Heymanns Verlag. 

Heft 9. Symp her, Leo: Die zukünftige Entwicklung der 
deutſchen Waſſewirtſchaft 36 S. und 3 farbige Tafeln. 

Die Wohnungs- und Siedlungsfrage nach dem Kriege. 
Ein Programm des Kleinwohnungs⸗ und Siedlungsweſens. (Der: 
öffentlichung der „Vereinigung für deutſche Siedlung und Wande— 
rung“ und des „Deutſchen Bundes Heimatſchutz“.) Herausg. von 
Johannes Fuchs unter Mitarbeit zahlreicher Fachmänner. Mit 
39 Abbildungen. Stuttgart 1918, Wilhelm Meyer -Ilſchen. 
XI u. 455 S. 

Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. 
Herausg. vom Deutſchen Verein für Verſicherungs-Wiſſenſchaft. 
Berlin 1918, Mittler & Sohn. 

18. Band, 4. Heft. 


4. Zeitſchriften; periodiſche Erſcheinungen; Sammelwerke 
Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik. Herausg. 
von Edgar Jaffe. Tübingen 1918, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
44. Band, 3. Heft, S. 601-905 nebſt Inhaltsverzeichnis für 
Band 44. 
Bibliothek für Volks- und Weltwirtſchaft. Herausg. von 
| Franz v. Mammen. Dresden und Leipzig 1917, „Globus“, 
Wiſſenſchaftliche Verlagsanſtalt. 
Heft 46. Hönlinger, Hans: Die Umtriebsbeſtimmung im 
jährlich nachhaltigen Forſtbetriebe. VII u. 55 S 
Heft 49. Schmidt, Otto Heinrich: Deutſchlands Friede und 
Freiheit und ihre dauernde Sicherung nach erdkundlichen, geſchicht— 
kichen, völkiſchen, volkswirtſchaftlichen, wehrmachtlichen, bekenntnis— 
mäßigen, ſittlichen und ſtaatsrechtlichen Betrachtungen eines Kriegs⸗ 
freiwilligen. 84 S. 
Heft 50. andern, Ottomar: Der Mitteleuropäiſche 
Staatenbund. 31 S 
Heft 51. Heß, Walter: Das Papier im Kriege. 95 S. 
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* . Deueſchlande, 33 Monatsſchrift für das deutſche Volk. 


München 1918, J. F. Lehmann. 
2. 3 Heft 9, September 1918. 


a chen Friedensverträge. Heilbronn a. Neckar, Schell ſcher 


erlag. 

Teil 1. Speidel: Der Friede im Oſten. Die Friedensſchlüſſe 
mit der Ukraine, mit Rußland, Finnland und Rumänien: die 
Friedensurkunden mit den darin * Staatsverträgen. VII u. 
182 S. 


Der deutſche Volksſtaat. Schriften zur inneren Politik, herausg. 


von Wilhelm Heile und Walther Schotte. Berlin 1918, 
Fortſchritt (Buchverlag der „Hilfe“). 
Heft 5. Naumann und Heile: Erziehung zur Politik. 56 S. 


Deutſche Zeitfragen. Herausg. von der Deutſchen Vereinigung. 


Berlin 1918, Verlag der Deutſchen Vereinigung. 


Heft 7. Sperling, Erich: Die wirtſ gahsfrielige nationale 


. im Lichte der Kritik. 127 S 


Heft 8. Kuh, Felix: Der ſelbſtändige Unternehmer, ſeine 


wirtſchaftliche, politiſche und one Bedeutung. Eine zeitgemäße 
Betrachtung. 86 S. 


Die Gewerkſchaft. Zeitſchrift zur Vertretung der wirtſchaftlichen 


und ſozialen Intereſſen der in Gemeinde⸗ und Staatsbetrieben be⸗ 

ſchäftigten Arbeiter und Unterangeſtellten. Organ des Verbandes 

der Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter. Berlin 1918. 5 | 
XXII. Jahrgang, Nr. 31 — 48. 

Internationale Monats Seife für Wiſſenſchaft, Kunſt und Techit. 
Begründet vnn Friedrich Althoff, herausg. von Mar Corni⸗ 
celius. Leipzig⸗Berlin 1918, B. G. Teubner. 

12. Jahrgang, Heft 8. 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik. Herausg. N 


von Ludwig Elſter. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 


111. Band (III. Folge, 56. Band). Volkswirtſchaftliche Chronik, 


Mai, Juni und Juli 1918. | 
1. Heft nebſt volkswirtſchaftlicher Chronik, Juli 1918. 8 
2. Heft, Auguſt 1918. 
3. Heft, September 1918. 


Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſenfchaftlich⸗ 


gemeinverſtändlicher Darſtellungen. Leipzig und Berlin 1918, 
B. G. Teubner. | | | 
Band 182. Siebliſt, O.: Das Poſtweſen. 2. Aufl. 


Band 183. Siebliſt, O.: Das Telegraphen⸗ und Fernſprech⸗ 


weſen. 2. Aufl. 


Band 440 und 441. Israel, F.: Brandenburgiſch⸗Preußiſche 


| Geſchichte, J u. II. 


Band 500. Valentin, B.: Bismarck und ſeine Zeit, 4. St | 


. N 


N 
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Nord und Süd. Eine deutſche Monatsſchrift, herausg. von Ludwig 


Stein. Breslau 1918, Verlag ar Schleſiſchen Buchdruckerei von 
S. Schottländer. 
22. Jahrgang, Septemberheft. 
Der Öfterreichifche Volkswirt. Feucug a Walther Federn 
und Dr. Guſtar Stolper. Wien 1918. 
10. Jahrgang, Nr. 46—52. 
a 11. Jahrgang, Nr. 1—8. 
Preußiſche Jahrbücher. Herausg. von Hans Delbrück. Berlin 
1918, Georg Stilke. 
Band 173, Heft 3. 
Band 174, Heft 2. 


Quellen und Studien zur Geſchichte und Bog ia des 


Seekriegsrechts. Herausg. von H. Triepel und H. Pohl. 
Berlin 1918, Julius Springer. 

Band 1, Heft 2. Meurer, Ehrifkian: Das Gaſtrecht der 
Schiffe im Krieg und Frieden. 68 S 


3 Sammlung der nach gepflogener mündlicher Verhandlung geſchöpften 


Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichts. Begründet von Frhr. 
v. Glunek, fortgeſetzt von Karl Hugelmann. Wien 1918, 
k. k. Hof⸗ u. Staatsdruckerei. 

Jahrgang 1917, XVII. Teil, 2. Heft 617 S. 


Staatsintereſſe und Privatwirtſchaft. Eine Auswahl aus den 
Schriften von Friedrich Liſt. Für die Deutſche Bibliothek herausg. 
von Hildegard Schwab-Feliſch. 

Band 115 der Deutſchen Bibliothek. 280 S. 


Studien und Forſchungen zur Menſchen⸗ und Völkerkunde unter 


wiſſenſchaftlicher Leitung von Georg Buſchan. Stuttgart 1917, 
Strecker & Schröder. 

XIV. Feſtſchrift, Eduard Hahn zum LX. Geburtstage. Dar— 
gebracht von Freunden und Schülern. Mit 1 Titelbild, 1 Tafel, 
1 Karte und 16 Abbildungen. XI u. 368 S. 


Tübinger Staatswiſſenſchaftliche Abhandlungen. Herausg. von 
Carl Johannes Fuchs in Verbindung mit Ludwig Stephinger. 
Berlin, Stuttgart u. Leipzig 1917, W. Kohlhammer. 
Neue Folge, Heft 13. Laupheimer, Hans: Die ſtädtiſche 
Milchverſorgung in Ulm a. D. in Vergangenheit und Gegenwart. 
Mit einem Vorwort des Herausgebers. IX u. 113 S. 


Veußeher ee faßt Abhandlungen von F. Fick. Zürich 


1918, Orell Füß 

Band III. inge Grundbegriffe der Schadensverſicherung: Erſatz— 
wert, Verſicherungswert, Verſicherungsſumme, Gegenſtand der Ver— 
ſicherung, Intereſſe, Gewinnverbot, entwickelt an Hand des ſchweizeriſchen 
V. V. G. unter Berückſichtigung des internationalen Gewohnheitsrechts 
und des Rechtes der angrenzenden Staaten, namentlich des deutſchen 
V. V. G. und der öſterreichiſchen V. O. 


> 
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Band IV. Der Erſatzwert in der Sreuerverficherung nach dem 
ſchweizeriſchen V. V. G. Zugleich eine rechtsvergleichende Studie mit 
Bezug auf das internationale Gewohnheitsrecht und das Recht der 


angrenzenden Staaten, namentlich des deutſchen V. V. G. und die . 


öſterreichiſche V. O., ſowie die franzöſiſche Verſicherungspraxis. 


Weltwirtſchaftliches Archiv. Zeitſchrift für allgemeine und 
ſpezielle, Wirtſchaftslehre. eg von B u ae | 
Jena 1918, Guſtav Fiſcher. N 

13. Band, Heft 2 u. 3. 


Wiſſenſchakt und Bildung. Einzeldarſtellungen aus allen Gebieten 
des Wiſſens. Leipzig 1918, Quelle & Meyer. 
Band 113. Wygodzinskt a Einführung in bie Volks⸗ — 
wirtſchaftslehre. 2 Auflage. 147 


Zeitſchrift für Politik. Herausg. von R. Schmidt und A. Gr 
bomwsfy. Berlin 1918, Carl Heymanns Verlag. 
XI. Band, Heft 3. 


Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Begründet von Julius 
„ Wolf, fortgeführt von Ludwig Pohle. Leipzig 1918, A. e 
Neue Folge IX. Jahrgang, Heft 1—8. | 


Zeitſchrift he Völkerrecht. Herausg. von Joſ. Ro 4 er und 
Max Fleiſchmann. Breslau 1918, Kern. 
Band XI, 1. Heft. 
Band XI, Ergänzungsheft 1 u. 2. 


| 
N 


Züricher Volkswirtſchaftliche Studien. Herausg. von H. Sieve⸗ ö 


king. Zürich und Leipzig 1918, Raſcher & Cie. 
Neue Folge 4. Heft. Feer, Eduard: Die Ausfuhrpolitik der 
deutſchen Eiſenkartelle und ihre Wirkungen in der Schweiz. Ein 
i Beitrag zur Kartell- Literatur. 191 S. | 


8. Bücher und Broſ aan 


Apel, Theodor: Das Verbot der Nachtarbeit im Bäckereigewerbe. 

Inauguraldiſſertation zur Erlangung der Doktorwürde der Hohen 
Philoſophiſchen 5 der Königlichen Univerſität Marburg. 
‚Marburg 1918, R. Friedrichs Univerſitäts⸗Buchdruckerei. 65 S. 


Bauer, Stephan: Arbeiterſchutz und Völkergemeinſ chaft. Zürich 1918, 
Orell Füßli. 157 S. 5 


Bechtolsheim, Ernſt Greiherr von: Ein dagegen 
| München 1918, Max Steinebach. 87 S. 


Beckerath, Erwin von: Die Seehafenpolitik der deutſchen Eifen- ö 
| bahnen und 4 Rohſtoffverſorgung. Berlin 1918, Ws Springer. 
| VI u. 281 


ee Biermann, W. E.;: Die Ruin, Reigafnangeform. Linie 1918, 
= | Deichert (Werner Scholl). 
Schmollers Jahrbuch XIIII I. n | 96 
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| Blaum: Das armenpflegeriſche Exiſtenzminimum in Sttaßburg 1906 
| bis 1910. Im Auftrage des Armenrates bearbeitet durch den 
Direktor Dr. Blaum. Straßburg 1918, Straßburger Druckerei und 
Verlagsanſtalt, vormals R. Schulz & Co. 27 S. 


* 


E van der Borght „ Herbert: Die Entwicklung der deutſchen Reis— 


ſtärke⸗Induſtrie. Berlin 1918, Franz Siemenroth. 91 S. 
Bücher, Karl: Die Entſtehung der Volkswirtſchaft. Vorträge und 
| Aufſätze. Zweite Sammlung. Tübingen 1918, H. Laupp. 403 ©. 
Dehio, G.: Livland und Elſaß. Berlin 1918, Julius Springer. 
19 S. . 


Deutſchland und der Friede. Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
deüeutſcher Zukunft. Herausg. von Walter Goetz unter Mitwirkung 

von Otto Hoffmann. Leipzig u. ln 1918, B. G. Teubner. 
VIII u. 626 S. 


i | Diehl, Karl: Über Fragen des Geldweſens und ber Valuta während 


des Krieges und nach dem Kriege. Jena 1918, G. Fiſcher. 140 S. 


Diopſch, Alfons: Wirtſchaftliche und ſoziale Grundlagen der euro⸗ 


päiſchen Kulturentwicklung. Aus der Zeit von Cäſar bis auf Karl“ 
den Großen. I. Teil. Wien 1918, L. W. Seidel & Sohn. 
XI u. 404 S. ö 


Fiſcher, Edmund: Das ſozialiſtiſche Werden. Die Tendenzen der 
wirtſchaftlichen und ſozialen ae Leipzig 1918, Veit & Comp. 
VIII u. 552 S. 

Goldſchmit, Nobert: . der badiſchen Verfaſſungsurkunde. 

1818-1918. Karlsruhe i. B. 1918, G. Braun. 278 S. 


Hammer, Georg: Die Währungsfrage, gemeinverftänblid dargeſtellt. 
Stuttgart 1918, Mimir. 87 S 


Heydebreck, Claus von: Markowitz Beiträge zur Geſchichte eines 

kußjawiſchen Dorfes. Poſen 1917, Oſtdeutſche Verlagsanſtalt. 

80 u. 22 S. 

van der Heyden, Gerhard: Der ausländische Zahlungsverkehr in 
Holland vor, bei Ausbruch und während des Krieges, von deſſen 
Beginn bis Ende 1917. Abhandlung zur Erlangung der Würde 
w Doktors der Staatswiſſenſchaften, eingereicht bei der Wirtſchafts— 
und Sozialwiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität Frankfurt a. M. 
Cleve, 1918, W. Startz. 211 S. und 8 graphiſche Darſtellungen. 


Keutgen, F.: Der deutſche Staat des Mittelalters. Jena 1918, 
Guſtav Fiſcher. VII u. 186 S. 


Kukula, Rudolf: Der Bewaleungs Eine kritiſche Studie des 
ſogenannten Verwaltungsſtrafrechtes. Wien 1918, Manz'ſche k. u. 
k. Hofbuchhandlung. V u. 104 S. 

Ledebur Wicheln, Dr. Eugen Graf: Friedensvertrag mit Ru⸗ 

mänien. Die . Aktenſtücke nebſt einer Denkſchrift. Wien 

1918, Manz'ſche k. u. k. Hofbuchhandlung. 124 S. 


1 ker), 
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Luſchin von Ehengrenth, Arnold: Grundriß der öſterreichiſchen 


Reichsgeſchichte. 2. Aufl. Mit drei in den Text gedruckten undd 


einer farbigen Karte und fünf Stammtafeln. Bamberg 1918, e 
XVI u. 429 S. 


Meißner, Elſe: Der Wille zum Typus. Ein Weg zum Fortſchritt 
deutſcher Kultur und Wirtſchaft. Jena 1918, E. Diederichs. 85 S. 


aſſow, Nichard: „Kapitalismus.“ Eine 1 ee 
Studie. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. V u. 136 S 


Nedslob, Nobert: Die parlamentariſche Regierung in ihrer wahren 


und in ihrer unechten Form. Eine vergleichende Studie über die 


Verfaſſungen von England. Belgien, Ungarn, Schweden und Frank⸗ 


reich. Tübingen 1918, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). IX u. 186 S. 


RNeibnitz, Kurt Freiherr von: Weltkrieg und Weltbörſe. Berlin, 
Arthur Collignon. 32 S. | 

Reichert; Dr. 3.: Aus Deutſchlands Waffenſchmiede. Mit zahlreichen 
Bildern und in Selm ee 1918, Reale Hermann 
Kalkoff. 112 ©. | 


Supf, Wilhelm: Tarifnot and Tariferhöhung in den Gemeinde⸗ 
betrieben und den privaten Straßenbahn⸗, Gas⸗, Waſſer⸗ und 
— Berlin W. 8, Carl Heymanns Verlag. 

6 S. 


| u. Mar: Die organische Löſung der Zeitfragen. Augsburg 


1918, Selbſtverlag des Verfaſſers. 49 S. 


Schwemer, Richard: Geſchichte der freien Stadt Frankfurt a. M. 
(1814 — 1866). Im Auftrag der ſtädtiſchen hiſtoriſchen Kommiſſion. 
Frankfurt a. M. 1918, Joſ. Boer. III. Band, 2. Teil. XV u. 586 S. 
Schwiedland, Eugen: Volkswirtſchaftslehre. Vorleſungen an der 
Techniſchen Hochſchule in Wien. Wien u. Leipzig 1918, Manz' ſche 
k. u. k. Hofbuchhandlung. 775 S. 
Stryt, Guſtav von: Der Sinn des Krieges und andere Auffäße. 
| Dorpat 1918, J. G. Krüger. 88 S. 


| Wiedenfeld, Kurt: Staatliche Preisfeſtſetzung. Ein Beitrag zur 
Kriegs⸗Preispolitik. Bonn 1918, A. Marcus’ & E. Webers en 
Dr. Albert Ahn.) 56 ©. 


Wolf, Franz: Die Rechtsſtellung der unehelichen * im BB. 


und ihre Reform. e und Berlin 1918, J. G. Cotta. 


BE Kin 91 S. 


6. Sonderabjüge 


Die Wohnungsproduktion und ihre Grundlage vor a 
Kriege. (Sonderabdruck aus „Die Wohnungs⸗ und Siedlungs⸗ 
frage nach dem Kriege . von e Fuchs.) 
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In dieſer Sammlung erſchien unlängſt: 


Das Verfaſſungsproblem 
im Habsburgerreich 


Von 
Wilhelm Schüßler Br. 
Geheftet M. 9 gebunden M. 8.— 


„Jetzt, wo die tiefſtgreifenden Anderungen am Bau der Donaumonarchie 
vorgenommen werden und mancher das lebhafteſte Intereſſe empfindet, ſich 
über den einſchlägigen Stoff genauer zu unterrichten, die Struktur des Habs⸗ 
burgerreiches, ſein organiſches Entſtehen und geſchichtliches Werden kennen 
zu lernen, gibt dieſes Buch dem Leſer das in die Hand, was er ſucht und 
braucht. Die Darftellung iſt lebendig und feſſelnd, der ſpröde geſchichtliche 
Stoff erwacht zu politiſchem Leben, und jeder Leſer wird dem Verfaſſen 
dankbar dafür fein, daß er ihm kein trockenes gelehrtes! Buch vorſetzt, ſondern 
ihn mit ſchneller, ſachkundiger Hand durch längſt vergangene Zeiten und ihre 
Sorgen bis in die allerjüngſte Gegenwart hindurchführt, ſo daß ihm keines 
der öſterreichiſchen Probleme mehr fremd bleibt. (Kölniſche Zeitung) 


„Manches, was Dr. Schüßler in dem Buche geſagt hat, war zur Zeit, da 
er es niederſchrieb — Mai 1918 — geradezu kühn, zur Zeit, da das Buch 
die Preſſe verließ — Mitte September 1918 — 1300 immer überrajhend: 
heute, Anfang Oktober, dürfte manchem öſterreichiſchen (und ungariſchen) Leſer 
der Gedanke aufdämmern, daß hier prophetiſche Gedanken geſagt worden 
find — in wenigen Monaten wird Schüßlers Werk wie eine erläuternde Denk?! 
ſchrift zu den Veränderungen erſcheinen, die ſich bis dahin bei uns unweigerlich 
abgeſpielt haben werden. Mehr zum Lobe des (glänzend geſchriebenen, pracht⸗ 
voll zugeſpitzten) Buches vermögen wir heute hier nicht zu ſagen: wir wollen 
nur auch unſere Leſer aufmerkſam machen, daß das Werk durch die weiten Ge⸗ 

ſichts punkte, die es eröffnet, gerade in dieſer Zeit des ſcheinbaren Durcheinanders f 


klärend und beruhigend wirkt. Es iſt jedenfalls das zeitgemäßeſte Werk, das 
heute für uns, für unſere Freunde, für unſere Feinde (ſoweit ſie es zur Stunde 


noch ſein dürften) denkbar iſt.“ (Danzers Armee Zeſtung ö B 
Auen 5 


Deutſche Verlags- Anſtalt in Stuttgart 
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Ende 1918 erſchlen: 


Leopold von Wieſe 
Strindberg 


Ein Beitrag 
zur Soziologie der Geſchlechter 
8. IV. 143 Seiten | 
preis 5 mark, gebunden 7 mark SO Pf. 


. — — 


Die vier Wege der Erkenntnis Was Wiſſen um Mann und 
Weib / Ethik und Sozialwiſſenſchaft). 


Strindberg (Die jungen Dramatiker der Gegenwart / Bühne und 


Wirklichkeit / Dichter und Ethik / Beſchwichtigungen / Frauenhaß / Die 


An titheſe zwiſchen Sinnlichkeit und Grübelei / mißbrauch der Schönheit 


zur Grauſamkeit / Tröpfe / Die Frau und die Unbekannte / Aneinander 
gekettet / Der Verrat des Leibes an die Idee). 


Antifeminismus (Die vier Stadien der Frauenbewegung / Hans 
Blüber / Laura Mlarbolm / Lucia Dora Froſt / Männliche Feminiſten / 
Nur Reſſentiment? / Vom erotiſchen zum gotiſchen Prinzip / Indras 
Tochter / Die Frauen im Beruf und Staat). 8 


Das weibliche Geſchlecht und die Politik Der unpolitische 


Charakter der Frauen / Weibliche Einheitlichkeit und männliche Jerlegt⸗ 


beit / männliche Rulturfflayerei / Weibliche Hingabe / Schiff bruch 


Strindberg als Warner / Neue Fragen). 


Eros (Die drei Wege des Weibes / Freiheit durch Arbeit? / Uralte 


Fehler / Der geſchichtliche Zuſammenhang von Sexualität und Ebe / Ge⸗ 


ſchlechtstrieb und Fortpſtanzungswille / Binderſchickſal und Elternglück). 


Die Wege Aſiens (mädchentstung / Fußverkrüppelung / Witwen⸗ 


verbrennung / Vinderheirat / Birma / Zurück nach Aſien). 


Die Wege Europas (Die drei wege des Mannes / Die Sünde 
gegen den Geiſt der Monogamie / Sinderniſſe der rechten Wahl / Hexen: 
wahn / Sinnengenuß / Armes Europa). | 
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Inhalt, 


Abſicht „Die Selbſtbegegnung Ein alter Krug / Die ERBEN, 
des Ornaments / Der komiſche Seld / Philoſophie der Muſik / 


Über die Gedankenatmoſphäre dieſer Zeit / Die Seſtalt der un⸗ 
konſtruierbaren Frage / Karl Marx, der Tod und die Apokalypſe. 


„Von dem ungeheuren Reichtum des Buches an dieſer Stelle auch nur an⸗ 


nähernd einen Begriff zu geben, iſt unmöglich. Es führt durch alle Gebiete 


unſeres Lebens, unſerer Philoſophie und Kunſt hindurch, um überall an ihnen die 


gleiche geſchichtsphiloſophiſche Geſamtlage, die eth Grundprobleme und den 
Weg zu ihrer Löſung aufzuzeigen. — — EM 

Und ſchließlich iſt auch dies machtvolle Buch ein Gebilde unſerer Zeit, und die 
ſchwere Stunde feiner Geburt, die Leere und das abgründige Verlaſſenſein unſe rer 


Welt haftet auch ihm an. Es iſt nicht wie andere ſchöpferiſche religisfe Gedanken ⸗ 


gebilde in einem großen, gemeinſamen, blühenden Glaubens- und Ideenreich er⸗ 
wachſen; es iſt von unendlicher Einſamkeit. Alle Wege, die dort bereit liegen, 
müſſen hier erſt ungeduldig geſucht, alles Alte muß fieberhaft zerſtampft, alles 
Teue gewaltſam durch den glühenden Lebensüberſchwang eines Einzelnen aus 
dem Nichts ins Leben gerufen werden. Dies zeichnen auch die höchſten Gedanken 
und Viſionen des Buches immer wieder in gewaltigen Linien nach. — — 

Seit langen Jahrzehnten wieder erhebt hier die Philoſophie aus aller v ver⸗ 
gänglichen Umhüllung mit Einzelwiſſenſchaft und methode frei ihr cwiges Antlitz. 
Zum erſten Male wieder hat die Retaphyſik die ihr von Kant zuerkannte Stelle 
als Königin der Wiſſenſchaften eingenommen. Aus der furchtbaren Nacht und 
Einöde, dem troſtloſen Wein unſerer Welt ſteigt jäb eine Flammengarbe von Be 
jabung und Jukunft empor. Die Bejahung gilt nicht dem Seienden, weder als 
Natur, noch als Nosmos, noch als Gott — fie gilt allein der durch uns zu 
ſchaffenden zukunft — das iſt das einzige Leben unſerer Zeit, die keine Gegenwart 
bat. Es iſt auch der innerſte Sinn der Revolution. Dies im Krieg geſchriebene 
Buch iſt Geiſt von ihrem Geiſt, Glauben von ihrem Glauben, Hoffnung von ihrer 


Hoffnung.“ (Margarete Susmann in der Frankfurter Zeitung vom 12. J. 1919) 


piererſche Sofbuchdruckerei Stephan Geibel & Co, in Altenburg. 8 
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